Im digitalen Zeitalter sind immer mehr Personen mit der Erstellung von
Bildern beschSttigt, sei es als selbstSndige Werkschspfer, als Arbeitnehmer
oder als arbeitnehmerShnliche Urheber. Die Probleme, die in derartigen
AuftragsverhSltnissen auftauchen, sind zahlreich und im Detail noch nicht
hinreichend gekISrt. Diese Arbeit untersucht zunSchst in einem allgemei-
nen Teil, welche Schutzrechte an Bildern bestehen kSnnen. Dabei wird ins-
besondere das Urheberrecht nicht isoliert, sondern vielmehr im Zusam-
menhang mit anderen gewerblichen Schutzrechten (Geschmacksmuster-
recht, Markenrecht) betrachtet. Gegenstand des besonderen Teils ist die
Rechtslage in AuftragsverhSltnissen. Ausgehend vom Urheberrecht wer-
den auch das Geschmacksmuster- und Markenrecht in die Untersuchung
miteinbezogen. Aus der Perspektive der Urheber werden die zu betrach-
tenden AuftragsverhSltnisse in vier gro§e Gruppen unterteilt: 1.) selbstSn-
dige Urheber 2.) arbeitnehmerShnliche Urheber 3.) Arbeitnehmerurheber
4.) im Einzelfall: Miturheber. Im Schwerpunkt behandelt diese Arbeit die
EinrfSumung von Nutzungsrechten an einen Auftraggeber. Daneben wer-
den auch die Urheberperssnlichkeitsrechte und der Anspruch auf eine Ver-
gYtung fYr die Nutzung des Werkes untersucht. Abschlie§end enthSlt diese
Arbeit auf der Grundlage der gemachten Untersuchungen einen Vertrags-
vorschlag fYr einen Bild-Nutzungsvertrag.
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Bildurheberrechte und gewer bliche Schutzrechtein

Auftragsver haltnissen

Heute ermdglichen neue Technologien, Bilder mihelos zu erstellen. Was friher nur
Auserwéhlten oder Taentierten vorbehalten war, kann im digitalen Zeitater nahezu
jedermann. Und schon immer galt: Ein Bild sagt mehr als tausend Worte. Aus diesen
Grinden boomt der Gebrauch von Bildern, Zeichnungen, Karikaturen, Comics, Fotos und
anderen visuellen Darstellungen insbesondere im gewerblichen Bereich. Folglich sind immer
mehr Personen mit der Erstellung von Bildern beschéftigt, sei es as selbstandige
Werkschopfer, als Arbeitnehmer oder als arbeitnehmerahnliche Urheber. Die Probleme, diein
derartigen Auftragsverhdtnissen auftauchen, sind zahlreich und im Detall durch Gesetz,
Rechtsprechung und Literatur noch nicht hinreichend gekléart.

Das Thema dieser Arbeit hat sich im Zusammenhang mit einem Forschungsprojekt des
Lehrstuhls fir Rechtssoziologie und Rechtsphilosophie an der Ruhr-Universitdt Bochum
(Prof. Dr. Klaus F. Rohl) ergeben, welches sich mit dem Eindringen visueller Kommunikation
in das Recht beschéftigt.! Das urspriinglich kommunikationswissenschaftlich ausgerichtete
Projekt mit dem Titel ,Visuelle Rechtskommunikation“ hat unter dem Titel , Recht
anschaulich” eine anwendungsbezogene Fortsetzung gefunden. Mit dem Projekt , Recht
anschaulich® sollen verschiedene Visualisierungsmdglichkeiten in der Juristenausbildung ent-
wickelt werden. Aus diesem Grund wird der Bildbegriff des Projekts ,Visuelle
Rechtskommunikation“ der vorliegenden Untersuchung zugrunde gelegt. Dem Projekt zu
Folge sind Bilder ale Zeichen, die sich nicht in Text erschdpfen, also ale nonverbalen mit
dem Auge wahrnehmbaren Zeichen. Einbezogen wurden deshalb auch insbesondere Logos,
wissenschaftliche Darstellungen und Gebrauchsgrafiken.

Ziel dieser Arbeit ist es, zundchst in einem allgemeinen Teil zu kléren, welche
Schutzrechte an Bildern bestehen kénnen. Dabei wird insbesondere das Urheberrecht nicht
isoliert, sondern vielmehr im Zusammenhang mit anderen gewerblichen Schutzrechten
(Geschmacksmusterrecht, Markenrecht) betrachtet. Die Besonderheit des
Vertragsgegenstands ,,Bilder” liegt namlich gerade darin, dass eine Gemengelage

verschiedener Schutzsysteme vorliegen kann.

1  Z.B.: Rohl/Ulbrich, Zeitschrift fir Rechtssoziologie 2000, S. 355 f.; Rohl, JZ 2003, S. 339 .



Gegenstand des besonderen Tells ist die Rechtdage in Auftragsverhdtnissen. Ausgehend
vom Urheberrecht werden auch das Geschmacksmuster- und Markenrecht in die
Untersuchung miteinbezogen. Aus der Perspektive der Urheber werden die zu betrachtenden
Auftragsverhdltnisse in vier grof3e Gruppen unterteilt:

e selbsténdige Urheber

e arbeitnehmerahnliche Urheber
e Arbeitnehmerurheber

e im Einzelfall: Miturheber

Die vorliegende Arbeit behandelt als Schwerpunkt die Einraumung von Nutzungsrechten
an einen Auftraggeber. Daneben werden auch die Urheberpersonlichkeitsrechte und der
Anspruch auf eine Vergitung fur die Nutzung des Werkes untersucht.
Gewdhrleistungsanspriiche, die bei einem im Auftrag erstellten Bild entstehen konnen,
bleiben aul3erhalb der Betrachtung.

Ein selbstdndiger Urheber rédumt seinem Auftraggeber aufgrund eines so genannten
Nutzungsvertrags Nutzungsrechte an einem Werk ein. Da das Urhebervertragsrecht trotz der
Reformbemiihungen des Gesetzgebers noch nicht umfassend geregelt ist, orientiert sich die
Praxis auch weiterhin an Mustervertragen und Allgemeinen Geschéftsbedingungen. Deshalb
werden zunachst die fir diesen Problemkreis einschlégigen Mustervertrdge und Allgemeinen
Geschéaftsbedingungen untersucht. Daran schliefdt sich eine Betrachtung der in 8 31V UrhG
normierten Zweckibertragungsregel an, welche als Auslegungsregel von zentraler Bedeutung
fur das Urhebervertragsrecht ist. Entscheidende Elemente der ZweckUibertragungsregel sind
zum einen die vom Nutzungsrecht umfassten Nutzungsarten und zum anderen der jeweilige
Vertragszweck. Deshalb werden zunéchst die fur Bilder in Betracht kommenden
Nutzungsarten konkretisiert. Der Umfang eines Nutzungsrechts wird dann anhand typischer
Verwendungszwecke fur Bilder bestimmt. Bei der Bestimmung des Umfangs eingeréaumter
Nutzungsrechte kommt dem Umstand, dass es sich um eine Auftragsproduktion handelt,
besonderes Gewicht zu. Abschliel3end enthdt diese Arbeit auf der Grundlage der oben
genannten Untersuchungen einen Vertragsvorschlag fur einen Bild-Nutzungsvertrag. Dieser
berticksichtigt einerseits die Besonderheiten des Nutzungsgegenstands ,, Bilder*, also auch das
Geschmacksmuster- und Markenrecht, andererseits die widerstreitenden Interessen in
Auftragsverhd tnissen.

Bel Auftragsverhaltnissen zwischen einem arbeitnehmerahnlichen Bild-Urheber und einem

Auftraggeber ergeben sich Besonderheiten gegeniber den zuerst untersuchten



Auftragsverhaltnissen insbesondere aufgrund des Vergutungstarifvertrags Design SDSt/AGD
und des Tarifvertrags fur arbeitnehmeréhnliche freie Journalisten und Journalistinnen an
Tageszeitungen. Insbesondere der Vergutungstarifvertrag Design wird néher untersucht. Zum
einen wird festgestellt, dass enige Klauseln nicht den gesetzlichen Anforderungen
entsprechen und zum Teil sogar nichtig sind. Zum anderen enthét dieser Tarifvertrag keine
Regelungen zum Geschmacksmusterrecht, obwohl der Schutz nach dem Geschmacksmuster-
gesetz fur Designleistungen eine bedeutende Rolle spielt. Aus diesem Grund wird nach der
Untersuchung der geschmacksmusterrechtlichen Rechtslage ein Vorschlag gemacht, welche
Regelungen ein Vergutungstarifvertrag Design enthalten konnte.

Bei der Betrachtung der Arbeitnehmerurheber wurde der Schwerpunkt auf den Bereich der
Hochschule gelegt. Dies nicht zuletzt deshalb, weil das Thema dieser Arbeit sich im
Zusammenhang mit der Erstellung von Bildern fur die Rechtsdidaktik an Hochschulen
ergeben hat. Beantwortet werden insbesondere folgende Fragen: Wer ist berechtigt, die
Dienstwerke Hochschulangehtriger zu nutzen? Bestehen Besonderheiten, wenn
Forschungsprojekte durch Drittmittel geférdert werden? Wie ist die Rechtslage, wenn Werke
von Doktoranden nicht ausschliefdlich in einem Doktorandenverhéltnis, sondern zugleich im
Rahmen eines Beschéftigungsverhatnisses beim Land geschaffen werden?

Die gewonnenen Erkenntnisse und erarbeiteten Vorschldge sollen dazu beitragen, in

Auftragsverhaltnissen die nétige Rechtssicherheit zu schaffen.



A. Allgemeiner Teil: Bildurheberrechte und gewer bliche Schutzr echte?

Das Urheberrecht sowie die gewerblichen Schutzrechte, also das Geschmacksmuster- und das
Markenrecht, dienen dem Schutz des geistigen und gewerblichen Schaffens. lhre Grundlage
bzw. ihren Geltungsgrund finden diese Schutzrechte in Art. 14 GG, dem Recht am geistigen
Eigentum. Allen diesen Rechten ist gemeinsam, dass sie Immaterialgiterrechte, also
ausschlieffliche Rechte an einem unkorperlichen Gut, darstellen® Neben dieser
Gemeinsamkeit bestehen aber auch einige Unterschiede.

Das Urheberrecht zeichnet sich gem. 8 11 S. 1 UrhG dadurch aus, dass es den Urheber in
seinen geistigen und personlichen Beziehungen zum Werk und in der Nutzung des Werks
schitzt. Diese Bestimmung bringt das Wesen des Urheberrechts sowohl als Personlichkeits-
as auch as Vermogensrecht zum Ausdruck.* Beide Rechte bilden gemaR der so genannten
monistischen Theorie® eine untrennbare Einheit und sind vielféltig miteinander verbunden. Im
Mittelpunkt des Urheberrechtsschutzes steht das Werk, das sich gem. 8211 UrhG as
personliche geistige Schopfung erwel sen muss.

Das Geschmacksmustergesetz schitzt dagegen gewerbliche Muster und Modelle, welche
neu sind und Eigenart haben.® Da es sich auch dabei haufig um &sthetische Schopfungen
handelt, besteht eine enge Verwandtschaftsbeziehung zum Urheberrecht. Uberschneidungen
dieser beiden Schutzsysteme sind insbesondere bei den Werken der angewandten Kunst gem.
821 Nr. 4 UrhG moglich. Der Unterschied zwischen Urheber- und Geschmacksmusterrecht
ist dabei nach herrschender Auffassung gradueller Natur, wobel das Urheberrecht einen
hoheren Grad von Schopfungshdhe voraussetzt.” Seinem Wesen nach ist das

Geschmacksmusterrecht ein gewerbliches Schutzrecht auf urheberrechtlicher Grundlage und

N

Zu den gewerblichen Schutzrechten gehdren das Patent-, Gebrauchsmuster-, Geschmacks-muster- und

Markenrecht. Das Patent- und Gebrauchsmusterrecht bleiben in der vorliegenden Arbeit auRerhalb der

Betrachtung, da Bilder grundsétzlich nicht Gegenstand dieser technischen Schutzrechte sein kénnen. Im

Folgenden bezieht sich demnach der Begriff ,, gewerbliche Schutzrechte” nur auf das Geschmacksmuster-

und Markenrecht.

Haberstumpf, Handbuch des Urheberrechts, Rn. 13.

Ahlberg in Méhring/Nicolini, UrhG, Einl. Rn. 12.

Ulmer, Urheber- u. Verlagsrecht, S 113; Schack, Urheber- u. UrhebervertragsR, Rn.306f.;

Fromm/Nordemann, UrhG, § 11 Rn. 2.

6  Das Geschmacksmustergesetz ist am 12. Mé&rz 2004 reformiert worden. Vgl. 8 21 GeschmMG n. F. Friiher
wurde ein Muster als Geschmacksmuster geschiitzt, wenn es neu und eigentiimlich war.

7  BGH, GRUR 1995, S. 581 (582); BGH, GRUR 1983, S. 377 (378); BGH, GRUR 1974, S. 669 (671).



nimmt damit eine Zwitterstellung zwischen den technischen Schutzrechten (bspw. dem
Patentrecht) und dem Urheberrecht ein.?

Neben dem Urheberrecht gewdhrt das Urheberrechtsgesetz auch noch verwandte
Schutzrechte, welche auch als Leistungsschutzrechte bezeichnet werden. Den Gegenstand
dieses Schutzes bilden Leistungen, welche keine personlichen geistigen Schopfungen im
Sinne des urheberrechtlichen Werkbegriffs darstellen, aber trotzdem als schutzbedrftig
angesehen werden. Fir sie gelten die Regelungen des Urheberrechts meist entsprechend.

Eine ganz andere Schutzrichtung a's das Urheber-, Leistungs- und Geschmacksmusterrecht
weist das Markenrecht auf. Es bezweckt den Schutz von Unterscheidungszeichen fir Waren
und Dienstleistungen, wobei es nicht darauf ankommt, ob die Marke eine geistige Schopfung
darstellt.’ Trotzdem konnen sich auch hier Uberschneidungen des Urheberrechts- und
Markenrechtsschutzes ergeben, bspw. bei Bildern oder beim Titelschutz.*

Im Gegensatiz zu den gewerblichen Schutzrechten entstehen das Urheber- und
Leistungsschutzrecht kraft Gesetzes. Geschmacksmuster- und Markenrechte sind dagegen
keine , geborenen Rechte“ ', sie entstehen in der Regel* erst mit Anmeldung und Eintragung
in das entsprechende Register.

|. Urheberrecht

1. Personliche geistige Schépfung

Das Urheberrecht entsteht gem. 8 1 UrhG an Werken der Literatur, Wissenschaft und Kunst.
Voraussetzung dafur ist, dass diese Werke den Anforderungen des 8§ 2 UrhG gerecht werden.
821 UrhG bestimmt lediglich formal, welche Werke dem Urheberrechtsschutz zuganglich

Nirk/Kurtze, GeschmMG, Einf. Rn. 38.
Schricker, UrhG, Einl. Rn. 35.

10  Wandtke/Bullinger, GRUR 1997, S. 573 (575).

11 Ahlberg in M&hring/Nicolini, UrhG, Einl. Rn. 107.

12 Der Markenschutz kann auch durch die Benutzung eines Zeichens im geschéftlichen Verkehr entstehen,
soweit das Zeichen innerhalb beteiligter Verkehrskreise als Marke Verkehrs-geltung erworben hat
(8 4 Nr. 2 MarkenG) oder durch die im Sinne des Artikels 6 der Pariser Verbandsiibereinkunft notorische
Bekanntheit einer Marke (8 4 Nr. 3 MarkenG).



sind.® Der Werkkatalog des §21 UrhG ist nicht abschlieBend, wie durch das Wort
»insbesondere” deutlich wird. 8 211 UrhG regelt die materiell-rechtlichen Voraussetzungen
des Urheberrechtsschutzes, wonach ein Werk nur dann urheberrechtlich geschitzt wird, wenn
es sich dabei um eine personliche geistige Schopfung handelt. Der Begriff der personlichen
geistigen Schopfung ist in seiner konkreten Ausgestaltung teilweise sehr umstritten.
Allgemein erfordert der Werkbegriff des 8 2 I1 UrhG aber einen geistigen Gehalt, eine diesen
représentierende sinnlich wahrnehmbare Formgestaltung, ein personliches Schaffen und einen

schopferischen Eigentumlichkeitsgrad.™
a) Geigtiger Gehalt

Das Werk muss aso zundchst einen geistigen Gehalt bzw. Inhalt gedanklicher oder
asthetischer Art zum Ausdruck bringen.™ Dieser findet seinen Niederschlag und Ausdruck in
dem geistigen Gedankeninhalt des Werkes, der sich in der Gedankenformung und -fiihrung
des dargestellten Inhalts und/oder in der besonderen geistvollen Form und Art der Sammlung,
Einteilung und Anordnung des dargebotenen Stoffs zeigt.’® Der menschliche Geist muss also
im Werk durch dessen Inhalt und/oder Form zum Ausdruck kommen. Inhalt und Form bilden
dabei eine Einheit, bei der aber jewells das eine oder andere Element im Vordergrund stehen
kann.!” Bei Bildern bestimmt in der Regel die Formgebung den geistigen Gehalt des Werkes.
Nicht ausreichend wére deshalb das Ergebnis einer rein mechanischen Tétigkeit, also bspw.
ein blofRRes Lichtbild. Dem Werk muss sich vielmehr eine Gesamtaussage aufgrund seines
Inhalts und/oder seiner Form entnehmen lassen, welche dann den geistigen (&sthetischen)
Gehalt des Werkes darstellt.® Ein &sthetischer Gehalt, also ein Bezug zur Schonheit, ist fiir
den Werkcharakter grundsatzlich nicht erforderlich.® Gleichwohl bestimmt sich der geistige
Gehalt aber insbesondere bei den Werken der bildenden Kunst durch eine éasthetische
Komponente.

13 Ahlberg in M6hring/Nicolini, UrhG, § 2 Rn. 43.

14 Haberstumpf, Handbuch des Urheberrechts, Rn. 92; v. Gamm, UrhG, § 2 Rn. 4f.
15 Rehbinder, Urheberrecht, Rn. 115.

16 RGZ 116, S. 292 (294); BGHZ 18, S. 175 (177).

17 Haberstumpf, GRUR FSII, S. 1125 (1136).

18 Haberstumpf, Handbuch des Urheberrechts, Rn. 77.

19 Erdmann, FSf. v. Gamm, S. 389 (399).
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b) Wahrnehmbar e Formgestaltung

Des Weiteren muss das Werk eine den geistigen Gehalt représentierende sinnlich
wahrnehmbare Formgestaltung angenommen haben.® Inhalt und Form miissen also bereits
Ausdruck gefunden haben.?! Dazu gehért, dass das Werk bzw. der in ihm verkorperte geistige
Gehalt fur die Aulenwelt erkennbar ist. Eine Vollendung des Werkes ist dabei nicht
erforderlich, wohl aber muss die Form des Werkes so weit fortgeschritten sein, dass dessen
individuelle Ziige bereits Gestalt angenommen haben. Blofen Ideen fehlt demnach der Werk-
charakter.?? Wahrnehmbar ist die Formgestaltung auch, wenn sie erst mit Hilfe technischer
Vorrichtungen zu erkennen ist, also bspw. durch Speicherung auf einem Datentrdger. Der
urheberrechtliche Schutz besteht auch nur fur eine konkrete Formgestaltung. Eine besondere
Methode oder Technik des Schaffens ist dagegen nicht schutzfahig.?®

c) Personliches Schaffen

Drittens muss es sich um eine personliche Schépfung handeln und dementsprechend das
Ergebnis einer menschlich-gestalterischen Tatigkeit sein.®* Schopfer eines Werkes kann nach
deutschem Recht nur der Mensch sein.?> Nicht schutzfahig sind demnach von Maschinen oder
Apparaten hergestellte Erzeugnisse, es sei denn die Maschine wurde nur als technisches
Hilfsmittel verwandt.”® Entscheidend ist aso, ob sich das Erzeugnis noch unmittelbar auf
einen geistigen Schopfungsakt zurtickfihren l&sst. Diese Abgrenzung kann im Einzelfall
erhebliche Probleme bereiten. Fraglich ist bspw. der Werkcharakter von Erzeugnissen bei
deren Herstellung ein Zufallsgenerator verwendet wurde. Der Zufallsgenerator eines
Computers wahlt aus einer Vielzahl moglicher Varianten eine oder mehrere aus, wodurch ein
Erzeugnis beliebiger Art entsteht. Kann dieser Prozess ausschliefdlich auf den Zufallsgenerator

zurlickgefuhrt werden, so wird man einen Urheberrechtsschutz ablehnen missen, da hier die

20 Anders Ahlberg in Mohring/Nicolini, UrhG, 82 Rn. 44; der im Ergebnis aber auch eine konkrete
Ausgestaltung des Werks fordert.

21  Rehbinder, Urheberrecht, Rn. 116.

22 BGH, GRUR 1987, S. 704 (706).

23 BGHZ18,S.175(177f.); BGHZ 5, S. 1 (4); BGH, GRUR 1967 S. 500 (501).

24  Loewenheimin Schricker, UrhG, § 2 Rn. 11.

25 Nordemann/Vinck in Fromm/Nordemann, UrhR, § 2 Rn. 11.

26 Ahlberg in M&hring/Nicolini, UrhG, 8§ 2 Rn. 51; Erdmann, FSf. v. Gamm, S. 389 (396).

11



menschlich-gestalterische Téatigkeit allein im Bedienen des Zufallsgenerators gesehen werden
kann. Dies kann aber nicht den Voraussetzungen einer personlichen Schopfung gentigen.
Lasst der Werkschopfer dagegen lediglich eine Einflussnahme des Zufallsgenerators auf
begrenzte Werkteile zu, so kann grundsétzlich ein geistiger Schaffensprozess zu bejahen
sein.?’ Auf die Probleme der Werkcharaktereigenschaft der Computerkunst werde ich auf

S. 18 f. noch genauer eingehen.
d) Schopferischer Eigentimlichkeitsgrad

Letztes Merkmal des urheberrechtlichen Werkbegriffs ist der schopferische Ei-
gentiimlichkeitsgrad, welcher sich zugunsten der Ubersichtlichkeit in die Untermerkmale der
Individualitat und der Gestaltungshohe aufgliedern |&sst.?

Grundsétzlich reicht fur die Urheberrechtsschutzfahigkeit einfache Individualitéat aus. Das
Merkmal der Individualitdt kann aus dem Begriff der ,, Schopfung* abgeleitet werden und
dient dazu, urheberrechtsschutzfahige Werke von der Masse des Alltaglichen, des Banalen
abzugrenzen®® Das Werk muss also eine gewisse Eigenstandigkeit, Originalitat bzw.
Eigenheit aufweisen. Nicht erforderlich ist dabei die objektive Neuheit des Erzeugnisses™, da
auch mehrere Urheber unabhangig voneinander mehrere individuelle Werke schaffen kdnnen
und auch diesen urheberrechtlicher Schutz zuteil kommen soll.*! Es geniigt, dass das Er-
zeugnis subjektiv, also fur den Schopfer, neu ist. Der Grad der Individualitét der
verschiedenen Werke kann variieren. Je mehr der Werkschopfer sich an vorbekanntem
Formengut orientiert, desto geringer ist der Grad der Individualitét. Drickt der Werkschopfer
seinem Werk aber den Stempel seiner Personlichkeit auf, so erreicht die Individualitét ihren
stérksten Grad.* Die unterste Grenze der Urheberrechtsschutzfahigkeit bildet die sogenannte
kleine Miinze des Urheberrechts®. Diese umfasst einfache, aber gerade noch schutzfahige

Schopfungen, die nur einen geringen Grad an Individualitét aufweisen, ohne dass es dabeil auf

27  Nordemann/Vinck in Fromm/Nordemann, UrhR, § 2 Rn. 10.

28 Haberstumpf, Handbuch des Urheberrechts, Rn. 92.

29 BGHZ 18, S. 319 (322f.); BGHZ 94, S. 276 (287).

30 BGH, GRUR 1982, S. 305 (307); BGH, GRUR 1979, S. 332 (336).

31 Haberstumpf, Handbuch des Urheberrechts, Rn. 96.

32 Haberstumpf, GRURFS. II, S. 1125 (1141).

33 Vgl. Rehbinder, Urheberrecht, Rn. 51; Ausdruck stammt v. Alexander Elster, Gewerblicher Rechtsschutz,
1921, S. 40.
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den kiinstlerischen Wert ankommt.** Da die Entscheidung dariiber, welches Werk noch als
individuell eingestuft werden kann und welches nicht, in nicht geringem Malie
Anschauungssache ist, bereitet die praktische Umsetzung dieser Formel erhebliche Probleme,
auf die bei den einzelnen Werkarten noch weiter einzugehen sein wird.

Neben der Individualitdt wird von der Rechtsprechung fiur bestimmte Werkarten ein
hoheres Mal3 an eigenschopferischer Gestaltung verlangt, welche als Gestaltungshohe
bezeichnet wird. Dies gilt insbesondere fur Werke der angewandten Kunst, also solche
Werke, die einem Gebrauchszweck dienen. Voraussetzung ist danach, dass es sich um eine
Schopfung individueller Prégung handelt, deren &sthetischer Gehalt einen solchen Grad
erreicht hat, dass nach Auffassung der fir Kunst empfanglichen und mit Kunstanschauungen
einigermal3en vertrauten Kreise von einer ,kinstlerischen* Leistung gesprochen werden
kénnte. Grund fiir die Forderung nach einer besonderen Gestaltungshéhe bei Werken der
angewandten Kunst ist die Abgrenzung der Schutzsysteme des Urheberrechts und des
Geschmacksmusterrechts. Fraglich ist aber, ob man nur fir Werke der angewandten Kunst
eine besondere Gestaltungshohe fordern darf und bel den Gbrigen Werkarten nicht. Das hétte
namlich zur Folge, dass dem Urheberrecht trotz des einheitlichen Wortlauts kein einheitlicher
Werkbegriff zugrunde liegen wiirde.** Da das Problem, ob dem Urheberrecht ein einheitlicher
Werkbegriff zugrunde liegt oder nicht, insbesondere bei Werken der angewandten Kunst
auftaucht, werde ich aus Griinden der Ubersichtlichkeit an dieser Stelle naher darauf ein-

gehen.

2. Werkeder bildenden Kiinste

Gem. 811 Nr. 4 UrhG gehoren zu den urheberrechtlich geschitzten Werken die Werke der
bildenden Kunste einschliefflich der Werke der Baukunst und der angewandten Kunst und
Entwirfe solcher Werke. Der Begriff der bildenden Kunst wird dabel as Oberbegriff
verwendet und umfasst die Werke der bildenden Kinste im eigentlichen Sinne oder auch
reine Kunst genannt®’, die Werke der Baukunst und die Werke der angewandten Kunst.®
Obwonhl bei der Definition der bildenden Kunst erhebliche Unsicherheiten auftreten, versteht

34 BGH, GRUR 1995, S, 581 (582).

35 BGH, GRUR 1973, S. 478 (479); BGH, GRUR 1983, S. 377 (378).

36 Vdl. zu diesem Problem insbesondere: Engisch, FSf. v. Gamm, S. 369 f.
37 Loewenheim in Schricker, UrhG, § 2 Rn. 131.

38 Ahlberg in Mohring/Nicolini, UrhG, 8 2 Rn. 20.
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man unter Werken der bildenden Kinste allgemein solche, die einen anschaulichen
(&sthetischen) Gehalt durch Linien und Gestalten auf der Flache und im Raum ausdriicken.*
Da der Schutz nach dem Urheberrechtsgesetz gem. 8 211 UrhG im Wesentlichen davon
abhangt, ob das Werk eine personlich geistige Schopfung darstellt, kann eine genaue
Abgrenzung zwischen Kunst und Nichtkunst unterbleiben.*

Bilder konnen in diesem Zusammenhang sowohl Werke der reinen as auch der
angewandten Kunst darstellen. Die reine Kunst unterscheidet sich von der angewandten Kunst
durch ihre Zweckfreiheit, sie dient adso im Gegensatiz zur reinen Kunst keinem

Gebrauchszweck.**
a) Reine Kunst

Bilder sind als Werke der reinen Kunst in den verschiedensten Ausfihrungen denkbar.
Zusammenfassend gehoren dazu die Werke der Maerei und der Grafik, worunter
insbesondere Gemélde, Fresken, Aquarelle, Collagen, Zeichnungen, (Holzschnitte),
Lithographien, Radierungen, (Stiche), Bilderrétsel, besondere Bildgestaltungen in Firmen-
und Warenzeichen, Post- und Werbekarten und mit Mitteln der Malerel gestatete
Werbeanzeigen, -plakate und -prospekte zu verstehen sind.*

Ob die jeweiligen Bilder reine Kunst sind oder ob sie einem Gebrauchszweck dienen, ist
natlrlich einzelfallabhéngig. Die Problemstellungen, die sich insbesondere bei den Werken
der angewandten Kunst ergeben, kénnten demzufolge auch bel den nachfolgend aufgefthrten
Bildkategorien auftreten. Da die allgemeinen urheberrechtlichen Probleme des Werkbegriffs
der angewandten Kunst aber kein Spezifikum der folgenden Bildkategorien sind, kdnnen

diese zunéchst gesondert behandelt werden.
aa) Comic-Figuren

Ebenfals zu den Werken der reinen Kunst konnen Figuren und Darstellungen in
Bildgeschichten, also insbesondere Comic-Figuren, gehéren.”® Solche fiktiven Figuren

39 Rehbinder, Urheberrecht, Rn. 134.

40 Haberstumpf, Handbuch des Urheberrechts, Rn. 136; Erdmann, FSf. v. Gamm, S. 389 (394 f.).
41 Loewenheim in Schricker, UrhG, § 2 Rn. 179.

42  Ahlberg in Mohring/Nicolini, UrhG, § 2 Rn. 24.

43 Loewenheimin Schricker, UrhG, § 2 Rn. 147.
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zeichnen sich durch vier Merkmale aus. ihre korperliche Erscheinung, ihr sprachlicher
Ausdruck, ihr Charakter und ihr Name, welche zusammengenommen die fur einen Dritten
erkennbare , Personlichkeit* ausmachen.** Der urheberrechtliche Schutz der Figuren
beschrankt sich dabel nicht zwingend auf den Schutz konkreter zeichnerischer Darstellungen
in der jeweiligen Korperhaltung und mit der jeweils pragenden Kostimierung und
Haartracht.* Auch die allen Einzeldarstellungen zugrunde liegenden Gestalten, also ihre
visuelle und auRervisuelle Gesamterscheinung®™, koénnen Schutz nach  dem
Urheberrechtsgesetz geniellen.*” Voraussetzung ist aber, dass man bei diesen Gestalten von
»Comic-Personlichkeiten” sprechen kann. Solche zeichnen sich durch eine unverwechselbare
Kombination auf3erer Merkmale, sowie durch besondere typische Eigenschaften, Fahigkeiten
und Verhaltensweisen aus. Aulerdem treten sie in den Geschichten jeweils in
charakteristischer Weise auf.*® Im Hinblick auf Comic- und Zeichentrickfiguren bejahte die
Rechtsprechung einen urheberrechtlichen Schutz bspw. fur die ,Maus* aus ,,der Sendung mit
der Maus*® oder die Figuren der Asterix-Hefte®. Nicht ale frei erfundenen Gestalten
genieffen demnach urheberrechtlichen Schutz, sondern nur besonders ausgeprégte,
unverwechsel bare Comic-Personlichkeiten.

In diesem Zusammenhang taucht weiterhin die Frage auf, ob auch der Name der fiktiven
Figur urheberrechtlich geschiitzt wird. Der Name konnte dabel as Sprachwerk gem.
821 Nr. 1 UrhG in den Schutzbereich des Urheberrechtsgesetzes einbezogen sein. Indem der
Name die Figur aber lediglich bezeichnet, kommt diesem eine dem Werktitel entsprechende
Funktion zu.>* Wie beim Werktitel besteht hier das Problem, dass die Kiirze eines Namens es
grundsétzlich nicht erlaubt, von einer personlichen geistigen Schopfung gem. 8 2 11 UrhG zu
sprechen.®® Die Rechtsprechung lehnt einen urheberrechtlichen Schutz von Werktiteln bzw.
Namen demnach regelméidig ab, da diese keinen gedanklich erheblichen Teil des fraglichen

Rehbinder, UFITA 77 (1988), S. 163 (166).

BGH, GRUR 1994, S. 191 (192); BGH, GRUR 1994, S. 206.

Rehbinder, UFITA 77 (1988), S. 163 (168).

47 BGHZ 122, S. 53 (56 f.); BGH, GRUR 1994, S. 191 (192).

48 BGH, GRUR 1994, S. 191 (192); BGH, GRUR 1994, S. 206 (207).

49 BGH, GRUR 1983, S. 370.

50 BGH, GRUR 1994, S. 191 (192).

51 Rehbinder, UFITA 77 (1988), S. 163 (166).

52 BGHZ 26, S. 52 (60); Nordemann/Vinck in Fromm/Nordemann, UrhG, § 2 Rn. 44.
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Werks in individueller Pragung wiedergeben.> Die grundsétzliche Frage, ob Werktitel bzw.
Namen Uberhaupt als Sprachwerke gem. 8 21 Nr. 1 UrhG schutzfahig sind, wurde von der
Rechtsprechung bislang noch nicht beantwortet. Theoretisch besteht demnach immer noch die
Moglichkeit, dass ein Werktitel bzw. Name eine derartige Eigenart aufweisst, dass dieser als

personliche geistige Schopfung angesehen werden kann.>*
bb) Tierfiguren

Neben den oben genannten Comic- und Zeichentrickfiguren kénnen auch Tierfiguren Werke
der reinen Kunst sein und damit Urheberrechtsschutz genief3en. Nattrlich konnen Tierfiguren
auch in Comics oder Zeichentrickfilmen verwendet werden, wodurch eine Trennung dieser
beiden Figurenarten obsolet wirde. Im Gegensatz zu reinen Phantasiefiguren besteht bei
Tierfiguren das Problem, dass sich diese in einer blofRen naturalistischen Wiedergabe
erschopfen konnen. Die Wiedergabe eines solchen im Wesentlichen unveranderten Vorbilds
in der Natur kann aber grundsétzlich keine personliche geistige Schopfung gem. 8§ 2 11 UrhG
darstellen, da sich ein solches Erzeugnis nur an Vorgegebenem orientiert und dadurch keine
individuellen Zige aufweist. Tierfiguren kénnen aber bspw. Uber eine schopferische Eigenart
verfigen, wenn sie verfremdet werden, indem ihnen menschliche Ziige zugewiesen oder ihre
Charakterziige besonders herausgestellt werden.>

Die Rechtsprechung wertete zum Beispiel die Figur eines lgels (Mecki-lIgel) as
eigentimlich, da dieser seinem Gesichtsausdruck nach die Vorstellung eines markanten
Charakteroriginals vermittelt und insgesamt als ein pfiffiger, allen Situationen gewachsener
L ebenskiinstler beschrieben werden kann.*® In derselben Entscheidung macht der BGH auch
deutlich, dass die Methode der Vermenschlichung einer Tierfigur hdufig anzutreffen ist und
deshalb zum Allgemeingut gehdrt. Fur einen urheberrechtlichen Schutz muss demnach noch

hinzukommen, dass diese gemeinfreien Elemente zu etwas Neuem und Eigentimlichem ver-

53 BGHZ 26, S. 52 (60); BGH, GRUR 1977, S. 543 (544); BGH, GRUR 1960, S. 346.

54 Neben dem Schutz nach dem Urheberrechtsgesetz kommt insbesondere noch ein Schutz gem.
851 MarkenG in Betracht. Danach sind Werktitel als geschéftliche Bezeichnungen geschitzt. Werktitel
sind gem. 8 5111 MarkenG die Namen von Druckschriften, Filmwerken, etc. oder sonstigen vergleichbaren
Werken. Als sonstige vergleichbare Werke sind auch urheberrechtlich geschiitzte Comicpersonlichkeiten
anzusehen.

55  Ahlberg in Mohring/Nicolini, UrhG, 8 2 Rn. 22 f.

56 BGH, GRUR 1958, S. 500 (502).

16



arbeitet werden.>” Voraussetzung ist folglich, dass die Figur aufgrund ihrer charakteristischen
Zige als , Perstnlichkeit* bezeichnet werden kann.*® Bejaht wurde der Urheberrechtsschutz
bspw. fiir die Hummelfiguren™, fiir Bambi® und firr den rosaroten Elefanten der Deutschen
Bundesbahn®™.

Aktuell wird in diesem Zusammenhang derzeit Uber das ,,Moorhuhn® und Uber das
» Ferrari-Pferdchen” gestritten. Zum Ferrari-Pferdchen ist zu sagen, dass sich die Abbildung
eines springenden Pferdchens im Naturalistischen und Alltéglichen erschépft. Eine besondere
Individualitét 1&8sst sich dem Ferrari-Pferdchen nicht entnehmen. Anders muss aber die
Schutzfahigkeit des Moorhuhns beurteilt werden. Das Moorhuhn stellt keine blof3e Abbildung
natiirlich vorkommender Hihner dar, sondern ist in hchstem Mal3e verfremdet. Durch seine
Ubergrof3en Augen, dem Uberdimensionierten Schnabel und dem hangenden Kamm wirkt es
besonders naiv und arglos und erweckt beim Spieler den Eindruck, eine , leichte Beute® zu
sein. Indem diese Charakterziige augenfallig in den Vordergrund gertickt werden, weist das
Moorhuhn eine eigenstandige Personlichkeit auf und geniligt somit den Voraussetzungen des
8211 UrhG.

cc) Computerkunst

Eine wichtige Stellung im  kinstlerischen  Schaffensprozess nimmt derzeit die
Computertechnologie ein. Insbesondere bei der Erstellung von Graphiken und Bildern werden
Computer umfangreich eingesetzt. Die so entstehenden Werke kann man zusammenfassend
as Computerkunst bezeichnen. Davon zu unterscheiden ist das diesem Prozess
zugrundeliegende Computerprogramm, welches urheberrechtlich gesondert zu betrachten
i St.62

Bei der Frage des Urheberrechtsschutzes von , Werken der Computerkunst” tritt in erster

Linie das Problem auf, ob diese eine personliche geistige Schopfung im Sinnedes 8 2 11 UrhG

57 BGH, GRUR 1958, S. 500 (501).

58 BGH, GRUR 1960, S. 251 (252).

59 BGHZ5, S. 3f.

60 BGH, GRUR 1960, S. 144 (145f1.).

61 BGH,ZUM 1995, S. 482.

62 Computerprogramme gehdren gem. 8§21 Nr. 1 UrhG zu den urheberrechtlich geschiitzten Werken und
werden wegen der Unterschiede zu den traditionellen Werkarten nochmals in einem gesonderten Abschnitt
des Urheberrechtsgesetzes fir Computerprogramme behandelt (88 69 a-69 g UrhG).
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darstellen, also insbesondere, ob sie das Ergebnis einer menschlich-gestalterischen Tétigkeit
sind.®® Aus diesem Grund muss zunéchst danach differenziert werden, in welchem Umfang
der Computer zur Erstellung des Werkes beigetragen hat. Das Merkmal des Werkbegriffs der
wahrnehmbaren Formgestaltung bereitet dagegen keine Probleme, da auch nur voriibergehend
auf dem Bildschirm erscheinende Computerbilder mit Hilfe technischer Einrichtungen durch
die menschlichen Sinne wahrgenommen werden konnen.®* Der Urheberrechtsschutz von
Computerbildern setzt demnach nicht voraus, dass diese ausgedruckt oder gespeichert
werden.

Als erstes kann der Computer als blof3es Werkzeug bei der Erstellung eines Werkes
fungiert haben. In diesem Fall stellt der Computer lediglich ein Hilfsmittel dar, wie
traditionell Pinsel und Stift.*® Ein solcher Fall lage beispielsweise bei der Erstellung einer
Graphik mit Hilfe des Programms Corel Draw vor. Diese sogenannten ,,computer aided oder
assisted works® sind im Wesentlichen auf eine menschlich-gestalterische Tétigkeit
zurlckzufiihren, da der Schopfer die Gestalt seines Erzeugnisses selbst festlegt und sich dabei
des Computers nur als eines blofen Hilfsmittels bedient.®® Insbesondere im Hinblick auf die
ebenfalls technisch erzeugten Lichtbildwerke ist dieses Ergebnis nur systemgerecht. Schmid
wendet an dieser Stelle zu Recht ein, dass eine Alleinurheberschaft des Anwenders
ausgeschlossen sein kann, wenn die Maschine einen Teil des Werks selbstandig erstellt.®” In
einem solchen Falle kann dem Urheber dann lediglich ein Bearbeiterurheberrecht gem.
83 UrhG zustehen, wenn der Anwender selbstdndig vom Computer erzeugte Werke
bearbeitet. Eine Miturheberschaft gem. 8 8 UrhG von Anwender und Programmierer scheidet
dagegen aus, da die Voraussetzung eines schopferischen Zusammenwirkens® in diesem Falle
nicht vorliegt.

Eine weitere Fallgruppe bilden solche Werke, deren Grundkonzeption zwar vom Urheber
selbstandig festgelegt wurde, dessen exakte Gestatung dann aber mit Hilfe eines
Zufallsgenerators vollendet wurde. Als Beispiel dafir kann man eine vom Urheber erstellte
Schwarzweil3 Graphik anfuhren, welche mit Hilfe des Zufallsgenerators eingeféarbt wird. Der

Zufallsgenerator eines Computers wahlt dabel aus einer Vielzahl mdglicher Varianten eine

63 Schlatter, Rechtsschutz 111, Rn. 91.

64  Schlatter, Rechtsschutz I11, Rn. 102; Loewenheim in Schricker, UrhG, 8§ 2 Rn. 20.
65 Schlatter, Rechtsschutz |11, Rn. 92.

66 Haberstumpf, Handbuch des Urheberrechts, Rn. 94.

67 Schmid, Computerkungt, S. 116.

68 Ahlberg in Mohring/Nicolini, UrhG, 8 8 Rn. 2.

18



oder mehrere aus, wodurch ein Erzeugnis beliebiger Art entsteht. Hier bedient sich der
Urheber des Zufallsgenerators also nur, um einzelne Elemente seines Werkes zu schaffen.
Das Erzeugnis lasst sich demnach in seiner Gesamtheit noch auf eine menschlich-
gestalterische Tétigkeit zurtickfuhren. Voraussetzung des Urheberrechtsschutzes ist folglich,
dass der Schopfer das Grundmuster des Werks selbst geschaffen hat.*®

Die dritte Fallgruppe bilden die sogenannten ,computer generated works‘, welche
ausschliefdlich durch den Computer unter Einsatz eines Zufallsgenerators erzeugt werden.
Diese Werke lassen sich nicht mehr auf eine menschlich-gestalterische Tatigkeit
zurUckfihren, da das blofRe Starten des Programms zwar eine willentliche Ursache fur die
Entstehung des Werks setzt, aber selbst in keinem Malde gestaterisch ist. Ein
Urheberrechtsschutz scheidet demnach fiir solche Werke der Computerkunst aus.”® Zu einem
anderen Ergebnis kdnnte man nur gelangen, wenn man eines der Grundprinzipien des
deutschen Urheberrechts, dass Schopfer eines Werkes nur der Mensch und nicht die Maschine
sein kann, in Frage stellen mochte.”*

Zusammenfassend l&sst sich demnach sagen, dass nur die ,computer generated works*
einem Urheberrechtsschutz ganzlich unzuganglich sind. Alle anderen ,Werke der
Computerkunst* sind grundsétzlich schutzféhig. Im Einzelfall bleibt aber noch zu priifen, ob
sie eine personliche geistige Schopfung im Sinne des 8211 UrhG darstellen, also

insbesondere ob sie als hinreichend individuell anzusehen sind.
b) Angewandte Kunst

Bel den Werken der angewandten Kunst handelt es sich um Bedarfss und
Gebrauchsgegenstande mit kiinstlerischer Formgebung.” Im Gegensatz zu den Werken der
reinen Kunst sind die Werke der angewandten Kunst geeignet, einem Gebrauchszweck zu
dienen.”® Darunter falen ale Bedarfsartikel des téglichen Lebens und des industriellen

Gewerbes. Im Hinblick auf den hier zu erérternden Gegenstand, die Bilder, kommen als

69 Schlatter, Rechtsschutz I, Rn.94; Harte-Bavendamm in Kilian/Heussen, Computerrechts-handbuch,
Nr. 54 Rn. 38.

70 Schlatter, Rechtsschutz 111, Rn. 96; Strowel, ZUM 1990, S. 387 (391).

71 Vdl. zu dieser Diskussion: Fabiani, GRUR Int. 1965, S. 422 f.; Fromm, GRUR 1964, S. 304 f.; Mohring,
UFITA 50 (1967), S. 835f.

72  Loewenheim in Schricker, UrhG, § 2 Rn. 156.

73 BGH, GRUR 1995, S. 581 (582).
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Werke der angewandten Kunst allgemein Gebrauchsgraphiken in Betracht. Das kénnen zum
Beispiel Textilmuster, Werbegraphiken, Zeitschriftenlayout, Buchillustrationen und

Entwurfszeichnungen fiir Verpackungen’ sein.
aa) Gestaltungshohe

Die Rechtsprechung fordert bei Werken der angewandten Kunst zusétzlich eine besondere
Gestaltungshdhe fur das Vorliegen einer personlichen geistigen Schopfung im Sinne des
8 211 UrhG. Diese Werke sollen demnach erst dann geschiitzt werden, wenn ihr &sthetischer
Gehalt einen solchen Grad erreicht hat, dass nach Auffassung der fir Kunst empfanglichen
und mit Kunstanschauungen einigermal3en vertrauten Verkehrskreise von einer kiinstlerischen
Leistung gesprochen werden kann.” Diese von der Rechtsprechung entwickelte zusétzliche
Voraussetzung des Urheberrechtsschutzes liegt darin begrindet, dass die Werke der ange-
wandten Kunst grundsétzlich auch dem Schutz nach dem Geschmacksmustergesetz
zuganglich sind. Bereits das Reichsgericht vertrat die Auffassung, dass zwischen diesen
beiden Schutzsystemen abgegrenzt werden misse, da sonst der gegen Entgelt unter Erfullung
von Formvorschriften und auf 15 Jahre begrenzte Geschmacksmusterschutz neben dem
unentgeltlichen, formlosen und langer dauernden Urheberrechtsschutz sinnlos wére.”® Der
Unterschied zwischen geschmacksmusterfahigen und den nach dem Urheberrecht geschiitzten
Erzeugnissen ist nach dieser Auffassung gradueller Natur, wobei die Differenzierung nach
dem Grad der Individualitét vorzunehmen ist.”” Der Geschmacksmusterschutz wird aus diesen
Grinden as ein dem Urheberrecht wesensgleicher Unterbau der angewandten Kunst
angesehen. Voraussetzung fur den Schutz nach dem Urheberrecht ist demnach, dass die
Werke der angewandten Kunst einen asthetischen Uberschuss aufweisen.

Es ist aber fraglich, ob der Geschmacksmusterschutz in Zukunft noch als wesensgleicher
Unterbau des Urheberrechts angesehen werden kann. Den Anlass fur diese Zweifel boten
zunéchst zwei européische Regelungen, zum einen die EG-Richtlinie 98/71/EG Uber den

rechtlichen Schutz von Mustern und Modellen und zum anderen die Verordnung (EG)

74  OLG Frankfurt, OLGR-Frankfurt 1998, S. 28 f.

75 BGHZ 22, S.209 (214f.); BGH, GRUR 1974, S.669 (671); BGH, GRUR 1958, S.500 (501); BGH,
GRUR 1983, S. 377 (378).

76 RGZ76,S. 3391.

77  Haberstumpf, Handbuch des Urheberrechts, Rn. 102.
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Nr.6/2002 des Rates tber das Gemeinschaftsgeschmacksmuster.”® Mittlerweile ist die EG-
Richtlinie 98/71/EG im Mérz 2004 in das deutsche Recht umgesetzt worden. Danach sind
gem. 8 2 GeschmMG Neuheit und Eigenart eines Musters entscheidend fir dessen Schutz.
Zur Bestimmung der Eigenart eines Musters ist darauf abzustellen, dass das Muster fir die
mal3geblichen Abnehmer des Erzeugnisses einen sich von anderen Gestaltungen abhebenden
Gesamteindruck macht.”® MaRgeblich ist danach die Unterschiedlichkeit im Verhdtnis zu den
bereits existierenden Formen und nicht mehr die Individualitat eines Erzeugnisses.®

Nach 8111 GeschmMG a F. war ein Muster dagegen schutzféhig, wenn es neu und
eigentimlich war. Die Eigentimlichkeit eines Musters war grundsétzlich dann zu bejahen,
wenn es in den fur die asthetische Wirkung mal3gebenden Merkmalen als das Ergebnis einer
eigenpersonlichen Tétigkeit erschien, die Uber das Durchschnittskénnen eines mit der
Kenntnis des betreffenden Fachgebiets ausgeriisteten Mustergestalters hinausging.®' Im
Gegensatz zur Bestimmung der Eigenart, welche aus der Sicht des Verbrauchers beurteilt
wird, war fur die Eigentimlichkeit eines Musters dessen Individualitét entscheidend. Fir
letzteren Ansatz war folglich die Sichtweise des Verbrauchersirrelevant.

Indem die Individualitdt nach der Reform des Geschmacksmusterrechts und den
europaischen Regelungen kein Kriterium mehr zur Bestimmung der Schutzfahigkeit eines
Musters darstellt und damit Geschmacksmusterschutz und der Schutz nach dem Urheberrecht
nach ganz anderen Kriterien beurteilt werden, kann das Geschmacksmusterrecht nicht mehr
als wesensgleicher Unterbau des Urheberrechts angesehen werden.® Diese Auffassung lag
auch dem Referentenentwurf fir ein Geschmacksmusterreformgesetz des Bundes-
ministeriums der Justiz vom 22.04.02 zugrunde. Danach heil3 es in der Begrindung zu
Art. 1 Nr. 2b): ,Das neue Geschmacksmusterrecht will ein eigensténdiges gewerbliches
Schutzrecht schaffen, das nicht nur eine Ableitung eines bestehenden Schutzrechts darstellt.
Insofern  wird durch die Umsetzung der Richtlinie der enge Bezug des
Geschmacksmusterrechts zum Urheberrecht beseitigt.”

Fraglich ist, wie sich diese Entwicklung auf die sogenannte Stufentheorie des

Bundesgerichtshofs auswirkt. Zundchst ist festzustellen, dass die Begrindung des

78 Vgl.: Art. 311 d. RL 98/71/EG; Art. 41 d. VO (EG) Nr.6/2002.

79 Art.6d. VO (EG) Nr.6/2002; Erw.gr. 13, RL 98/71/EG.

80 Kur, GRUR Int. 1998, S. 353 (355).

81 BGH, GRUR 1980, S. 235; BGH, GRUR 1978, S. 308 (309); BGH, GRUR 1977, S. 547 (549 f.).

82 Eck, Schutz der Formgebung, S. 56; Kur, GRUR Int. 1998, S. 353 (358); Dietz, FSf. Beier, S. 355 (356).
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Reichsgerichts und Bundesgerichtshofs, es miisse zwischen den beiden Schutzsystemen des
Geschmacksmuster- und Urheberrechts abgegrenzt werden, um dem
Geschmacksmusterschutz einen eigenstandigen Anwendungsbereich zu sichern, in Zukunft
nicht mehr zutreffen wird. Da der Geschmacksmusterschutz mittlerweile nach anderen
Kriterien  beurteilt wird as der Urheberrechtsschutz, wirde nicht jedes
geschmacksmusterfahige Erzeugnis automatisch urheberrechtlichen Schutz genief3en. Eine
besondere Gestaltungshohe wéare demnach nicht mehr erforderlich, um eine Selbsténdigkeit
der Schutzbereiche zu erreichen. Das Geschmacksmusterrecht wére auch nicht sinnlos, wie
das Reichsgericht es damals befirchtete.

Die Schlussfolgerung, dass die Stufentheorie im Lichte der européischen Regelungen nicht
mehr haltbar ist, fiihrt allerdings zu weit.** Im Erwagungsgrund 32 der Verordnung (EG)
Nr.6/2002 und im Erwdgungsgrund 8 der Richtlinie 98/71/EG ist namlich ausdricklich
festgelegt, dass es den Mitgliedstaaten freigestellt bleibt, den Umfang des urheberrechtlichen
Schutzes und die V oraussetzungen festzulegen, unter denen dieser Schutz gewahrt wird. Das
zusétzliche Erfordernis einer besonderen Gestaltungshohe bei den Werken der angewandten
Kunst verstoft folglich nicht gegen die europarechtlichen Vorgaben.® Aus diesem Grund
berlicksichtigt die vorliegende Untersuchung im Weiteren die Stufentheorie des
Bundesgerichtshofs.

bb) L ogos

Eine interessante Fallgruppe bilden die so genannten Firmenlogos, welche durch das
Urheberrechtsgesetz als Werke der angewandten Kunst geschitzt sein kénnen. Unter einem
Firmenlogo versteht man allgemein ein grafisches Symbol, stellvertretend fir en
Unternehmen, meist verbunden mit einer besonderen , Firmenfarbe® und Schrifttype. Das

Logo ist eine Malhahme der Corporate ldentity (Unternehmensidentitét) und soll dazu

83 Soauch Dietz, FST. Beler, S. 355 (356).

84 In der Literatur wird der Stufentheorie des Bundesgerichtshofs zum Teil beachtliche Kritik entgegen
gebracht. Eine vertiefte Auseinandersetzung mit dieser Auffassung wirde aber den Rahmen dieser Arbeit
deutlich sprengen. Vgl. dazu insbes.. Nordemann/Heise, ZUM 2001, S.128f.; Ahlberg in
Mohring/Nicolini, UrhG, 82 Rn. 108f.; Schricker, FS f. Kreile, S.715f.; Keim, GRUR Int. 2000,
S. 451 f.
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beitragen, dass ein Unternehmen nicht nur Uber Produkte und deren Verpackungen, sondern
auch tiber die Offentlichkeitsarbeit identifiziert werden kann.®®

Bekannte Beispiele hierfir sind das ,bauchige, rote mit einem Punkt versehene S* der
Sparkasse und die Muschel des Shellkonzerns. Es lief3en sich aber noch zahlreiche andere
Beispiele anfuhren. Indem diese Logos neben dem Firmennamen a's Erkennungsmerkmal im
Geschéftsverkehr genutzt werden, dienen sie einem Gebrauchszweck und sind demzufolge
Werke der angewandten Kunst. Urheberrechtlichen Schutz kénnen Logos nach standiger
Rechtsprechung jedoch nur dann genief3en, wenn sie einen héheren Grad an &sthetischem
Gehalt aufweisen, so dass von einer kiinstlerischen Leistung gesprochen werden kann. Ob Lo-
gos diese besondere Gestaltungshdhe erreichen, ist natirlich einzelfallabhangig. Generell wird
man aber sagen kénnen, dass Logos sich aufgrund ihrer Einfachheit und Schlichtheit nicht in
besonderem Mal3e vom Alltaglichen abheben und damit keine &sthetisch-eigentiimliche
Gesamtwirkung ausl 6sen.

Auch die Rechtsprechung verneint in den meisten Fallen die Schutzféhigkeit von Logos.
Das OLG Munchen hatte dartiber zu befinden, ob ein Urheberrecht an dem ,, JPS*-Signet der
Zigarettenmarke John Player Special besteht.®® Das wurde verneint, da sich das Signet in einer
geschickten Anpassung vorbekannter Buchstaben erschdpfe und damit nicht die geforderte
Gestaltungshthe erreiche.®” Ebenfalls in einer Entscheidung des OLG Miinchen wurde dem
Namenszug ,Die Grinen® in Verbindung mit der Darstellung einer Sonnenblume der
Urheberrechtsschutz verweigert, da das Schriftbild des Namenszugs alltéglich und die
Sonnenblume lediglich der Natur nachgebildet sei.® Insbesondere Logos, die nur Schrift-
zeichen oder bloRRe naturalistische graphische Elemente enthalten, werden im Ergebnis nicht
die Voraussetzungen einer personlichen geistigen Schopfung gem. 8211 UrhG erflllen.
Urheberrechtsschutzfahig sind aber wohl zum Beispiel das , Michelin-Mannchen* oder ,Die
kleinen Preise” von Plus.

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass Logos als Werke der angewandten
Kunst eine besondere Gestaltungshthe aufweisen missen, um Urheberrechtsschutz zu

genieRen.® In der Mehrzahl der Féle wird es daran fehlen. Daneben kénnen an Logos aber

85 Entnommen aus. Meyers grof3es Taschenlexikon, 1999.

86 OLG Minchen, GRUR Int. 1981, S. 180 f.

87 OLG Minchen, GRUR Int. 1981, S. 180 (183).

88 OLG Minchen, ZUM 1989, S. 423 f.

89 Anders bspw. in Osterreich: Bis zur Formblatt-Entscheidung (OGH, GRUR Int. 1993, S. 565 f.) folgte der
Oberste Gerichtshof der deutschen Rechtsprechung und forderte eine besondere Gestaltungshthe. Unter
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auch Marken- oder Geschmacksmusterrechte bestehen, worauf im Einzelnen noch einzugehen

sein wird.*
cc) Werbegrafiken

Auch Werbegrafiken konnen grundsdtzlich als Werke der angewandten Kunst
urheberrechtsschutzfahig sein.” In der Praxis erreichen Werbegrafiken aber oftmals nicht die
erforderliche Gestaltungshohe. So lehnte die Rechtsprechung einen Urheberrechtsschutz
bspw. fur eine Bildgestaltung ab, welche einen auf das Wort ,, Preishammer” einschlagenden
Holzhammer darstellt, da sie keinen besonderen asthetischen oder kunstlerischen Eindruck
erwecke.” Ebenfalls verneint wurde ein Urheberrecht an einem Bierflaschenetikett, da dafiir
die altéaglichen Motive eines Landsknechts, eines Stadtwappens und eines Motivs aus dem
Stadtbild verwendet wurden und das Etikett also keine Eigenart aufweise® Anerkannt als
Werk der angewandten Kunst wurde dagegen eine Bildmontage der in eine Berg- und
Waldlandschaft hineinragenden tberdimensionalen Motorsage. Durch die ungewohnliche und
Uberdimensionierte  Positionierung der  Motorsédge  versinnbildliche diese  ene
aulergewohnliche Kraft und Leistung, wodurch das Bildmotiv insgesamt eine

eigenschopferische Pragung und Gestaltung aufweise.*

Aufgabe dieser Rechtsprechung setzte der OGH fiir Logos und Gebrauchsgrafiken nur noch dessen
Originalitét voraus und bestétigte die Auffassung der Literatur, dass es nur einen einheitlichen Werkbegriff
gebe. In der Entscheidung ,, Zimmermann-Fitness* (OGH, GRUR Int. 2000, S. 449 f.) erkannte der OGH
bspw. einem Logo, welches den Namen ,Zimmermann-Fitness' in einer besonderen Schriftart
prasentierte, urheberrechtlichen Schutz zu.

90 Logos kdnnen auch namensrechtlichen Schutz analog § 12 BGB genief3en, soweit sie individualisierende
Unterscheidungskraft aufweisen und ihnen damit Namensfunktion zukommt; vgl. a insbes. fir
Behordenlogos: Fouquet, GRUR 2002, S. 35f.; BGH, GRUR 1993, S. 151 f.; fir Stadtwappen: BGH-AZ.:
| ZR 235/99, Urteil v. 28. 3. 2002, Rechtsschutz gem. § 14 GO NW iVm § 12 BGB anal og.

91 LG Oldenburg, GRUR 1987, S.235; alg. Schricker, GRUR 1996, S.815f.; nicht als Werk der
angewandten, sondern der reinen Kunst sah das Thiringer OLG einen Plakatentwurf an, OLG-NL 2002,
S. 135 (136).

92 LG Oldenburg, GRUR 1987, S. 235f.

93 OLG Miinchen, GRUR 1956, S. 231.

94 LG Oldenburg, GRUR 1989, S. 49 (53f.).
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3. Lichtbildwerke

Einen Grofdteil der insbesondere in Zeitungen, aber auch in Lehrbichern und wissen-
schaftlichen Abhandlungen verwendeten visuellen Darstellungen stellen Fotografien dar,
welche as Lichtbildwerke gem. 821 Nr.5UrhG oder Lichtbilder gem. §72UrhG
urheberrechtlich geschitzt sein kénnen. Lichtbildwerke missen wie alle anderen Werkarten
des 821 UrhG personliche geistige Schopfungen im Sinne des 8211 UrhG sen.
Voraussetzung dafiir ist, dass in ihnen die Individualitét ihres Schopfers zutage tritt.*® Weisen
Bilder dagegen kein eigensténdiges Mal3 an Individualitét auf, so besteht an diesen so
genannten Lichtbildern nur ein Leistungsschutzrecht gem. § 72 UrhG. Da es fur Fotografien,
denen es an einer schopferischen Leistung mangelt, die zusétzliche M dglichkeit gibt, ein dem
Urheberrecht sehr verwandtes Leistungsschutzrecht zu erwerben, nehmen Fotografien im
Gegensatz zu den Werken der bildenden Kiinste eine gewisse Vorrangstellung ein.

Die Unterscheidung zwischen Lichtbildwerken und Lichtbildern ist auf die
rechtshistorische Entwicklung im Bereich des Fotorechts zuriickzuf Gihren. Fotografien wurden
im 19. Jahrhundert, als der Begriff der verwandten Schutzrechte noch unbekannt war, durch
das KUG urheberrechtlich geschiitzt. Die Schutzdauer war zunédchst auf 10 Jahre
beschrankt.® Da aber auch bloRe Routine- und Amateuraufnahmen in den Genuss des
urheberrechtlichen Schutzes kamen, obwohl sie im Gegensatz zu anderen Werkarten lediglich
etwas in der Natur Vorgegebenes unter Zuhilfenahme eines technischen Hilfsmittels
abbildeten, wurde die Forderung nach einem eigenen Leistungsschutz fir nicht-schopferische
Fotografien immer deutlicher. Aus diesem Grund fihrte das Urheberrechtsgesetz von 1965
die Unterscheidung zwischen Lichtbildwerken und Lichtbildern ein.” An einem Urheberrecht
fur Lichtbildwerke hielt das Urheberrechtsgesetz weiterhin fest, da generell Ubereinstimmung
dartiber bestand, dass trotz des wesentlichen Einsatzes eines technischen Hilfsmittels im
Schaffensprozess, Fotografien al's eine kinstlerische L eistung angesehen werden kénnen.

Unter Lichtbildwerken bzw. Lichtbildern werden allgemein Abbildungen verstanden,
welche durch eine Veranderung strahlungsempfindlicher Schichten chemisch oder
physikalisch durch Strahlung entstanden sind.”® Des Weiteren besteht auch an Werken, die
ahnlich wie Lichtbildwerke geschaffen werden, gem. 821 Nr.5UrhG ein Urheberrecht,

95 Haberstumpf, Handbuch des Urheberrechts, Rn. 141.

96 Ulmer, Urheber- u. Verlagsrecht, S. 151.

97 Loewenheimin Schricker, UrhG, § 2 Rn. 174.

98 Heitland, Schutz der Fotografie, S. 21; Loewenheim in Schricker, UrhG, § 2 Rn. 175.
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wodurch auch neue technische Entwicklungen berlicksichtigt werden kénnen. Voraussetzung
ist aber, dass das Bild unter Benutzung strahlender Energie erzeugt wird.*® Unter diese
Definition kdnnen neben der klassischen Fotografie grundsétzlich auch Fotokopien, Abziige
eines Negativ- oder Positivfilms und auch Einzelbilder aus Filmen subsumiert werden.'®
Unerheblich ist dabei, ob die Abbildung analog oder digital auf einem Datentrager gespeichert
wird, da ein elektronisch direkt aufgezeichnetes Bild (digitales Bild) zumindest ein ,,ahnlich
wie Lichtbildwerke* hergestelltes Erzeugnisist.™™

Lichtbildwerke bzw. die Werke, welche @nlich wie Lichtbildwerke geschaffen werden,
mussen im Gegensatz zu blof¥en Lichtbildern eine personliche geistige Schopfung im Sinne
des 8211 UrhG darstellen. Trotz des wesentlichen Einsatzes eines technischen Hilfsmittels
beruhen Lichtbildwerke auf einer menschlich-gestalterischen Tatigkeit, da das Ergebnis
aufgrund der Auswahl des Motivs und des Blickwinkels vom Menschen vorbereitend geplant
und dann ausgefiihrt wurde.’®
auch schon aus der Aufnahme der Lichtbildwerke in den Werkkatalog des § 2 | UrhG, da alle

Werkarten grundsétzlich dem Werkbegriff des Urheberrechts gentigen miissen.

Dass diese vorbereitende Téatigkeit ausreichend ist, ergibt sich

Eine entscheidende V oraussetzung insbesondere zur Abgrenzung der Lichtbildwerke von
den Lichtbildern ist die Individualitét des Erzeugnisses. Ein Lichtbildwerk muss danach von
der Personlichkeit seines Urhebers gepragt bzw. eigentimlich oder originell sein. Nicht
erforderlich ist eine besondere Gestaltungshthe, wie sie bei den Werken der angewandten
Kunst notwendig ist.'® Das folgt zwingend aus Art. 6 der Richtlinie 93/98/EWG des Rates
zur Harmonisierung der Schutzdauer des Urheberrechts vom 29. Oktober 1993 und
bestimmter verwandter Schutzrechte, wonach Fotografien dann geschitzt werden sollen,
wenn sie individuelle Werke in dem Sinne darstellen, dass sie das Ergebnis der eigenen
geistigen Schopfung ihres Urhebers sind. Andere Kriterien, wie ein besonderes Mal3 an
schopferischer Gestaltung, sollen dagegen nicht herangezogen werden. '

Individuell sind Lichtbildwerke dann, wenn sie von der Personlichkeit des Urhebersin der
Weise gepragt sind, dass sie sich von der Masse des Alltaglichen und Routinemaliigen
abheben. Voraussetzung dafir ist, dass der Fotograf bei der Aufnahme des Lichtbildwerks

99 BGHZ 37,S.1(6).

100 Haberstumpf, Handbuch des Urheberrechts, Rn. 142.

101 Maalten, ZUM 1992, S. 338 (339f.).

102 Loewenheimin Schricker, UrhG, § 2 Rn. 178; Heitland, Schutz der Fotografie, S. 32 f.
103 OLG Diisseldorf, ZUM 2000, S. 233 (234).

104 S. auch Erw.gr. 17 d. RL 93/98/EWG.
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einen gewissen Gestaltungsspielraum hat, auf welchen er Einfluss nehmen und somit im
Ergebnis etwas Eigenttimliches schaffen kann.’®® Als gestalterische Elemente der Fotografie
werden in Literatur und Rechtsprechung genannt: die Wahl des Motivs, eines
ungewohnlichen Bildausschnitts, der Perspektive und des geeigneten Zeitpunkts fur die
Aufnahme, die Verteilung von Licht und Schatten, die K ontrastgebung und die Bildscharfe.®
Ein Lichtbildwerk bildet folglich die Wirklichkeit nicht nur naturgetreu ab, sondern stellt sie
dar bzw. gestaltet sie, indem dem Werk aufgrund des Einsatzes der oben genannten
Gestaltungsmittel eine besondere Aussage oder individuelle Betrachtungsweise entnommen
werden kann. Eine handwerklich einwandfreie Leistung muss demnach noch kein
Lichtbildwerk gem. 8 21 Nr. 5 UrhG sein, wenn ihr die erforderliche Individualitét fehlt. Dies
wird insbesondere bei Fotografien der Fall sein, die lediglich einen Gegenstand oder eine
zweidimensionale VVorgabe naturgetreu wiedergeben.’®” Bei derartigen Aufnahmen geht es
dem Fotografen ausschliefdlich darum, das Objekt einwandfrei wiederzugeben. Ein besonderer
Gestaltungsspielraum besteht dabei nicht, weshalb bei solchen Abbildungen auch nicht von
einer individuellen Leistung gesprochen werden kann. Das OLG Dusseldorf verweigerte
Fotografien von Zeichnungen des Kinstlers Beuys aus diesem Grund den urheberrechtlichen
Schutz. Demgegeniiber bejahte das Gericht im gleichen Fall aber den Werkcharakter fir
Abbildungen réumlicher, also dreidimensionaler Kunstobjekte, da hier ein besonderer
Gestaltungsspielraum vorhanden sei.’® Ob eine Abbildung Werkcharakter hat oder nicht, ist
demzufolge grundsétzlich eine Frage des Einzelfalls.

In diesem Zusammenhang taucht weiterhin die Frage auf, ob auch digital veranderte
Fotografien Lichtbildwerke bzw. ,, Werke, die ahnlich wie Lichtbildwerke geschaffen werden®
darstellen kénnen. Grundsétzlich sind auch elektronisch erzeugte Bilder , Werke, die dhnlich
wie Lichtbildwerke geschaffen werden® und damit gem. 8 2| Nr. 5UrhG schutzféhig. Die
blofRe Beseitigung von Farbunreinheiten, Retuschen und Farbauffrischungen dndern dabei am
Charakter des Erzeugnisses als Lichtbildwerk nichts.’® Anders verhdlt es sich aber, wenn

eine fotografische Vorlage in solchem Mal3e verfremdet wird, dass sie in dem Gesamtwerk

105 OLG Disseldorf, GRUR 1997, S. 49 (51).

106 Ausfuhrlich dazu: Nordemann, Kinstlerische Fotografie, S. 135 f.; Loewenheim in Schricker, UrhG, §2
Rn. 179; Heitland, Schutz der Fotografie, S. 39; OLG Dusseldorf, GRUR 1997 S. 49 (51); OLG Minchen,
ZUM 1997, S. 388 (390).

107 BGH, GRUR 1967, S. 315 (316).

108 OLG Diisseldorf, GRUR 1997, S. 49 (51).

109 Loewenheim in Schricker, UrhG, § 2 Rn. 175.
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nur noch eine untergeordnete Rolle spielt. Dies kann bspw. durch die HerauslGsung eines
Bildteils und Zusammenfiigung mit anderen fotografischen Bildteilen oder sonstigen Motiven
(sog. Photocomposing™'®) geschehen. Ein so entstandenes Erzeugnis stellt in der Regel eine
personliche geistige Schopfung im Sinne des 8211 UrhG dar und ist demnach
urheberrechtlich geschiitzt. Da der Werkkatalog des § 2 1 UrhG nicht abschlief3end ist, ist eine
Einstufung dieser Erzeugnisse als eine der Werkarten nicht zwingend. In Betracht kommt aber

insbesondere die Werkart der bildenden Kunst***

oder aber ein Bearbeiterurheberrecht gem.
8 3 UrhG, wenn die wesentlichen Ziige des Originalwerks, hier der Fotografie, tbernommen

wurden.

4. Dar stellungen wissenschaftlicher oder technischer Art

Weiterhin gehdren zu den geschutzten Werkarten auch Darstellungen wissenschaftlicher oder
technischer Art gem. 821 Nr. 7 UrhG. Das Gesetz fuhrt hier as Beispiele Zeichnungen,
Plane, Karten, Skizzen, Tabellen™? und plastische Darstellungen an. Kennzeichnend fir diese
Darstellungen ist, dass sie einen konkreten Inhalt mit grafischen Ausdrucksmitteln
veranschaulichen und dadurch vereinfachen sollen. Sie dienen der Wissens- bzw.
Informationsvermittlung und nicht etwa der Betrachtung als Kunstwerk. Geschutzt wird in
diesem Falle nicht der Inhalt, sondern nur dessen Darstellung.

In diese Gruppe kénnen insbesondere Lehrmittel fallen, bei denen es sich nicht um reine
Sprachwerke handelt, wie logische Bilder, Schaubilder, Diagramme, Infografiken und
Mind Maps. Eine besondere Gestaltungshohe ist fur die Darstellungen wissenschaftlicher
oder technischer Art nicht erforderlich. Mal3gebend ist auch hier einfache Individualitét, diein
den Darstellungen, insbesondere in Lehrmitteln zum Ausdruck kommen muss. Die Art der
Darstellung des wissenschaftlichen oder technischen Tatbestandes muss sich von der eines
durchschnittlich begabten Bearbeiters abheben.*® Voraussetzung ist dafiir, dass bei der
konkreten Darstellung zundchst Uberhaupt ein Gestaltungsspielraum besteht und dass dieser

110 Dreier, Bildwerke u. Multimediain Lehmann, Internet u. Multimediarecht, S. 119 (124).

111 OLG Koblenz, AfP 1988, S. 46 f.

112 Tabellen konnen sowohl as Sprachwerk als auch as wissenschaftliche Darstellung urheberrechtlich
geschitzt sein. Das héngt davon ab, ob die Sprache oder die tabellarische Darstellungsform im
Vordergrund steht. Vgl. Nordemann in Loewenheim, Handbuch des Urheberrechts, § 9 Rn. 39.

113 OLG Frankfurt, GRUR 1989, S. 589.
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Gestaltungsspielraum unter Verwendung neuartiger bzw. der Kombination bekannter Formen
individuell genutzt wird.

Auch Piktogramme konnen als Darstellungen wissenschaftlicher Art urheberrechtlichen
Schutz genief3en. Das Oberlandesgericht Braunschweig hat beispielsweise Bildzeichen, diein
Stadtplanen als Kennzeichnung beachtenswerter Bauwerke verwendet wurden,
Urheberrechtsschutz ~ zuerkannt.**  Die fir den Urheberrechtsschutz  erforderliche
Individualitét der Bildzeichen sah das Gericht in der Hervorhebung einiger kennzeichnender
Merkmale der Bauwerke und in der Fortlassung alles tbrigen.

Piktogramme konnen aber dann kein Urheberrecht begriinden, wenn sie sich in allgemein
bekannten geometrischen Formen oder wissenschaftlichen Zeichen erschépfen.*™ In einem
solchen Falle fehlt es an dem Merkma der personlichen geistigen Schépfung. Die
erforderliche Individualitdt kann auch nicht darin gesehen werden, dass beispielsweise ein
Dreieck erstmals eine Berghitte darstellen soll. Der Gebrauch eines Zeichens zu einem
anderen Zwecke as zu seinem urspriinglichen ist nicht schutzbegriindend.**® Dagegen kann

eine neuartige Kombination allgemein bekannter Formen™!’

oder eine Verfremdung gangiger
Symbole individuell und damit eine personliche geistige Schopfung im Sinne des 8§ 2 11 UrhG

sein.
5. Entwirfe und deren Umsetzung

Betrachtet man Auftragsverhdltnisse, in denen Bilder erstellt werden, so taucht dort ein
besonderes Problem auf. In aller Regel beruhen die von einem Auftragnehmer geschaffenen
Bilder auf konkreten Weisungen und Ideen des Auftraggebers, welche entweder nur verbal
gedul3ert, schriftlich niedergelegt oder bereits als Entwurf skizziert werden kénnen. Fraglich
ist in diesem Zusammenhang zunéchst, wann der Beitrag des Auftraggebers selbst eine
personliche geistige Schépfung im Sinne des 8§ 2 11 UrhG darstellt. In den Félen, in denen ein
eigenstandiger dem urheberrechtlichen Schutz unterliegender Beitrag des Auftraggebers
vorliegt, schlief sich die Frage an, wie das Zusammenwirken von Auftraggeber und
Auftragnehmer urheberrechtlich zu bewerten ist. Die Umsetzung eines Entwurfs kénnte
lediglich eine Vervidféltigung gem. 8 16 UrhG sein, wenn sie nicht die Voraussetzungen

114 OLG Braunschweig, GRUR 1955, S. 205.

115 Schulze, Kleine Miinze, S. 249f.

116 Nordemann, NJW 1970, S. 881 (882); a.A. wohl Schwanhdusser, GRUR 1976, S. 437.
117 BGH, GRUR 1991, S. 529 (530).
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einer personlichen geistigen Schopfung im Sinne des 8§ 211 UrhG erfillt. Erfullt das vom
Auftragnehmer letztendlich geschaffene Werk die Voraussetzungen des Werkbegriffs, so
konnte es je nach seinem Abstand vom zugrundeliegenden Werk des Auftraggebers eine freie
Benutzung im Sinne des § 24 | UrhG oder eine Bearbeitung gem. 8§ 3 UrhG sein. Aber auch

eine Miturheberschaft gem. 8§ 8 UrhG kommt in Frage.
a) Schutzfahigkeit des Entwurfs

Die verbale Beschreibung eines Bildes as Vorgabe fur dessen Realisierung konnte als
Sprachwerk zu den urheberrechtlich geschitzten Werken gem. 821 Nr. 1 UrhG gehdren.
Sprachwerke sind alle personlichen geistigen Schopfungen, bei denen der Werkinhalt durch

das Ausdrucksmittel der Sprache ausgedriickt wird.*®

Dass die Beschreibung nicht schriftlich
fixiert ist, ist irrdlevant.**® Das geht unmittelbar aus dem Gesetzestext hervor, in dem neben
Schriftwerken auch ausdriicklich Reden als Sprachwerke aufgeftihrt werden. Fraglich ist aber,
ob die verbale Beschreibung eines Bildes bereits eine personliche geistige Schopfung gem.
8211 UrhG oder nur eine ungeschiitzte Idee darstellt. Eine personliche geistige Schopfung
erfordert zunéchst, dass durch das Werk ein geistiger Gehalt zum Ausdruck gebracht wird, der
sich entweder in dem dargestellten Inhalt oder in der besonderen Form zeigt. Bel der verbalen
Beschreibung eines Bildes kommt es entscheidend auf dessen Inhalt an, da diese ja gerade
darauf gerichtet ist, in eine andere Form, also in ein anderes Medium umgesetzt zu werden.
Inhalt einer solchen Beschreibung ist das jeweils umzusetzende Bild. Dieser geistige Inhalt
hat in der Form der Sprache seinen Ausdruck gefunden. Auch Ideen, die in mindlicher Form
dargestellt werden, konnen somit als Sprachwerke urheberrechtlich geschiitzt sein.®® Zu
unterstellen ist weiterhin, dass die Beschreibung originell, also eigensténdig ist. In diesem
Fall erfullt auch die verbale Beschreibung eines Bildes grundsétzlich die V oraussetzungen des
urheberrechtlichen Werkbegriffs und zadhlt somit als Sprachwerk gem. 821 Nr. 1 UrhG zu
den geschutzten Werken. Nichts anderes gilt auch fur die schriftliche Beschreibung eines
Bildes.

Haufig tritt auch der Fall ein, dass ein Auftraggeber seine Ideen fur ein zu schaffendes Bild

bereits in einer Skizze festhélt. Diese Skizze kdnnte als Entwurf eines Werkes der bildenden

118 RGZ 143, S. 412 (413f.); BGH, GRUR 1961, S. 85 (87).
119 Nordemann in Loewenheim, Handbuch des Urheberrechts, § 9 Rn. 9; Rehbinder, Urheberrecht, Rn. 124.
120 Nordemann in Loewenheim, Handbuch des Urheberrechts, § 9 Rn. 9.
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Kinste gem. 821 Nr. 4 UrhG urheberrechtlich geschiitzt sein. Entwirfe missen, wie alle
anderen Werkarten, die Voraussetzungen des 8211 UrhG erfillen, also eine personliche
geistige Schopfung darstellen. Probleme kann dabel das Merkmal der Individualitét
aufwerfen, da sich die jeweilige Entwurfsskizze bereits von dem bekannten Formenschatz
durch ihre Eigensténdigkeit oder Originalitdt abheben muss. Das setzt voraus, dass die Skizze

bereits die schopferische Leistung des geplanten Bildes erkennen l&sst.'#

Ob die jeweilige
Skizze die Anforderungen des Werkbegriffs erflllt, hangt also im Wesentlichen davon ab,

wel ches Entwicklungsstadium diese erreicht hat.
b) Schutzfahigkeit der Umsetzung

Stellt der Entwurf des Auftraggebers bereits ein schutzfdhiges Werk im Sinne des
Urheberrechtsgesetzes dar, so kann die Umsetzung eines solchen Entwurfs lediglich eine
Verviefdtigung gem. 816 UrhG und damit nicht eigenstéandig urheberrechtlich geschiitzt
sein. Eine Verviefaltigung liegt dann vor, wenn bei der Umsetzung einer Bildbeschreibung
oder einer Skizze der Entwurf vollig unverandert oder im Wesentlichen unverandert
wiedergegeben wird. An dieser Stelle taucht die Frage auf, ob nur die Wiedergabe des Inhalts
in der konkreten Form der Sprache oder sogar des Inhalts der Beschreibung selbst eine
Verviefaltigung darstellt. Zu kl&ren ist deshalb, ob Gegenstand des Urheberrechts nur die
Form eines Werkes oder auch dessen Inhalt sein kann. Friiher wurde die Ansicht vertreten,
dass nur die Form eines Werkes dem Urheberrechtsschutz zuganglich sein kénnte*
Begriindet wurde dies mit dem Prinzip der Freiheit der Gedanken und Lehren.”® Diese
Auffassung ist mittlerweile Uberholt. Bereits der Gesetzgeber gab in der Amitlichen
Begrindung zu 82 an, dass als personliche geistige Schopfungen Erzeugnisse anzusehen
seien, die durch ihren Inhalt oder durch ihre Form oder durch die Verbindung von Inhalt und
Form etwas Neues und Eigentiimliches darstellen.** Grundsétzlich ist demnach auch der
Werkinhalt Gegenstand des Urheberrechtsschutzes.'® Insbesondere bei der Umsetzung einer

Bildbeschreibung stellt sich demnach die Frage, ob der beschriebene Inhalt unabhéngig von

121 Loewenheimin Schricker, UrhG, § 2 Rn. 22.

122 RGZ 82, S. 16 (18f.).

123 Loewenheim in Schricker, UrhG, § 2 Rn. 55.

124 BT-Drucks. IV/270, UFITA 45 (1965), S. 240 (252).

125 Eine Ausnahme davon wird lediglich bel wissenschaftlichen Werken gemacht, da dessen Inhalt jedem frel

zugéanglich sein muss. Ulmer, Urheber- und Verlagsrecht, S. 121 f.
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der Form, also hier der Sprache, schutzfahig ist. Das muss verneint werden, da sich die
schutzbegriindenden Elemente einer Bildbeschreibung nicht starr dem Inhalt oder der Form
zuordnen lassen. Die Individualitét einer Bildbeschreibung zeichnet sich auch dadurch aus,
dass das Ausdrucksmittel Sprache verwendet wurde. Sprache kann ndmlich zum einen
konkreter sein als ein Bild, indem was sie beschreibt. Zum anderen l&sst sie aber
Gedankenspielraume offen im Hinblick auf dessen Umsetzung. Damit scheidet eine
Vervidfdtigung bel der Umsetzung einer Bildbeschreibung grundsétzlich aus.

In Betracht kommt eine Vervielfdtigung deshalb nur, wenn dem schliefdlich geschaffenen
Bild eine skizzierte Bildbeschreibung zugrunde gelegen hat. Voraussetzung wére allerdings,
dass die Skizze im Wesentlichen unveréndert wiedergegeben wird. Nimmt man den Begriff
des skizzierten Entwurfs ernst, so wird eine unverdnderte Wiedergabe in den wenigsten Fallen
vorkommen.

Zu Uberlegen ist allerdings, ob bel der Kombination einer verbalen Bildbeschreibung mit
einer Skizze lediglich eine Vervieféltigung vorliegt. Dafur spricht, dass im Falle einer
Kombination in der Regel kein Raum mehr fir eine eigenstéandige schdpferische Leistung
bleibt. Voraussetzung fir eine Verviefétigung ist aber bereits, dass ein Werk im
Wesentlichen unverdndert wiedergegeben wird. Die Umsetzung einer verbalen
Bildbeschreibung und einer Skizze gibt zum einen schon kein einheitliches Werk wieder,
sondern kombiniert vielmehr mehrere eigenstandige Werke. Zum anderen scheitert eine
unwesentliche Wiedergabe wiederum daran, dass die beschriebenen Bildelemente in ein Bild
umgesetzt werden missen und damit eine im Wesentlichen unveranderte Wiedergabe nicht
vorliegen kann.

Als Ergebnis ist also festzuhalten, dass die Umsetzung eines beschriebenen oder
skizzierten Bildes und auch deren Kombination grundsétzlich eigenstandige, schopferische
Elemente aufweisen wird und damit ein urheberrechtlich geschiitztes Werk darstellt.

¢) Miturheber schaft

Uberschreitet der Beitrag des Auftraggebers die Schwelle des Eigenschdpferischen und stellt
damit ein urheberrechtlich geschitztes Werk dar, so ist weiterhin zu kléaren, in welchem
Verhdtnis das im Auftrag geschaffene Werk zu dem Werk des Auftraggebers steht.
Betrachtet werden soll zunéchst die Miturheberschaft. Gem. §81 UrhG sind mehrere
Personen dann Miturheber eines Werkes, wenn sie ein Werk gemeinsam geschaffen haben,

ohne dass sich ihre Anteile gesondert verwerten lassen. Der Beitrag jedes einzelnen
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Mitwirkenden muss dabei die Voraussetzungen des Werkschaffens erfillen.!® Die
Miturheberschaft erfordert im Wesentlichen, dass zwel Voraussetzungen erfillt sind. Zum
einen durfen sich die Beitrége nicht gesondert verwerten lassen. ES muss also eine einheit-
liche Werkschépfung vorliegen®”  Abzustellen ist dabei auf eine selbstandige
Verkehrsfahigkeit.'®® Diese Voraussetzung ist bei der Umsetzung einer Bildbeschreibung
erfillt, da sich zumindest die Beschreibung allein in aller Regel nicht gesondert verwerten
lasst, sondern vielmehr im vollendeten Bild aufgeht.® Dies gilt auch bei der Umsetzung
einer verbalen Bildbeschreibung. Zwar wird allgemein angenommen, dass ein Fall der
Werkverbindung oder freien Benutzung vorliegt, wenn die Beitrage unterschiedlichen
Werkarten angehdren. Im Gegensatz zum Verhdltnis von Text und Musik einer Oper zum
Beispiel besitzt eine verbale Bildbeschreibung im Verhdtnis zum umgesetzten Bild allerdings
keine selbstandige Verkehrsfahigkeit. Hier lassen sich die Beitréage gerade nicht trennen. Bei
der Umsetzung einer Skizze und einer verbalen Bildbeschreibung handelt es sich folglich um
eine einheitliche Werkschopfung.

Zum anderen muss das Werk gemeinsam geschaffen werden. Das erfordert eine
Versténdigung Uber die gemeinsame Aufgabe und eine gegenseitige Unterordnung unter die
Gesamtidee™® Problematisch kénnte bei der Umsetzung eines vom Auftraggeber
beschriebenen oder skizzierten Bildes sein, dass sich hier lediglich eine Person einer Idee
unterordnet, namlich der Auftragnehmer. Gerade dieses Verhatnis der Uber-Unterordnung ist
ja charakteristisch fur ein Auftragsverhdltnis. Stellt man an das Merkmal der ,,gegenseitigen
Unterordnung® alerdings so hohe Voraussetzungen, dass eine Miturheberschaft einen
gleichberechtigten Schopfungsprozess voraussetzt, so wirde eine Miturheberschaft schon bei
einer Teamarbeit von vornherein ausscheiden. Schaffen mehrere Personen ein Werk in
Teamarbeit, so wird in diesem Schépfungsprozess immer eine Person sein, die diesen Prozess
leitet und das Ziel vorgibt. Gerade fur eine Schopfung in Teamarbeit soll aber die
Miturheberschaft eine angemessene Losung bieten. Der Umstand des Auftragsverhaltnisses

kann aso nicht dazu flhren, das Merkmal der gemeinsamen Werkschdpfung abzul ehnen.

126 BGH, GRUR 1995, S. 47 (48).

127 Loewenheim in Schricker, UrhG, 8 8 Rn. 5f.

128 Rehbinder, Urheberrecht, Rn. 168.

129 Sontag, Das Miturheberrecht, S. 10.

130 RGZ 82, S. 333 (336); Fromm/Nordemann, UrhG, § 8 Rn. 3; Loewenheim in Schricker, UrhG, § 8 Rn. 9;
v. Gamm, UrhG, § 8 Rn. 10. Teilweise wird sogar ein Schaffen auf derselben Werkstufe gefordert. Vgl.:
Fromm/Nor demann, UrhG, 8 8 Rn. 7; v. Gamm, UrhG, § 8 Rn. 10.

33



Eine gemeinsame Werkschopfung erfordert vielmehr ein bewusstes und gewolltes
Zusammenwirken.**! Eine gemeinsame Werkschopfung lehnte zum Beispiel das Landgericht
Dusseldorf in der Entscheidung , Miturheberschaft an einem Tonkopf* wegen mangelndem
gewollten Zusammenwirken ab.*** Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde.
Eine ehemalige Schilerin des Kiinstlers Joseph Beuys gestaltete in seinem Unterricht einen
Tonkopf, ohne dass dieser in die Arbeit eingegriffen hat. Nach Fertigstellung des K opfes war
sievon ihrer Arbeit nicht Gberzeugt. Beuys 6ffnete daraufhin den Mund des K opfes etwas und
schob mit beiden Daumen dessen Mundwinkel leicht nach oben. Da dieser Vorgang in keiner
Weise abgesprochen war, lehnte das Gericht ein gemeinsames Werkschaffen und damit ein
Miturheberrecht der Schilerin ab. Fir eine Miturheberschaft sei unabdingbar, dass bei jedem
Werkbeteiligten der Wille und die Vorstellungskraft vorhanden sei, ein einheitliches Werk
mitzugestalten und diese V orstellung gemeinsam zu einem einheitlichen Werk umzusetzen.

Anders als in dem vom Landgericht Dusseldorf entschiedenen Fall liegt in einem
Auftragsverhdltnis aber in der Regel ein bewusstes und gewolltes Zusammenwirken von
Auftraggeber und Auftragnehmer vor. Grundlage dafir ist nicht zuletzt die sie verbindende
vertragliche Vereinbarung. Beiden ist bewusst, dass die Vollendung des Werkes vom
jeweiligen Beitrag des anderen abhéangig ist. Dabei ist es unbeachtlich, wenn diese Beitrage

nacheinander erfolgen.**

Schon das Reichsgericht sprach sich in dem Falle, dass ein
Kunstmaler Skizzen seines Auftraggebers umsetzt, fir die Annahme einer Miturheberschaft
aus™ In den Skizzen miissten allerdings Gestalt und Eigenart der geplanten Schopfung
schon ersichtlich sein. Das OLG KoIn bejahte bel der Erstellung eines ,, Memoiren*-Manu-
skripts aufgrund muindlich erteilter Informationen ebenfalls eine Miturheberschaft.**® Erzahler
und Verfasser der Memoiren hétten durch ihre einander erganzende Geistesarbeit zur

Herstellung eines einheitlichen Werkes zusammengewirkt. Genauso ist die Rechtslage bei der

131 Sontag, Das Miturheberrecht, S. 9.

132 LG Dusseldorf, KUR 2002, S. 140f.

133 Loewenheim in Schricker, UrhG, § 8 Rn. 7; so auch Plett, Urheberschaft und Miturheberschaft, S. 182 f.,
welche den Schopfer des Gehalts as Miturheber anerkennt, wenn der Gehalt integraler Bestandteil des
Werkes geworden ist.

134 RG, MuW 1927/1928, S. 144 (145).

135 OLG Kdln, GRUR 1953, S. 499 f.



5 zu bewerten. Auch das

Umsetzung einer verbalen oder skizzierten Bildbeschreibung™
Merkmal der gemeinsamen Werkschopfung ist demnach zu bejahen.

Im Ergebnis erwerben Auftraggeber und Auftragnehmer folglich ein Miturheberrecht an
dem vollendeten Bild. Welche Rechte und Pflichten sich daraus fur die Miturheber speziell im

Auftragsverhaltnis ergeben konnen, ist Gegenstand des besonderen Teils der Arbeit.
Il. Leistungsschutzr echt

Neben dem Urheberrecht gewéhrt das Urheberrechtsgesetz dem Schopfer auch noch
verwandte Schutzrechte, welche im Allgemeinen als Leistungsschutzrechte bezeichnet
werden. Mit diesem Recht wollte der Gesetzgeber urspriinglich Leistungen schiitzen, die der
schopferischen Leistung des Urhebers dhnlich sind oder im Zusammenhang mit den Werken
der Urheber erbracht werden.™*’

An Fotografien, die nicht die Voraussetzungen des 8§ 2 11 UrhG erfillen und damit keine
Lichtbildwerke gem. 8 21 Nr. 5 UrhG darstellen, kann deshalb ein Leistungsschutzrecht gem.
8721 UrhG bestehen. Danach werden Lichtbilder und Erzeugnisse, die &dhnlich wie
Lichtbilder hergestellt werden, in entsprechender Anwendung der fur Lichtbildwerke
geltenden Vorschriften des Ersten Teils geschitzt. Von der technischen Entstehungsart
unterscheiden sich Lichtbilder bzw. &hnlich hergestellte Erzeugnisse nicht von den
Lichtbildwerken. Mindestvoraussetzung ist demnach, dass das Erzeugnis unter unmittelbarer
Benutzung einer Strahlungsquelle hergestellt worden ist.**®

Durch 8§ 72 UrhG soll auch die nicht-kiinstlerische Fotografie einen dem Urheberrecht
vergleichbaren Schutz erfahren. Der Begriff des Lichtbilds lasst sich demnach zunéchst
negativ definieren as Erzeugnis, das mangels Individualitdt aus dem Schutzbereich des
Lichtbildwerks herausfélt. Dies sind in der Regel die sogenannten Knipsbilder bzw.
Amateur- und Routineaufnahmen. Die Frage, ob eine Fotografie kinstlerisch ist oder nicht,
wird in der Praxis mitunter erhebliche Schwierigkeiten bereiten (vgl. zu den Einzelheiten I.
3).

Fraglich ist aber, ob fur den Lichtbildschutz neben einer Abgrenzung nach oben auch eine

Untergrenze fur die Schutzféhigkeit von Fotografien erforderlich ist. Die Uberwiegende

136 So auch Rehbinder, Urheberrecht, Rn. 169; Vinck, Die Rechtsstellung des Urhebers im Arbeits- und
Dienstverhdtnis.

137 BT-Drucks. 1V/270, UFITA 45 (1965), S. 240 (247).

138 Vgl. S. 26f.
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Meinung in Literatur und Rechtsprechung fordert zumindest ein Mindestmal3 an personlicher
geistiger  Leistung.®® Nicht schutzfahig sind nach dieser Auffassung bloRe
Reproduktionsfotografien, welche lediglich eine zweidimensionale Vorlage originalgetreu
abbilden.’*® Neben der originalgetreuen Wiedergabe einer Vorlage werden Reproduktionen
auch angefertigt, um ein Zwischenprodukt in einem anderen Mal3stab fir eine Wiedergabe mit
einem Druckverfahren zu verwenden.'™ In Reproduktionsanstalten sind Spezialkameras
(Reproduktionskameras) fest installiert. Sie erstrecken sich meistens Uber zwei Raume, wobei
sich die Beleuchtungseinrichtung, der Vorlagehalter und die Objektive mit dem Kamera-
Balgen im Hellteil befinden, wahrend der Filmhalter mit der Vakuumeinrichtung und dem
Steuergerdt im Dunkelteil untergebracht ist. In jlngster Zeit haben Scanner die
Reproduktionskameras weitgehend abgelost. Fihrt man Reproduktionen mit einer
gewohnlichen Kamera aus, so werden in der Rege en Stativ oder ene
Reproduktionseinrichtung verwendet.*

Der BGH hatte in diesem Zusammenhang in der Entscheidung , Bibelreproduktion®
darlber zu befinden, ob Dias von fotografischen Vorlagen Lichtbildschutz zukommen

konne.1*

Das Gericht verweigerte dem Kléger den Schutz gem. 8§ 72 UrhG, da hach dem Sinn
und Zweck dieser Regelung Reproduktionsfotografien aus dem Schutzbereich des § 72 UrhG
herausfielen. Unldsbare Abgrenzungsschwierigkeiten zwischen Lichtbildwerken und
Lichtbildern hétten in erster Linie zu der Einflhrung des Lichtbildschutzes gem. § 72 UrhG
gefuhrt. Auf ein Mindestmal? an personlicher geistiger Leistung kdnne aber nicht verzichtet
werden, welches bei einer blofRen Vervielféltigung anderer Lichtbilder nicht vorhanden sai.
Voraussetzung fur den Lichtbildschutz sei demzufolge, dass das Lichtbild originér, das heifdt
als Urbild, geschaffen worden ist. Der BGH verweigert in dieser Entscheidung aber nur

Lichtbildern, die Vervielfaltigungen anderer Lichtbilder darstellen, den Leistungsschutz. Auf

139 Nordemann, GRUR 1987, S.15(17f.); Vogd in Schricker, UrhG, §72Rn.22; Kroitzsch in
Mohring/Nicolini, UrhG, § 72 Rn. 3; vgl. eingehend Heitland, Schutz der Fotografie, S.73f.; BGH,
GRUR 1990, S. 669 (673); BGH, GRUR 1993, S. 34 (35).

140 Graf, Kulturgut — Rechtsfragen der Nutzung, www.uni-koblenz.de/~graf/kultjur.htm; a.A Katzenberger,
GRUR Int. 1989, S. 116 (117 f.); Pfennig, Digitale Bildverarbeitung, S.50; Schmidt, Urheberrecht und
Vertragspraxis des Grafikdesigners, S. 127 f.

141 Tillmanns, Fotolexikon, S. 192.

142 Vdl. dazu insgesamt: Tillmanns, Fotolexikon, S. 192 f.

143 BGH, GRUR 1990, S. 669 (673 f.).
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die originalgetreue Abbildung anderer zweidimensionaler Vorlagen geht das Gericht nicht
ein'*

Grundsétzlich ist der Auffassung, dass ein Mindestmal? an personlicher geistiger Leistung
far den Lichtbildschutz zu fordern ist, zuzustimmen. Dem Wortlaut des 8 721 UrhG kann
dazu zwar keine Aussage entnommen werden, entscheidende Hinweise liefert aber die
Entstehungsgeschichte.  Zundchst heit es in der amtlichen Begrindung des
Regierungsentwurfs des Urheberrechtsgesetzes von 1965, dass der Gesetzgeber mit dem
L eistungsschutzrecht Leistungen schitzen will, die der schdpferischen Leistung des Urhebers
shnlich sind oder im Zusammenhang mit den Werken der Urheber erbracht werden.* Diese
geforderte Ahnlichkeit des Erzeugnisses kann sich nicht auf das technische Herstellungsver-
fahren beziehen, sondern nur auf das Merkmal der personlichen geistigen Schopfung.**® Ein
Mindestmal? an personlicher geistiger Leistung wird schon aus diesem Grund zu fordern sein.
Dafir spricht auch, dass es bei der Schaffung des Urheberrechtsgesetzes von 1965 allgemeine
Auffassung war, dass fotomechanisch hergestellte Kopien nicht geschiitzt werden sollten.*’
Eine geénderte Auffassung wurde weder durch das Gesetz selbst zum Ausdruck gebracht,
noch findet sich dafir ein Hinweis in der Amtlichen Begrindung. Nicht der Vervielfdtiger,
sondern nur der Bearbeiter soll nach dem Urheberrechtsgesetz geschiitzt werden.'*® Des
Weiteren wirde eine Einbeziehung der Reproduktionsfotografie in den Lichtbildschutz dazu
fUhren, dass zum einen die vom Urheberrechtsgesetz vorgesehenen Schutzfristen leerliefen,
da die Schutzdauer eines Erzeugnisses durch den Reproduktionsvorgang beliebig verlangert
werden konnte. Dies ist wohl das Uberzeugendste Argument fur den Ausschluss der
Reproduktionsfotografie. Der Einwand, dass die Schutzfrist nur fir das Lichtbild 1&uft und
diese nicht fur das Originalwerk verlangert wird, fuhrt in der Praxis zu keinem anderen
Ergebnis, da zu den gemeinfreien Originalwerken in der Regel kein oder nur ein erschwerter
Zugang moglich ist. Zum anderen bzw. als Kehrseite konnte die vom Gesetzgeber
vorgesehene Gemeinfreiheit eines Werkes verhindert bzw. verzogert werden. Aus diesen
Grunden ist eéin Mindestmal3 an personlicher geistiger Leistung zu fordern. Daran fehlt es

denknotwendig, wenn durch ein Lichtbild lediglich eine zweidimensionale Vorlage

144 BGH, GRUR 1990, S. 669 (674).

145 BT-Drucks. IV/270; UFITA 45 (1965), S. 240 (247).
146 Vgl. a. Nordemann, GRUR 1987, S. 15 (17).

147 BGH, GRUR 1990, S. 669 (674) m. w. Nachw.

148 Nordemann, GRUR 1987, S. 15 (18).
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originalgetreu abgebildet werden soll. Dabel ist es aber unerheblich, ob es sich bei der
Vorlage um Lichtbilder, Texte oder andere Bilder handelt.

Fur ein Mindestmald an personlicher geistiger Leistung spricht auch, dass Fotografien
durch den Lichthildschutz in ungerechtfertigter Weise privilegiert werden™® Nach
Nordemann/Heise sind fast 100 % aller Fotodesign Leistungen urheberrechtlich (Uber
§ 72 UrhG) geschiitzt, im Bereich des Grafikdesigns dagegen nur 2,5%.™° Fraglich ist,
warum demjenigen, der eine nichtschopferische Leistung mit Hilfe einer Kamera erstellt, ein
L eistungsschutzrecht zustehen soll und einem anderen, der ebenfalls eine nichtschopferische
Leistung sogar ohne Zuhilfenahme technischer Geréte schafft, urheberrechtlicher Schutz in
der Regel nicht zuteil wird. Das Argument, diesen Lestungen stehe der
Geschmacksmusterschutz offen, tragt aus mehreren Griinden nicht. Zum einen erfordert sogar
der Geschmacksmusterschutz ein Mindestmald an schdpferischer Qualitét und zum anderen
stellt der Geschmacksmusterschutz kein wesensgleiches Minus zum urheberrechtlichen
Schutz dar.™*

Weliterhin wird diskutiert, ob auch speziell hergestellte Fotografien, wie Luftbilder, sog.
Orthofotos, Satellitenfotos und Automatenbilder aus dem Schutzbereich des § 721 UrhG
herausfallen. VVoraussetzung des Lichtbildschutzes ist namlich gem. 8 72 11 UrhG die Existenz
eines Lichtbildners, also einer Person, die auf die Herstellung des Lichtbildes einen gewissen
Einfluss nimmt oder wie Kroitzsch sagt, einer Person, die bei jeder Fotografie die individuelle
Einrichtung des Bildes vornimmt.*® Bei rein automatisch hergestellten Fotos fehlt es
demnach an einem Lichtbildner. Unterschieden werden muss aber zwischen dem reinen
Aufnahmevorgang und der diesen vorbereitenden Tétigkeit. Der Aufnahmevorgang erfolgt
bei allen Lichtbildern voll automatisch und kann demnach nicht zu einer Verweigerung des
Lichtbildschutzes fuhren. Entscheidend ist also die vorbereitende Tétigkeit. Bei Luftbildern
und Satellitenaufnahmen kann diese in der Wahl des Motivs und Aufnahmeortes, der
Entfernung und der technischen Einzelheiten der Aufnahme gesehen werden.’*® Ebenso
werden auch Automatenfotos individuell durch die abzulichtende Person eingerichtet, indem

diese durch Kopfhaltung, Mimik und dem Abstand zum Objektiv Einfluss auf das Erzeugnis

149 So auch Schmidt, Urheberrecht und Vertragspraxis des Grafikdesigners, S. 123 f.

150 Nordemann/Heise, ZUM 2001, S. 128 (137).

151 Vdgl. dazu die Ausfihrungen auf S. 21 f (23).

152 Kroitzsch in Méhring/Nicolini, UrhG, § 72 Rn. 3.

153 Katzenberger, GRUR Int. 1989, S. 116 (118f.); Vogel in Schricker, UrhG, § 72 Rn. 19; Heitland, Schutz
der Fotografie, S. 80 f.; aA. Kroitzsch in Méhring/Nicolini, UrhG, 8 72 Rn. 3
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nimmt.”>* Auch bei der Aufnahme so genannter Orthofotos, welche durch computergestiitzte
Entzerrung von Luftbildern entstehen, nimmt eine Person durch die Adaption des
Computerprogramms entscheidenden Einfluss auf das konkret entstehende Bild.**® In diesem
Fall wird lediglich en weiteres technisches Hilfsmittel in den Schaffensprozess
zwischengeschaltet. Da eine entscheidende vorbereitende Tétigkeit dennoch erkennbar ist,
kann diesen Lichtbildern nicht der Schutz gem. 8 72 UrhG verweigert werden. Orthofotos
stellen auch nicht lediglich Vervielféaltigungsstiicke der ihnen zugrundeliegenden Lichtbilder
dar'™, da sich die Abbildung aufgrund der Entzerrungen wesentlich von dem Original
unterscheidet. ™’

Zusammenfassend ist also festzuhalten, dass nur die Reproduktionsfotografie generell aus
dem Schutzbereich des § 72 UrhG herausféllt. An alen anderen Fotografien, die den
Voraussetzungen des Lichtbildschutzes gentigen, entsteht gem. 8721 UrhG en dem
Urheberrecht verwandtes L eistungsschutzrecht. Unterschiede bestehen ausdricklich in der
Schutzdauer, welche im Gegensatz  zum Urheberrecht (70 Jahre gem. § 64 UrhG) 50 Jahre
gem. 8 72111 UrhG betrégt. Ansonsten sind die fur Lichtbildwerke geltenden Vorschriften
entsprechend anzuwenden, weshalb der Schutzumfang dementsprechend schwécher ausfallen
kann. Darauf wird aber noch konkret im besonderen Teil der Arbeit einzugehen sain.

1. Geschmacksmusterrecht

Bilder koénnen nicht nur urheberrechtlich geschitzt sein. In Betracht kommt daneben

158 Das

insbesondere  noch der Schutz nach dem  Geschmacksmustergesetz.
Geschmacksmusterrecht ist im Gegensatz zum Urheberrecht kein geborenes Recht. Es
entsteht vielmehr erst, wenn der Urheber eines Musters oder Modells dieses beim Patentamt
zur Eintragung in das Musterregister anmeldet. Die Anmeldung verlangt die Einhaltung

strikter Formalitétserfordernisse und ist in der Regel mit einem erheblichen Kostenaufwand

154 Heitland, Schutz der Fotografie, S.78; Vogd in Schricker, UrhG, §72Rn.19; Kroitzsch in
Mohring/Nicolini, UrhG, § 72 Rn. 3; aA. Ulmer, Urheber- u. Verlagsrecht, S. 511.

155 Heitland, Schutz der Fotografie, S. 80.

156 So aber Vogel in Schricker, UrhG, § 72 Rn. 19.

157 Katzenberger, GRUR Int. 1989, S. 116 (118).

158 Beispidle  fur  Geschmacksmusterrechte an  Bildern  (enthommen  insbesondere  dem
Geschmacksmusterblatt): Présentationsgrafik, Logo, allg. Abbildungen auf Gebrauchsgegenstdnden (bspw.

Tassen), Motive fur Pullover, Teppichmuster, Verpackungen.
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verbunden. Vor der Anmeldung erlangt der Urheber mit der Schaffung eines schutzfahigen

19 Das Geschmacksmusterrecht kann nur eine

Erzeugnisses ein Anwartschaftsrecht.
Schutzdauer von héchstens 25 Jahren erreichen, das Urheberrecht dagegen 70 Jahre post
mortem auctoris. Der Schutz nach dem Urheberrechtsgesetz ist also fur den Schopfer in
vielfacher Hinsicht gunstiger.

Als Geschmacksmuster geschiitzt werden gem. 8 21 GeschmMG Muster, die neu sind und
Eigenart haben. Muster im Sinne des Geschmacksmustergesetzes ist gem.
8 1 Nr. 1 GeschmMG die zweidimensionale oder dreidimensionale Erschei-nungsform eines
ganzen Erzeugnisses oder eines Teils davon, die sich insbesondere aus den Merkmalen der
Linien, Konturen, Farben, der Gestalt, Oberflachenstruktur oder der Werkstoffe des
Erzeugnisses selbst oder seiner Verzierung ergibt. Da sich diese Arbeit mit den Rechten an
Bildern beschéftigt, werden nur zweidimensionale Erscheinungsformen den weiteren
Gegenstand der Untersuchung bilden.

Welche Voraussetzungen ein Geschmacksmuster erfillen muss, um musterfahig im Sinne
des Geschmacksmustergesetzes zu sein, wird im Gegensatz zu 8 1 GeschmMG a. F. nun in
88 1, 2 GeschmMG néher definiert. Dem Gesetzestext lasst sich entnehmen, dass es ein
Erzeugnis oder Teil eines Erzeugnisses sein muss, welches neu ist und Eigenart hat.

1. Erzeugnis

8 1 Nr. 2 GeschmMG enthélt entsprechend der Richtlinie 98/71/EG des Européischen
Parlaments und des Rates vom 13. Oktober Uber den rechtlichen Schutz von Mustern und
Modellen eine Definition des Erzeugnisses. Danach ist ein Erzeugnis jeder industrielle oder
handwerkliche Gegenstand, einschliefdlich Verpackung, Ausstattung, grafischer Symbole und
typographischer Schriftzeichen sowie von Einzelteilen, die zu einem komplexen Erzeugnis
zusammengebaut werden sollen; ein Computerprogramm gilt nicht als Erzeugnis. Ein
Erzeugnis ist danach jeder industriell oder handwerklich hergestellte Gegenstand,
einschliefdich seiner Verpackung, graphischen Symbole und typographischen Schriftzeichen.
Die hier insbesondere in Betracht kommende Gebrauchsgrafik kann deshalb entweder selbst
als ein industriell oder handwerklich hergestellter Gegenstand oder as Verpackung

schutzfahig im Sinne des Geschmacksmustergesetzes sein.

159 BGH, GRUR 1955, S. 3881f.
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2. Neuheit

In 8111 GeschmMG a. F. war nur geregelt, dass ein Muster neu sein misse, ohne dass dieser
Begriff vom Gesetz ndher ausgefuihrt wurde. Die Konkretisierung dieses Erfordernisses war
der Rechtspraxis Uberlassen. Nach standiger Rechtsprechung war entscheidend, dass die seine
Eigentimlichkeit begriindenden Merkmale eines Musters inlandischen Fachkreisen weder
bekannt sind, noch bekannt sein konnten.® MaRgeblich war dabei, ob siamtliche

161 Auf die Kenntnisse

Gestaltungsmerkmale des Musters vorbekannt sind oder sein konnten.
des Schopfers, also auf die subjektive Neuheit, kam es dagegen nicht an.®? Im Gegensatz zum
Urheberrecht lag dem Geschmacksmusterrecht auch vor der Reform  des
Geschmacksmustergesetzes ein rel ativ-objektiver Neuheitsbegriff zugrunde.

Mittlerweile wird der Neuheitsbegriff in 8 211 S. 1 GeschmMG definiert. Danach gilt ein
Muster als neu, wenn vor dem Anmeldetag kein identisches Muster offenbart worden ist.
Gem. 85 S. 1 GeschmMG ist ein Muster offenbart, wenn es bekannt gemacht, ausgestellt, im
Verkehr verwendet oder auf sonstige Weise der Offentlichkeit zuganglich gemacht wurde, es
sel denn, dass dies den in der Gemeinschaft téatigen Fachkreisen des betreffenden Sektorsim
normalen Geschéftsverlauf vor dem Anmeldetag des Musters nicht bekannt sein konnte. Dem
Regelungsgehalt des § 2 1| GeschmMG in Verbindung mit 85 S. 1 GeschmMG entspricht
demnach ebenfalls der objektiv-relative Neuheitsbegriff.'*

Auch die der Reform des Geschmacksmustergesetzes zugrundeliegende Richtlinie
98/71/EG zur Harmonisierung des europédischen Designrechts enthdlt eine Definition des
Neuheitsbegriffs. Danach gilt gem. Art. 4 S. 1 ein Muster als neu, wenn der Offentlichkeit vor
dem Tag der Anmeldung des Musters zur Eintragung oder, wenn eine Prioritat in Anspruch
genommen wird, vor dem Prioritétstag kein identisches Muster zuganglich gemacht worden
ist. Im Gegensatz zur deutschen Rechtsprechung zu 8 1 11 GeschmMG a. F. wird in Art. 4 S. 1
der Richtlinie 98/71/EG nicht auf die Kenntnisse der inlandischen Fachkreise abgestellt,

sondern auf die der Offentlichkeit. Der Richtlinie liegt demnach auf den ersten Blick ein

160 BGH, GRUR 1969, S.90; BGH, GRUR 1978, S. 168 (169); OLG Hamm, GRUR 1979, S. 240 (241);
BGH, GRUR 2000, S. 1023 (1026).

161 BGH, GRUR1975, S.81(83); BGH; GRUR1980, S.235(236); OLG Hamm, GRUR 1979,
S. 240 (241 1.).

162 Eichmann/v. Falckenstein, GeschmMG, §1Rn.23; subjektive Neuheit ist aber ein Merkmal der
Eigentimlichkeit eines Musters (OLG Celle, GRUR 1958, S. 405 (406).

163 Eichmann/v. Falckenstein, GeschmMG, 3. Auflage, § 2 Rn. 4.
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objektiver Neuheitsbegriff zugrunde. Art.4S. 1 der Richtlinie 98/71/EG darf aber nicht
isoliert betrachtet werden, sondern muss in Verbindung mit Art.61S.1 der Richtlinie
98/71/EG gelesen werden. Danach gilt ein Muster nicht als der Offentlichkeit zuganglich
gemacht, wenn den in der Gemeinschaft tétigen Fachkreisen des betreffenden Sektors im
normalen Geschéftsverlauf nicht vor dem Tag der Anmeldung zur Eintragung oder, wenn eine
Prioritdt in Anspruch genommen wird, am Prioritdstag bekannt sein konnte. Ein
inhaltsgleicher Neuheitsbegriff findet sich auch in der Verordnung (EG) Nr. 6/2002 Uber das
Gemeinschaftsgeschmacksmuster in Art. 5 in Verbindung mit Art. 71 S. 1. In Art.5 in
Verbindung mit Art. 71 S. 1 der Verordnung (EG) Nr. 6/2002 wird wie in der Richtlinie
98/71/EG der relativ-objektive Neuheitsbegriff verwendet, wobei auch hier die Kenntnis der
in der Gemelnschaft tétigen Fachkreise den Mal3stab bilden sollen.

Ein Blick auf die verschiedenen deutschen und européischen gesetzlichen Regelungen
verdeutlicht, dass der Gesetzgebung ein einheitlicher Neuheitsbegriff zugrunde liegt. Dieser
entspricht dem objektiv-relativen Neuheitsbegriff der deutschen Rechtsprechung zu
811l GeschmMG a. F., ausdriicklich erweitert um den fir die Bestimmung von Neuheit und
Eigenart mal3geblichen Empfangerhorizont von den inlandischen Fachkreisen auf die in der
Gemeinschaft tatigen Fachkreise.*®*

Die neuheitsschadliche Kenntnis, aber auch fahrlassige Unkenntnis, erstreckt sich fur die
in der Gemeinschaft tatigen Fachkreise auf ihren gesamten Kulturkrels, wozu neben Europa
grundsétzlich auch die USA gehoren.*®

3. Ruckblick: Eigentimlichkeit

811l GeschmMG a F. setzte des Weiteren die Eigentimlichkeit eines Musters voraus.
Ahnlich wie die Voraussetzung der Individualitdt im Urheberrecht diente das Merkmal der
Eigentimlichkeit dazu, eine bestimmte Schutzuntergrenze des Geschmacksmusterrechts
festzulegen. Rechtsprechung und Literatur erkannten ein Muster dann als eigentimlich an,
wenn es in den fur die asthetische Wirkung mal3gebenden Merkmalen als das Ergebnis einer
eigenpersonlichen, form- oder farbenschopferischen Tatigkeit erschien, die Uber das

164 Begr. zu § 5 des Referentenentwurfs fur ein Geschmacksmusterreformgesetz.
165 Nirk/Kurtze, GeschmMG, §8§1Rn.137; Begr. zu 85 des Referentenentwurfs fur ein

Geschmacksmusterreformgesetz.
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Durchschnittskonnen eines mit der Kenntnis des betreffenden Fachgebiets ausgeriisteten
M ustergestalters hinausging.*®

Entscheidend fur die Beurtellung der Eigentimlichkeit waren danach nur die fur die
asthetische Wirkung mal3gebenden Merkmale. Solche waren in der Regel in der Gestaltung
der Oberflache eines Musters oder in der raumlichen Formgestaltung eines Modells aufgrund
einer besonderen Linienflihrung, Farben- oder Glanzwirkung, etc. zu finden. Beachtet werden
musste jedes Merkmal, das in irgendeiner Weise auf das asthetische Empfinden des
Betrachters einzuwirken vermochte.

Anknupfend an den asthetischen Gehalt des Werkes musste sich dieses als Ergebnis einer
eigenschopferischen Tétigkeit darstellen. Das setzte notwendiger-weise voraus, dass das
Muster subjektiv neu war, da ansonsten eine individuelle schopferische Leistung des
Musterherstellers nicht denkbar war.'®” Die konkrete Formgebung musste der Fantasie des
Mustergestalters entspringen, wobei eine blof3e Orientierung an Bekanntem unschadlich und
in der Regel auch unvermeidbar war.

Eine in der Praxis grofRere Bedeutung kam aber dem Merkmal der Gestaltungshohe zu.
Danach musste sich ein Muster ausreichend von dem Durchschnittskonnen eines
Mustergestalters abheben. Wie oben auf S. 21 f. schon angesprochen wurde, entwickelte die
Rechtsprechung das Merkmal der Gestaltungshohe bereits im Urheberrecht, um bel den
Werken der angewandten Kunst den urheberrechtlichen vom geschmacksmusterrechtlichen
Schutz  abzugrenzen. Auch im  Geschmacksmusterrecht wurde ene besondere
Gestaltungshdhe der Muster gefordert, welche aber in ihren Anforderungen geringer sein
musste. Da sich das Muster ausreichend vom Durchschnittskdnnen eines Mustergestalters
abheben musste, war in einem ersten Schritt zu bestimmen, was Uberhaupt dem
durchschnittlichen Kénnen eines Mustergestalters entsprach. Zu diesem Zwecke mussten alle
bekannten Formelemente betrachtet werden. Wich das betreffende Muster von dem
Vorbekanntem dann insoweit ab, als dessen Formgebung nicht auch fir jeden anderen
durchschnittlichen Mustergestalter nahe lag, dann besa? das Muster die erforderliche
Gestaltungshohe. Entscheidend war dabei, dass das Muster aufgrund eines Gesamtvergleichs

166 BGH, GRUR 1969, S. 90 (95); BGH, GRUR 1977, S. 547 (549); BGH, GRUR 1975, S. 81 (83); BGH,
GRUR 1996, S. 767; Nirk/Kurtze, GeschmMG, 8§ 1 Rn. 159.
167 OLG Celle, GRUR 1958, S. 405 (406).
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aler bekannten Formelemente von diesen in seinem asthetischen Gehalt abwich. Ob einzelne

Formelemente des Musters neu waren, war an dieser Stelle nicht mageblich.'®®

4. Eigenart

Gem. 8§21 GeschmMG ist entsprechend der Richtlinie 98/71/EG nicht mehr die
Eigentimlichkeit, sondern die Eigenart eines Musters fur dessen Schutzfahigkeit
entscheidend. Zu prufen ist demnach, was der Gesetzgeber unter dem Begriff der Eigenart
verstent und ob sich dadurch Unterschiede im Vergleich zur vor der Reform des
Geschmacksmustergesetzes geltenden Rechtslage ergeben.*®®

Gem. 8 2 111 GeschmMG und Art. 5 der Richtlinie 98/71/EG hat ein Muster Eigenart, wenn
sich der Gesamteindruck, den es beim informierten Benutzer hervorruft, von dem
Gesamteindruck unterscheidet, den ein anderes Muster bei diesem Benutzer hervorruft, das
vor dem Anmeldetag offenbart worden ist. Bel der Beurteilung der Eigenart wird der Grad der
Gestaltungsfreiheit des Entwerfers bei der Entwicklung des Musters beriicksichtigt.

Da sich ein Muster lediglich vom vorbekannten Formenschatz unterscheiden muss,
erfordert das Kriterium der Eigenart im Gegensatz zum Merkmal der Eigentimlichkeit keine
besondere Gestaltungshdhe.!™® Das Schutzniveau des neuen Geschmacksmusterrechts scheint
demnach gegentiber der bislang geltenden Rechtslage niedriger zu sein. Dafr spricht auch die
Entwicklungsgeschichte der Richtlinie 98/71/EG. Im urspringlichen Kommissionsentwurf
war noch ein wesentlich abweichender Gesamteindruck zur Erfullung der Voraussetzung der
Eigenart gem. Art. 5 notwendig.*"* Diese Voraussetzung wurde dann aus dem Richtlinientext
selbst gestrichen und findet sich nur noch in dem Erwégungsgrund 13 der Richtlinie wieder.
Danach soll sich der Gesamteindruck deutlich vom vorbestehenden Formenschatz
unterscheiden. Da diese Voraussetzung ener besonderen Gestaltungshthe aus dem
verbindlichen Teil der Richtlinie gestrichen wurde und auch vom deutschen Gesetzgeber nicht
aufgenommen wurde, ist die Tendenz erkennbar, dass das Schutzniveau fir

Geschmacksmuster abgesenkt werden soll.>"2

168 Andersbei der Neuheitspriifung; BGH, GRUR 1996, S. 767 (769); BGH, GRUR 2000, S. 1023 (1025).
169 Vgl. S 21f.

170 Eichmann/v. Falckenstein, GeschmMG, 3. Auflage, § 2 Rn. 16.

171 Begrundung zu § 2 des Referentenentwurfs fir ein Geschmacksmusterreformgesetz.

172 Pentheroudakis, GRUR Int. 2002, S. 668 (679).
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82111 S. 2 GeschmMG und Art. 511 der Richtlinie 98/71/EG zeigen weiterhin, dass bei
der Beurteilung der Eigenart eines Musters der Grad der Gestaltungsfreiheit des Entwerfers zu
berlicksichtigen ist. Je hther die Musterdichte in elner Erzeugnisklasse ist, desto geringere
Anforderungen sind an die Gestatungshdhe zu stellen und umgekehrt.!”® Die
Gestaltungshohe ist folglich eine relative Grofe.

Wann der Gesamteindruck eines Musters aber vom vorbekannten Formenschatz abweicht
und damit Eigenart besitzt, wird letztlich von der Rechtsprechung zu bestimmen sein. Ob das
Schutzniveau in der Praxis wirklich sinken wird, kann demnach zu diesem Zeitpunkt noch
nicht mit Sicherheit festgestellt werden.

V. Markenrecht

Bilder konnen weiterhin als sogenannte Bildmarken Gegenstand des Markenrechts sein. In
§ 3| MarkenG werden als schutzfahige Zeichen ausdriicklich auch Abbildungen genannt.*™
Das Markengesetz setzt dabei allgemein voraus, dass schutzfahige Zeichen geeignet sein
missen, Waren oder Dienstleistungen eines Unternehmens von denjenigen anderer
Unternehmen zu unterscheiden. Vereinfacht ausgedriickt ist eine Marke der Name eines
Produkts, nicht aber eines Unternehmens. Die Marke ist ein produktidentifizierendes
Unterscheidungszeichen'”™ und erméglicht einem Unternehmen, sich mit seinen Waren oder
Dienstleistungen am Markt zu positionieren. Sie kennzeichnet die Herkunft einer Ware oder
Dienstleistung, lasst Rickschlisse auf einen gewissen unternehmerischen Erfolg zu, ist ein
entscheidendes Mittel der Werbung und dient letztendlich auch dem Verbraucher, Uber das
mittlerweile uniiberschaubare Angebot von Waren und Dienstleistungen den Uberblick zu
behalten. Marken stellen in der Regel einen grof3en Unternehmenswert dar und sind aus dem

heutigen Wirtschaftsleben nicht mehr wegzudenken.

173 Begrindung zu §2 des Referentenentwurfs fir ein Geschmacksmusterreformgesetz; Kur, GRUR 2002,
S. 661 (666).

174 Logos as Malinahme der corporate identitiy kénnen daneben auch als Unternehmens-kennzeichen gem.
8§51 MarkenG geschiitzt sein. Im Gegensatz zum Markenschutz entstent der Schutz von
Unternehmenskennzeichen gem. 8511 1 MarkenG mit der tatséchlichen Benutzungsaufnahme der
Bezeichnung. Voraussetzung ist auch hier, dass das Unternehmenskennzeichen Unterscheidungskraft
besitzt.

175 Fezer, MarkenG, Einl. Rn. 39.
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1. Schutzfahigkeit

Welche Zeichen als Marke schutzfahig sind, regelt 8 3 MarkenG. Gem. 8 31 MarkenG muss
ein markenféhiges Zeichen zunéchst geeignet sein, Waren oder Dienstleistungen eines
Unternehmens von denjenigen anderer Unternehmen zu unterscheiden. Dadurch wird die
abstrakte Unterscheidungseignung einer Marke im Gegensatz zur konkreten, welche gem.
8811 Nr. 1 MarkenG ein absolutes Schutzhindernis darstellt, bezeichnet. Die Markenfahigkeit
gem. 8 3MarkenG setzt dabel voraus, dass ein Zeichen Uberhaupt Untersche dungskraft
aufweist, unabhangig von den Produkten, fir die die Eintragung beantragt wurde. Praktisch
relevant wird diese Unterscheidung im Hinblick auf 84 Nr.2 MarkenG, wonach der
Markenschutz auch fir eine nicht eingetragene Marke entstehen kann, soweit diese
V erkehrsgeltung erworben hat.'"® Voraussetzung fiir die Entstehung des Markenschutzes gem.
§ 4 Nr. 2 MarkenG ist aber die Markenfahigkeit eines Zeichens gem. § 3 MarkenG.'”” Bei der
Prufung der abstrakten Unter-scheidungseignung sind grundsétzlich keine zu hohen
Anforderungen zu stellen. Das Zeichen muss lediglich geeignet sein, das
Erinnerungsvermdgen des Verkehrs in herkunftshinweisender Funktion zu beeinflussen.” Zu
verneinen sein wird die abstrakte Unterscheidungseignung lediglich bei allgemein gebréuch-
lichen Wortern, wie bspw. ,super”, ,ultra’ oder ganz einfachen Abbildungen, wie bspw.
Kreisen, Dreiecken und isolierten Punkten.'” Bereits einer Kombination von einfachen
Abbildungen kann allerdings abstrakte Unterscheidungseignung zukommen. Dies ist zum
Beispiel bel dem Logo der Deutschen Bank zu bejahen.

Weiterhin bestimmt 8§ 3 11 MarkenG, dass dem Schutz als Marke Zeichen nicht zuganglich
sind, die ausschliefdlich aus einer Form bestehen, die durch die Art der Ware selbst bedingt ist,
die zur Erreichung einer technischen Wirkung erforderlich ist oder die der Ware einen
wesentlichen Wert verleiht. Die Schutzausschlief3ungsgriinde des 8 3 11 MarkenG beziehen
sich nur auf sogenannte Formmarken, also dreidimensionale Gestaltungen, welche aufgrund

der Umsetzung von

176 Vgl. a §8IIl MarkenG.

177 Ingerl/Rohnke, MarkenG, § 3 Rn. 9; Fezer, MarkenG, § 3 Rn. 206; Althammer/Strébelef
Klaka, MarkenG, 8 3Rn. 7.

178 BPaG, GRUR 1995, S. 814 (816).

179 Fezer, MarkenG, § 8 Rn. 65.
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Art. 2 der Markenrichtlinie®® in das neue Markenrecht'®!

als schutzfahige Zeichen gem.
8 31 MarkenG aufgenommen worden sind. Die Marke muss sich vom Wesen der Ware
unterscheiden, also selbstandig sein.’®* Fir das Bundespatentgericht bedeutet das, dass
8 311 MarkenG nur Marken vom Markenschutz ausschlief¥t, die ausschliefdlich aus der - durch
die Art der Ware bedingten - Form der Ware bestehen, nicht aber die Abbildung einer solchen
Form.’® Die Abbildung einer solchen Form ist demnach grundsétzlich markenfahig, ihr kann
aber, wie in der , Absperrpoller“-Entscheidung®® deutlich wird, insbesondere die konkrete
Unterscheidungskraft gem. §811 Nr. 1 MarkenG fehlen.® Da sich diese Arbeit auf die
Untersuchung von Bildmarken bzw. Abbildungsmarken konzentriert, werden die
Ausschlussgrinde des § 3 11 MarkenG nicht weiter vertieft.

Weiterhin wird von einer Marke eine gewisse Einheitlichkeit gefordert. Das bedeutet, dass
eine Marke in ihrer Gesamtheit als Einheit erkennbar sein muss. Verneint wurde dies bspw.

bei einer aus zwanzig verschiedenen Bildetiketten bestehenden Marke.*®

2. Absolute Schutzhinder nisse

Der Markenschutz kann trotz des Vorliegens der generellen Markenféhigkeit eines Zeichens
verweigert werden, falls absolute Schutzhindernisse gem. § 8 MarkenG™’ entgegenstehen, die
in der Marke selbst begriindet liegen.

a) Grafische Dar stellbarkeit

Gem. 881 MarkenG gehort dazu zunéchst die fehlende grafische Darstellbarkeit eines
Zeichens™® Das Erfordernis der grafischen Darstellbarkeit wurde Bestandteil des

180 Richtlinie 89/104/EWG des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten Uber die
Marken vom 21. Dezember 1988.

181 Gemeint ist das nicht mehr ganz so neue Markengesetz vom 25. Oktober 1994, welches das
Warenzeichengesetz von 1968 abloste.

182 Fezer, MarkenG, 8 3 Rn. 211.

183 BPatG, -Absperrpoller-, GRUR 1995, S. 814 f.

184 BPatG, -Absperrpoller-, GRUR 1995, S. 814 (815f.).

185 Vdgl. dazu unten 2. b), S. 52f1.

186 RPA, BIPMZ 1904, S. 52.

187 Auf die absoluten Schutzhindernisse gem. 8 811 Nr. 3-9 MarkenG wird wegen ihrer geringen praktischen

Bedeutsamkeit und des begrenzten Rahmens dieser Arbeit nicht eingegangen.
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Markenrechts, weil nach dem ,neuen Markengesetz nunmehr auch dreidimensionale
Gestaltungen und Horzeichen als Marke schutzfahige Zeichen gem. § 31 MarkenG sind.*®®
Allgemein setzt die grafische Darstellbarkeit die zweidimensionale Wiedergabe durch
Schriftzeichen voraus. Da hier nur Bild- bzw. Abbildungsmarken eingehender betrachtet

werden sollen, ist die grafische Darstellbarkeit kein Problem dieser Arbeit.
b) Konkrete Unter scheidungseignung

Praktisch bedeutsam ist weiterhin 8811 Nr. 1 MarkenG. Danach sind Marken von der
Eintragung ausgeschlossen, denen jegliche Unterscheidungskraft fir Waren oder
Dienstleistungen fehlt. Im Gegensatz zur abstrakten ist hier die konkrete
Unterscheidungseignung normiert, wonach die Marke gerade fir die Waren oder
Dienstleistungen, fur die die Eintragung beantragt wird, Unterscheidungskraft aufweisen
muss. Der BGH definiert die konkrete Unterscheidungskraft als die einer Marke
innewohnende konkrete Eignung, vom Verkehr als Herkunftsunterscheidungsmittel fur die
angemeldeten Waren oder Dienstleistungen eines Unternehmens gegeniiber solchen anderer
Unternehmen aufgefasst zu werden und damit die betriebliche Zuordnung dieser Waren oder
Dienstleistungen zu erméglichen.® Entscheidend ist demnach, dass die Marke einen Hinweis
auf die betriebliche Herkunft der Waren oder Dienstleistungen bietet, nicht aber aus-
schliefdlich an deren Beschaffenheit fur die Unterscheidbarkeit anknipft. Ob ein Zeichen
konkret unterscheidungskréftig ist, richtet sich nach der Auffassung der beteiligten
inlandischen Verkehrskreise™ Wie das Merkmal der abstrakten Unterscheidungskraft ist
auch 8 8 11 Nr. 1 MarkenG restriktiv auszulegen.

Grundsétzlich zu verneinen ist die konkrete Unterscheidungskraft bei Zeichen, die
inhaltlich einen so starken Bezug zur Ware oder Dienstleistung selbst haben, dass sie nur
deren Beschaffenheit wiedergeben. Die Abbildung eines Apfels kann deshalb nicht fir die

188 Anders Fezer, MarkenR, § 8 Rn. 11; der das Erfordernis der grafischen Darstellbarkeit einer Marke as ein
allgemeines Kriterium der Markenféhigkeit ansieht. Aufgrund der eindeutigen systematischen Stellung der
Regelung und des begrenzten Rahmens dieser Arbeit, wird zu dieser Frage keine Stellung genommen.

189 Berlit, MarkenR, Rn. 57.

190 BGH, GRUR 1999, S. 728(729); BGH, GRUR 1995, S.408(409); BGHZ 41, S. 187 (190); sa
BPatGE 29, S. 49 (51); BPatG, GRUR 1997, S. 530.

191 BGH, GRUR 1999, S. 495f.; BGH, GRUR 1989, S. 666 (667).



Warenklasse 31 (frisches Obst und Gemise), ohne weiteres aber fir Computer und dessen
Zubehor verwendet werden.

Problematisch ist der Markenschutz demnach fir Zeichen, welche die beanspruchte Ware,
einen Tel davon oder die Warenverpackung naturgetreu wiedergeben. Der
Bundesgerichtshofs  forderte in  der ,Pamolive*-Entscheidung zum  friheren
Warenzeichengesetz, dass die Abbildung in der Art und Weise der Darstellung der Ware eine
unterscheidungskréftige Eigenart aufweisen miisse'® Dies gelte unabhangig davon, ob die

® Das

abgebildete Ware as solche von origineller, eigenartiger Gestaltung sei.™®
Bundespatentgericht dagegen sieht das anders. Selbst wenn die Abbildung jeglicher
Originalitét entbehrt, kann einer Marke der Schutz nicht versagt werden, wenn der
dargestellte Gegenstand als solcher von herkunftshinweisender origineller Gestalt ist.*** Dem

19 der Schutzzweck des

ist aber mit dem Bundesgrichtshof in der ,, Flllkorper-Entscheidung
Markenrechts entgegenzuhalten. Im Gegensatz zu den anderen gewerblichen Schutzgesetzen
bezweckt das Markenrecht nicht den Schutz der Gestaltung als solcher, sondern beabsichtigt
vielmehr, dem Markeninhaber ein Recht zu verleihen, mit dem er seine Waren oder
Dienstleistungen unterscheidbar kennzeichnen kann. Unentbehrliche Schutzvoraussetzung ist
demnach eine besondere Darstellungsweise der Ware.

Eine gestalterische Eigentimlichkeit oder eine originelle Wirkung der Abbildungsmarke
ist nach neuerer Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs allerdings nicht mehr erforderlich.*®
Ausreichend ist vielmehr eine gewisse charakteristische Erscheinung der Darstellung als
Ganzes, die nicht lediglich aus warenbeschreibenden Angaben besteht. ™

Eigentimliche oder originelle Gestaltungen sind nicht as unterscheidungskraftig iSd
8811 Nr. 1 MarkenG anzusehen, soweit sie keine Sachinformationen enthalten, sondern nur
der Erweckung von Aufmerksamkeit dienen (sog. Eye-Catcher).’®® Dies liegt daran, dass der
Verbraucher im taglichen Leben mit einer Vielzahl solcher Eye-Catcher konfrontiert wird und

dadurch in diesen keinen Herkunftshinweis fur Waren eines bestimmten Betriebes mehr

192 BGHZ 41, S. 187.

193 BGHZ 42, S. 187 (190).

194 BPatG, GRUR 1995, S. 814 (815).

195 BGH, NJW 1996, S. 128 f. (130).

196 BGH, GRUR 2001, S. 734 (735); BGH, GRUR 2001, S. 56; BGH, GRUR 2000, S. 722 (723).

197 BGH, GRUR 2001, S. 734 (735).

198 BPatGE 29, S. 49f.; dies gilt grundsétzlich auch fur Streifen, Bénder, Ringe, Musterungen, etc., die eine

Ware schmiicken.
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erkennen kann. Ein Bildzeichen muss sich demnach von den so genannten Eye-Catchern

deutlich unterscheiden.
¢) Freihaltebedirfnis

Weiterhin konnen Marken gem. 8811 Nr. 2 MarkenG von der Eintragung ausgeschlossen
sein, die ausschlief3dlich aus Zeichen oder Angaben bestehen, die im Verkehr zur Bezeichnung
der Art, der Beschaffenheit, der Menge, der Bestimmung, des Wertes, der geographischen
Herkunft, der Zeit der Herstellung der Waren oder der Erbringung der Dienstleistungen oder
zur Bezeichnung sonstiger Merkmale der Waren oder Dienstleistungen dienen kénnen. An
diesen sogenannten beschreibenden Angaben einer Ware oder Dienstleistung kann ein
Freihaltebedirfnis im Allgemeininteresse bestehen. Dadurch soll im Hinblick auf einen
funktionsfahigen Handelsverkehr eine Monopolisierung beschreibender Angaben zugunsten
eines Markeninhabers verhindert werden. Das Freihaltebedirfnis muss dabel konkret fur die
beanspruchten Waren oder Dienstleistungen bestehen. Ein abstraktes Freihaltebedirfnis reicht
dagegen nicht aus, um ein Zeichen von der Eintragung gem. 881l Nr. 2 MarkenG
auszuschlief3en.

Eine abschlielende Aufzéhlung beschreibender Zeichen oder Angaben enthélt
8811 Nr. 2 MarkenG, ,,zur Bezeichnung sonstiger Merkmale®, nicht. Zeichen oder Angaben
werden grundsétzlich dann als ausschliefdlich beschreibend angesehen werden kénnen, wenn
sie die Merkmale der beanspruchten Ware oder Dienstleistung unmittelbar beschreiben.'*
Das setzt voraus, dass das Zeichen nicht erst anaysiert werden muss oder dem Zeichen
weitere Wort- oder Bildelemente hinzugefigt werden missen. Das Zeichen oder die Angabe
muss unmittelbar und eindeutig auf das betreffende Merkmal Bezug nehmen.

Grundsétzlich kdnnen auch Bildmarken einem Freihaltebedirfnis unterliegen. Allerdings
besteht bei Bildzeichen die Besonderheit, dass fur die Darstellung eines Merkmals der
beanspruchten Ware oder Dienstleistung im Gegensatz zu Wortzeichen mannigfaltige
Mdoglichkeiten bestehen. Die Rechtsprechung sieht Bildmarken als Beschaffenheitsangaben
deshalb nur dann als freihaltebedirftig an, wenn es sich um ganz einfache Motive handelt, die
eindeutig auf die Beschaffenheit der Ware derart hinweisen, dass jeder Beschauer sie ohne
Zuhilfenahme der Phantasie oder weiterer Uberlegungen al's reine Beschaffenheitsangabe auf-

199 BGH, GRUR 1998, S 465.
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fasst.?® Als freihaltebediirftig wurde bspw. die Abbildung einer Teekanne im Zusammenhang
mit Tee angesehen.®* Bildzeichen werden also nur in Ausnahmefallen als freihaltebediirftig
anzusehen sein.

Piktogramme sind grundsétzlich reine Beschaffenheitsangaben, da diese sich regelméfdig
auf die isolierte Wiedergabe signifikanter Gegenstéande beschranken und bewusst auf jedwede

Ausgestaltung und Verfremdung verzichten. >
V.Gewer blicher Rechtsschutz auf européischer Ebene

Aufgrund der jungsten europdischen Entwicklungen im Bereich des gewerblichen
Rechtsschutzes besteht derzeit die Méglichkeit, ein Gemeinschaftsmarkenrecht und ein
Gemeinschaftsgeschmacksmusterrecht zu erlangen. Sowohl die Gemeinschaftsmarke als auch
das Gemeinschaftsgeschmacksmuster treten nach dem Grundsatz der Koexistenz neben die
nationalen Schutzrechte, ohne diese zu verdréngen oder zu ersetzen.

Die Veordnung (EG) Nr.40/94 Uber die Gemeinschaftsmarke (GMVO) trat am
15. 3. 1994 in Kraft und ermdglicht dem Anmelder, Warenzeichen im gesamten Gebiet der
Gemeinschaft einheitlich schitzen zu lassen. Gem. Art. 6GMVO entsteht die
Gemeinschaftsmarke ausschliefdlich durch Eintragung in das Gemeinschaftsmarkenregister.
Zustdndig fur die Anmeldung und Eintragung einer Gemeinschaftsmarke ist das
Harmonisierungsamt fir den Binnenmarkt in Alicante/Spanien (HABM). Die Anmeldung
kann unmittelbar beim HABM aber auch beim Deutschen Patent- und Markenamt eingereicht
werden, das sie dann unverziglich an das HABM welterleitet. Hinsichtlich der
Markenfahigkeit und der absoluten Schutzhindernisse entsprechen die Regelungen der
GMYV O denen des deutschen Markengesetzes.

Die Verordnung (EG) Nr.6/2002 Uber das Gemeinschaftsgeschmacksmuster trat am
6.3.2002 in Kraft. Auch durch das Gemeinschaftsgeschmacksmuster kann im gesamten
Gebiet der Gemeinschaft Geschmacksmusterschutz erlangt werden. Zustandige Behorde ist,
wie bei der Gemeinschaftsmarke, das Harmonisierungsamt fir den Binnenmarkt in
Alicante/Spanien. Der Geschmacksmusterschutz kann allerdings nicht nur durch ein

eingetragenes sondern auch durch ein nicht eingetragenes Gemelnschaftsgeschmacksmuster

200 BGH, GRUR 1955, S. 421; BPatG, GRUR 1995, S. 814; BPatGE 32, S. 264 (266).
201 BGH, GRUR 1989, S. 510 (512).
202 BPatGE 32, S. 264 (266).
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herbeigefiihrt werden. Letzteres Schutzrecht entsteht gem. Art. 1 Abs. 2 @) der Verordnung
bereits dadurch, dass das Muster innerhalb der europzischen Union der Offentlichkeit zu-
ganglich gemacht wird. Voraussetzung fir einen Musterschutz ist, dass en Ge
schmacksmuster neu ist und Eigenart hat. Insoweit kann auf die Ausfihrungen unter 111. 3./4.
verwiesen werden.

Ein nach deutschem Markenrecht schutzféhiges Zeichen bzw. nach deutschem
Geschmacksmusterrecht schutzfahiges Muster wird in der Regel auch die Voraussetzungen
der europdischen Schutzsysteme erfiillen. Doppel schutzsituationen werden aus diesem Grund

in den meisten Fallen vorliegen.
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B. Besonderer Tell: Die Rechtsage in Auftragsver haltnissen

Gegenstand des besonderen Teils der Arbeit ist das Konfliktverhdltnis zwischen
Auftragnehmer und Auftraggeber. Aus der Perspektive der Urheber konnen die hier zu
betrachtenden Auftragsverhéltnisse in drei grof3e Gruppen eingeteilt werden.

e die sogenannten freien, also selbstandigen Urheber,
e die arbeitnehmerahnlichen Urheber,
¢ und die Arbeitnehmerurheber.

Im Einzelfall kdnnen Auftragnehmer und Auftraggeber auch Miturheber sein.
|.Freie Urheber

Dem Urheberrecht liegt das in 8 7 UrhG normierte Schopferprinzip zugrunde. Danach ist
Urheber der Schopfer des Werkes. Das Urheberrecht, bestehend aus den
Urheberpersonlichkeits-, Verwertungs- und sonstigen Rechten, entsteht danach origindr in
seiner Person. Diesem Prinzip tréagt auch 8291 UrhG Rechnung, der festlegt, dass das
Urheberrecht als solches nicht Ubertragbar ist. Das gilt uneingeschrénkt in Auftrags-, Arbeits-
und Dienstverhaltnissen.

Zunachst sollen die Auftragsverhditnisse i.w.S. untersucht werden. Mit Auf-
tragsverhaltnissen i.w.S. sind hier solche Urheberrechtsvertrage gemeint, die zwischen einem
selbstéandigen Urheber und einem Werknutzer geschlossen werden. Gegenstand solcher, aber
auch jeglicher anderer Urheberrechtsvertrage, kann weder das Urheberrecht als Ganzes noch
das Urheberrecht in seinen Teilen sein. Gem. 88 31 f. UrhG hat der Urheber vielmehr nur die
Maoglichkeit, einem anderen ein vom Urheberrecht abgeleitetes Nutzungsrecht einzurdumen.
Das Nutzungsrecht kann gem. 8311 S. 2 UrhG als einfaches oder ausschliefdiches Recht
sowie raumlich, zeitlich oder inhaltlich beschrankt eingeraumt werden.

203

Dieser sogenannte Nutzungsvertrag™” stellt ein Verfigungsgeschéft dar, von dem der

zugrundeliegende schuldrechtliche Verpflichtungsvertrag gedanklich zu unterscheiden ist.?**

203 Verbreitet ist auch die Bezeichnung ,Lizenzvertrag”. Da die Terminologie der Lizenzen nicht immer
eindeutig ist, wird hier die gesetzliche Bezeichnung der Nutzungsrechte gewdhit. S. Schricker, UrhG,
Vor. 88 28 ff. Rn. 21.
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In der Praxis werden diese Rechtsgeschéfte jedoch oft zusammenfallen. Da hier ein Fall
betrachtet werden soll, in dem ein Auftragnehmer fir einen Auftraggeber ein neues Werk
schafft, sind allgemein drei Pflichtenkomplexe zu unterscheiden. Zum einen verpflichtet sich
der Auftragnehmer, das Werk auftragsgemald herzustellen. Dieses Vertragselement, welches
die Herstellung des Werkes und nicht dessen Verwertung regeln soll, wird in der Literatur
auch as 1. Stufe bezeichnet.*®® Wird das Werk nicht auftragsgemaR hergestellt, so ist insbe-
sondere fraglich, ob fur den Auftraggeber eine Abnahme- und Zahlungspflicht besteht. Die
Schwierigkeiten, die bei der Herstellung des Werkes auftauchen, sollen bei dieser
Untersuchung allerdings aulRer Betracht bleiben. Weiterhin ist es fur den Auftraggeber
notwendig, entsprechende Nutzungsrechte fir das geschaffene Werk eingerdumt zu
bekommen und dieses eventuell al's Marke oder Geschmacksmuster schiitzen zu lassen. Diese
Problematik wird unter den Gliederungspunkten , Einrdumung von Nutzungsrechten“ und
»Anmeldung und Eintragung gewerblicher Schutzrechte* erortert werden. Und letztendlich
erwartet der Auftragnehmer neben der Beriicksichtigung seiner Urheberpersonlichkeitsrechte
eine Vergutung fur seine Arbeit.

Dieser as Urhebervertragsrecht bezeichnete Bereich ist seit geraumer Zeit Gegenstand der
rechtspolitischen Diskussion. Schon in der Amtlichen Begrindung zum Urheberrechtsgesetz
von 1965 wies der Gesetzgeber auf die unvollstandige gesetzliche Regelung in den
§§31f. UrhG und die Notwendigkeit eines eigenstandigen Urhebervertragsgesetzes hin.?®
Trotz der Reformbemihungen des Gesetzgebersist dieses Ziel bislang noch nicht verwirklicht
worden. Mit dem Gesetz zur Stérkung der vertraglichen Stellung von Urhebern und
austibenden Kinstlern hat sich der Gesetzgeber zundchst gegen die grof3e Ldsung einer
umfassenden Regelung des Urhebervertragsrechts entschieden.®’ Das Gesetz wurde am
25. Januar 2002 vom Deutschen Bundestag beschlossen und hat das Ziel, den Missstand der
unangemessenen Beteiligung des Urhebers am wirtschaftlichen Nutzen seiner Arbeit zu
beheben. Kernpunkt des Gesetzes ist 8 32 UrhG. Danach hat der Urheber einen Anspruch auf
Anpassung des Nutzungsvertrages, wenn keine angemessene Vergitung vereinbart ist. Die

Angemessenheit der Vergutung wird gem. 8 36 UrhG Uber gemeinsame Vergltungsregeln

204 Str. ist, ob das Abstraktionsprinzip auch im Urheberrecht gilt. Daflir: Schack, Urhebervertragsrecht,
Rn. 525; dagegen: Schricker, UrhG, Vor. 8828 Rn. 61; Kraller, GRUR Int. 1973, S. 230 (237); BGH,
GRUR 1982, S. 308 (309); LG Hamburg, ZUM 1999, S. 858 (859 f.).

205 Kur, FS Schricker, S. 513; Reich, GRUR 2000, S. 956.

206 BT-Drucks. IV/270, UFITA 45 (1965), S. 240 (271).

207 Schack, ZUM 2001, S. 453 (455).



konkretisiert, die Verbande von Urhebern gemeinsam mit Verbénden von Werknutzern oder
einzelnen Werknutzern aufstellen. Diese und auch weitere Neuregelungen verursachen zahl-

reiche Probleme fir die hier zu betrachtenden Auftragsverhaltnisse.

1. Einraumung von Nutzungsr echten

Der Urheber kann gem. 8311 S. 1 UrhG einem anderen ein einfaches oder ausschliefdliches
Nutzungsrecht an seinem Werk einrdumen. Zu diesem Zwecke schlief3en der Urheber und der
Werknutzer einen sogenannten Nutzungsvertrag. Der Nutzungsvertrag ist schuldrechtlicher
Natur und ist von der Einrdumung des Nutzungsrechts rechtlich zu trennen. Bel letzterem
handelt es sich um eine Verfligung. Diese Schlussfolgerung ist zumindest fir die Einrdumung
eines ausschliefdlichen Nutzungsrechts unzweifelhaft, da ein ausschliefdliches Nutzungsrecht
gem. 831111 S. 1 UrhG den Inhaber unter Ausschluss aller anderen Personen berechtigt, das
Werk zu nutzen. Damit hat das Urheberrecht eine den dinglichen Rechten vergleichbare
Wirkung. Gleiches gilt aber auch fir das einfache Nutzungsrecht, da § 33 UrhG auch diesem
Sukzessionsschutz einraumt.’® Das Argument, die Regelung des §33UrhG sei eine
Ausnahme von dem Grundsatz, dass ein einfaches Nutzungsrecht nur schuldrechtliche
Wirkung habe, geht fehl, da sich diese Regelung unterschiedslos auch auf ausschliefdiche
Nutzungsrechte bezieht.

Auf die Einraumung von einfachen und ausschlief3lichen Nutzungsrechten finden nach der
hier vertretenen Auffassung gem. § 413 BGB grundsétzlich die 88 398 f. BGB entsprechende

Anwendung.”®®
a) Vertragsinhalt

Die Reichweite des Verfligungsgeschéfts richtet sich nach dem Inhalt des zugrundeliegenden
Verpflichtungsgeschéfts. Ob das Nutzungsrecht demnach als einfaches oder ausschliefdliches
eingerdumt wird und auf welche Nutzungsarten es sich im konkreten Fall erstreckt, wird in

erster Linie dadurch bestimmt, was ausdrticklich zwischen den beiden Vertragsparteien ver-

208 Schricker, UrhG, Vor. 8828 ff. Rn.49; Rehbinder, Urheberrecht, 844 Rn.306; v. Gamm, UrhG,
8§33 Rn. 2; aA: Hertin in Fromm/Nordemann, UrhG, 88 31/32 Rn. 2; Spautz in Mohring/Nicolini, UrhG,
§31Rn.39u. 833 Rn. 6.

209 Ulmer, UrhR, S. 360; Schack, Urhebervertragsrecht, Rn. 536.
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einbart wurde. Erst wenn vertraglich die Nutzungsarten nicht ausdriicklich einzeln bezeichnet
sind, ist die ZweckUbertragungsregel des § 31 V UrhG anwendbar.

Dadas Urhebervertragsrecht nicht umfassend geregelt ist, orientiert sich die Praxis zumeist
an Mustervertrdgen. Lediglich der Verlagsvertrag, der seiner Rechtsnatur nach ein spezieller

»Urhebervertrag” ist, ist in dem Gesetz Uber das Verlagsrecht normiert. Obwohl der
Verlagsvertrag sich ausdriicklich gem. 8 1 VerlG nur auf Werke der Literatur und Tonkunst
bezieht, sind auch hier die Regelungen des VerlG im Hinblick auf den sogenannten
[llustrationsvertrag zu berticksichtigen. In einem lllustrationsvertrag verpflichtet sich der
[llustrator, ein Werk der Literatur zeichnerisch auszustatten. Da der Illustrationsvertrag eng
mit dem Verlagsvertrag zwischen Autor und Verlag verknipft ist, kénnen die Regelungen des
VerlG hier erganzend Anwendung finden.”® Im Folgenden sollen nun die einschlagigen
Mustervertrage”® und sonstigen Regelungen im Hinblick auf Art und Umfang der
eingeréaumten Nutzungsrechte ausgewertet werden.

aa) Lizenzvertrag

Zunéchst ist festzuhalten, dass sich Lizenzvertragsmuster in der Literatur Gberwiegend im
Bereich des Verlagsrechts finden lassen.?? Da sich das VerlG gem. § 1 ausdriicklich nur auf
Werke der Literatur und Tonkunst bezieht, nicht aber auf ,Bilder”, sind die folgenden
Vertragsmuster auch daraufhin zu untersuchen, ob sie auf die im algemeinen Tell
behandelten urheberrechtlichen Werkarten ohne Anderung anwendbar sind. Abweichungen
koénnen sich auch daraus ergeben, dass Lizenznehmer in den vorliegenden Mustervertragen
stetsein Verlagist.

Der in der Literatur so genannte Lizenzvertrag regelt die Einr&umung einer

ausschliefdlichen oder einfachen Lizenz zur Werknutzung. Fur einen solchen Lizenzvertrag

210 BGH, GRUR 1985, S. 378 (379); Schricker, UrhG, Vor. 8§88 28 ff. Rn. 83; Hertin in Fromm/Nordemann,
UrhG, Vor.831 Rn.46; Spautz in Mohring/Nicolini, UrhG, 8§31 Rn.19; Vinck in Mdunchener
Vertragshdb., Band 3, IX. 57.

211 Der Muster-Bestellvertrag (Vinck in Minchener Vertragshandbuch, Bd. 31.Hb., S. 1267 f.) regelt die
Rechte und Pflichten bei der Bestellung eines Kunstwerks. Da dieses Vertragsmuster nicht auf die
Einrdumung von Nutzungsrechten eingeht, sondern im Wesentlichen die Abnahme- und Zahlungspflicht
des Bestellers behandelt, bleibt dieser Muster-Bestellvertrag aul3er Betracht.

212 In der Literatur gibt es daneben zahireiche Lizenzvertragsmuster aus dem Bereich des gewerblichen
Rechtsschutzes. Ein Muster-Lizenzvertrag fir Produktdesign ist noch von MaalRen/May, Designers
Contract, S. 125 f. vertffentlicht worden.
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findet sich ein Vertragsmuster bei Delp.**® Nicht ganz eindeutig ist, ob mit der Lizenzvergabe

auch die Rechtsiibertragung durch den Urheberrechtsinhaber gemeint ist oder nur die
Einrdaumung durch einen Nutzungsbefugten.?* Man spricht hier von der Primér- und der
Sekundarnutzung. Da hier nur die Beziehung zwischen dem Urheber als Auftragnehmer und
dem Auftraggeber untersucht werden soll, ist lediglich die Priméarnutzung von Interesse.
Davon geht auch Delp aus, wenn er in der Kommentierung zu 81 des Lizenzvertrages
klarstellt, dass der Lizenzvertrag gegebenenfalls zugleich auch im Namen des Urheber-
rechtsberechtigten abgeschl ossen wird.”

In der Kurzfassung des Lizenzvertrages?™ ist in § 1 die Lizenzgewahrung geregelt. Danach
ist vorgesehen, dass die Parteien (1) ausdriicklich festlegen, ob die Lizenz raumlich und
inhaltlich beschrankt oder unbeschrénkt, (2) ob die Lizenz als einfache oder ausschlieffliche
und (3) fur welche Art der Werknutzung die Lizenz erteilt wird. Probleme kdnnen in diesem
Fall entstehen, wenn die Parteien zwar die Beschrankung des Lizenzrechts und die Art der
Werknutzung definieren, das aber nicht konkret genug ausfihren. Dann muss die
Vertragsklausel unter Berticksichtigung der Zweckibertragungsregel ausgel egt werden.

In der ausfiihrlicheren Fassung des Lizenzvertrages’ macht Delp konkretere Vorschlage
hinsichtlich der Lizenzvergabe. Betreffend eines ausschliefdlichen oder einfachen
Nutzungsrechts flhrt er aus, dass dies fur alle bekannten Nutzungsarten (V erwertungsformen)
sowie alle sonstigen aus dem Urheberrecht an dem Lizenzgegenstand flief3enden Rechte und
Anspriche zur beliebigen Auswertung, treuhanderischen Verwaltung und Wahrnehmung
eingeraumt werden kann. Im Weiteren nennt Delp typische Nutzungsarten zur Klarstellung.*®
Im Hinblick auf Bildmaterial als Lizenzgegenstand fuhrt er die Nutzung als Titel-, Umschlag-
und sonstigen Gestaltung der Ausgabe®™® fiir jegliche WerbemaRnahmen des Lizenznehmers
oder zur Verwendung als Einzelbild/Postkarte/Kunstblatt/Poster/..../zur Werbung fir..../ an.

213 Delp, Verlagsvertrag, S. 158 f.

214 Probleme werden aufgezeigt von: Schricker, VerlagsR, 8§28 Rn.22; Nordemann in Minchener
Vertragshandbuch, S. 869, versteht unter einer Lizenz nur die Einrdumung eines Nutzungsrechts durch
€inen nutzungsbefugten Dritten.

215 Um begriffliche Schwierigkeiten zu vermeiden, sollte deshalb im Zusammenhang mit der Primérnutzung
die Bezeichnung ,, Nutzungsvertrag* gewahlt werden.

216 Delp, Verlagsvertrag, S. 158.

217 Delp, Verlagsvertrag, S. 162 f.

218 ,insbesondere die Nutzungsrechte...”, Delp, Verlagsvertrag, S. 166.

219 Baetrifft die lllustration eines Werks der Literatur.
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Die Klausel 81 (6a) enthdt auch eine Regelung Uber die Weitergabe von Lizenzrechten.
Danach ist der Lizenznehmer auch ohne schriftliche Einwilligung des Lizenzgebers zur
Ubertragung der Lizenz .... an die nachgenannten, mit dem Lizenznehmer verbundenen
Unternehmen berechtigt:...

Ahnlich aufgebaut sind die Vertragsmuster von Nordemann im Minchener

Vertragshandbuch.?® Diese beziehen sich shnlich wie bei Delp ausdriicklich nur auf den

Vertragsgegenstand ,, Blicher“. Die konkrete Beschreibung des Umfangs der Lizenz Uberlésst
Nordemann weitestgehend den Vertragsparteien. Bedeutsam ist der Lizenzvertrag Ausland,
welcher auf die Lizenzvergabe ins Ausland zugeschnitten ist. Von Wichtigkeit ist hier die
Vereinbarung, dass deutsches Recht anzuwenden ist.

Das Lizenzvertragsmuster (Kurzfassung) von Delp kann gut as ,Vertragsgertst
dienen?' Die Probleme, welche bei der Bestimmung von Art und Umfang eines
eingerdumten Nutzungsrechts auftauchen, konnen durch dieses Vertragsmuster im Vorfeld
alerdings nicht vermieden werden. Entscheidend fir die vertragsschlief3enden Parteien ist
eine klare, eindeutige Bezeichnung der eingeraumten Nutzungsarten. Die Schwierigkeit in der
Praxis ist dabel oftmals, dass die Parteien beim Vertragsschluss nicht an ale in Frage
kommenden Nutzungsarten gedacht haben. Wurden im Nutzungsvertrag einzelne
Nutzungsarten genannt, dann beschrankt sich das eingerédumte Nutzungsrecht auf diese
ausdricklich genannten Nutzungsarten. Die Zweckibertragungsregel des 8 31V UrhG ist in
einem solchen Fall nicht anwendbar.?? Gerade fir den Auftraggeber koénnen dadurch
entscheidende Nutzungsmaoglichkeiten des Werkes versperrt bleiben oder mit hohen Kosten
verbunden sain.

Konkreter ist die ausfihrliche Fassung des Lizenzvertrages von Delp. In der Regelung
81 (6c) werden fir Bilder as Lizenzgegenstand folgende Nutzungsarten genannt:
Heranziehung zur Titel-, Umschlag- und sonstigen Gestaltung der Ausgabe, fir jegliche
Werbemalinahmen des Lizenznehmers oder zur Verwendung as
Einzelbild/Postkarte/Kunstblatt/Poster/zur  Werbung fir.... Trotzdem genigt auch diese
Klausel nicht den rechtlichen Anforderungen. Die Regelung 81 (6¢) ist mit dem Titel

»Umfassende Rechtseinrdumung® Uberschrieben und beginnt mit dem Text:

220 Nordemann in Mdunchener Vertragshandbuch, Bd.3, S.866f.; vgl. a das Vertragsmuster vom
Borsenverein des Deutschen Buchhandels (Mller v. d. Heide), Recht im Verlag, S. 149 f.

221 Diesgilt auch fur das Vertragsmuster von Nordemann im M nchener V ertragshandbuch.

222 BGH, GRUR 1984, S. 45 (49).
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» Zu dem Zweck einer bestmoglichen Verbreitung des Lizenzgegenstandes in mdglichst
vielen Nutzungsarten raumt der Lizenzgeber dem Lizenznehmer die /nicht/ ausschlief3dichen
sonstigen Nutzungsrechte an dem Lizenzgegenstand fur alle bekannten Nutzungsarten
(Verwertungsformen) sowie alle sonstigen aus dem Urheberrecht an dem Lizenzgegenstand
flieRenden Rechte und Anspriiche zur beliebigen Auswertung, treuhdnderischen Verwaltung
und Wahrnehmung ein, insbesondere...”.

Der Sinn dieser Klausel ist es, dem Lizenznehmer pauschal alle Nutzungsrechte
einzuraumen. Die im Nebensatz mit ,insbesondere...” eingeleitete konkrete Aufzahlung der
einzelnen Nutzungsarten dient lediglich der Klarstellung, welche Nutzungsrechte die Parteien
bei Vertragsschluss konkret vor Augen hatten. Im Falle einer pauschal vereinbarten
Rechtseinrdumung wendet die Rechtsprechung allerdings auch bei einem eindeutigen
Wortlaut die allgemeine Zweckilbertragungsl ehre an.??® Fraglich ist also zunéchst, ob auch die
einzeln aufgefiihrten Nutzungsrechte der Auslegung im Sinne der Zweckubertragungsiehre
zuganglich sind. Voraussetzung fur die Anwendung einer Auslegungsregel ist allgemein,
dass Unklarheiten Uber den Vertragsinhalt bestehen. Bei den hier aufgefihrten einzelnen
Nutzungsrechten wird man allerdings davon ausgehen kdnnen, dass sich die Vertragsparteien
zumindest Uber die Einrdumung dieser Nutzungsrechte geeinigt haben.

Im Hinblick auf alle anderen Nutzungsarten, Rechte und Anspriche soll die Klausel
81 (6c) dem Lizenznehmer pauschal ale Rechte einrdumen. Hintergrund einer solchen
Klausel ist, dass die Vertragsparteien zunéchst nur an die einzeln aufgefiihrten Nutzungsarten
gedacht haben, der Lizenznehmer sich aber alle weiteren Moglichkeiten der Nutzung offen
halten wollte. Diesem Zweck wird die Klausel aber unter Berticksichtigung der
hochstrichterlichen Rechtsprechung nicht gerecht. Werden dem Lizenznehmer namlich ,, alle
bekannten Nutzungsarten® und ,alle sonstigen Rechte und Anspriche aus dem
Urheberrecht eingerdumt, so wendet die Rechtsprechung trotz des eindeutigen Wortlauts die
Zweckiibertragungsiehre an.?* Danach raumt der Urheber Nutzungsrechte nur in dem
Umfang ein, wie dies der Zweck des Nutzungsvertrages erfordert. Um sowohl fir den Lizenz-
nehmer als auch fir den Lizenzgeber eine eindeutige Rechtslage zu schaffen, ist es deshalb
notwendig, den Vertragszweck so konkret wie moglich niederzulegen. Ansonsten obliegt die

223 BGH, FuR 1974, S. 616 (619); BGHZ 131, S. 8(12); Vom Bundestag wurde sogar schon die Einfiihrung
einer Speziaisierungspflicht, welche Rechte im einzelnen im Vertrag genannt werden miissen, erwogen.
UFITA Bd. 46 (1966), S. 181.

224 BGHZz 131, S.8.
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Ermittlung des Vertragszwecks den Gerichten, was nicht immer zu einer interessengerechten
Losung fur beide Vertragsparteien fuhrt. Die pauschale Rechtseinréumung fuhrt also im Falle
einer gerichtlichen Uberprifung in aller Regel nicht zu einer uneingeschrankten
Nutzungsmaoglichkeit und sollte deshalb auch nur in Zusammenhang mit einer genauen
Festlegung des V ertragszwecks verwendet werden.

DieKlausel 8§ 1 (6a) ist rechtlich nicht zu beanstanden. Ein wesentlicher Grundgedanke des
Urheberrechts ist zwar, dass gem. 8 341 1 UrhG Nutzungsrechte nur mit Zustimmung des
Urhebers Ubertragen werden konnen, davon kann aber gem. 8341V UrhG vertraglich
abgewichen werden. Indem hier die Dritt-Unternehmen sogar namentlich aufgeftihrt werden,
weil3 der Urheber bereits im Vorfeld, in wessen Hande die Nutzungsrechte gelangen und wird

damit nicht unangemessen benachteiligt.
bb) Illustrationsvertrag

Ein Illustrationsvertrag wird zwischen einem sogenannten ,Illustrator* und einem Verlag
geschlossen. In diesem Vertrag verpflichtet sich der Illustrator ein Verlagswerk, in der Regel
ein Buch, grafisch auszustatten und erstellt zu diesem Zweck im Allgemeinen eine grof3e
Anzahl von Zeichnungen. Der Illustrationsvertrag ist in der Praxis von grof3er Bedeutung.
Heutzutage beinhalten die wenigsten Verlagswerke allein Texte, sondern werden vielmehr
zunehmend mit Zeichnungen und Grafiken ausgestattet. Das Besondere an einem
[llustrationsvertrag ist, dass diesem Vertragsschluss das Rechtsgeschéft zwischen dem
entsprechenden Textautor und dem Verlag vorgelagert ist. Der Illustrationsvertrag ist
gewissermal®en ein ,Anhéngsel® und ohne den Verlagsvertrag des Textautors zumindest
wirtschaftlich sinnlos.?®

Ein Vertragsmuster fur enen Illustrationsvertrag findet sich im Minchener

Vertragshandbuch.”® In § 2 dieses Vertragsmusters wird detailliert geregelt, welche Rechte

dem Verlag eingeraumt werden. Unterschieden wird in dieser Regelung zwischen dem
Verlagsrecht (Abs.1) und Nebenrechten (Abs. 2-5). Das Verlagsrecht umfasst die
verlagsmaidige Verviefatigung und Verbreitung und wird dem entsprechenden Verlag gem.
8 2| des Vertragsmusters als raumlich unbegrenztes und ausschliefdliches Recht fir die Dauer

225 Vinck in Minchener Vertragshandbuch, Bd. 3, S. 1256.
226 Vinck in Minchener Vertragshandbuch, Bd. 3, S. 1256.
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der urheberrechtlichen Schutzfrist eingeraumt. Das Verlagsrecht bezieht sich dabei auf
Ausgaben und Auflagen in allen Sprachen.

Die Absédtze 2 und 3 regeln darlber hinaus die Einrdumung weiterer ausschliefdicher
Nebenrechte. Als Nebenrechte werden gemeinhin solche Nutzungsrechte bezeichnet, die das
Verlagsrecht begleiten®®’, also im Zusammenhang mit der verlagsmaRigen Nutzung
auftauchen konnen. Diese Rechte werden oftmals gar nicht vom Verlag selbst
wahrgenommen, sondern zur Verwertung an einen Dritten abgetreten. Das Vertragsmuster
von Vinck enthdlt eine sehr konkrete, detaillierte Aufzéhlung der eingerdaumten Nebenrechte.
Zu nennen sind hier beispielsweise die Verwendung der Illustrationen fur besondere
Ausgaben wie Taschenbuchausgaben aber auch in Ubersetzungen des Werkes. Weiterhin
beziehen sich die Nebenrechte auf die Verwendung der Illustrationen bel einer etwaigen
Verfilmung des Werkes und auf das Recht zur gewerblichen Ausleihe. Zusammenfassend
beziehen sich die Nebenrechte auf alle Nutzungsarten, die sich im Zusammenhang mit einem
Verlagswerk ergeben konnen.

Praxisrelevant ist weiterhin der vom Borsenverein des Deutschen Buchhandels

herausgegebene Muster-Illustratorenvertrag.??® § 5 regelt die Rechtseinrdumung gegentiber

dem Verlag. Dabel differenziert auch dieses Vertragsmuster zwischen dem Verlagsrecht
(Nr. 1) und den Nebenrechten (Nr. 2). Gegentiber dem oben beschriebenen Vertragsmuster
weist der Muster-Illustratorenvertrag einige Unterschiede auf. Neben der Ubertragung des
ausschliefdichen Verlagsrechts werden dem Verlag gem. 85Nr.1 des Muster-
[llustratorenvertrags ausdricklich alle Rechte Ubertragen, die fir das elektronische
Publizieren notwendig sind. Darunter fallen insbesondere die elektronische Erfassung und
Speicherung der Illustrationen, des Downloads der Illustrationen sowie der Wiedergabe der
[llustrationen und der Bereithaltung der Illustrationen in einer eigenen oder fremden Online-
Datenbank zur Nutzung durch Dritte. Hinsichtlich der eingerdumten Nebenrechte bestehen
keine besonderen Abweichungen gegentiber dem Vertragsmuster von Vinck.

Vergleicht man die Muster-lllustrationsvertrage mit den oben erlauterten Muster-

Lizenzvertragen, so fallt zundchst auf, dass Inhalt und Umfang der eingerdumten

227 Schricker, Verlagsrecht, Einl. Rn. 2.

228 Borsenverein des Deutschen Buchhandels (Miller v. d. Heide), Recht im Verlag, S. 118 f. Auch Wolfgang
Maallen und Margarete May haben einen Muster-lllustrationsvertrag verdffentlicht. Maal3en/May,
Designers' Contract, S. 76 f. Da dieser gegeniiber dem Vertragsmuster im Mnchener Vertragshandbuch

keine besonderen abweichenden Regelungen enthalt, wird auf eine eingehende Darstellung verzichtet.
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Nutzungsrechte eingehender und konkreter beschrieben werden. Das liegt wohl im
Wesentlichen daran, dass Illustrationsvertrage eng an den Verlagsvertrag angelehnt sind und
somit eine Orientierung am Verlagsgesetz moglich ist. Ob die Bestimmungen des
Verlagsgesetzes allerdings auf lllustrationsvertrage unmittelbare Anwendung finden, ist
unklar. Bgjahendenfalls hétte dies zur Folge, dass die Vorschriften, welche Inhalt und Umfang
von Nutzungsrechten regeln (882-7 VerlG), bei ungeregelten oder nicht eindeutigen
Vertragsabreden zur Anwendung kommen wirden. Dagegen spricht zunachst der Wortlaut
des Verlagsgesetzes. Gegenstand eines Verlagsvertrages sind gem. 81S 1VerlG
ausschliefdlich Werke der Literatur oder Tonkunst, nicht aber Abbildungen jeglicher Art.
Trotzdem konnte eine Anwendbarkeit des Verlagsgesetzes in Betracht kommen, da das zu
illustrierende Werk ein Verlagswerk darstellt. Die Rechtsprechung hat zu dieser Frage noch
keine klare Stellung bezogen. Lediglich in dem Urteil , lllustrationsvertrag“ erwagt der BGH
die Anwendbarkeit des § 47 VerlG auf einen Illustrationsvertrag.”*® Da er das nicht etwa
wegen einer generellen Unanwendbarkeit des Verlagsgesetzes auf Illustrationsvertrage
ablehnt, sondern well in dem entschiedenen Fall keine enge Einbindung des Beauftragten in
die vom Besteller gezogenen Grenzen vorlag, kénnte man schlussfolgern, dass der BGH eine
Anwendbarkeit des Verlagsgesetzes auf Illustrationsvertrage nicht grundsétzlich ausschlieft.
Obwohl das Gesamtwerk dem Verlagsgesetz unterliegt, sind die Illustrationen entsprechend
den hier dargestellten Vertragsmustern vertragsrechtlich gesondert zu betrachten. Bezlglich
der Illustrationen ist der eindeutige Wortlaut des V erlagsgesetzes dann zwingend und schlief3t
eine Anwendbarkeit aus.*

Das Vertragsmuster des Bérsenvereins des Deutschen Buchhandels bietet gegentiber dem
Vertragsmuster von Vinck einen entscheidenden Vorteil. Indem durch das Muster dem Verlag
alle Nutzungsrechte eingeraumt werden, die im Zusammenhang mit einer elektronischen
Publikation stehen, bertcksichtigt das Vertragsmuster des Borsenvereins die
Weiterentwicklung im Hinblick auf neue Technologien. Eine eindeutige vertragliche
Regelung der elektronischen Nutzungsarten ist insbesondere aus der Sicht des Verlages
notwendig. Aber auch der Urheber ist an einer klaren Rechtslage interessiert, um
Rechtsstreitigkeiten zu vermeiden und eine gewisse Planungssicherheit zu haben. Diesem

Erfordernis wird das Vertragsmuster des Borsenvereins des Deutschen Buchhandels gerecht.

229 BGH, GRUR 1985, S. 378 (379); vgl.a. OLG Munchen, GRUR 1984, S. 516 (517) zur Anwendung des
Grundgedankens des § 27 Verl G auf Illustrationsvertrége.
230 So auch Schricker, Verlagsrecht, 8 1 Rn. 33; a.A.: Hertin in Fromm/Nordemann, UrhG, Vor. § 31 Rn. 46.
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Im Hinblick auf eine elektronische Publikation erhdlt der Verlag also das raumlich
unbeschrankte, ausschliefdliche Recht der elektronischen Erfassung und Speicherung der
[llustrationen, des Downloads sowie der Wiedergabe der Illustrationen und der Bereithaltung
der Illustrationen in einer Online-Datenbank.

Als Ergebnis lasst sich festhalten, dass beide Vertragsmuster Inhalt und Umfang der
eingerdumten Nutzungsrechte detailliert und ausfihrlich regeln. Durch eventuelle
Streichungen einzelner Passagen konnen diese Vertragsmuster den individuellen Bedirfnissen

der Vertragsparteien angepasst werden.
cc) Merchandising-Vertrag™*

Als Merchandising wird in der Literatur die unternehmerische, insbesondere werbliche
Verwertung von Figuren, Namen, Motiven aus urheberrechtlich geschitzten Werken
bezeichnet.”*? Die Verwertung fiktiver Figuren und sonstigen Bildmaterials wird dabei zur
Absatzforderung von Waren und Dienstleistungen einschlief3dich der Werbung eingesetzt. Die
Grundidee ist dabei, populdre Figuren oder sonstige Motive zu verwenden und deren
Popularitét zu Vertriebszwecken auszunutzen. So wird zum Beispiel der Buchheld ,, Harry
Potter* auf Schulhefte und Etuis mit dem Ziel der Absatzférderung dieser Waren gedruckt.
Unter Merchandising versteht man grundsétzlich nur die Sekundéarnutzung eines urheber-
rechtlich geschiitzten Werkes in einem anderen wirtschaftlichen Bereich as in dem, in
welchem das Werk seine Bekanntheit erworben hat.>® Da hier nur Auftragswerke behandelt
werden sollen, die in der Regel erst noch geschaffen werden missen, wird insbesondere zu
untersuchen sein, inwieweit Merchandising-Vertrége auf die hier zu behandelnden

Auftragsverhaltnisse anwendbar sind.

231 Im Zuge der Novellierung des Urheberrechts (Urheberrecht in der Informationsgesellschaft) soll auch die
in §58 UrhG geregelte Katalogbildfreiheit erweitert werden. Danach soll sogar die vergiitungs- und
erlaubnisfreie Herstellung von Merchandising-Artikeln vom Wortlaut der Norm gedeckt sein.
Bullinger/Mercker/Mues, FAZ-Artikel vom 19. April 2003, S. 47 f.

232 Schricker, UrhG, Vor.8828ff. Rn.110; Hertin in Fromm/Nordemann, UrhG, Vor.831 Rn.61;
Ruijsenaarsin FSf. Schricker, Merchandising-Vertrége, S. 597 (599).

233 Ruijsenaars in FS f. Schricker, Merchandising-Vertrége, S. 597 (599f.). Nicht erforderlich ist, dass das
Werk oder der Werkbestandteil urheberrechtsschutzfahig ist. Schutz nach dem Geschmacksmuster-,
Marken- oder Wettbewerbsrecht ist ausreichend.
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Ein Merchandising-Mustervertrag, der daflr konzipiert ist, as erganzender Vertrag zu

einem bereits geschlossenen Lizenzvertrag dazu zu treten®™*, ist bei Delp® erschienen. Die

Einraumung der Lizenzrechte erfolgt in 8 2. Gem. 8 2| kann sich ein Lizenzrecht dabei zum
einen auf die Nutzung fir die nachgenannten Produkte des Lizenznehmers beschrénken
(Regelung ac Produktlizenz) oder auf alle in Betracht kommenden Produkte erstrecken
(Regelung b: Gesamtlizenz). Weiterhin werden dem Lizenznehmer gem. 8 211 Rechte fir
» Nebenausgaben“, also zum Beispiel Comics oder Kinderblcher, des Lizenzgegenstandes
eingerdumt. Wichtig sind insbesondere die Klauseln des 82111 und 1V, wonach der
Lizenznehmer die Figuren oder Motive fir den Warenaufdruck oder fir die Ausstattung von
Produkten des Lizenznehmers verwenden darf. Aufgrund dieser Befugnis hat der
Lizenznehmer eventuell auch ein Interesse daran, gewerbliche Schutzrechte eintragen zu
lassen. Dies regelt 831l. Danach kann der Lizenznehmer sowohl Marken- als auch
Geschmacksmusterrechte auf seinen Namen eintragen lassen, welche er aber nach
Beendigung des Vertrages auf den Lizenzgeber zur alleinigen, freien Verfligung zu
tibertragen hat, wenn dieser das verlangt.?*

Lizenzgegenstande des oben genannten Vertragsmusters sind nur Werke der Literatur, die
bereits eine gewisse Popularitét erlangt haben. § 2 11 des Mustervertrages, der sich auf Rechte
far ,Nebenausgaben“ des Lizenzgegenstandes bezieht, passt deshalb nicht, soweit andere
Werkarten Lizenzgegenstand sind. Die aufgezdhlten Verwertungsarten koénnen aber im
Rahmen der eigentlichen Merchandising-Rechte, die in 82111 und 1V des Mustervertrages
behandelt werden, beriicksichtigt werden. 8 2 I11 geht nur auf Produkte ein, dessen Absatz mit
Hilfe des Merchandising geférdert werden soll. Da Merchandising-Rechte aber allgemein
auch zur Absatzférderung von Dienstleistungen eingeraumt werden, wére die Klausel bei
Bedarf entsprechend zu erganzen. Einer ndheren Betrachtung bedarf die Klausel 8§31,
welche die Befugnis zur Eintragung gewerblicher Schutzrechte regelt. Danach wird dem

234 Der Merchandising-Vertrag wird nach dieser Konzeption mit demselben Vertragspartner geschlossen, mit
welchem der Urheber zuvor einen Lizenzvertrag geschlossen hat.

235 Delp, Verlagsvertrag, S. 206 f.

236 Eine dhnliche Regelung enthélt der Muster-Lizenzvertrag fir Produktdesign von Margarete May in
MaalRen/May, Designers’ Contract, S. 125 f. Gem. § 3.2 des Vertragesist der Lizenznehmer berechtigt, die
erforderlichen gewerblichen Schutzrechte auf seinen Namen eintragen zu lassen. Inhalt und Umfang der
eingeraumten Nutzungsrechte konnen in dem Vertragsmuster von den Parteien durch Ankreuzen
konkretisiert werden. Da dieses keine Vorschlgge tber konkrete Nutzungsarten enthdt, ist eine

ausfuihrliche Darstellung des V ertragsmusters oben entbehrlich gewesen.



Lizenznehmer zum einen das Recht eingerdumt, ,, Warenzeichen fir die Bezeichnungen®,
mittlerweile Marken, eintragen zu lassen. Neben einer Anderung dahingehend, dass sich das
Recht auf die Eintragung einer Bildmarke erstreckt, ist fraglich, ob diese Befugnis unter
Berticksichtigung des Markenrechts ausreichend ist. Gem. 8§ 51 | MarkenG kann eine Marke
auf Klage wegen Nichtigkeit gel dscht werden, wenn ihr ein sonstiges Recht im Sinne des § 13
mit aterem Zeitrang entgegensteht. Ein sonstiges Recht ist gem. 8 13 11 Nr. 3 MarkenG auch
das Urheberrecht. Die Loéschung einer Marke ist aber gem. 85111 S.3 MarkenG
ausgeschlossen, wenn der Inhaber eines sonstigen Rechts der Eintragung der Marke vorher
zugestimmt hat. Eine solche Zustimmung ist in der Vereinbarung des 8311 S. 1 des
Mustervertrages zu sehen, wodurch der Lizenznehmer ohne entgegenstehende Rechte des
Lizenzgebers das Markenrecht ausiiben kann.

831l ermé&chtigt den Lizenznehmer zur Eintragung von Geschmacksmustern fur die
Gestaltung von Produkten und deren Verpackungen. Voraussetzung fur die Anmeldung zur
Eintragung nach dem Geschmacksmustergesetz ist gem. 871 GeschmMG, dass der
Lizenznehmer Rechtsnachfolger des Urhebers ist. Die Rechtsnachfolge regelt
829 | GeschmM G, wonach das Recht des Urhebers durch Vertrag Ubertragen werden kann.
Das Recht des Urhebers ist vor der Anmeldung und Eintragung in das Musterregister
lediglich ein Anwartschaftsrecht auf Anmeldung und erstarkt erst nach der Anmeldung zum
Geschmacksmusterrecht.>” Rechtsnachfolger im Sinne des § 71 GeschmMG kann nur der
Inhaber eines Anwartschaftsrechts sein, weshalb dieser auch anmeldebefugt ist. Die oben
genannte Klausel des Mustervertrags misste dem Lizenznehmer also wirksam ein
Anwartschaftsrecht auf Anmeldung einraumen. Allgemein ist auch hier zwischen dem
schuldrechtlichen Verpflichtungsvertrag und dem Verfligungsvertrag zu unterscheiden, wobel
diese Rechtsgeschéfte in der Praxis oftmals zusammenfallen. Durch die Erméchtigung in der
Klausel 8§ 311, Geschmacksmuster unabhangig von weiteren Vereinbarungen hinterlegen zu
konnen, ist ein Verfigungswille des Lizenzgebers erkennbar und damit eine dingliche
Ubertragung des Anwartschaftsrechts anzunehmen. Die Klausel § 311 des Mustervertrages
genugt aso den geschmacksmusterrechtlichen Anforderungen zur Erlangung eines
Schutzrechts durch den Lizenzgeber.

Fraglich ist, ob diese Klausel auch bei Auftragsproduktionen die Rechtslage angemessen

regelt. Da das Werk erst noch geschaffen werden muss, ist noch kein Anwartschaftsrecht auf

237 Nirk/Kurtze, GeschmMG, Einf. Rn. 43; Eichmann/v. Falckenstein, GeschmMG, 81 Rn.5; v. Gamm,
GeschmMG, § 1 Rn. 9.
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Anmeldung entstanden. Es kann aber schuldrechtlich vereinbart werden, dass ein kinftiges
Recht an einem noch zu schaffenden Werk Ubertragen werden soll.>® Mit seiner
Fertigstellung entsteht dann ein Anwartschaftsrecht auf Anmeldung. Um Unsicherheiten zu
vermeiden, sollte ausdriicklich geregelt werden, dass das Anwartschaftsrecht ohne weiteres

mit dem Entstehen auf den Lizenznehmer Ubergeht.

dd) Richtlinien fir Abschlussund Auslegung von Vertragen zwischen bildenden
K iinstlern und Verlegern®®

Die Richtlinien fur Abschluss und Auslegung von Vertragen zwischen bildenden Kinstlern
und Verlegern vom 27.6.1926 sind seinerzeit vom Reichswirtschaftsverband bildender
Kinstler und zahlreichen Verlegerverbanden vertraglich vereinbart worden.?* Obwohl das
Abkommen heute nicht mehr in Kraft ist, sind die Richtlinien noch als Anhaltspunkte fir die
Rechtsverhél tnisse zwischen bildenden Kiinstlern und Verlegern von Bedeutung.?**

In der Vorbemerkung ist der Grundsatz festgelegt, dass bei Unklarheiten zu vermuten ist,
dass ale im Vertrage nicht ausdriicklich tbertragenen Rechte dem Urheber verblieben seien.
Diese Auslegungsregel geht Uber den Grundsatz der Zweckibertragung, welcher in
8§31V UrhG normiert ist, hinaus. Gem. 8§ 31V S. 1 UrhG bestimmt sich namlich im Zweifel
nach dem von beiden Parteien festgelegten V ertragszweck, auf welche Nutzungsarten sich das
Nutzungsrecht erstreckt. Zwar hat das Urheberrecht danach die Tendenz, so weit als mdglich
beim Urheber zu verbleiben. Trotzdem entscheidet aber in erster Linie der Vertragszweck
Uber das weitere Schicksal des Nutzungsrechts. Das fuhrt also nicht zwangsaufig zu dem
Ergebnis, dass die entsprechende urheberrechtliche Befugnis beim Urheber verbleibt. Der
oben genannte Auslegungsgrundsatz steht demzufolge nicht mit dem gesetzlichen Leitbild im
Einklang und ist demnach selbst als Anhaltspunkt als unanwendbar zu qualifizieren. Der
BGH berlcksichtigte in der Entscheidung ,lllustrationsvertrag® zwar Abs. 3 der
Vorbemerkungen zur Richtlinie fur Abschluss und Auslegung von Vertrdgen zwischen

238 Nirk/Kurtze, GeschmMG, § 3 Rn. 23; Eichmann/v. Falckenstein, GeschmMG, § 3 Rn. 8.

239 Abgedruckt bei Delp, Verlagsvertrag, S. 331 f.; Schricker, Verlagsrecht, Anh. 5.

240 Bildende Kunstler und Verleger schlieffen einen sog. Kunstverlagsvertrag. Ein solcher Muster-
Kunstverlagsvertrag ist abgedruckt im Minchener Vertragshandbuch Bd. 3 1. Hb., S. 1258 f. (Vinck).
Gem. 82 des Vertragsmusters wird dem Verlag lediglich das ausschlieffliche Verlagsrecht ohne
Nebenrechte begrenzt auf eine Auflage eingeraumt.

241 Delp, Verlagsvertrag, S. 331; Schricker, Verlagsrecht, Einl. Rn. 10.
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bildenden Kinstlern und Verlegern als Anhaltspunkt. In dem entschiedenen Fall wurden die
Richtlinien aber von beiden Parteien zur Vertragsaus egung herangezogen.?*

Die Einrdumung von Nutzungsrechten ist in den 88 1-3 der Richtlinien fur Vertrdge mit
bildenden Kiinstlern geregelt. Diese orientieren sich stark am Verlagsgesetz und weichen nur
in einzelnen Punkten von diesem ab. Eine besondere Befugnis wird dem Urheber fur die
Vervidfdtigung und Verbreitung des Kunstwerks in einer Gesamtausgabe und in ein das
kiinstlerische Wirken des Urhebers schilderndes Schriftwerk eingeraumt (82). Diese
Regelung trégt dem Bedirfnis des Urhebers nach Eigenwerbung Rechnung und ist deshalb
auch noch heute als Anhaltspunkt fir Vertrége mit bildenden Kunstlern heranzuziehen. Dies
gilt nicht nur flr Vertrage mit Verlegern, sondern fir jegliche Vertrage, die ein bildender
Kunstler Uber die Einrdumung urheberrechtlicher Befugnisse abschliefdt. Die Méglichkeit,
sich as Kunstler am Markt zu etablieren, besteht namlich nur, wenn der Urheber die Befugnis
behalt, mit seinen Werken fur sich zu werben.

ee) Allgemeine Geschéftsbedingungen

Aufschluss Uber Inhalt und Umfang eingeraumter Nutzungsrechte kénnen auch Allgemeine
Geschéaftsbedingungen geben, welche als Muster insbesondere im Verlagswesen erhdltlich
sind. So hat zum Beispiel der Borsenverein des Deutschen Buchhandels Auftragsbedingungen
far Ilustratoren veroffentlicht. In Nr.4 der Auftragsbedingungen werden einem Verlag das
ausschliefdiche Verlagsrecht und weitere Nebenrechte eingeraumt. Da sich diese Klausel eng
an den Muster-Illustratorenvertrag anlehnt, kann auf die Ausfuhrungen unter bb) verwiesen
werden.

Weiterhin verdffentlicht der Bundesverband der Pressebild-Agenturen und Bildarchive
e.V. (BVPA) , Liefer- und Geschaftsbedingungen fur Lieferung von Bildmaterial zur Vergabe
von Nutzungsrechten*.®*® Auffallig ist die Klausel A. Nr.5 welche eine
Spezifizierungspflicht des Bestellers hinsichtlich der beabsichtigten Nutzungsarten statuiert.
Danach hat der Besteller Art, Umfang und Sprachraum der beabsichtigten Nutzungsarten
anzugeben. Fir andere Nutzungsarten gilt das Nutzungseinverstandnis als nicht erteilt.

Danach kommt die Zwecklbertragungsregel des 831V UrhG bei Vertrégen unter

242 BGH, GRUR 1985, S. 378 (379)
243 BVPA, Der Bildermarkt 2003, S. 89 f.
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Verwendung dieser Allgemeinen Geschéftsbedingungen nicht  zur  Anwendung.®*
Nutzungsarten, an welche die Parteien bei Vertragsschluss noch nicht gedacht haben, bleiben
dem Besteller damit in jedem Falle versperrt. Da dieser Fall in der Praxis haufig auftreten
wird, ist diese Klausel sehr urheberfreundlich und sie trégt in besonderem Mal3e dazu bei,
dass eindeutige vertragliche Abreden getroffen und Unsicherheiten vermieden werden.
Speziell fur Designer haben Wolfgang Maallen und Margarete May Allgemeine
Geschéftsbedingungen  verdffentlicht.?*®  Erhadltlich sind  Geschéfts-bedingungen  fir
Grafikdesigner, Fotodesigner und Produktdesigner. Die Allgemeinen Geschéaftsbedingungen
Grafikdesign (AGG) regeln in 8 1.3 zuné&chst nichts Neues. Danach Ubertragt der Designer
dem Auftraggeber die fur den jeweiligen Verwendungszweck erforderlichen Nutzungsrechte.
Regelungscharakter hat dagegen aber S. 2, wonach nur das einfache Nutzungsrecht Ubertragen
wird, soweit nichts anderes vereinbart ist. Nach den Geschéaftsbedingungen fir Fotodesigner
gilt gem. 8§ 5.1 davon abweichend, dass der Auftraggeber an den Bildern nur Nutzungsrechte
in dem vertraglich festgelegten Umfang erwirbt. Die Regelung entspricht damit der oben
genannten Klausal A Nr.5 des BVPA. Nicht ganz stimmig ist in diesem Zusammenhang
8 6.1. Danach ist die Digitalisierung herkdmmlicher Bilder und die Welitergabe von digitalen
Bildern nur zul&ssig, soweit die Ausilibung der eingeraumten Nutzungsrechte diese Form der
Vervidfdtigung und Verbreitung erfordert. Diese Regelung entspricht dem
Zweckibertragungsgrundsatz, wonach der Urheber dem Werknutzer Rechte nur in dem
Umfang einraumt, der firr die Erreichung des Vertragszwecks erforderlich ist.?* Liest man
8 6.1 zusammen mit 8 5.1, so hat das zur Folge, dass selbst wenn die digitale Nutzung eines
Bildes ausdriicklich vereinbart worden ist, diese Nutzungsméglichkeit noch vom jeweiligen
Vertragszweck abhangig ist. Das kann nicht sein. Die Regelungen kénnen deshalb nur so
verstanden werden, dass der Auftraggeber grundsétzlich nur die ausdriicklich eingerdaumten
Nutzungsrechte erwirbt und darUber hinaus fir die digitale Bildverarbeitung die

Zweckibertragungsregel gilt.

244 Eine andere Regelung ist in den von FreeLens, Verein der Fotojournalistinnen und Fotojournalisten e.V.,
veroffentlichten AGB enthalten. Danach erwirbt ein Kunde ein Nutzungsrecht zu dem Zweck, welchen er
angegeben hat oder welcher sich aus den Umstanden der Auftragserteilung ergibt. Diese Regelung geht
nicht Uber denin § 31 V UrhG normierten Zweckibertragungsgrundsatz hinaus. Daneben ist geregelt, dass
der Kunde grundsétzlich nur ein einfaches Nutzungsrecht erwirbt.

245 Maalen/May, Designers Contract, S. 54 f.

246 BGH, GRUR 2002, S. 248 (251).
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Eine ganz andere Regelung enthalten die Geschéaftsbedingungen fir Produktdesigner.
Gem. 8§ 2 hat der Designer das alleinige Nutzungsrecht an seinen Entwirfen, auch wenn sie
nicht die fur einen Urheberrechtsschutz erforderliche Schopfungshthe erreichen. Ist ein
Entwurf nicht urheberrechtlich geschiitzt, so bestehen daran auch keine urheberrechtlichen
Nutzungsrechte, welche dem Urheber aleinig zustehen konnten. 82 ist allerdings
dahingehend zu deuten, dass die Regelungen des Urhebergesetzes zwischen den
Vertragspartnern gelten, die Klausel also nur relative Wirkung hat. Daneben konnte § 2 auch
noch bewirken, dass der Urheber ads aleinig anmeldeberechtigt im Sinne des
Geschmacksmustergesetzes anzusehen ist. Erreicht ein Entwurf nicht die nach dem
Urheberrechtsgesetz erforderliche Gestaltungshthe, so ist dieser Entwurf zumindest
geschmacksmusterfahig. Das heift, der Urheber hat vor der Anmeldung ein
Anwartschaftsrecht auf ein Geschmacksmusterrecht. Steht dem Urheber gem. §2 der
Geschéaftsbedingungen fur Produktdesigner das alleinige Nutzungsrecht an seinen Entwurfen
Zu, so lasst sich daraus der Ubereinstimmende Parteiwille ableiten, dass eine (stillschwei-
gende) Ubertragung des Anwartschaftsrechts auf den Auftraggeber ausgeschlossen sein soll.
Der Urheber ist dann allein anmeldeberechtigt gem. 8 7 GeschmMG. Zu beméangeln ist an den
Geschéftsbedingungen fur Produktdesign, dass sie die geschmacksmusterrechtliche

Rechtslage in keiner Weise berticksichtigen.

ff) Zwischener gebnis

Die oben erlauterten Mustervertrdge, Richtlinien und Allgemeinen Geschaftsbedingungen
konnen fur die hier zu |6sende Problemstellung nur bedingt Aufschluss geben. Betrachtet man
die gangigen Muster-Lizenzvertrdge, so kommt man zum einen zu dem Ergebnis, dass diese
sehr algemein gehalten sind und deshalb keine wesentlichen Erkenntnisse zu Inhalt und
Umfang eingeraumter Nutzungsrechte liefern (konnen bzw. sollen). Zum anderen sind diese
Vertragsmuster durchgangig fur den Bereich des Verlagsrechts geschaffen worden. Die
Probleme, die bei der Erstellung von urheberrechtlich geschiitztem Bildmaterial in einem
Auftragsverhdltnis auftreten kénnen, werden von den genannten Muster-Lizenzvertrégen
nicht zufriedenstellend gelést. Zum einen fehlt eine Bezugnahme der vom Nutzungsrecht
umfassten Nutzungsarten auf Bildmaterial und zum anderen wird der Umstand, dass das
Bildmaterial im Auftrag erstellt wurde, nicht berticksichtigt.

Die Muster-Illustrations- und Muster-Merchandising-V ertrége behandeln einen Sonderfall
der Verwertung von Bildmaterial und liefern Anhaltspunkte dafiir, welche Nutzungsarten im
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Zusammenhang mit Bildmaterial von besonderem Interesse sein kdnnen. Insbesondere der
Muster-lllustrationsvertrag des Borsenvereins des Deutschen Buchhandels zeigt, welche
Nutzungsarten ein Nutzungsrecht im Hinblick auf das so genannte elektronische Publizieren
umfassen sollte.

Ein wesentliches Merkmal der genannten Mustervertrége ist, dass dem Verlag immer ein
ausschliefdliches  Nutzungsrecht eingeraumt wird. Ob dies auch generell in
Auftragsverhaltnissen gilt, kann nur unter Berlicksichtigung der Zweckibertragungsregel
entschieden werden. Insbesondere fur den Fall, dass es sich bei einem Auftraggeber um einen
Verlag handelt, geben die Mustervertrége eine brancheniibliche Handhabung vor, die im
Rahmen der ZweckUbertragungsregel zu berticksichtigen ist.

Weiterhin ist deutlich geworden, dass die genannten Mustervertrage die Einrdumung von
Nutzungsrechten an Bildmaterial nicht zufriedenstellend regeln kénnen. Deshalb soll nach
Abschluss der Untersuchung ein Vertragsvorschlag ausgearbeitet werden, der sowohl die
Besonderheiten des Vertragsgegenstands ,, Bilder” a's auch die widerstreitenden Interessen in
Auftragsverhaltnissen angemessen berticksichtigt. Zu diesem Zweck sind die Nutzungsarten

von ,,Bildern* und in diesem Zusammenhang typische V ertragszwecke naher zu bestimmen.

b) Auslegungsgrundsétze, insbesonder e unter Ber licksichtigung der

Zweck ubertragungsr egel

Die Betrachtung der Mustervertrége zeigt bereits, dass es den Parteien in der Praxis haufig
Schwierigkeiten bereitet, die einzelnen Nutzungsarten ausdrticklich im Vertrag zu benennen.
Ist der Umfang des eingerdumten Nutzungsrechts vertraglich nicht geregelt, so muss das
zugrundeliegende Auftragsverhdltnis ausgelegt werden. Als Auslegungsregel kommt im
Urheberrecht in erster Linie die sogenannte Zweckbertragungsregel zur Anwendung. Diese
hat ihren gesetzlichen Niederschlag teilweise in 8 31 V UrhG gefunden. Dartber hinaus wird
in der Rechtslehre die Geltung einer allgemeinen Zweckubertragungslehre anerkannt, die

247

auch im Verlagsrecht und auf die verwandten Schutzrechte anwendbar ist.”*" Sie besagt im

Kern, dass der Urheber in Vertragen Uber sein Urheberrecht im Zweifel Nutzungsrechte nur in

247 Schricker, UrhG, 88 31/32 Rn. 36.
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dem Umfang einraumt, den der Vertragszweck unbedingt erfordert.*® Die urheberrechtlichen
Befugnisse haben danach die Tendenz, soweit wie mdglich beim Urheber zu verbleiben.?*
Entscheidend fur die Bestimmung der vom eingerdumten Nutzungsrecht umfassten
Nutzungsarten ist der Vertragszweck. Entsprechendes gilt nach der Neuregelung des
§31V S. 2 UrhG auch fiir die Frage, ob ein Nutzungsrecht iiberhaupt eingeraumt wird™®, ob
es sich um ein einfaches oder ausschliefdliches Nutzungsrecht handelt und wie weit

Nutzungsrecht und Verbotsrecht reichen.
aa) Nutzungsart

Fraglich ist zun&chst, wann eine Nutzungsform als eigenstdndige Nutzungsart qualifiziert
werden kann. Das Urheberrechtsgesetz selbst fihrt als eigenstandige Nutzungsmadglichkeiten
eines Werkes in einem anderen Zusammenhang die Verwertungsrechte gem. der
8815f. UrhG auf. Darunter fallen das Vervidfdti-gungs, Verbreitungss und
Ausstellungsrecht. Da 831V UrhG den Urheber aber gerade vor einer pauschaen
Rechtelibertragung  schitzen  will, konnen die Verwertungsrechte, die diese
Nutzungsmdglichkeiten pauschal und weitlaufig umschreiben, keine Nutzungsarten im Sinne
dieser Vorschrift sein®' Der Begriff der Nutzungsart ist vielmehr enger. In der
Rechtsprechung  wird die ,Nutzungsart® as hinreichend klar  abgrenzbare,
wirtschaftlich/technisch  als einheitlich und selbstdndig erscheinende Nutzungsform
definiert.® Das wirtschaftliche Element kann zum Beispiel dann zur Annahme einer
eigenstandigen Nutzungsart fuhren, wenn durch die in Frage stehende Nutzungsform neue
Markte erschlossen werden koénnen®® Ausschlaggebend ist also eine selbstandige
wirtschaftliche Verwertbarkeit, wobel die Eignung der Nutzungsform, dem Werknutzer neue

Einnahmequellen zu eréffnen, ausreicht.® Unter technischen Gesichtspunkten betrachtet,

248 BGH, GRUR 2002, S.248(251); BGHz 131, S.8(12); BGHz 137, S.387; KG, GRUR 2002,
S. 252 (255).

249 Ulmer, Urheber- u. Verlagsrecht, S. 365; Kotthof in HK-UrhR, § 31 Rn. 131.

250 Dies kann im Rahmen einer Auftragsproduktion unterstellt werden und damit fir diese Untersuchung
aulRerhalb der Betrachtung bleiben.

251 Dagegen spricht auch schon die unterschiedliche gesetzliche Begriffswahl. So aber v. Gamm, UrhG,
§ 31 Rn. 15.

252 BGH, GRUR 1992, S. 310 (311); BGH, GRUR 1990, S. 669 (671); KG, GRUR 2002, S. 252 (254).

253 BGH, GRUR 1959, S. 200 (202); KG, GRUR 2002, S. 252 (254); Reber, GRUR 1998, S. 792 (793).

254 BGH, GRUR 2002, S. 248 (251).
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sprechen fur eine selbstandige Nutzungsart qualitative Verbesserungen oder quantitative
Erweiterungen der Nutzungsmoglichkeiten.® Nicht ausreichend fir die Annahme einer
eigenstandigen Nutzungsart soll dagegen sein, wenn lediglich bisher Ubliche
Nutzungsmadglichkeiten durch den technischen Fortschritt erweitert und verstérkt werden,
ohne sich in ihrem Wesen entscheidend zu verandern.?®® Grundsétzlich findet die Aufspaltung
der Nutzungsrechte in einzelne Nutzungsarten ihre Grenzen an der Verkehrssicherheit.”’
Eigensténdige Nutzungsarten konnen also dann nicht vorliegen, wenn fir Dritte Umfang und
Inhalt der in Frage stehenden Nutzungsform unklar und uniibersichtlich ist.

Die genannten Grundsétze fir die Bestimmung eigenstandiger Nutzungsarten sollen nun in
Zusammenhang mit dem konkreten Untersuchungsgegenstand ,, Bilder* gebracht werden. Zu
diesem Zweck muissen zunéchst Nutzungsbereiche gebildet werden. Solche sind unter den
Stichworten Digitalisierung, Online-Nutzung, Werbung, Merchandising, Kunst- bzw.
Buchverlag, Presse und Sonstige zusammenzufassen. Anhatspunkte, auf welche Art
Bildmaterial genutzt werden kann, liefern insbesondere die Tarife der VG Bild-Kunst®™® und

die Bildhonorare der Mittel standsgemeinschaft Foto-Marketing (MFM).
aaa) Digitalisierung

Die digitalen Verwertungsformen haben mittlerweile auf dem gesamten Bildermarkt Einzug
gehalten. Als digita bezeichnet man die Darstellung von Informationen durch einen
vereinbarten Satz von Zeichen, in der Regel einen Bindrcode. Im Hinblick auf die Verwertung
von Bildmaterial sind as digitale Nutzungsformen insbesondere die CD-ROM; CD-I,
MMCD, SD-Disc; die Einspeisung in eine interne oder online gefuihrte Datenbank; die
Bildschirmwiedergabe und die Online-Nutzung (Internet, Intranet) interessant. Letztere wer-
den unter dem néchsten Gliederungspunkt behandelt werden.

In diesem Zusammenhang tauchen mehrere Fragen auf. Zunéchst ist fraglich, ob die
Digitalisierung des Bildmaterials selbst eine eigenstandige Nutzungsart darstellt oder ob nur
die jeweiligen digitalen Verwertungsformen as Nutzungsarten zu qualifizieren sind. Daneben
konnte man aber auch zu der Annahme kommen, dass die Digitalisierung und/oder ihre

Verwertungsformen im Vergleich zu den Printmedien lediglich Substitutionscharakter haben.

255 Katzenberger, Elektronische Printmedien, S. 83; Hertin in Fromm/Nordemann, UrhG, 8§ 31/32 Rn. 6.
256 KG, GRUR 2002, S. 252 (254).

257 Reimer, GRUR 1962, S. 619 (626).

258 Abrufbar unter http://www.bildkunst.de/html/download.html.
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Voraussetzung fur die Annahme ener eigensténdigen Nutzungsart ist nach der
Rechtsprechung des BGH die wirtschaftliche und technische Eigenstandigkeit der
Nutzungsform. Eine technische Eigenstandigkeit liegt vor, wenn eine qualitative
Verbesserung bzw. eine quantitative Erweiterung von Nutzungsmaoglichkeiten im Sinne einer
technischen Neuheit vorliegt. Durch die Digitaliserung wird geschitztes Bildmateria
computerlesbar und verwertbar. Die computer-unterstiitzten Nutzungsformen fihren zu einer
quantitativen Erweiterung der Verwertungsmdglichkeiten. Geschiitztes Bildmaterial kann ge-
speichert und damit platzsparender archiviert werden, daneben kann es leicht mit Hilfe der

Datenferniibertragung tibermittelt und auch bearbeitet, also verandert werden.*®

Angesichts
dieser breiten Palette von Nutzungsmoglichkeiten, die sich aufgrund der Digitalisierung
ergeben, muss aber zwecks Bestimmung eigenstdndiger Nutzungsarten noch weiter
differenziert werden.

Die Digitaliserung als solche, aso die Umschreibung in den Bindrcode und die
elektronische Speicherung dieser Informationen, bietet fir sich genommen noch keinen
neuartigen technischen Nutzen. Sie substituiert nur die analogen Speichermdglichkeiten und
kann demnach nicht al's eigenstandige Nutzungsart angesehen werden.?®

Wird das digitalisierte Werk allerdings auf einer CD-ROM gespeichert, so ist die
Rechtslage anders zu bewerten. Die CD-ROM-Werke bieten in der Regel eine umfassende
Recherchemdglichkeit und stellen damit im Vergleich zum Printmedium eine technische
Innovation dar. Auch aus wirtschaftlichen Gesichtspunkten ist der CD-ROM Eigenstandigkeit
zu bescheinigen. Es ist mittlerweile algemein anerkannt, dass CD-ROM-Werke geeignet

sind, einen neuen eigenstandigen

259 Lehmann; Digitalisierung u. Urhebervertragsrecht in Lehmann, Internet u. Multimediarecht; S. 57 (61).
260 Schricker, UrhG, 8831/32Rn.48; Hoeren, CR 1995, S.710(713); Katzenberger, Elektronische
Printmedien, S. 96 f.
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Markt zu erschliefen.”®* Ahnlich muss auch die Verwertung von Bildmaterial in einer intern
bzw. offline gefiihrten Datenbank bewertet werden.?®?

Eine wesentliche technische Neuerung der Digitalisierung ist die Mdglichkeit der
Bildbearbeitung. Digitalisierte Bilder kdnnen mit Hilfe von speziellen Computerprogrammen
bearbeitet, umgestaltet und auch vollig verandert werden. Bits sind manipulierbar bzw.
digipulierbar, wie Lehmann formuliert.?®® Grundsétzlich schiitzt § 39 | UrhG den Urheber vor
Anderungen seines Werkes. Danach darf der Inhaber eines Nutzungsrechts das Werk nicht
andern, wenn nichts anderes vereinbart ist. Daraus kann gefolgert werden, dass die
elektronische Bildbearbeitung grundsétzlich nur im Falle einer ausdriicklichen Zustimmung
des Urhebers zuldssig ist. Ausnahmen regelt § 39 11 UrhG. Die Bildbearbeitung, sei es nun auf
elektronischem Wege oder nicht, kann danach nur als selbstandige Nutzungsart qualifiziert
werden.

Mit der Nutzung von Bildmaterial auf einer CD-ROM oder in einer Datenbank erfolgt
zugleich eine Wiedergabe der Bildinhalte auf einem Bildschirm. Die VG Bild-Kunst erhebt
zum Beispiel fur die Sichtbarmachung von Bildern auf 6ffentlich zuganglichen Bildschirmen
eine Gebuhr. Die Wiedergabe auf 6ffentlich zuganglichen Bildschirmen kann aber gegentiber
der Nutzung von Bildmaterial in einer Datenbank oder auf CD-ROM nicht als wirtschaftlich
und technisch selbstandig angesehen werden. Eine CD-ROM oder Datenbank ohne
Wiedergabe ihres Inhalts auf dem Bildschirm wére ohne Nutzen. Daran kann auch das Merk-
mal der , 6ffentlichen Zuganglichmachung” nichts andern, weil mit einer CD-ROM oder
Datenbank in der Regel wirtschaftliche Interessen verfolgt werden und die gespeicherten
Informationen dadurch einem bestimmten Publikum, aber auch der Allgemeinheit 6ffentlich

zuganglich gemacht werden missen.

261 BGH, GRUR 2002, S.?248 (251); Strasser/Stumpf, GRUR Int. 1997, S. 801 (807); Reber, GRUR 1998,
S. 792 (796); Enquete Kommission, Neue Medien u. Urheberrecht, S. 39; Niemann, UrheberR u. Elektron.
Publizieren, S. 46; so auch Lehmann; Digitalisierung u. Urhebervertragsrecht; in Lehmann; Internet und
Multimediarecht; S. 57 (61), der aber eher allgemein auf die Digitalisierung als Nutzungsrecht eingeht;
aA.: Hoeren, CR 1995, S. 710 (712); der im Zusammenhang mit der Frage, ob Multimedia eine eigene
Nutzungsart darstellt, zu dem Ergebnis kommt, dass die elektronische Speicherung einer einzelnen
Werkart auf einer CD-ROM lediglich den analogen Tréger oder das Printmedium substituiert. So auch
Kaczerowsky/Metz in Gotting, Multimedia, S. 85.

262 Offengelassen von BGH, GRUR 1997, S. 464 (465).

263 Lehmann; Digitalisierung u. Urheberrecht; in Lehmann; Internet u. Multimediarecht; S. 25 (27, 32).
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bbb) Online-Nutzung

Auch die Online-Nutzung von Bildmaterial kommt als eigensténdige Nutzungsart in Betracht.
Als Verwertungsformen sind hier insbesondere das Internet und Intranet zu nennen. Beim
Internet sind einzelne Client/Server-Netzwerke (ein Server steht fir die an dieses Netz
angeschlossenen Computer zur Verfligung) wiederum miteinander zu einem grof3en Netzwerk
verflochten.®® Dieses System ermoglicht im Wege der Datenfernibertragung die Be-
reitstellung von Informationen und Bildmaterial weltweit. Und das schnell und kostengiinstig.
Somit steht auch aul3er Frage, dass das Internet zur Erschlief3ung neuer Nutzerkreise und
Mérkte geeignet ist. Das Internet ist damit as wirtschaftlich und technisch selbstandige und
einheitliche Nutzungsform anzuerkennen.®® Die einzelnen Dienste im Internet, wie zum
Beispiel E-Mail, World Wide Web und IRC (Internet Relay Chat), sind dagegen nicht als
technisch und wirtschaftlich eigenstandig anzusehen. Sie setzen vielmehr nur die durch das
Internet  moglich gewordenen technischen Neuerungen im  Hinblick auf eine
anwenderorientierte Nutzung um. Fraglich ist, ob auch die Nutzung von Bildmaterial in einem
Intranet eine eigenstandige Nutzungsart ist. Ein Intranet ist ein in der Regel durch so genannte
Firewalls abgeschirmtes, also nur fUr eine bestimmte Nutzergruppe zugangliches Netzwerk.
Gegenuber dem Internet stellt ein Intranet wohl keine eigenstandige Nutzungsart dar, da es
technisch betrachtet keine qualitative Verbesserung oder quantitative Erweiterung der
Nutzungsmdglichkeiten bietet, es sei denn, man sieht gerade in der Abschirmung durch
Firewals eine technisch eigenstandige Innovation. Gegenlber adlen weiteren
Nutzungsmdglichkeiten ist das Intranet aber, mit derselben Begrindung, die auf die

Internetnutzung zutrifft, als eigenstandige Nutzungsart zu qualifizieren.
ccc) Werbung

Oftmals wird Bildmaterial zu Werbezwecken fir ein bestimmtes Unternehmen, en
bestimmtes Produkt oder eine bestimmte Dienstleistung hergestellt. Welche Nutzungsarten im

Bereich der Werbung zu differenzieren sind, ist nach dem derzeitigen Stand in

264 Fischer in Brumme/Weis, Internetrecht, S. 26 f.

265 KG, GRUR 2002, S. 252 f.; OLG Hamburg, NJW-RR 2001, S. 123f.; LG Berlin, ZUM 2000, S. 73 (75);
dhnlich auch Haberstumpf, Hdb. d. Urheberrechts, Rn. 398; und Schricker, UrhG, 88 31/32 Rn. 48; die
aber nur allgemein auf die Form der Online-Nutzung eingehen. A.A.: Spautz in Moéhring/Nicolini, UrhG,
§ 31 Rn. 36.
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Rechtsprechung und Literatur noch ungeklart. Marshall ist der Auffassung, dass jede
Verwendung auf dem Werbesektor eine selbstandige Nutzungsart darstellt.?®® Als
Verwertungsmoglichkeiten kommen insbesondere die Werbung mittels Plakat, Katalog,
Website (beinhaltet damit auch die Digitalisierung), Flyer, Etiketten, Verpackungen, TV,
Zeitschrift und Zeitung in Betracht. Fraglich ist, ob man pauschal sagen kann, dass diese
Verwertungsmoglichkeiten nach der Verkehrsanschauung als technisch und wirtschaftlich
einheitlich angesehen werden konnen. Technisch betrachtet, lassen sich zunéchst
Unterschiede in der Herstellungsweise bzw. zwischen den jewelligen Tragermedien
feststellen. Plakat-, Katalog-, Flyer-, Zeitschriften- und Zeitungswerbung sind jeweils dem
Bereich der Printmedien zuzuordnen. Websites und TV-Bilder werden dagegen digital oder
analog gespeichert. Zumindest diese drei Gruppen stellen technisch und auch wirtschaftlich
gesehen elgenstandige Nutzungsarten im Werbesektor dar. Innerhalb der ersten Gruppe wird
man auch noch weiter differenzieren missen. Ein Unternehmen will mit der Plakatwerbung
zum Beispiel eine andere Zielgruppe ansprechen als mit der Werbung auf seiner Website.
Dies gilt auch fur die Werbung in Zeitschriften und Zeitungen gegentiber den anderen
Printmedien. Die Plakatwerbung, Werbung auf einer Website und die Werbung in
Zeitschriften und Zeitungen sind also jeweils darauf gerichtet, eigenstandige Mérkte zu
erschlief3en. Vergleicht man dann weiterhin die Werbung auf Plakaten mit der Flyer-
Werbung, so fallen zundchst die unterschiedlichen Formate dieser Werbemittel auf. Daneben
sollen mit Plakaten auch andere Zielgruppen als digjenigen, die mit Flyern zu erreichen sind,
angesprochen werden. Plakate und Flyer sind demnach auch al's eigensténdige Nutzungsarten
zu qualifizieren.®®’ Esist also der Ansicht Marshalls zu folgen, dass jede Verwertungsform im
Werbesektor als selbsténdige Nutzungsart anzusehen ist.

ddd) Merchandising

Dem Merchandising kann man insbesondere die Nutzung von Bildmaterial als Logo, auf einer
Website, in Warenkatalogen, Prospekten, Programmheften, fur den Abdruck auf
Gebrauchsgegenstanden,  Briefmarken,  Etiketten,  Telefonkarten,  Tontrégerhllen,

Verpackungen, etc. zuordnen.

266 Marshall in FSf. Reichardt, Grenzen der Aufspaltbarkeit von Nutzungsrechten, S. 125 (131).
267 OLG Hamm, UFITA Bd. 28 (1959), S. 352 (357).
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Bildmaterial wird in zahlreichen Félen zum Auftritt eines Unternehmens im
Geschéftsverkehr erstellt. In Betracht kommt hier insbesondere die Nutzung als Logo. Da sich
ein Unternehmen durch die Verwendung eines Logos am Markt positionieren will und sich
dadurch verbesserte Marktchancen verspricht, stellt diese Nutzungsform wirtschaftlich
betrachtet eine eigenstandige Nutzungsart dar.

Die weiteren oben nicht abschlief3end aufgefiihrten Verwertungsformen haben ebenfalls
eine eigenstandige wirtschaftliche Bedeutung. Das Merchandising soll zur Forderung des
Absatzes von Waren und Dienstleistungen beitragen und ist damit geeignet, neue Méarkte zu
erschlieffen. Fur die Verwertungsformen des Merchandising kann deshalb nichts anderes
gelten, als fur die Nutzungsformen im Bereich der Werbung. Dies ist auch schon deshalb
anzunehmen, weil sich die Bereiche des Merchandising und der Werbung teilweise
Uberschneiden. Die verschiedenen Nutzungsmdglichkeiten, die dem Merchandising
zugerechnet werden konnen, sind damit insbesondere aufgrund ihrer wirtschaftlichen

Eigenstandigkeit als eigensténdige Nutzungsarten zu qualifizieren.

eee) Kunst- bzw. Buchverlag

Auftragsverhdltnisse sind auch im Bereich des Kunstverlags dblich. So beauftragt zum
Beispiel der Verleger eines Kunstkalenders einen Fotografen damit, fir die Wintermonate
bestimmte Motive zu liefern. Als Verwertungsformen von Bildmaterial in diesem Bereich
kommen folgende in Betracht: Postkarten, Kunstkalender, Kunstband, Buchillustration,
Kunstdrucke, Poster, Miniprints, etc, jeweils begrenzt auf eine Auflage. Deren eigenstandige
wirtschaftliche Verwertbarkeit liegt auf der Hand, da der Verleger ansonsten kein Interesse an
dieser Verwertungsform hétte. Im Bereich des Verlagssektors ist demnach davon auszugehen,

dass jede Verwertungsform als eigensténdige Nutzungsart anzusehen ist.

fff) Presse

Im Bereich der Presseist jeder Abdruck von Bildmaterial in einer Zeitschrift oder Zeitung a's

eigenstandige Nutzungsart anzuerkennen.
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ggg) Sonstige

Als sonstige Nutzungsarten sind noch die Verwendung von Bildern fur Dias, Ektachrome,

Overheadprojektorfolien und Powerpoint-Prasentationen zu nennen.
bb) Allgemeine Regeln und Anhaltspunkte zur Bestimmung des Vertragszwecks

In der Praxis wird der Vertragszweck von den Parteien nur gelegentlich im Vertrag festgelegt.
Dies geschieht zumeist in Form einer Préambel oder in einem § 1, Vertragszweck”. Haufiger
ist aber der Fall, dass die Parteien den Vertragszweck nicht niederlegen. In dem Fall muss
dann ermittelt werden, welchen Zweck die Parteien mit der Vertragsschliel3ung verfolgten.
Der Vertragszweck bestimmt sich aus der Sicht beider Vertragspartner, wie sich aus dem
Wortlaut des § 31V S. 1 UrhG , nach dem von beiden Partnern zugrunde gelegten Vertrags-
zweck” schlieffen lasst. 831V S. 1 UrhG ist im Zuge der Reform des Urhebervertragsrechts
um diesen Passus erganzt worden. Nicht mehr haltbar ist deshalb die Anmerkung des BGH in
dem , Spiegel-CD-ROM-Urteil*, dass der Vertragszweck aus der Sicht des Urhebers zu
bestimmen sei.?®® Fraglich ist nun, anhand welcher Anhaltspunkte und Indizien der von den
Vertragsparteien gemeinsam bestimmte Vertragszweck ermittelt werden kann. Konkrete
Leitlinien lassen sich in Rechtsprechung und Literatur nicht finden. Man steht also vor dem
néchsten Auslegungsproblem und konnte behaupten, dass das Problem nur von einer Ebene
auf die andere verlagert wird.

Zur Bestimmung des Vertragszwecks ist der Vertrag nach den allgemeinen Grundsétzen,
also gem. der 88 133, 157 BGB unter objektiver Gesamtwirdigung aller Umsténde nach Treu
und Glauben mit Ricksicht auf die Verkehrssitte auszulegen. Geboten ist eine den
widerstreitenden Interessen gerecht werdende Auslegung unter Berticksichtigung aller
relevanten Umstande. Betrachtet man die hierzu ergangene Rechtsprechung, so wird deutlich,
dass die Gerichte bei der Auslegung die Frage nach dem gemeinsamen Vertragszweck und
dem Umfang des jeweiligen Nutzungsrechts nicht immer sauber trennen. Die im weiteren auf-
gefuhrten Anhaltspunkte sind deshalb nicht nur isoliert im Hinblick auf die Bestimmung des

gemeinsamen V ertragszwecks von Bedeutung.

268 BGH, GRUR 2002, S.248(251); so auch Feldmann, ZUM 2002, S.210; aA. Hoeren, MMR 2002,
S. 231 (234); Ory, MMR 2002, S. 231 (234).
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aaa) Auftragsverhaltnisse

Da sich diese Arbeit mit Bildurheberrechten in Auftragsverhadtnissen beschéftigt, tritt hier
insbesondere die Frage auf, ob und in welchem Mal3e der Umstand zu berticksichtigen ist,
dass ein Werk im Auftrag erstellt worden ist. Die Besonderheit einer Auftragsproduktion ist,
dass der Auftraggeber in der Regel dazu verpflichtet ist, das Werk abzunehmen oder
zumindest eine Abschlagzahlung zu leisten, ohne allerdings vollsténdig sicher sein zu kénnen,
dass er das Werk hinterher auch verwerten kann. Der Auftraggeber tragt in diesem Falle also
das wirtschaftliche Risiko. Fraglich ist, ob dieser Umstand generell zu der Annahme eines
umfassenderen Nutzungsrechts fiihrt. In diese Richtung geht ein Urteil des OLG Karlsruhe.”®®
Danach gebiete eine zweckgerichtete Auslegung des Vertrages es, entsprechend der
Verantwortlichkeit des Auftraggebers, ihm eine weitgehende Dispositionsfreiheit bei der
Verwertung einzurdumen.””® Anders bewertete dagegen das OLG Hamburg den Umstand
einer Auftragsproduktion.’”* Seiner Ansicht nach stehen dem Besteller beim Werkvertrag
grundsétzlich keine weitergehenden Rechte zu als jedem beliebigen Nutzungsberechtigten.
Der Umstand einer Auftragsproduktion sei nur en Indiz far den Umfang der
Rechtelibertragung, das auch nach den Grundsitzen der Zweckibertragungstheorie nicht
losgel6st vom mal3geblichen Vertragszweck zu sehen sei. Ahnliche Erwagungen sind auch
einem Urteil des OLG Diisseldorf zu entnehmen.?”? Das Gericht hatte in diesem Fall dariiber
zu befinden, ob dem Auftraggeber ein ausschliefdliches Nutzungsrecht an Warenkatal ogf otos
zusteht.>”® Den Umstand, dass die Lichtbilder ausschliellich fir Zwecke des Auftraggebers
gefertigt worden sind, bewertete das OLG Dusseldorf dabei nicht als entscheidend. Allein
mal3geblich sai hier der Zweck der Nutzungsrechtseinraumung.

Eine weitere Besonderheit liegt bel Auftragsverhéltnissen darin, dass das Werk in der

Regel auf die Ideen und Anregungen des Auftraggebers zurtickzufhren ist. Dieser Beitrag ist

269 OLG Karlsruhe, GRUR 1984, S. 522 f.

270 So auch OLG Hamburg, AZ: 3 U 50/90 in Mielke, Fragen zum Fotorecht, 6. 20; LG Bonn, AZ 5 S 215/94
in Mielke, Fragen zum Fotorecht, 6. 31; Nordemann, FSf. Schricker, S. 477 (486); Ullmann, GRUR 1987,
S.9(111.); aA. Hertin in Fromm/Nordemann, UrhG, §§ 31/32 Rn. 38.

271 OLG Hamburg, ZUM 1999, S. 410f.; dhnlich auch LG Hamburg, AZ: 74 O 427/88 in Mielke, Fragen zum
Fotorecht, 6. 11.

272 OLG Dusseldorf, GRUR 1988, S. 541.

273 Zu der Frage, in welchen Féllen ein einfaches oder ausschlieffdliches Nutzungsrecht anzunehmen ist, vgl.
unten S. 96 f.
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im Rahmen der Auslegung zu berticksichtigen. Die Ideen und Anregungen des Auftraggebers
stellen oftmal's eine notwendige Bedingung fur die Entstehung des jeweiligen Werkes dar und
sind deshalb als beachtlicher Beitrag im Schdpfungsprozess zu werten. Die Bedeutung von
Ideen, die selbst nicht schutzfahig sind®”*, ist grundsétzlich nicht zu unterzuschétzen. Auch
aus diesem Grund wird der Auftraggeber ein verstéarktes Interesse an der Nutzung des jewei-
ligen Werkes haben.

Wie der Umstand der Auftragsproduktion zu werten ist, bedarf einer differenzierenden
Betrachtung. Gem. 831V S. 1 UrhG ist in erster Linie der Vertragszweck fur den Umfang
eines Nutzungsrechts entscheidend. Muss dieser aber erst unter Berlcksichtigung der
jeweiligen Umstande des Einzelfalls ermittelt werden, so erscheint es zwingend, dass der
Umstand der Auftragsproduktion angemessen bei einer interessengerechten Auslegung
beachtet wird. Neben den berechtigten Interessen des Urhebers, angemessen am Ertrag seiner
Arbeit beteiligt zu werden, ist auch die Ubernahme des wirtschaftlichen Risikos ein Faktor
von erheblicher Bedeutung. Ein Auftraggeber wird nur dann das wirtschaftliche Risiko der
Herstellung Ubernehmen, wenn er auch umfassende Nutzungsrechte eingerdaumt bekommt.
Weiterhin wird er oftmals entscheidende Ideen und Anregungen fir die Entstehung des
Werkes liefern. Er wird auch deshalb das Werk umfassend nutzen wollen, da er ansonsten
seine Ideen und Anregungen besser fur sich behalten oder anderweitig verwertet hétte. Als
Ergebnis ist also festzuhalten, dass der Umstand der Auftragsproduktion bei der Bestimmung
des Vertragszwecks angemessen zu berlicksichtigen und ein von der ansonsten eher
restriktiven Auslegung abweichendes Ergebnis herbeifihren kann. Welches Gewicht dem
Umstand der Auftragsproduktion bel der Frage nach Inhalt und Umfang des jeweiligen
Nutzungsrechts beigemessen werden kann, bleibt aber immer eine Entscheidung des Ein-
zelfalls.

bbb) Weitererelevante Umstande

Neben dem Umstand der Auftragsproduktion sind auch noch folgende weitere Umstande, die
natUrlich nicht abschlief3end aufgefihrt werden kénnen, zu beriicksichtigen. Der BGH stellt in
dem Spiegel-CD-ROM-Urteil entscheidend auf den Beruf des Urhebers ab®”™ Ein
wissenschaftlicher Autor sei in erster Linie an einer moglichst weitreichenden Verbreitung

274 BGH, GRUR 1987, S. 704 (706).
275 BGH, GRUR 2002, S. 248 (251).
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seiner Werke interessiert, wogegen ein Journalist eher auf eine gute Honorierung bedacht sei.
Vertragszweck ist damit im ersten Fall die Verdffentlichung und im zweiten die Honorierung.
Der BGH stellt aber, wie bereits erwéahnt, lediglich auf die Sicht des Urhebers ab. Da dies auf-
grund der neuen Gesetzeslage nicht mehr haltbar ist”®, ist fraglich, ob der Beruf des Urhebers
Uberhaupt noch as Anhaltspunkt fur die Bestimmung des gemeinsamen Vertragszwecks
herangezogen werden kann. Dies ist zu bejahen. Die berufliche Situation des Urhebers darf
nur nicht allein ausschlaggebend sein. Daneben muss auch beriicksichtigt werden, welcher
Tatigkeit der Verwerter nachgeht. Damit ist insbesondere die Branche, in welcher die
Vertragsparteien tédtig sind, von Bedeutung. Entscheidend ist, in welcher Art und Weise
Bildmaterial in der entsprechenden Branche Ublicherweise verwertet wird. Die branchen-
tibliche Praxis kann hierbei Anhaltspunkte fiir die Bestimmung des Vertragszwecks liefern.?”’

Auch das dem Urheber zu zahlende Honorar kann in Verbindung mit einer entsprechenden

Brancheniibung Aufschluss tber den Vertragszweck geben.?®

Wird fir die Einrd&umung
bestimmter Nutzungsrechte an einem Bildwerk Ublicherweise ein Honorar X gezahlt, so kann
vermutet werden, dass bei Zahlung eines Honorar X der Vertragszweck auf die Einrdumung
dieser Nutzungsrechte gerichtet ist. Zur Orientierung sind hier derzeit insbesondere die Tarife
der VG Bild-Kunst und die Bildhonoraribersicht des Arbeitskreises , Mittel standsgemein-
schaft Foto-Marketing (MFM)“ heranzuziehen. In Zukunft werden daneben noch die
gemeinsamen Vergutungsregeln, die aufgrund der Reform des Urhebervertragsrechts
mal3geblich fir die Bestimmung der Angemessenheit der Vergiitung sind, von erheblicher
Bedeutung sein.””® Diese werden gem. § 36 | S. 1 UrhG von Vereinigungen von Urhebern mit
Vereinigungen von Werknutzern oder einzelnen Werknutzern gemeinsam aufgestel|t.
Weiterhin kénnen Vertrage, die von den Parteien zu einem friiheren Zeitpunkt geschlossen

280
d

worden sind*™, und Vorverhandlungen Aufschluss tiber den Vertragszweck geben. Aber auch

276 Sieheoben S. 85.

277 BGH, GRUR 1986, S.885(886); Loffler/Ricker, Presserecht, S.549; Wandtke/Grunert in
Wandtke/Bullinger, UrhG, 8 31 Rn. 83; a.A.: Hertin in Fromm/Nordemann, UrhG, 88 31/32 Rn.31.

278 BGH, GRUR 1986, S. 885 (886).

279 Derzeit haben dju in ver.di (Deutsche Journalistinnen- und Journalisten-Union) und DJV (Deutscher
Journalisten-Verband) ein Verhandlungsangebot zum Abschluss von ,, Gemeinsamen Vergutungsregeln fur
freie Bild-Journdlistinnen und Bild-Journalisten an Tageszeitungen und Zeitschriften” abgegeben.
Abrufbar unter: http://dju.verdi-verlage.de/pdf/honoraregel ung/honorarbil dzeitzeitsch.pdf.

280 BGH, GRUR 1984, S. 528 (529).
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Vertrége, die vom Urheber oder Verwerter in einem &hnlichen Fal mit einem Dritten
geschlossen worden sind, kénnen zur Auslegung herangezogen werden.

Das OLG Hamburg berticksichtigte in einem seiner Urteile, in dem es um den Umfang der
Rechteeinrdumung fur ein Tontrager-Cover-Foto ging, den kinstlerischen Gehalt eines
Werkes zur Bestimmung des Vertragszwecks.®" Welche Schlussfolgerungen das Gericht
alerdings aus einem hohen oder niedrigen kinstlerischen Gehalt im Hinblick auf den
Vertragszweck zieht, wird nicht ganz deutlich. Anzunehmen ist aber, dass bei Zweifeln Uber
den gemeinsamen Vertragszweck und damit Uber die Reichweite eines Nutzungsrechts ein
hoher kinstlerischer Gehalt eines Werkes eher fur eine restriktive, urheberfreundliche Ausle-
gung spricht. Insgesamt ist die Bedeutung des kiinstlerischen Gehalts eines Werkes in diesem
Zusammenhang aber eher a's gering einstufen.

Die genannten Umstande sind bel der Beurteilung, zu welchem Zweck die Parteien den
Vertrag geschlossen haben, nattrlich nicht isoliert, sondern vielmehr zusammenschauend zu
betrachten.

cc) Inhalt und Umfang von Nutzungsr echten anhand typischer Vertragszwecke

Welchen Zweck die Vertragsparteien mit der Schlief3ung des Vertrages verfolgen, kann nur
anhand konkreter Umsténde ermittelt werden und ist damit in hochstem Male
einzelfallabhéngig. Das betrifft auch Inhalt und Umfang des jeweiligen Nutzungsrechts.
Trotzdem soll nun versucht werden, anhand der fir den Bereich der Bildverwertung typischen
Vertragszwecke den Inhalt und Umfang der Nutzungsrechte naher zu bestimmen. Dabel muss
insbesondere berticksichtigt werden, dass das Werk im Auftrag des Werknutzers erstellt

wurde.

281 OLG Hamburg, ZUM 1999, S. 410 (414); Den kinstlerischen Gehalt eines Werkes beriicksichtigt auch der
BGH in der Entscheidung ,, Fremdenverkehrsbroschire* (GRUR 1988, S. 300 f.). Allerdings war fir den
BGH nicht der kinstlerische Gehalt als solcher interessant, sondern vielmehr das Verhdltnis zwischen
kinstlerischem Gehalt und bereits gezahltem oder vereinbartem Nutzungshonorar. Ein niedriger
kinstlerischer Gehalt und ein dagegen eher hohes Nutzungshonorar spricht im Zweifel eher fir ein

umfassenderes Nutzungsrecht.
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aaa) Presse

Ein Zeitungs- oder Zeitschriftenverleger gibt Bilder oder Fotografien grundsétzlich in
Auftrag, um diese fir einen bestimmten Artikel oder eine Artikelserie in einer Zeitung oder
Zeitschrift zu verwenden. Das Nutzungsrecht umfasst damit grundséizlich nur diese
Verwendungsmoglichkeit. Darliber hinaus erfordert dieser Vertragszweck nicht die Nutzung
des entsprechenden Bildes auf einer CD-ROM?? oder in einer Datenbank bzw. in einem
elektronischen Pressearchiv?®. Dies wurde jiingst vom BGH in der Entscheidung , Spiegel -
CD - ROM* bestétigt.®®* Das Gericht hatte in diesem Fall dariiber zu befinden, ob sich das
Recht des beklagten Nachrichtenmagazins ,, Der Spiegel”, Fotografien in der Printausgabe des
Spiegels abzudrucken, auch auf eine spédter erschienene CD - ROM - Ausgabe der
Jahrgangsbéande der Zeitschrift erstreckt. Da die Speicherung der Fotografien auf einer CD -
ROM - Ausgabe eine eigenstandige, wirtschaftlich selbstandig verwertbare Nutzungsart
darstellt, ist nach dem ZweckUbertragungsgedanken die stillschweigende Einrdumung eines
entsprechenden Nutzungsrechts nur dann anzunehmen, wenn dies fir die Erreichung des
Vertragszwecks unbedingt erforderlich ist. Das lehnte der BGH zu Recht ab. Der Zweck der
Auftragsfotografie bzw. -bilderstellung beschrankt sich grundsétzlich auf die Veroffentli-
chung des Bildes in dem eigentlichen Verlagswerk und kann sich nicht schrankenlos auf alle
Produkte erstrecken, die sich aus dem Verlagswerk ableiten und deren Absatz dienen.
Ansonsten wirde der Vertragszweck auch regelmaldig eine Verwendung fir Werbe- und
Merchandisingprodukte eines Zeitungss oder Zeitschriftenverlags umfassen. Eine
Verwendung fir Jahresbdnde und Werbe- oder Merchandisingprodukte ist aber nicht
unbedingt erforderlich, um den eigentlichen Vertragszweck, namlich die Veréffentlichung der
Bilder in der jeweiligen Zeitung oder Zeitschrift zu ermdglichen.

Anders ist dagegen der Abdruck eines Bildes in einer Online-Ausgabe der jeweiligen
Zeitung oder Zeitschrift zu bewerten, da es mittlerweile fur fast jede Zeitung oder Zeitschrift
ublich ist, ihre Gesamtausgabe auch online anzubieten. Grundsétzlich wird man deshalb die
Kenntnis des Urhebers unterstellen missen, dass seine Bilder im Internet verwendet werden.

Raumt dieser dem Verlag trotzdem das Recht ein, die jeweiligen Bilder zu nutzen, so ist

282 BGH, GRUR 2002, S. 248 f.
283 BGH, GRUR 1999, S. 325 (326).
284 BGH, GRUR 2002, S. 2481.
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grundsétzlich davon auszugehen, dass sich der Vertragszweck auch auf die Online-Nutzung
der Bilder richtet.®® Zu einem anderen Ergebnis gelangt das KG in einem Urteil vom
24. 7. 2001.%° Zunschst stellt das Gericht darauf ab, dass die Internet-Nutzung ein neues,
zusétzliches Geschéftsfeld erdffnet. Das ist zwar fur die Internet-Nutzung a's solche richtig,
durch die Online-Ausgabe einer Zeitung oder Zeitschrift werden aber in erster Linie die
bisherigen Leser der Printausgabe, die vermehrt auch auf Onlineangebote ausweichen,
gehalten. Aber selbst wenn man die Eréffnung neuer Geschéftsfelder bejaht, fuhrt dies
lediglich zu der Annahme einer eigenstéandigen Nutzungsart. Ob die Nutzungsart,
Veroffentlichung in einer Online-Ausgabe, vom jeweiligen Vertragszweck umfasst ist, ist
dann in einem weiteren Schritt unter Bertcksichtigung der ZweckUbertragungsregel zu
prifen. Dies verneinte das Gericht in dem konkreten Fall, zum einen weil der Klager, ein
Fotograf, die beklagte Tageszeitung tber mehrere Jahre hinweg mit Fotografien belieferte und
sich die Nutzungsrechtsvereinbarung in der Vergangenheit nur auf die Verdffentlichung in
ihrem Printmedium bezog. Zum anderen Ubernahm die beklagte Tageszeitung nicht sémtliche
Artikel in ihre Online-Ausgabe, so dass sich der Vertragszweck nicht zwingend auf die
Ubernahme der Fotos in die Online-Ausgabe erstreckte. Insbesondere die konkreten
Umstande dieses Falles rechtfertigten die Annahme, dass die Verwendung von Bildern in der
Online-Ausgabe der beklagten Tageszeitung nicht vom Nutzungsrecht erfasst war.
Grundsétzlich wird man das aber heutzutage nicht mehr so vertreten knnen.

Neben der Frage, ob Bildmaterial nicht nur in dem entsprechenden Printmedium sondern
auch Online, auf einer CD-ROM oder in einer Datenbank verdffentlicht werden darf, ist
weiterhin interessant, ob das Nutzungsrecht auch die Verwendung der Bilder fir einen Artikel
in einer anderen Zeitung oder Zeitschrift des Verlags abdeckt. Diese Frage hatte das OLG
Karlsruhe in der Entscheidung ,Herrensitze in Schleswig-Holstein® zu klaren.”®” Der
Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde. Der beklagte Verlag beauftragte einen
freischaffenden Fotograf Uber ihre Redaktion der Zeitschrift , Ambiente” mit der Erstellung
einer Fotoreportage Uber eine Anzahl schleswig - holsteinischer Herrensitze. Das Ver-
lagsprogramm der Beklagten umfasste ausschliefdlich Zeitschriften, darunter die Zeitschrift
»~Ambiente*. Der Kl&ger wollte nun in dem Verfahren unter anderem festgestellt wissen, dass

die Beklagte nicht berechtigt sei, seine Bilder Uber eine einmalige Verdffentlichung in der

285 Soauch LG Berlin, AfP 2001, S. 339.
286 KG, GRUR 2002, S. 252 f.; so auch OLG Hamburg, NJW-RR 2001, S. 123 (124).
287 OLG Karlsruhe, GRUR 1984, S. 522 f.
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Zeitschrift ,Ambiente® hinaus zu verwerten. Das Gericht gestattete dem Werknutzer die
Verdffentlichung der Bilder in ihrem Verlagsprogramm im Wesentlichen deshalb, well es sich
um eine Auftragproduktion handelte. Der Vertragzweck bestimme sich tiber eine sachgerechte
Berlicksichtigung der beiderseitigen Interessen, insbesondere des Umstands, dass der
Auftraggeber von vornherein das wirtschaftliche Risiko Ubernommen habe. Aus diesem
Grund musse dem Auftraggeber grundsétzlich eine freie Stellung hinsichtlich der Verwertung
eingerdumt werden. Die Entscheidung wurde in der Literatur teilweise as zu weitgehend
kritisiert.”®® Dem OLG Karlsruhe ist im Ergebnis jedoch beizupflichten. Ist der Vertragszweck
nicht auf eine bestimmte Verwertungshandlung begrenzt, so ist dieser auch unter
Berticksichtigung der widerstreitenden Interessen zu ermitteln. Dabel ist dem Umstand, dass
der Auftraggeber von vornherein das wirtschaftliche Risiko Ubernommen hat, angemessen

Rechnung zu tragen.

bbb) Werbung

Praktisch bedeutsam ist auch der Fall, dass Bildmateria zu Werbezwecken genutzt werden
soll. In der Regel werden die Parteien genau vereinbaren, fir welche Werbemittel die Bilder
oder Fotografien verwendet werden sollen. Fraglich ist aber, auf welche Nutzungsarten sich
das Nutzungsrecht erstreckt, wenn die Parteien Art und Umfang der Werbung nicht néher
spezifiziert haben. Abzustellen ist dann zunéchst auf eine bestehende Branchenibung. Da
verschiedene Branchen auch verschiedene Werbemittel verwenden, kann en erster
Anhaltspunkt sein, welche Werbemittel in der zu betrachtenden Branche Ublicherweise
herangezogen werden. Konsumguter fir den Endverbraucher werden regelmallig mit
Anzeigen beworben. Filmhersteller werben dagegen typischerweise mit Plakaten fir ihre
Filme, und die Grofdindustrie betreibt ihre Werbung fir Industriekunden mittels
Werbebroschiren, die per Post oder auf einer Messe vertellt werden und auf ihrer Website.
Diese beispielhafte Aufzéhlung zeigt, dass anhand einer Branchenibung die in Frage
kommenden Nutzungsarten zumindest eingegrenzt werden kénnen. In einem zweiten Schritt
ist dann das vereinbarte Honorar heranzuziehen und mit den Tarifen der VG Bild-Kunst, den
Bildhonoraren der Mittelstandsgemeinschaft Foto-Marketing (MFM) und demnéchst den
gemeinsamen Vergutungsregeln (836 UrhG) zu vergleichen. Zu prifen ist, welche

288 Hertin in Fromm/Nordemann, UrhG, 88 31/32 Rn. 38.
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Nutzungsarten gemessen an diesen Tarifen fur das entsprechende Honorar angemessen
abgegolten werden.

Haben die Vertragsparteien die Verwendung des Werks fir ein bestimmtes Produkt
eingegrenzt, so erstreckt sich das Nutzungsrecht auf die Werbung fur das Produkt in allen
zulassigen Verwertungsformen. Wird zum Beispiel ein Nutzungsvertrag zum Zwecke der
Werbung fir einen Film geschlossen, so schliefdt das das Recht ein, ein Filmfoto als Coverbild
auf den Einschubhillen der Videokassetten dieses Films zu verwenden.?®® Denn die Gattung
LFIm* ist keineswegs auf Kinofilme beschrankt, sondern umfasst auch Fernseh- oder
Videofilme.®® Entscheidend ist also, welche Verwertungsformen fiir das jeweilige Produkt
ublich sind.

Neben der Frage, welche Nutzungsarten das Nutzungsrecht umfasst, ist weiterhin zu
kl&ren, ob das Nutzungsrecht auch réaumlich oder zeitlich bzw. quantitativ beschrénkt ist. Dies
richtet sich gem. 831V S. 2 UrhG ebenfalls nach der Zweckubertragungsiehre. Raumlich
kann das Nutzungsrecht zum Beispiel auf Deutschland oder die Europaische Union
beschrankt sein. Fehlen vertragliche Abreden im Hinblick auf diese Fragestellungen, so
entscheidet der Vertragszweck Uber den Umfang des Nutzungsrechts. Entscheidend fur die
raumliche Reichweite des Nutzungsrechts wird dabei insbesondere sein, welche Zielgruppe
ein Unternehmen hat und welchen Markt es tblicherweise mit Waren oder Dienstleistungen
bedient. Zeitlich bzw. quantitativ ist denkbar, Werbemittel nur fir eine Auflage zuzulassen.
Der BGH merkte dazu im Zusammenhang mit der Bestellung einer Werbebroschire an, dass
im Gegensatz zu einem Firmenemblem, welches nach seinem Sinn und Zweck regelmaidig auf
Dauer und auf verschiedene Weise verwendet werden soll, es sich bel der Bestellung von
Werbebroschiiren nicht von selbst verstehe, dass eine zeitlich und quantitativ unbegrenzte
Nutzung beabsichtigt sei.®! In dem entschiedenen Fall sprach aber zum einen der
Vertragszweck, namlich die Herstellung von Broschiren zur Fremdenverkehrswerbung fur
ein zeitlich und quantitativ unbeschranktes Nutzungsrecht, da die Fremdenverkehrswerbung
ein Daueranliegen sei. Und zum anderen konnte auch der Inhalt der Broschiren dafir
angefuhrt werden, da diese nach Inhalt und &ulerer Gestaltung Uber einen langeren Zeitraum
verwendbar seien.?® Entscheidend ist aso, ob das jeweilige konkrete Werbemittel nach

289 OLG Minchen, ZUM 1995, S. 798 f.

290 OLG Minchen, ZUM 1995, S. 798 (800).

291 BGH, GRUR 1988, S. 300.

292 BGH, GRUR 1988, S. 300 (301); s.a. Thiringer OLG, OLG-NL 2002, S. 135 (137).
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seinem Sinn und Zweck dauerhaft eingesetzt werden kann oder ob es nur fur ein bestimmtes
Ereignis, zum Beispiel bel einer bestimmten Veranstaltung, verwendet werden soll. Zur
Bestimmung dieses Zwecks muss auch auf den Inhalt und die auRere Gestaltung des
Werbemittels abgestel It werden.

ccc) Merchandising

Weliterhin ist der praktisch bedeutsame Fall zu betrachten, dass ein Bild als Logo oder
Firmenemblem verwendet werden soll. In diesem Fall ist davon auszugehen, dass das
Nutzungsrecht alle Verwertungsformen, die im Geschaftsverkehr auftreten konnen, umfassen
muss. Ansonsten kann der Zweck des Vertrages, das Bild oder Firmenemblem zu nutzen,
nicht erfullt werden. Wie oben bereits erwahnt, ist die Verwendung eines Logos auch auf
Dauer angelegt und damit eine zeitliche Beschrénkung nur bei einer ausdriicklichen
vertraglichen Abrede denkbar.

Soll ein Bild allgemein zum Zwecke des Merchandising, also zur Absatzférderung von
Waren oder Dienstleistungen eingesetzt werden, so ist zunachst festzuhalten, dass die
Vertragsparteien in den meisten Fallen die Nutzungsarten konkret im Vorfeld bestimmen.?*®
Sonst ist entscheidend, fur welche Waren oder Dienstleistungen das Merchandising betrieben
werden soll und auf welche Weise der Absatz diesser Waren und Dienstleistungen
ublicherweise gefordert wird. Weitere Anhaltspunkte kann auch das vereinbarte Honorar im
Vergleich zu den Tarifen der VG Bild-Kunst und der MFM liefern.

ddd) Verlagsbereich

Im Bereich des Verlagswesens wird Bildmaterial insbesondere zum Zwecke der Illustration
eines Buches oder zum Abdruck auf Postkarten, Kunstkalendern, etc. (diese
Verwertungsformen konnen unter dem Oberbegriff Kunstverlag zusammengefasst werden)
verwendet.

Werden Bilder im Auftrag erstellt, um ein bestimmtes Werk der Literatur zu illustrieren, so
iss der Umfang des dem  Auftraggeber  eingerdumten  Nutzungsrechts
konkretisierungsbedirftig. Zu kléaren ist in diesem Fale, ob der Auftraggeber die

[llustrationen nur fur die erste Auflage des Buches oder auch noch fir eventuelle

293 Vdgl. dazu den oben auf S. 68 f. genannten Muster-Merchandising-V ertrag.
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Folgeauflagen nutzen darf. Weitere Uberlegungen, ob dem Auftraggeber auch das Recht
zusteht, die Illustrationen zum Beispiel in einem Kunstkalender abzudrucken, sind an dieser
Stelle dagegen nicht anzustellen. Ein derartig umfassendes Nutzungsrecht ist zur Erreichung
des Vertragszwecks ,Illustration® nicht erforderlich und kann nur aufgrund einer
ausdricklichen Vertragsvereinbarung angenommen werden. Wie oben bereits festgestellt,
stellt die Nutzung eines Werkes fir eine Folgeauflage eine eigenstéandige Nutzungsart dar.
Diese Nutzungsart wird gem. 8 31V S. 1 UrhG nur dann von dem Nutzungsrecht des Auf-
traggebers erfasst, wenn dies fir die Erreichung des Vertragszwecks, ndmlich die Illustration
eines Werkes der Literatur, erforderlich ist. Da die Parteien in der Regel beim Vertragsschluss
noch nicht davon ausgehen, dass das Werk neu aufgelegt wird, wird man davon ausgehen
missen, dass der Vertragszweck sich auf die Illlustration eines Werkes in der ersten Auflage
beschrankt.”®* Damit geht auch das entsprechende Nutzungsrecht nicht tiber die Verwertung
in der ersten Auflage hinaus. Zu einem anderen Ergebnis konnte man nur unter
Berticksichtigung des Umstands gelangen, dass es sich hier um Auftragsproduktionen handelt.
Dader Auftraggeber in solchen Fallen das wirtschaftliche Risiko tragt, wird er von vornherein
an einer umfassenden Verwertung des hergestellten Bildmaterials interessiert sein. Dies bringt
er auch konkludent dadurch zum Ausdruck, dass er die Herstellung des entsprechenden
Werkes Uberhaupt in Auftrag gibt. Man konnte deshalb also annehmen, dass der Vertrag im
Falle einer Auftragsproduktion von vornherein auf eine Verwertung des Bildmaterials auch
fur Folgeauflagen gerichtet ist. Daftr spricht auf3erdem, dass ein neu aufgelegtes Werk der
Literatur regelméfdig nicht neu illustriert wird und der Auftraggeber damit ein erhebliches
Interesse an der weiteren Verwertung der Illustrationen hat. Ein fir ale Auflagen
unbegrenztes Nutzungsrecht findet sich auch in dem Muster-lllustratorenvertrag des
Borsenvereins des Deutschen Buchhandels.*® Da die Mustervertrage des Borsenvereins des
Deutschen Buchhandels im Verlagssektor maf3gebende Bedeutung haben, kann diesbeziiglich
auch von einer Brancheniibung ausgegangen werden. Handelt es sich daneben noch um eine
Auftragsproduktion, so erstreckt sich das Nutzungsrecht generell auch auf Folgeauflagen des

illustrierten Werkes.

294 Davon geht auch der BGH in der Entscheidung ,, lllustrationsvertrag”, GRUR 1985, S. 378 (379) aus. Ob
sich der Vertragszweck allerdings auf die erste Auflage des Werkes beschrankt, richtet sich entscheidend
danach, ob Auflage und Absatz bei der Bemessung des Honorars berticksichtigt wurden.

295 Borsenverein des Deutschen Buchhandels (Miller von der Heide), Recht im Verlag, S. 120.
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Sind Bilder nicht nur schmickendes Beiwerk eines Verlagswerks, sondern selbst
Gegenstand der Verdffentlichung, so spricht man von Werken des Kunstverlags. Bildmaterial
wird im Kunstverlagswesen zum Beispiel fur Kunstdrucke oder Kunstkalender genutzt. In der
Regel werden die Parteien genau vereinbaren, fur welches konkrete Produkt das Bildmaterial

genutzt werden soll**®

und den Vertragszweck konkret festlegen. Parallel zum
[llustrationsvertrag taucht auch hier das Problem auf, ob das Nutzungsrecht auf die erste
Auflage beschrankt ist oder sich auch auf Folgeauflagen erstreckt. Da der Bereich des
Kunstverlags diesbeziiglich keine Besonderheiten aufweist, kann insoweit nach oben
verwiesen werden. Unublich und problematisch wére ein Fall, in dem die Parteien nicht genau
vereinbaren, fur welches Produkt das Bildmaterial verwendet werden soll. Da das
Bildmaterial im Bereich des Kunstverlags nicht nur schmiickendes Beiwerk, sondern im
Wesentlichen das Produkt selbst darstellt, wird man mit der Annahme eines umfassenden
Nutzungsrechts sehr zurtickhaltend sein miissen. Dies gilt auch bei Auftragsproduktionen, da
hier nicht nur der Umstand, dass der Auftraggeber das wirtschaftliche Risiko Gbernommen
hat, in die Interessenabwagung einflieffen muss, sondern daneben auch zu berlicksichtigen ist,
ob der Urheber an dem wirtschaftlichen Ertrag der weiteren Verwertung beteiligt wird. Dieser
Umstand verdient hier besondere Beachtung, da das Bildmaterial unzweifelhaft kausal fir den
wirtschaftlichen Ertrag ist. Im Hinblick auf die anderen genannten Nutzungsbereiche kann
diese Aussage nicht so pauschal getroffen werden. Im Zweifel umfasst das Nutzungsrecht
eines Kunstverlags demnach nur eine ganz konkrete Nutzungsart, auch wenn im Rahmen des
Verlagsprogramms noch weitere V erwertungsmoglichkeiten in Betracht kommen.

dd) Einfache und ausschlief3liche Nutzungsrechte

Weliterhin taucht hier die Frage auf, ob ein Nutzungsrecht einfacher oder ausschliefdlicher
Natur ist. Der Unterschied zwischen einem einfachen und dem ausschliefdichen
Nutzungsrecht liegt darin, dass ein einfaches Nutzungsrecht seinen Inhaber nur berechtigt, das
Werk neben anderen Berechtigten zu nutzen, wogegen der Inhaber eines ausschlief3lichen
Nutzungsrechts das Werk unter Ausschluss aller anderen Personen einschliefflich des

Urhebers nutzen darf. Der Inhaber eines ausschliefdlichen Nutzungsrechts kann deshalb die in

296 Vdgl. den Muster-Kunstverlagsvertrag im Miinchener Vertragshandbuch von Vinck, S. 1258 f.
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den 8897 f. UrhG geregelten Rechtsbehelfe gegenliber Dritten geltend machen. Dieses so
genannte negative Verbotsrecht fehlt einem einfachen Nutzungsrecht.?’

Fur die Frage, ob einem Werknutzer ein einfaches oder ausschliefdliches Nutzungsrecht
eingeraumt wird, ist gem. 831V S. 2UrhG ebenfalls grundsédizlich der Vertragszweck

mal3geblich. Fir den Bereich der Presse ist aber § 38 UrhG vorrangig zu beachten.
aaa) 8 38 UrhG (Presse)

8§38 UrhG regelt als lex specidis zu 831V UrhG die Einrdumung einfacher oder
ausschlieRlicher Nutzungsrechte bei (Bild-)Beitrégen fiir eine Sammlung.”®® Danach erwirbt
der Verleger einer periodisch erscheinenden Sammlung gem. 8 381 UrhG im Zweifel ein
ausschliefdliches Nutzungsrecht begrenzt auf ein Jahr. Periodisch erscheinende Sammlungen
sind solche, die darauf angelegt sind, in standiger und unbegrenzter Folge zu erscheinen.?®
Darunter falen insbesondere auch Zeitungen und Zeitschriften, wobel fur Beitrdge zu
Zeitungen §38 111 UrhG gilt.*® Bei § 38 UrhG handelt es sich wie bei §31V UrhG aber
lediglich um ene Auslegungsregel. Vorrangig sind deshalb auch hier vertragliche
Vereinbarungen, dessen Inhalt im Zweifel durch Auslegung unter Bertcksichtigung aller
relevanten Umsténde des Einzelfals ermittelt werden mussen. Fur die Annahme eines
ausschliefdlichen Nutzungsrechts wird hier insbesondere der Umstand sprechen, dass das
Bildmaterial im Auftrag erstellt worden ist.*** Die Ubernahme des wirtschaftlichen Risikos
durch den Auftraggeber und dessen ,Mithilfe® durch Ildeen und Anregungen im
Schopfungsprozess lassen darauf schlief3en, dass die Partelen von Anfang an en
ausschliefdliches Nutzungsrecht vereinbart haben. Etwas anderes kann nur dann angenommen
werden, wenn die in Rede stehende Zeitung oder Zeitschrift aufgrund ihres lokal oder fachlich
begrenzten Inhalts im Grunde keine Konkurrenz hat. Dies wird aber auf einige Ausnahmefélle
begrenzt sein. In der Regel wird man deshab vorrangig aufgrund des Umstands der
Auftragsproduktion davon ausgehen missen, dass der Verleger oder Herausgeber einer

297 Schricker, UrhG, 88 31/32 Rn. 6; Spautz in Mohring/Nicolini, UrhG, 8 31 Rn. 39.

298 Schricker, UrhG, § 38 Rn. 15.

299 Schricker, UrhG, 8 38 Rn. 11.

300 Auf eine genaue Abgrenzung der Gattungen Zeitung und Zeitschrift wird hier aus Platzgriinden verzichtet.
Vgl. dazu: Médlichar, ZUM 1988, S. 14 f.

301 So auch Schricker, UrhG, 8§ 38 Rn. 16.
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Zeitschrift ein ausschliefdliches Nutzungsrecht an dem jeweiligen Bildmaterial erwirbt. Dies
gilt umso mehr bei Bildbeitragen fir Zeitschriften im Hinblick auf § 38 | UrhG.

Aber auch bei Bildbeitragen fir eine Zeitung ist im Ergebnis nicht anders zu entscheiden.
Gem. 838111 S. 1 UrhG erwirbt der Verleger oder Herausgeber ein einfaches Nutzungsrecht,
wenn nichts anderes vereinbart ist. Begrindet wird diese Regelung damit, dass Zeitungen sich
auf die Ubermittlung von Tagesneuigkeiten beschranken und damit wohl nicht unbedingt dem
Anspruch der Exklusivitét gerecht werden miissen. Wie bei § 38 | UrhG sind auch in diesem
Zusammenhang vertragliche Vereinbarungen vorrangig, weshalb der Umstand der
Auftragsproduktion gleichermaf3en berticksichtigt werden muss. Zu beachten ist aber, dass der
Urheber gem. 8 38111 S. 2 UrhG sogleich nach Erscheinen des Beitrags berechtigt ist, ihn
anderweit zu vervielfaltigen und zu verbreiten, wenn nichts anderes vereinbart ist. Da auch
bei einem im Auftrag erstellten Beitrag fir eine Zeitung anzunehmen ist, dass dieser aufgrund
seiner begrenzten Aktualitéat nicht dauerhaft verwendet werden soll, wird das ausschliefdliche

Nutzungsrecht grundsétzlich insoweit zeitlich begrenzt sein.
bbb) Vertragszweck

AulRerhalb des Pressebereichs ist fur die Frage, ob einem Auftraggeber ein einfaches oder
ausschliefdliches Nutzungsrecht zusteht, der Vertragszweck mal3geblich. Fraglich ist, ob die
Einrdumung eines ausschliefdlichen Nutzungsrechts erforderlich ist, um den Zweck des
Vertrages zu erflllen. Abstrakt formuliert wird dies immer dann der Fall sein, wenn durch
eine Verwertung des Bildmaterials durch Dritte das Nutzungsrecht des Auftraggebers
wirtschaftlich sinnlos ist. Dies ist insbesondere im Werbesektor der Fall.**> Werden Bilder als
Werbemittel verwendet, so kann durch sie nur dann die gewtinschte Wirkung erzielt werden,
wenn nicht auch noch ein Konkurrent mit diesem Bildmaterial werben kann. Nicht
nachvollziehbar ist deshalb eine Entscheidung des OLG Diisseldorf.*®® Das Gericht hatte in
diesem Fal dariber zu befinden, ob einem Automobilzulieferer ein ausschliefdiches
Nutzungsrecht an Warenkatalogfotos, die ein beauftragter Fotograf erstellt hat, eingerdumt

worden ist. Das Gericht verneinte die Einraumung eines ausschliefdlichen Nutzungsrechts, da

302 So auch Hertin in Fromm/Nordemann, UrhG, Vor. 8 31 Rn. 59; der auch noch darauf hinweist, dass ein
einfaches Nutzungsrecht iVm einem vertraglich festgelegten Wettbewerbsverbot ausreichend sein kann.
Fur die generelle Einrdumung eines ausschliefdlichen Nutzungsrechts im Bereich des Graphikdesigns:
Schlecht, Urhebervertragsrecht im Bereich des Graphikdesigns, S. 61.

303 OLG Dusseldorf, GRUR 1988, S. 541 f.
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fir die Verwendung der Fotos in einem Warenkatalog ein einfaches Nutzungsrecht
ausreichend sei. Das fuhrte in diesem Fal dazu, dass ein Wettbewerber die
Warenkatalogfotos aus dem Katalog des Auftraggebers kopieren und fir seinen Katalog
verwenden konnte. Ein solches Ergebnis ist unhatbar. Zu beachten ist doch, dass ein
Warenkatalog ein entscheidendes Werkzeug der Vertriebstatigkeit ist und sich deshalb in der
Aufmachung unbedingt von dem eines Wettbewerbers unterscheiden muss. Ein Katal ogher-
steller bezweckt mit der Erstellung eines Warenkatalogs ja gerade, sich beim Kunden
gegenuber seinem Wettbewerber abzuheben. Dieser Zweck kann nur durch die Einrdumung
eines ausschliefdichen Nutzungsrechts erreicht werden. Dafur sprach in diesem Fall aul3erdem
noch der Umstand, dass die Fotosim Auftrag erstellt wurden.

Das gleiche gilt, wenn das Bildmaterial im Bereich des Merchandising verwendet werden
soll. Da auch hier der Zweck des Einsatzes die Absatzférderung von Waren und
Dienstleistungen ist, wirde die Einrdumung eines nur einfachen Nutzungsrechts diesen
Zweck erheblich gefahrden.®

Fur das Verlagswesen findet sich eine Regelung im Verlagsgesetz. Gem. 8 8 VerlG hat der
Verfasser dem Verleger das ausschliefdliche Recht zur Vervielfatigung und Verbreitung
(Verlagsrecht) zu verschaffen. Wie oben bereits erléutert, ist das Verlagsgesetz allerdings nur
auf Werke der Literatur und nicht auf die hier zu betrachtenden Illustrationen bzw. Werke des
Kunstverlags anwendbar. Trotzdem ist die Interessenlage vergleichbar. Zu beachten sind
aulerdem die Muster-lllustratorenvertrage, die durchgangig ein ausschlieffliches
Nutzungsrecht des Verlegers vorsehen. Da die Praxis sich weitgehend an diesen
Mustervertrégen orientiert, ist eine gewisse Branchentibung im Hinblick auf die Einraumung
eines ausschliefdichen Nutzungsrechts erkennbar. Neben der Branchenibung ist auch noch
der Umstand der Auftragsproduktion fir ein ausschliefdliches Nutzungsrecht anzufihren. Aus
dem unter Berlcksichtigung der genannten Umstdnde ermittelten Vertragszweck ist im
Verlagssektor deshalb grundsétzlich auf ein ausschliefdliches Nutzungsrecht zu schlief3en.

ccc) Auftragsar beit

Muss der konkrete Vertragzweck erst durch Auslegung gem. 8 157 BGB ermittelt werden, so
ist auch hier zu berlcksichtigen, ob es sich um eine Auftragsarbeit handelt. Da bei

304 Ahlberg in Md&hring/Nicolini, UrhG, Einl. Rn. 123; bemerkt dazu, dass die Einr&umung eines nicht
ausschliefdlichen Nutzungsrechts den Regelfall darstellt.
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Auftragsarbeiten das Interesse des Werknutzers von Anfang an auf eine umfassendere
Verwertung gerichtet ist, spricht in solchen Félen viel for die Annahme eines

35 Wie oben bereits erlautert, kann der Umstand einer

ausschliefdlichen Nutzungsrechts.
Auftragsproduktion aber nicht allein dazu fuhren, dass man dem Auftraggeber ein

ausschliefdliches Nutzungsrecht zugesteht.

2. Anmeldung und Eintragung gewer blicher Schutzrechte

Neben der Einraumung von Nutzungsrechten kann der Auftraggeber auch daran interessiert
sein, auf seinen Namen gewerbliche Schutzrechte anzumelden und in das entsprechende
Register eintragen zu lassen. Ist zum Beispiel ein Firmenlogo Gegenstand der
Auftragsproduktion, so wird der Auftraggeber dieses als Bildmarke schiitzen lassen wollen.
An enem Geschmacksmusterrecht wird der Auftraggeber interessiert sein, wenn das
Bildmaterial als Aufdruck fir Waren (Merchandising) verwendet wird. Zu kléren ist deshalb
im Weiteren, unter welchen Umstanden der Auftraggeber zur Anmeldung eines gewerblichen
Schutzrechts befugt ist und inwieweit ein gewerbliches Schutzrecht das Nutzungsrecht des
Auftraggebers erweitern bzw. das Urheberrecht des Auftragnehmers einschrénken kann.

Wie bereits bei der Besprechung des Muster-Merchandising-Vertrages erlautert wurde,
bendtigt der Auftraggeber gem. 85111 S. 3 MarkenG die Zustimmung des Urhebers zur
Eintragung, um eine Léschungsklage des Urhebers wegen Nichtigkeit verhindern zu kénnen.
Eindeutig sind die Félle, in denen eine Zustimmung ausdrticklich vereinbart wurde. Fraglich
ist aber, unter welchen Umstanden eine stillschweigend ertellte Zustimmung angenommen
werden kann. So konnte in der Einrdumung eines Nutzungsrechts, welches dem Auftraggeber
die geschéftliche Nutzung von Bildmaterial als Logo, Etikett oder Warensignet gestattet, auch
eine stillschweigend erteilte Zustimmung zur Eintragung des Bildes als Marke liegen. Ob ein
Auftragnehmer eine Willenserklarung mit diesem Inhalt abgegeben hat, ist unter
Zuhilfenahme der Auslegungsgrundsétze gem. der 88 133, 157 BGB zu klé&ren. Danach sind
Willenserklérungen so auszulegen, wie sie der Erklarungsempfanger nach Treu und Glauben
mit Ricksicht auf die Verkehrssitte verstehen musste® Zu beriicksichtigen sind

k307

insbesondere die jeweiligen Umstande des Einzelfalls wie der Vertragszwec und die

305 So auch OLG Hamburg, AZ: 3 U 50/90, 6. 20 und LG Bonn, AZ: 5 S215/94, 6. 31 in Mielke, Fragen zum
Fotorecht.

306 Heinrichsin Palandt, BGB, § 133 Rn. 9.

307 BGHZ 2, S. 379 (385).
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Interessenlage der Parteien®®. Handelt es sich um Werke, die dem Markenschutz zuganglich
sind, und beabsichtigt der Auftraggeber derartige Werke als Zeichen fur Waren oder
Dienstleistungen zu nutzen, so spricht viel fir die Annahme einer stillschweigend erteilten
Zustimmung. Von besonderer Wichtigkeit ist fir einen Auftraggeber dabel, dass er unbefugte
Dritte von einer geschéftlichen Benutzung ausschlief3en kann. Zwar kdnnte man an dieser
Stelle behaupten, dass dem Auftraggeber ja in der Regel ein ausschliefdliches Nutzungsrecht
an dem Bildmaterial eingerdumt wird, das zum Schutz vor einem Eingriff Dritter ausreichend
sei. Nicht zu unterschétzen ist aber die , Publizitétswirkung® des Markenregisters, die in der
Praxis am ehesten die Verwendung eines Zeichens durch unbefugte Dritte verhindert. R&umt
der Urheber dem Auftraggeber das Recht ein, Bildmaterial als Logo, Etikett oder sonstiges
Zeichen fur Waren oder Dienstleistungen zu nutzen, so ist in aler Regel von einer
stillschweigend erteilten Zustimmung auf Eintragung as Bildmarke auszugehen. Mit der
Eintragung des Zeichens as Bildmarke in das vom Patentamt gefuhrte Register erhdt der
Auftraggeber gem. § 14 | MarkenG ein ausschliefdliches Recht, das Bild als Markenzeichen zu
nutzen.

Anders ist dagegen die Rechtslage im Geschmacksmusterrecht. Eine Zustimmung zur
Anmeldung und Eintragung ist dabei nicht ausreichend, da das Geschmacksmusterrecht bzw.
das Anwartschaftsrecht auf Anmeldung originér in der Person des Urhebers entsteht. Dieses
Recht des Urhebers muss sich der Auftraggeber Ubertragen lassen. Da aber das Werk zum
Zeitpunkt des Vertragsschlusses noch nicht erstellt worden ist, kann lediglich schuldrechtlich
die Einrdumung eines kunftigen Rechts vereinbart werden. Das kann zum einen durch
Abschluss eines Optionsvertrages erreicht werden, durch den der Auftraggeber das Recht
erlangt, nach Fertigstellung des Werkes einseitig das Zustandekommen des (Verfigungs-
)Vertrages zu erkldren. Beabsichtigt der Urheber, den endgiltigen Vertrag auf
Rechtstibertragung erst spéter zu schlief3en, so kann zum anderen ein Vorvertrag geschlossen
werden.*®

Erforderlich ist in beiden Féllen, dass der Vertragsgegenstand ausreichend bestimmt ist.>*

Grundsétzlich wird eine ndhere Kennzeichnung von Art, Gegen-stand, Inhat und

308 BGHZ 21, S. 319 (328).

309 Ein bedingter Hauptvertrag scheidet aus, da die Rechtsstellung des Berechtigten einem Anwartschaftsrecht
entsprechen misste. Vor Fertigstellung des Werkes entsteht aber noch kein Anwartschaftsrecht, da die
Entstehung des Rechts noch einseitig durch Nichtvollendung des Werkes zerstort werden kann.

310 BGHZ 9, S. 237 (239).
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Entstehungszeit des Werkes notig sein.3! Generell giinstiger ist fir den Auftraggeber der
Abschluss eines Optionsvertrages, da das Zustandekommen des endglltigen Vertrages
lediglich von der Ausiibung seines Optionsrechts abhangig ist. Unproblematisch sind auch
hier die Félle, in denen die Parteien ausdrticklich einen Vor- oder Optionsvertrag geschlossen
haben. Da die Parteien aber in aller Regel nicht an die Eintragung gewerblicher Schutzrechte
denken, ist zu klaren, ob eine Auslegung des Nutzungsvertrags zu der Annahme eines
stillschweigend geschlossenen Vor- oder Optionsvertrages fuhren kann. Kein grundsétzliches
Hindernis stellt dabel die gentuigende Bestimmtheit des Werkes dar, da diesem Erfordernis
wohl im Rahmen des Nutzungsvertrags ausreichend Rechnung getragen wird. Wie bereits im
Zusammenhang mit einer stillschweigend erteilten Zustimmung auf Eintragung einer
Bildmarke erortert worden ist, spricht auch hier der Umstand, dass ein Auftraggeber
Bildmaterial als gewerbliches Muster nutzen will, fir einen stillschweigend geschlossenen
Vor- oder Optionsvertrag. Nach Fertigstellung des Werkes und Anmeldung steht dem Auf-
traggeber dann gem. §381 GeschmMG das ausschlieffliche Recht auf Benutzung des

gewerblichen Musters zu.

3. Vergutung

Fur die Einrdumung von Nutzungsrechten oder sonstigen Befugnissen an dem Werk ist der
Urheber in aller Regel darauf angewiesen, eine Vergitung zu erhalten. Bislang ermangelte es
dem Urhebervertragsrecht an einer gesetzlichen Regelung, welche den Vergitungsanspruch
des Urhebers konkretisierte. Mit dem Gesetz zur Starkung der vertraglichen Stellung von
Urhebern und austibenden Kinstlern, welches am 1. 7. 2002 in Kraft getreten ist, hat der
Gesetzgeber mehrere Regelungen eingefiihrt, um eine angemessene Vergitung des Urhebers
sicherzustellen. Danach stellt 8§ 11 S. 2 UrhG als allgemeines Prinzip des Urheberrechts Klar,
dass das Urheberrecht zugleich der Sicherung einer angemessenen Vergtitung fur die Nutzung
des Werkes dient. Diesem Prinzip Rechnung tragend, sieht § 321 S. 3 UrhG einen Anspruch
des Urhebers auf Anpassung des Nutzungsvertrages vor, wenn keine angemessene V ergiitung
vereinbart ist. Anlass fur die Neuregelungen waren nach Angaben des Bundesministeriums
der Justiz erhebliche Defizite bel der Vergutung der Urheber, welche in der strukturell be-
dingten, wirtschaftlichen und organisatorischen Unterlegenheit des Urhebers begriindet

liegen.*'? Die Reform des Urhebervertragsrechts ist in der Literatur heftig kritisiert worden.*"

311 Nirk/Kurtze, GeschmMG, § 3 Rn. 24.
312 BT-Drucks.14/7564.
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Aufgrund des begrenzten Rahmens dieser Arbeit sollen hier nur die Neuregelungen im
Hinblick auf den Vergltungsanspruch besprochen und auf eine kritische Stellungnahme zur

Reform des Urhebervertragsrechts verzichtet werden.
a) Vereinbarte Vergutung

Der Anspruch auf eine Vergitung wird grundsétzlich gem. 8 321 1 UrhG als Gegenleistung
far die Einraumung von Nutzungsrechten oder die Erlaubnis zur Werknutzung gewahrt. Der
Vergitungsanspruch  setzt  folglich nichtt  zwingend die  gegenstandliche
Nutzungsrechtseinrdumung voraus, sondern entsteht bereits mit der schuldrechtlichen Abrede,
dem Vertragspartner die Nutzung des Werkes zu gestatten.®* Vorrangig ist gem.
§321 1 UrhG zunachst die vertraglich vereinbarte Vergiitung.**> Erst wenn die vereinbarte
Vergitung unangemessen ist, kann der Urheber den gesetzlichen Korrekturanspruch gem.
§ 321 S. 3 UrhG geltend machen.

Zur Bestimmung der Vergitung orientieren sich die Vertragsparteien in der Praxis an von
Berufsverbdnden und Verwertungsgesellschaften verdffentlichten Honorarsdtzen. Fir die
Verwertung von Bildern sind insbesondere die Bildhonorare der Mittel standsgemeinschaft
Foto-Marketing, die Tarife der VG Bild-Kunst und die Honorarempfehlungen des Bundes
Deutscher Grafikdesigner von Bedeutung. Ob diese Tarife dem Erfordernis der
Angemessenheit entsprechen oder nicht, wird in Zukunft durch die Aufstellung gemeinsamer
Verglutungsregeln geklart werden konnen. Die Vergitung kann entweder in Form eines
pauschalen Honorars oder durch eine prozentuale Beteiligung des Urhebers an den Ertragen
und Vorteilen der Verwertung erfolgen. Bel der Vergitung eines selbsténdigen Urhebers

Uberwiegt in der Praxis allerdings die Zahlung eines Pauschal honorars.
b) Angemessene Vergutung

8321 UrhG trifft zwei Regelungen zur Sicherstellung einer angemessenen Vergitung des
Urhebers. Zum einen gilt gem. 8 321 S. 2 UrhG die angemessene Vergitung als vereinbart,

313 Vgl. dazu und zur Kritik am Regierungsentwurf: Gounalakis/Heinze/Dorr, Urheber-vertragsrecht; Thising,
GRUR 2002, S.203f.; Heinze, K&R 2002, S.1f.; Stellungnahme des BDVZ und VDZ vom
11. Juni 2001.

314 Schricker, GRUR Int.2002, S. 797 (802).

315 Nordemann, Urhebervertragsrecht, 8 32 Rn. 3.
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falls die Parteien die Hohe der Vergitung nicht bestimmt haben. Zum anderen kann der
Urheber gem. § 321 S. 3 UrhG von seinem Vertragspartner die Einwilligung in die Anderung
des Vertrages verlangen, durch die dem Urheber die angemessene Vergiitung gewahrt wird,
soweit die vereinbarte Vergitung nicht angemessen ist. Im ersten Fall hat der Urheber einen
unmittelbaren Anspruch auf Zahlung einer angemessenen Vergitung, wogegen der Anspruch
im zweiten Fall zunéchst auf eine Korrektur des Vertrages gerichtet ist. Im Streitfall ist der
Urheber also darauf angewiesen, zunéchst auf Erteilung der Einwilligung und erst danach auf
Zahlung einer angemessenen Vergitung zu klagen. Urspringlich geplant war die Einflhrung
eines gesetzlichen Anspruchs auf eine angemessene Vergitung. Da das zu einem
Nebeneinander von vertraglichem und gesetzlichem Vergitungsanspruch gefiihrt hétte, hat
sich der Gesetzgeber fir den gesetzlichen K orrekturanspruch entschieden. 3!

Fraglich ist, ob der unmittelbare Anspruch auf Zahlung einer angemessenen Vergitung
gem. 8321 S.2UrhG nur zur Anwendung kommt, soweit die H6he der Vergltung nicht
bestimmt ist, oder auch falls eine Vergitung génzlich ausgeschlossen worden ist. Gegen eine
Anwendbarkeit auf diesen Fall spricht zunéchst der Wortlaut der Vorschrift: , Ist die Hohe der
Vergitung nicht bestimmt, ..“. Nach Nordemann sprechen aber systematische und
teleol ogische Gesichtspunkte fir eine Anwendbarkeit der Vorschrift auf den oben genannten
Fall. Uberhaupt keine Vergiitung sei die duRerst denkbare Steigerungsform einer nicht ange-
messenen Vergutung. Wenn letztere schon zur Anwendung von Satz 3 filhre, so misse Satz 2
erst recht auf erstere anwendbar sein®’ Diese Schlussfolgerung ist m.E. so nicht ganz
nachvollziehbar, da danach doch eher eine Anwendbarkeit von Abs. 1S. 3 auf diesen Fall
nahe liegt. 8 321 S. 2 UrhG erfasst im Gegensatz zu Abs.1 S.3 den Fall, dass die Parteien sich
Uber die Vergitung nicht geeinigt haben. Sobald eine Einigung vorliegt und sei sie auch auf
den Ausschluss einer Vergitung gerichtet, ist 8 32 1 S. 3 UrhG einschlégig.

Der gesetzliche Korrekturanspruch gem. 8321 S. 3UrhG soll sicherstellen, dass dem
Urheber eine angemessene Vergitung fir seine Leistung gewahrt wird. Was angemessen it,
bestimmen gem. 83211 S. 1UrhG in erster Linie die so genannten ,gemeinsamen

Vergitungsregeln (8§ 36).%® Diese werden gem. §361 S. 1 UrhG von Vereinigungen von

316 Begriindung zum Gesetzesentwurf 14/7564, § 32, S. 42.

317 Nordemann, Urhebervertragsrecht, 832 Rn. 4; so auch Wandtke/Grunert, UrhG, §32 Rn.11; aA:
Schricker, GRUR Int. 2002, S. 797 (804).

318 Derzeit besteht ein Verhandlungsangebot von dju in ver.di und DJV Uber , Gemeinsame V ergltungsregeln
fur freie Bild-Journalistinnen und Bild-Journalisten an Tageszeitungen und Zeitschriften®.

www.dju.verdi-verlage.de/pdf/honorarregel ung/honorarbil dzeitzeitsch.pdf.
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Urhebern mit Vereinigungen von Werknutzern oder einzelnen Werknutzern gemeinsam
aufgestellt. Fehlen gemeinsame Vergiitungsregeln oder sind diese nicht anwendbar®®, so
definiert 83211 S. 2UrhG eine Vergitung als angemessen, wenn sie im Zeitpunkt des
Vertragsschlusses dem entspricht, was im Geschéftsverkehr nach Art und Umfang der
eingeraumten Nutzungsmoglichkeit, insbesondere nach Dauer und Zeitpunkt der Nutzung,

unter Beriticksichtigung aller Umsténde Ublicher- und redlicherweise zu leisten ist.
aa) Gemeinsame Vergutungsregeln

Diein Tarifvertragen enthaltenen Regelungen gehen gem. 8 36 | S. 3 UrhG den gemeinsamen
Vergutungsregeln vor. Da hier nur die so genannten freien Urheber betrachtet werden sollen,

wird auf diese Regelung an anderer Stelle noch ndher einzugehen sein.
aaa) Vereinigungen von Urhebern und Vereinigungen von Werknutzern

Zur Aufstellung gemeinsamer Vergiatungsregeln sind gem. 8361S. 1UrhG  nur
Vereinigungen von Urhebern mit Vereinigungen von Werknutzern oder einzelnen
Werknutzern  befugt. Gem. 83611 UrhG missen die Vereinigungen folgende
Voraussetzungen erflllen: sie missen reprasentativ, unabhangig und zur Aufstellung
gemeinsamer Vergitungsregeln ermachtigt sein. Welche Vereinigungen auf Urheber- und
Verwerterseite diesen Anforderungen genuigen, ist fraglich. Um als reprasentativ gelten zu
konnen, wird zunéchst eine gewisse Grofe oder eine wirtschaftliche Bedeutung in der
entsprechenden Branche zu fordern sein.®*° Eine rein zahlenmaRige Betrachtung verbietet sich
dabel, entscheidend ist vielmehr allgemein, ob die Vereinigung fur sich in Anspruch nehmen
kann, fir alle Urheber einer Branche zu sprechen.®' Dadurch soll einem méglichen
Missbrauch durch die Verfolgung vereinzelter Interessen vorgebeugt werden. Des weiteren
muissen die Vereinigungen unabhangig sein. Fraglich ist, ob die Vereinigungen nur von der

jeweils anderen Seite unabhangig®?, im Sinne einer wirtschaftlichen Unabhangigkeit vom

319 Die Anwendbarkeit der gemeinsamen Vergitungsregeln wird sich in erster Linie an sachlichen
Gesichtspunkten orientieren, wie die Art der Nutzung und der Branche. Personliche V oraussetzungen, wie
die Mitgliedschaft in einer Vereinigung iSd § 36 | 1 UrhG, miissen dagegen nicht erfillt sein.

320 Nordemann, Urhebervertragsrecht, 8 36 Rn. 7; BGH, GRUR 1997, S. 479 (480).

321 Thising, GRUR 2002, S. 203 (210).

322 Nordemann, Urhebervertragsrecht, 8 36 Rn. 8; Flechsig/Hendriks, ZUM 2002, S. 423 (425).
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sozidlen Gegenspieler, oder ob sie sogar gegnerfrei sein mussen. Letzteres wirde die
Maoglichkeit einer wechselseitigen Mitgliedschaft eines Urhebers oder Werknutzers in dem
jewells anderen Verband ausschlief3en. Das Merkmal der Gegnerunabhéngigkeit stammt aus
dem Arbeitsrecht und wird fur die Koalitionseigenschaft einer Vereinigung im Sinne des
Art. 9111 GG gefordert. Da diesen Vereinigungen verfassungsrechtlich umfassende
Normsetzungsbefugnisse zustehen, ist das strenge Erfordernis der Gegnerunabhéangigkeit
gerechtfertigt. Vereinigungen im Sinne des 83611 UrhG sollen dagegen gemeinsame
Vergutungsregeln im Interesse der jewelligen Seite aufstellen. Eine wirtschaftliche
Unabhangigkeit vom sozialen Gegenspieler erscheint aus diesem Grund ausreichend zu sein.
Letztes Merkmal ist die Erméachtigung zur Aufstellung gemeinsamer Vergitungsregeln,
welche nur verbandsinternen Charakter haben kann.*?® Erforderlich ist danach, dass die
Mitglieder ihr Représentativorgan in der Regel durch ihre Satzung oder sonstige Beschllisse
mit den entsprechenden Befugnissen ausstatten.

Als Vereinigungen von (Bild-)Urhebern, die den oben genannten Anforderungen geniigen,
kommen folgende in Betracht®®: der Bund Deutscher Grafik-Designer (BDG), die
Mittelstandsgemeinschaft Foto-Marketing (MFM), die Deutsche Journaistinnen- und
Journalisten-Union (dju), der Deutsche Journalisten-Verband (DJV), der Bund
Freischaffender Foto-Designer (BFF), FreeLens - Verein der Fotojournaistinnen und
Fotojournalisten.

Auf der Seite der Werknutzer erfillen folgende Vereinigungen die oben genannten
Voraussetzungen: der Borsenverein des deutschen Buchhandels, der Bundesverband
Deutscher Zeitungsverleger (BDZV), der Verband Deutscher Zeitschriftenverleger (VDZ).

323 Nordemann, Urhebervertragsrecht, § 36 Rn. 9.

324 Keine Vereinigungen von Urhebern iSd § 36 I UrhG sind die Verwertungsgesellschaften. Diese nehmen
zwar treuhdnderisch die Rechte der Urheber wahr. Ihnen obliegt aber auch gem. § 111 WahrnG die
Pflicht, jedem Nutzungswilligen einfache Nutzungsrechte zu angemessenen Bedingungen einzurdumen.
Die Verwertungsgesellschaften nehmen deshalb eine Mittlerrolle ein und sind nicht der Urheberseite
zuzurechnen. Wandtke/Grunert, UrhG, § 36 Rn. 13.
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bbb) 8361 S. 2UrhG

Die gemeinsamen V erguitungsregeln kdnnen in einem frei zu bestimmenden Verfahren oder in

einem Verfahren vor der Schlichtungsstelle®®

aufgestellt werden. In jedem Falle sollen gem.
8361S.2UrhG die gemeinsamen Vergutungsregeln die Umstdnde des jeweiligen
Regelungsbereichs berticksichtigen, insbesondere die Struktur und Grof3e der Verwerter. Mit
diesem Gebot zur Differenzierung beabsichtigt der Gesetzgeber pauschale Einheitsregelungen
zu vermeiden, knlpft aber an einen Versto3 keine unmittelbaren Rechtsfolgen. Ein Verstol3
gegen 8 36 1 S. 2 UrhG kann aber nach einer Ansicht in der Literatur nicht folgenlos bleiben.
Erwogen wird zum einen der Verstol3 gegen ein gesetzliches Verbot mit der Folge, dass die
gemeinsamen Vergiitungsregeln gem. § 134 BGB nichtig sind.*® Da § 361 S. 2 UrhG aber
gerade kein Verbot, sondern as , Soll-Vorschrift® vielmehr ein Gebot ist, scheidet eine
Nichtigkeit gem. § 134 BGB aus. Zum anderen wird die Meinung vertreten, dass bel einem
Verstol3 gegen 8361 S. 2UrhG die Angemessenheit der gemeinsamen Vergitungsregeln
nicht mehr gem. §3211'S.1UrhG vermutet werden kann.**’ Fraglich ist aber, ob die
Vermutungsregel des 83211 S. 1 UrhG Uberhaupt widerlegbar ist. Dagegen spricht zunéchst
die Gesetzgebungsgeschichte. Im Regierungsentwurf war zundchst geregelt, dass die
Angemessenheit der gemeinsamen Vergutungsregeln vermutet wird. Nun heif3t es in
83211 S. 1 UrhG: ,Eine nach einer gemeinsamen Vergitungsregel ermittelte Vergltung ist
angemessen”. Auch die Beschlussempfehlung und der Bericht des Rechtsausschusses werten
§3211'S. 1UrhG as unwiderlegliche Vermutung.®® Da §3211S.1UrhG demnach ein
unwiderlegliche Vermutung darstellt, kann auch ein Verstol3 gegen 8361 S. 2 UrhG nicht
dazu fuhren, gemeinsame Vergitungsregeln as unangemessen zu qualifizieren.
§361 S. 2 UrhG ist danach lediglich als gesetzgeberischer Programmsatz zu werten.*?

325 Das Verfahren vor der Schlichtungsstelle ist in 8 36 aUrhG geregelt. Es findet gem. §36 111 S. 1 UrhG
statt, wenn die Parteien dies vereinbaren oder auch unter besonderen Umstdnden auf schriftliches
Verlangen nur einer Partei. Wegen des konkreten Verfahrensablaufs wird auf die Kommentierung zu
§ 36 a UrhG von Wandtke/Grunert verwiesen.

326 Flechsig/Hendriks, ZUM 2002, S. 423 (426).

327 Thising, GRUR 2002, S. 203 (212); Flechsig/Hendriks, ZUM 2002, S. 423 (426).

328 Beschlussempfehlung und Bericht des Rechtsausschusses, BT-Drucks. 14/8058, zu Nr.4 (832
Angemessene Vergutung); so auch die Formulierungshilfe v. 14. Januar 2002, BT-Drucks. 14/6433, zu
8§32 Abs. 2.

329 Nordemann, Urhebervertragsrecht, 8 36 Rn. 4.
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Weiterhin ist aber fraglich, ob eine Berlcksichtigung der Umstdnde des jeweiligen
Regelungsbereichs, insbesondere der Grofe und Struktur der Verwerter bei der Aufstellung
der gemeinsamen Vergutungsregeln ausreichend ist. Flechsig/Hendriks geben hier zu Recht
zu bedenken, dass auch die Gegenleistung, also Inhalt und Umfang der eingerdumten
Nutzungsrechte, bei der Bestimmung einer angemessenen Vergiitung zu beachten sind.3®
Dass das keinen Niederschlag im Gesetz gefunden hat, kann nur darauf beruhen, dass dieser
Gedanke als selbstverstandlich vorausgesetzt wird. Dafir spricht auch, dass der Gesetzgeber
im Zusammenhang mit der Festsetzung einer tblichen und redlichen Vergitung durch die
Gerichte darauf hinweist, dass alle relevanten Umstande, insbesondere Art und Umfang der
Nutzung, zu beriicksichtigen sind.**!

Relevant ist auch der Umstand, dass ein Werk im Auftrag erstellt worden ist und damit in
der Regel auf konkrete Vorstellungen oder Vorschlége des Auftraggebers zuriickzufUhren ist.
Diesem Umstand muss in Zukunft in gemeinsamen Vergitungsregeln angemessen Rechnung

getragen werden.

bb) Ubliche und redliche Vergiitung

Fehlen fur den Einzelfal die passenden Vergltungsregeln, so ist die Vergitung gem.
§ 3211 S. 2 UrhG angemessen, wenn sie im Zeitpunkt des Vertragsschlusses dem entspricht,
was im Geschéftsverkehr nach Art und Umfang der eingerdumten Nutzungsmoglichkeit,
insbesondere nach Dauer und Zeitpunkt der Nutzung, unter Beriicksichtigung aller Umsténde
ublicher- und redlicherweise zu leisten ist. Malygeblich fur die Bestimmung einer
angemessenen Vergutung ist danach die jeweilige Branchenlbung, soweit sie redlich ist. Die
vom Gesetzgeber vorgenommene Einschrankung der tblichen Vergitung um das Merkmal
der Redlichkeit soll verhindern, dass Missstéande, welche zur Reform des Urhebervertrags-
rechts gefuhrt haben, weiterhin bestehen bleiben. Da die Branchentibung in vielen Bereichen

330 Flechsig/Hendriks, ZUM 2002, S. 423 (427).

331 BT- Drucks. 14/8058, zu Nr.4 (832); daneben fihrt der Gesetzgeber auch noch folgende weitere
Umstande auf, die bei der Aufstellung gemeinsamer Vergltungsregeln zu beachten sein kénnen:
Marktverhdtnisse, Invegtitionen, Risikotragung, Kosten, Zahl der Werkstiicke oder zu erzielende
Einnahmen. Die derzeit als Verhandlungsangebot bestehenden ,,gemeinsamen Vergitungsregeln fir freie
Bild-Journalistinnen und Bild-Journalisten an Tageszeitungen und Zeitschriften nennen ebenfals as
allgemeine Kriterien fur die Honorarberechnung folgende: Arbeitsaufwand und Schwierigkeitsgrad des
Themas, Sachkunde und Bekanntheit des Verfassers, Leistung und Verbreitungsgebiet der Publikationen.
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nicht den Erfordernissen einer angemessenen Beteiligung des Urhebers entsprach, sah sich
der Gesetzgeber gezwungen, diese gesetzliche Kontrollmoglichkeit einzufihren. Der
Gesetzgeber fiihrt als Beispiel hierfur die literarischen Ubersetzer an, deren Vergiitung in
keinem angemessenen Verhaltnis zu der von ihnen erbrachten Leistung stehe.>*

Die angemessene Vergitung richtet sich also in erster Linie nach einer entsprechenden
Brancheniibung, soweit diese Uberhaupt besteht.*** Zu priifen ist, welche Vergiitung einem
Urheber insbesondere fur die Einrdumung vergleichbarer Nutzungsrechte im Durchschnitt
gezahlt wird. Anhaltspunkte daftr werden insbesondere die in der Praxis héufig verwendeten
Tarife der VG Bild-Kunst, der Mittelstandsgemeinschaft Fotomarketing (MFM) und die
Honorarempfehlungen des Bundes Deutscher Grafikdesigner (BDG) liefern.®**

Die Branchenibung ist dagegen kein Kriterium zur Bestimmung der angemessenen
Vergitung, wenn diese nicht den Anspriichen der Redlichkeit entspricht. Steht die tbliche
Vergutung des Urhebers in einem unangemessenen Verhdltnis zu der erbrachten Leistung und
wurde diese unter Ausnutzung der schwécheren Verhandlungsposition des Urhebers
vereinbart, so ist sie unredlich.** Mit dem Begriff der Redlichkeit wird alerdings, wie zu
Recht behauptet wird, fir die Bestimmung der Angemessenheit einer Vergitung keine
Klarheit gewonnen.®* Nach der Gesetzesbegriindung beriicksichtigt der Begriff der
Redlichkeit neben der Interessenlage der Verwerter gleichberechtigt die Interessen der
Urheber und ausiibenden Kiinstler.>*” Ob die tibliche Vergiitung im konkreten Fall a's unred-
lich zu bewerten ist, ist demzufolge das Ergebnis einer Interessenabwégung. Dabel sind ale
relevanten Umstande zu berticksichtigen. Die Gesetzesbegriindung fuhrt bei spielhaft folgende

auf**® Art und Umfang der Nutzung, Marktverhdtnisse, Investitionen, Risikotragung,

332 BT-Drucks. 14/8058, zu Nr. 4 (8§ 32).

333 Eine Orientierung an der entsprechenden Brancheniibung findet sich im Gesetz auch z.B. in § 612 |11 BGB.

334 Die Honorare der Mittelstandsgemeinschaft Foto-Marketing (MFM) werden z.B. vom LG Minchen |,
ZUM 2000, S. 519 (521) zur Bestimmung der angemessenen Gebiihr herangezogen.

335 Wandtke/Grunert, UrhG, § 32 Rn. 29.

336 Ory, JurPC Web.-Dok. 107/2002, Abs. 7.

337 BT-Drucks. 14/8058, zu Nr. 4 (8§ 32).

338 Die Gesetzesbegriindung verweist auf die genannten Umsténde im Zusammenhang mit der Festsetzung
einer angemessenen Vergitung nach billigem Ermessen durch die Gerichte. Da sich die unbestimmten
Rechtsbegriffe der ,Redlichkeit* und ,Billigkeit* in diesem Zusammenhang aber nur durch dieselben
Umstande ausfiillen lassen, sind die genannten Umsténde in gleichem Mal3e bei der Frage der Redlichkeit
zu berticksichtigen. VVgl.: Schricker, GRUR Int. 2002, S. 797 (806)
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Kosten, Zahl der Werkstiicke oder zu erzielende Einnahmen.**® Die genannten Umstéande
werden auch inshesondere zum Tragen kommen, falls die Gerichte die angemessene
Vergutung nach billigem Ermessen festsetzen mussen, weil entweder fur den jeweiligen Fall
keine Brancheniibung festgestelIt werden kann oder diese nicht der Redlichkeit entspricht.3*

c) Weitere Beteiligung des Urhebers

Neben dem ex ante zu beurteilenden Anspruch auf angemessene Vergitung gem. 8 32 UrhG
bei Vertragsschluss sieht das Gesetz in 8 32 aUrhG eine weitere Beteiligung des Urhebersin
den Fallen eines nachtréglich eingetretenen ungewdhnlichen Erfolges des jeweiligen Werkes
vor. 832aUrhG ersetzt 8§36 UrhG aF., den so genannten Bestsellerparagraphen. Der
Anspruch gem. § 32 al 1 UrhG ist wie der Anspruch auf die angemessene Vergitung darauf
gerichtet, dass der Werknutzer in eine Anderung des Vertrages einwilligt, durch die dem
Urheber eine den Umsténden nach weitere angemessene Beteiligung gewahrt wird.*** Das
setzt voraus, dass die vereinbarte Gegenleistung zu den Ertrégen und Vorteilen aus der
Nutzung des Werkes in einem auffélligen Missverhdtnis steht. Vor der Reform des
Urhebervertragsrechts bedurfte es noch eines feststellbaren groben Missverhéltnisses. Diese
Hirde sollte nun nach der Gesetzesbegriindung deutlich herabgesetzt werden.*” Ein
auffalliges Missverhdltnis liegt jedenfalls dann vor, wenn die vereinbarte Vergitung um

100% von der angemessenen Beteiligung abweicht.>* Die Beteiligung richtet sich danach,

339 BT-Drucks. 14/8058, zu Nr. 4 (§ 32).

340 Als grundsétzlich unredlich sehen einige in der Literatur die so genannten Buy-out-Vertrdge an
(Nordemann, Urhebervertragsrecht, 8 32 Rn. 27; aA: Wandtke/Grunert, UrhG, § 32 Rn. 38; Hertin, MMR
2003, S. 16 (17); Schricker, GRUR Int. 2002, S. 797 (807)). In einem Buy-Out-Vertrag raumt ein Urheber
einem Verwerter pauschal alle (in Betracht kommenden) Nutzungsrechte gegen eine einmalige Vergiitung
ein. Die Gefahr, dass das Verhdltnis zwischen eingerdumter Nutzungsmdglichkeit und dafir geleistetem
Honorar unangemessen ist und die Vergitung damit nicht der Redlichkeit entspricht, ist sicherlich sehr
hoch. Trotzdem wird man aber nicht davon ausgehen kénnen, dass der Gesetzgeber eine einmalige
Vergitung im Rahmen eines Buy-Out-Vertrages grundsétzlich als unredlich einstufen wollte. Das geht
insbesondere aus der Gesetzesbegriindung hervor, nach der 8§ 3211 S. 2 UrhG ,,ale Uiblichen und redlichen
Vergutungsstrukturen unberdhrt I&sst, insbesondere auch Vergitungen in der Form von Festbetrégen.”
(BT-Drucks. 14/8058, zu Nr. 4 (8§ 32)).

341 Nach Berger, ZUM 2003, S.173(179); handelt es sich bel diesem Anspruch nicht um enen
Korrekturanspruch des Vertrages, sondern um einen direkten Anspruch auf eine weitere Beteiligung.

342 BT-Drucks. 14/8058, (8§ 32 a).

343 BT-Drucks. 14/8058 (8§ 32 a).
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welche Ertréage und Vorteile der Vertragspartner aus der Nutzung des Werkes erzielt. Ertrage
im Sinne dieser Vorschrift sind die vom Verwerter erzielten Bruttoerldse.3** Als Vorteile sind
daneben alle sonstigen geldwerten Vorteile zu beriicksichtigen.3* Der Bericht des
Rechtsausschusses fuhrt dafir as Beispiel Verwertungshandlungen an, die nicht unmittelbar
auf Umsatzgeschafte mit der Nutzung selbst zielen (z.B. Werbung).3* Eine Besonderheit des
Anspruchs auf weitere Beteiligung besteht darin, dass der Urheber diesen Anspruch gem.
§32all S.1UrhG auch gegenitiber jedem Dritten geltend machen kann, der aufgrund
abgeleiteten Rechts zur Nutzung berechtigt ist. Es handelt sich damit um einen gesetzlich
geregelten Fall der Durchgriffshaftung.

4. Urheber per sonlichkeitsrechte

Das Urheberrecht schitzt gem. 811 S. 1 UrhG den Urheber nicht nur in der Nutzung des
Werkes, sondern auch in seinen geistigen und personlichen Beziehungen zum Werk. Zum
Inhalt des Urheberrechts gehéren demnach neben den Verwertungsrechten auch das
Urheberpersonlichkeitsrecht, welches im Wesentlichen in den 88 12-14 UrhG geregelt ist.

s und in

Das Urheberpersonlichkeitsrecht ist Ausfluss des allgemeinen Personlichkeitsrecht
seinem Kernbereich gem. 8 291 UrhG nicht Ubertragbar. Ausdrticklich zuléssig sind die in
§ 39 UrhG geregelten Rechtsgeschéfte tUber Urheberpersonlichkeitsrechte. Des weiteren ist in
Einzelfdllen eine Einschrankung des Urheberpersonlichkeitsrechts moglich, soweit dies fir
eine ungestorte Werknutzung unerléasslich ist und der Kernbereich des Urheberperson-
lichkeitsrechts unangetastet bleibt.>*® Die Urheberpersonlichkeitsrechte eines Auftragnehmers
sollen im Folgenden am Beispiel des Rechts auf Anerkennung der Urheberschaft erléautert

werden.3*

344 Wandtke/Grunert, UrhG, § 32 aRn. 11.

345 Nordemann, Urhebervertragsrecht, 8§ 32 aRn. 8.

346 BT-Drucks. 14/8058, (§ 32 a).

347 Vgl. zum Verhdltnis des allgemeinen Personlichkeitsrechts und des Urheberperson-lichkeitsrechts: Dietz in
Schricker, UrhG, Vor. 88 12 ff. Rn. 14 f.

348 Zum unubertragbaren Kernbereich des Urheberpersonlichkeitsrechts gehdrt das Recht auf Anerkennung
der Urheberschaft im engeren Sinne, also das Recht, sich zu seinem Werk zu bekennen und sich gegen
eine Bestreitung und Anmal3ung der Urheberschaft zu wehren. Rehbinder, Urheberrecht, Rn. 335.

349 Die Arbeit beschrankt sich auf eine Untersuchung des Rechts auf Anerkennung der Urheberschaft, da sich
im Hinblick auf die weiteren Urheberpersonlichkeitsrechte, insbesondere die Rechte aus §12 und

8§14 UrhG grundsdtzlich keine Besonderheiten ergeben. Im Zusammenhang mit dem Recht auf
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Grol3e praktische Relevanz besitzt das Recht auf Anerkennung der Urheberschaft gem.
8 13 UrhG, welches insbesondere das Recht des Urhebers einschliefdt, zu bestimmen, ob das
Werk mit einer Urheberbezeichnung zu versehen und welche Bezeichnung zu verwenden ist.
Letzteres wird a's Namensnennungsrecht des Urhebers bezeichnet. Kritiker charakterisieren
den daraus resultierenden Jahrmarkt der Eitelkeiten in Form von Namenslisten in Bichern
oder im Nachspann eines Filmes als , informationelle Umweltverschmutzung®.**® In diesem
Zusammenhang tauchen mehrere Fragen auf. Zunachst ist fraglich, ob das Na
mensnennungsrecht des Urhebers im Zusammenhang mit Bildern, die in Auf-
tragsverhaltnissen erstellt wurden, uneingeschrankt Geltung beanspruchen kann. Des weiteren
muss geklart werden, in welcher Form Bilder in der Regel mit einer Urheberbezeichnung zu
versehen sind. Ersteres betrifft das,, ob* des Namensnennungsrechts, letzteres das,, wie".

Grundsétzlich steht das Namensnennungsrecht jedem Urheber bei jeder Form der Nutzung
seines Werkes zu.*' Das Recht des Urhebers, die Nennung seines Namens zu verlangen, kann
aber in einigen Fallen eingeschrankt sein. Es ist mdglich, dass der Urheber ausdriicklich oder
stillschweigend auf die Namensnennung verzichtet. Ein derartiger Verzicht kann auch Inhalt
eines Auftragsverhéltnisses sein. Wie sich aus den 882911 iVm 391 UrhG ergibt, sind
Vereinbarungen tiber die Anderung der Urheberbezeichnung und damit auch ein Verzicht auf
Namensnennung zul &ssig.*? Unproblematisch ist in diesem Zusammenhang der Fall, dass ein
Nutzungsvertrag vorliegt und der Urheber ausdricklich auf sein Namensnennungsrecht
verzichtet hat.>* Daneben taucht aber weitaus haufiger eine Situation auf, in der die Parteien
keine vertraglichen Absprachen tber eine Namensnennung getroffen haben, eine solche aber
eher untiblich oder sogar stérend ist. So entspricht zum Beispiel eine Urheberbezeichnung bei
der Verwendung einer fotografisch abgelichteten Pizza as Verpackung nicht den
V erkehrsgepflogenheiten und wirde wohl auch eher absatzbehindernd wirken. Vallig unklar

Erstvertffentlichung ist noch zu bemerken, dass der Urheber dieses Recht mit dem Abschluss eines
Nutzungsvertrages ausiibt. Vgl. z.B. Rehbinder, Urheberrecht, Rn. 237.

350 Rehbinder, ZUM 1991, S. 220 (221).

351 Auch dem Urheber eines bearbeiteten Werkes steht das Recht zu, neben dem Urheber der Bearbeitung
benannt zu werden. Vgl. BGHZ 151, S. 15 (20).

352 BHG, GRUR 1963, S.40(42); Dietz in Schricker, UrhG, §13 Rn.22; Rehbinder, ZUM 1991,
S. 220 (223).

353 Ein Verzicht ist nicht grenzenlos zuléssig. Seine Grenzen findet ein Verzicht insbesondere in dem
Grundsatz, dass das Urheberpersinlichkeitsrecht in seinem Kerngehalt nicht Ubertragbar ist. Vertreten
wird auch eine analoge Anwendung des 8 31 V UrhG. Vgl.: Dietz in Schricker, UrhG, § 13 Rn. 24.
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ist, wie eine Einschrankung des Namensnennungsrechts des Urhebers rechtsdogmatisch zu
l6sen ist und in welchen Falen.®* Erwogen werden in der Literatur zum einen ein
stillschweigender Verzicht des Urhebers aufgrund von Verkehrsgewohnheiten. Zum anderen
ist eine Einschrénkung bereits auf der tatbestandlichen Ebene denkbar, indem der Inhalt des
Namensnennungsrechts durch eine Interessenabwagung festgestellt wird. Dabei kdnnen dann

® und andere Umstande, zum

insbesondere die Natur des Werkes, die Brancheniibung®
Beispiel die Bekanntheit des Urhebers beriicksichtigt werden.>*®

In Betracht kommt also zundchst eine Einschréankung des Namensnennungsrechts bereits
auf der Ebene des Tatbestands. Dieses Recht kénnte namlich von vornherein durch die Natur
eines Werkes, die Brancheniibung oder auch andere Umstande beschrankt sein.®** Begriindet
wird diese Auffassung im Wesentlichen damit, dass auch der Inhalt des algemeinen
Personlichkeitsrechts erst im Wege einer Interessenabwagung zu bestimmen ist. Dagegen
spricht aber 8 39 UrhG. In Abs.1 ist geregelt, dass ein Werknutzer das Werk, dessen Titel
oder Urheberbezeichnung nicht andern darf, es sei denn, es liegt eine anderslautende
Vereinbarung vor. Abs. 2 nimmt dann lediglich auf das Werk und seinen Titel Bezug und
erklart die Anderungen fur zulassig, zu denen der Urheber seine Einwilligung nach Treu und
Glauben nicht versagen kann. Daraus folgt, dass fur die Anderung der Urheberbezeichnung in
jedem Falle eine Vereinbarung erforderlich ist und dessen Zuléssigkeit nicht von Natur aus
durch den Grundsatz von Treu und Glauben und damit durch Umstdnde wie der
Branchentibung beschrankt sein kann.

Das Recht auf Namensnennung kann aso nur eingeschrankt sein, wenn eine
diesbeziigliche Vereinbarung vorliegt. Bel ener dem Namensnennungsrecht ent-

gegenstehenden Branchenibung wird zum Tell die Annahme eines stillschweigenden

354 Einhellige Meinung in Rechtsprechung und Literatur ist aber, dass eine entgegenstehende Brancheniibung
zu einer Einschrdnkung des Namensnennungsrechts fihren kann. RGZ 110, S. 393 (397); BGH, GRUR
1963, S. 40 (43); OLG Minchen, GRUR 1969, S. 146; Rehbinder, ZUM 1991, S. 220 (224); Dietz in
Schricker, UrhG, § 13 Rn. 22 f.

355 Ulmer, Urheber- u. Verlagsrecht, S. 214; Rehbinder, ZUM 1991, S. 220 (225); grundsétzlich ablehnend
gegeniiber einer Einschrankung des Namensnennungsrechts aufgrund einer Brancheniibung: Radmann,
ZUM 2001, S. 7881f.

356 Hock, Namensnennungsrecht, S. 82 f.

357 Ulmer, Urheber- u. Verlagsrecht, S. 214; Rehbinder, ZUM 1991, S. 220 (224f.): der im Ergebnis eine
analoge Anwendung von 86311 UrhG auf 8§13 UrhG beflrwortet, um so eine Beschrénkung des
Namensnennungsrechts durch die Branchenibung rechtfertigen zu kénnen. A.A.: BGH, NJW 1994,
S. 2621 (2622).
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Verzichts erwogen, der von Hock als dinglich wirkende Verfligung Uber urheberrechtliche
Befugnisse bezeichnet wird.**® Dem ist zu widersprechen. Bei einem Verzicht handelt es sich
lediglich um eine schuldrechtliche Abrede zwischen den Vertragsparteien, die Dritten
gegeniiber nicht gilt.** Vorliegen soll ein solcher stillschweigender Verzicht immer dann,
wenn eine Namensangabe des Urhebers einer bestehenden Branchentibung entgegensteht,
dieser sich den branchentblichen Gepflogenheiten also gewissermal3en stillschweigend unter-
wirft. Diese Lésung wirft aber erhebliche Probleme auf. Voraussetzung fur die Annahme
einer stillschweigenden Verzichtserklarung ist in jedem Falle ein konkludentes Verhalten des
Urhebers, welches auf die Abgabe einer Willenserklarung diesen Inhalts schlief3en 1&sst. Ob
ein solches Verhalten vorliegt oder nicht, wird immer eine Frage des Einzelfalls sein und sich
nicht generell an objektiven Kriterien wie der Branchenlbung festmachen lassen.

Die beiden genannten L6sungsmoglichkeiten behandeln beide den Fall, dass zwischen
Werknutzer und Urheber kein Nutzungsvertrag vorliegt. Da hier ausschliefdich
Auftragsverhaltnisse betrachtet werden sollen, denen in aller Regel sowohl ein Dienst- oder
Werkvertrag zugrunde liegt als auch der Abschluss eines entsprechenden Nutzungsvertrags
anzunehmen ist, kann das Problem im Wege der Auslegung des Nutzungsvertrages gem.
88 133, 157 BGB gel6st werden. Im Rahmen einer ergdnzenden Vertragsauslegung sind alle
relevanten Umstande zu berticksichtigen. Darunter fallen hier insbesondere die Natur des
Werkes, die jeweilige Brancheniibung®®, der Vertragszweck und auch der Umstand, dass ein
Werk in einem Auftragsverhdtnis geschaffen worden ist.**

Ungeklart ist, ob der Umstand einer Auftragsproduktion auch zu einer Einschrankung des
Namensnennungsrechts fihren kann. Bei Arbeits- und Dienstverhéltnissen wies bereits der
Gesetzgeber darauf hin, dass sich aus deren Eigenart eine Einschrankung des Rechts auf

Namensangabe ergeben koénnte.>%?

Fraglich ist, ob dies grundsétzlich auch in
Auftragsverhdtnissen gilt. Das OLG Miinchen®® hatte in einem Fall dariiber zu befinden, ob

ein Gebrauchsgraphiker, der im Auftrag ein Plakat entworfen hatte, ein Recht auf Anbringung

358 Hock, Namensnennungsrecht, S. 101.

359 Rehbinder, ZUM 1991, S. 220 (223).

360 BGH, NJW 1994, S. 2621; dagegen insbesondere Radmann, ZUM 2001, S. 788 f.; der sich stattdessen fur
die Berlicksichtigung objektiver Gegebenheiten und sachlicher Kriterien ausspricht.

361 Diese Losung ist nicht ganz zufriedenstellend, da sie ,Drittnutzer* nicht vor der Auslbung des
Namensnennungsrechts des Urhebers schiitzt.

362 BT-Drucks. 1V/270, UFITA 45 (1965), S. 240 (277).

363 OLG Minchen, GRUR 1969, S. 146 f.
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seines Signums hat. Das Gericht bejahte den Anspruch auf Namensnennung, da sich aus dem
far die Auftragsvergabe geschlossenen Vertrag kein, auch kein schlissig erklarter, Verzicht
des Urhebers auf die Geltendmachung seines Anspruchs ergab. Daraus kann man schlief3en,
dass das Gericht dem Umstand, dass ein Urheber ein Werk im Auftrag erstellt hat,
grundsétzlich nicht die Bedeutung beimisst, dass dadurch das Recht auf Namensnennung
eingeschrankt sein  konnte. Ebenfals unberlicksichtigt blieb der Umstand der
Auftragsproduktion in einem Urteil des BGH.*** Das Gericht hatte in diesem Fall tber das
Namensnennungsrecht eines Architekten an einem Bauwerk zu entscheiden, der fir die
beklagte Stadt aufgrund eines Architektenvertrages tétig geworden ist. Be der
interessengerechten Auslegung dieses Vertrages stufte das Gericht nur die Branchenlbung,
die Werkart und die Hohe der eigenschopferischen Werkgestaltung als auslegungsrelevante
Umstande ein. Die Tatsache, dass ein Werk im Auftrag erstellt worden ist, spricht also nach
der Rechtsprechung grundsétzlich nicht fur eine Einschrénkung des Namensnennungsrechts
des Urhebers.

Eine Einschrankung des Namensnennungsrechts des Urhebers kann grundsétzlich das
Ergebnis einer interessengerechten Auslegung des Nutzungsvertrages sein. Neben dem
personlichkeitsrechtlichen Interesse des Urhebers bel der Namensangabe hat auch der
vermogensrechtliche Aspekt des Namensnennungsrechts, fir sich werben zu kénnen, eine
grof3e Bedeutung. Auf der anderen Seite sind die Interessen eines Auftraggebers angemessen
zu bertcksichtigen, denen aufgrund des Auftragsverhdltnisses ein grofReres Gewicht
zukommt. Dabei wird man aber nur anerkennen missen, dass ein Auftraggeber berechtigt sein
sollte, das Werk umfassend zu nutzen. Dagegen ist grundsétzlich kein gesteigertes Interesse
eines Auftraggebers erkennbar, dem Urheber sein Recht auf Namensnennung zu verweigern.
Ein solches Interesse besteht nur in den Féllen, in denen eine Urheberbezeichnung undblich
ist. Eine angemessene Bertcksichtigung der Interessen beider Parteien erfolgt demnach
grundsétzlich schon tUber das Merkmal der Branchentibung. Dass ein Auftraggeber allgemein
ein gesteigertes Interesse an einer Einschrankung des Namensnennungsrechts haben konnte
und sich diese bereits aus der Natur des Auftragsverhéltnisses ergeben konnte, ist nicht
erkennbar.

Als Zwischenergebnis ist festzuhalten, dass der Umstand, dass es sich um ene
Auftragsproduktion handelt, grundsétzlich nicht zu ener Einschrankung des Na

mensnennungsrechts des Urhebers fuhrt. Dieses Recht kann aber in einigen Nut-

364 BGH, NJW 1994, S. 2621 f.
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zungsbereichen  insbesondere aufgrund einer  entgegenstehenden  Brancheniibung
eingeschrankt sein. Dabel kann das Namensnennungsrecht entweder ganzlich ausgeschlossen
oder nur eingeschrankt sein® Fraglich ist demnach zundchst, in welchen dieser
Nutzungsbereiche, die oben bereits betrachtet wurden, eine dem Namensnennungsrecht des
Urhebers entgegenstehende Branchenlbung besteht. Voraussetzung fur eine Einschrankung
des Namensnennungsrechts aufgrund einer solchen Brancheniibung ist, dass diese fir den
Urheber bei Vertragsschluss erkennbar gewesen ist.**® Daneben muss insbesondere noch
geprift werden, ob es sich bel der jeweiligen Branchentibung nicht um eine Unsitte handelt,
die rechtlich auRer Acht gelassen werden kann.**’

Eine relativ eindeutige Branchenlbung, auf eine Namensnennung des Urhebers zu
verzichten, ist fir den grof3en Bereich der Nutzung von Industrieentwiirfen feststellbar. Nach
v. Gamm ist eine Urheberbenennung in diesem Bereich grundsétzlich nur aufgrund einer
besonderen Vereinbarung iblich.*® So wére zum Beispiel die Signierung eines Bildes,
welches als Aufdruck auf einer Tasse oder Vase dient, grundsédtzlich undenkbar. Eine
Ausnahme liegt in der Regel nur dann vor, wenn der Zeichner dieses Bildes besonders
bekannt oder berihmt ist.

Fur den Bereich der Bilder, die im Bereich der Werbung genutzt werden, spricht sich ein
Grofldeil der Literatur ebenfals fir eine entgegenstehende Brancheniibung aus. Das OLG
Munchen konnte im Jahre 1969 dagegen keine Gewohnheit des Verkehrs erkennen,
Werbegraphiken nicht zu signieren.®®

In der Presse bestand jahrzehntelang die Ubung, eine Urheberbenennung von Fotografen
zu unterlassen, welche aber mittlerweile aufgegeben worden sein diirfte. 3™ Dies bestétigt auch
ein Blick in die Tageszeitung, wo zumindest die jeweilige Bildagentur am Rand des Bildes
genannt wird, welche der Fotograf in diesem Falle erméachtigt hat, seinen Anspruch auf

Namensnennung geltend zu machen.

365 Die Urheberbezeichnung kann entweder die Adresse, den Namen oder nur das Signum des Urhebers
umfassen.

366 BGH, NJW 1994, S, 2621 (2623).

367 LG Minchenl|, ZUM 1995, S. 57 (58).

368 v.Gamm, UrhG, 813 Rn. 14; so auch: Schulze; FS GRUR II, S. 1303 (1332); Kur, FS f. Schricker,
S. 503 (525 f.).

369 OLG Miinchen, GRUR 1969, S. 146.

370 Soehring, Presserecht, Rn. 9. 38.
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1. Arbeitnehmer ahnliche Ur heber

1. Arbeitnehmer ahnliche Per sonen

Im Medienbereich, also insbesondere im Bereich der Presse, stellen die sogenannten freien
Mitarbeiter einen erheblichen Teil der Beschéftigten dar. Die freien Mitarbeiter sind weder
eindeutig den selbsténdig tétigen Urhebern noch den Arbeitnehmerurhebern zuzuordnen und
werden deshalb als arbeitnehmeréhnliche Personen bezeichnet. Als arbeitnehmerdhnliche
Personen sind oftmals auch Designer, Fotografen und Illustratoren beschéftigt.

Eine Abgrenzung der arbeitnehmerdhnlichen Personen insbesondere von den
Arbeitnehmern ist aus zwei Griinden wichtig. Zum einen ist unklar, ob 8§43 UrhG auf
arbeitnehmerahnliche Personen anwendbar ist und zum anderen gelten eine Vielzahl der in
diesem Zusammenhang zu beachtenden Tarifvertrage entweder nur fir Arbeitnehmer oder nur
fur arbeitnehmeradhnliche Personen.

Urheberrechtlich téatig werden insbesondere die sogenannten freien Mitarbeiter, welche als
arbeitnehmerahnliche Personen qualifiziert werden konnten. Eine Legadefinition der
arbeitnehmerahnlichen Person enthalt §12al Nr. 1 TVG.** Danach sind arbeitnehmer-
ahnliche Personen solche, die wirtschaftlich abhéngig und vergleichbar einem Arbeitnehmer
sozial schutzbedirftig sind. Weiterhin gilt die Regelung nur, wenn die Personen aufgrund von
Dienst- oder Werkvertragen fur andere Personen tétig sind, die geschuldete Leistung
personlich und im Wesentlichen ohne Mitarbeit von Arbeitnehmern erbringen und
Uberwiegend fur eine Person tdtig sind oder ihnen von einer Person im Durchschnitt mehr as
die Halfte des Entgelts zusteht, das ihnen fir ihre Erwerbstatigkeit insgesamt zusteht.

Problematisch ist, dass die Legaldefinition des § 12 a TV G nur bestimmt, welche Personen
arbeitnehmerdhnlich im Sinne des Tarifvertragsgesetzes sind. Ob der Begriff der
arbeitnehmeréhnlichen Person des Tarifvertragsgesetzes auch auf andere Regelungen

(ibertragen werden kann, ist umstritten.3"?

Weliterhin findet sich in den Tarifvertrdgen, die
urheberrechtliche Regelungen fur arbeitnehmeréhnliche Personen enthalten, teilweise eine

eigenstandige Legaldefinition firr diesen Personenkreis.>”® Die Tarifvertragsparteien kénnen

371 Nach 851 2ArbGG zeichnen sich arbeitnehmerdhnliche Personen durch ihre wirtschaftliche
Unselbstandigkeit aus.

372 Schaub, Arbeitsrechtshandbuch, 8 9 Rn. 1.

373 Z.B.: 83TV Tageszeitungen; § 3TV Design.
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allerdings nicht selbsténdig festlegen, wer Arbeitnehmer und wer arbeitnehmerdhnlich ist,
sondern nur den personellen Anwendungsbereich auf einen Teil der arbeitnehmerdhnlichen
Urheber beschrénken.®™

Der Begriff der arbeitnehmerdhnlichen Person kann demnach nicht einheitlich, sondern nur
im Hinblick auf die personliche Anwendbarkeit von Tarifvertragen bestimmt werden. Auf die
Frage, ob sich die arbeitnehmerdhnlichen Personen im Sinne des §12aTVG in einem
Arbeitsverhdltnis im Sinne des 8§ 43 UrhG befinden, soll im néchsten zu behandelnden Punkt
naher eingegangen werden.

Die arbeitnehmerahnlichen Personen im Sinne des 8 12 a TV G zeichnen sich dadurch aus,
dass sie zwar nicht personlich abhangig, daftr aber wirtschaftlich abhangig und einem
Arbeitnehmer vergleichbar sozial schutzbediirftig sind.*” Die wirtschaftliche Abhangigkeit
entsteht im Wesentlichen aufgrund der Tatsache, dass diese Personen Uberwiegend fir einen
Auftraggeber tétig sind und damit den grofdten Tell ihres Lebensunterhalts von diesem

beziehen.

2. Anwendbarkeit von § 43 UrhG auf arbeitnehmer &hnliche Urheber

Bel der Bestimmung der urheberrechtlichen Rechtslage zwischen einem arbeit-
nehmerdhnlichen Urheber und seinem Auftraggeber, sollen im Folgenden nur die
Besonderheiten untersucht werden, die bel dieser Gruppe bestehen. Im Vergleich zu der
Rechtslage in Auftragsverhdtnissen im weiteren Sinne konnten sich Abweichungen dadurch
ergeben, dass 8§ 43 UrhG auf arbeitnehmerahnliche Urheber anwendbar ist.

Bevor auf die Frage, ob 8§43 UrhG auf den Personenkreis der arbeitnehmerdhnlichen
Urheber anwendbar ist, eingegangen werden soll, ist zu kléaren, ob § 43 UrhG lberhaupt zu
einer Verénderung der Rechtslage fihrt. Ist das zu verneinen, kann eine Untersuchung des
Anwendungsbereichs des 8§43 UrhG dahinstehen. Geméld 8§43 UrhG gelten fur die
Einrdumung von Nutzungsrechten die 88 31 f. UrhG, soweit sich aus dem Inhalt oder Wesen
des Arbeitsverhdtnisses nichts anderes ergibt. Die Norm stellt dadurch klar, dass
ausdrtickliche und konkludente Vereinbarungen Uber die Einrdumung von Nutzungsrechten
den gesetzlichen Regelungen vorgehen. Das ergibt sich bereits aus 8311 iVm V UrhG.
Daneben ist auch das Wesen eines Arbeitsverhaltnisses fur die Frage zu berticksichtigen, ob

ein Arbeitnehmerurheber seinem Arbeitgeber Nutzungsrechte eingeraumt hat und in welchem

374 Otto, RdA 1984, S. 261 (268 f.).
375 Schaub, Arbeitsrechtshandbuch, § 9 Rn. 1; v. Olenhusen, Freie Mitarbeit, Rn. 49.
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Umfang. Mit dem Wesen eines Arbeitsverhdltnisses kann nichts anderes as der
Vertragszweck gemeint sein. 843 UrhG konnte demnach lediglich eine Normierung des
Zweckibertragungsgedankens darstellen. Etwas anderes konnte nur dann angenommen
werden, wenn aufgrund des Inhalts oder Wesens des Arbeitsverhdltnisses auch die
nichtdispositiven Vorschriften des zweiten Unterabschnitts abbedungen werden konnten.
Zwingende Vorschriften des zweiten Unterabschnitts sind die 88 311V, 34, 35, 36, 41 und
42 UrhG. Ob § 43 UrhG eine die Nichtabdingbarkeit durchbrechende Spezialnorm*”® darstellt,
ist in der Literatur umstritten. Fur eine Durchbrechung der Nichtabdingbarkeit wird angefiihrt,
dass die unverzichtbaren Rechte nur zum Schutze der freischaffenden Urheber bestehen und
der wirtschaftlich gesicherte Arbeitnehmer dieser Schutzvorschriften nicht bedarf.3’” Dem ist
insoweit zuzustimmen, als es um den Schutz von Verwertungsinteressen der Urheber geht.
Fraglich bleibt aber, ob die wirtschaftliche Absicherung eines Arbeitnehmerurhebers die
Abdingbarkeit von den Vorschriften rechtfertigt, die dem Schutze des Urheberpersonlich-
keitsrechts dienen. Zwingende Vorschriften zum Schutze des Urheberpersonlichkeitsrechts
sind die §§ 41, 42 UrhG.>"® Fir eine Abdingbarkeit auch dieser Vorschriften spricht zum
einen, dass ein Arbeitnehmerurheber im Gegensatz zum freischaffenden Urheber in
geringerem Mal3e auf ein Bekanntwerden seiner Werke und seine Reputation angewiesen ist.
Zum anderen ist zu berticksichtigen, dass bel der Bewertung der Rechtslage in einem
Arbeitsverhdltnis nicht einseitig auf ein eventuelles Schutzbedirfnis des Arbeitnehmers
abgestellt werden darf, sondern auch den berechtigten Interessen des Arbeitgebers Rechnung
getragen werden muss. Aus diesen Grinden ist von einer grundsétzlichen Abdingbarkeit der
Vorschriften zum Schutze des Urheberpersonlichkeitsrechts auszugehen.

Eine Anwendbarkeit von 843 UrhG auf arbeitnehmerdhnliche Urheber kann aso
grundsétzlich zu einer Veranderung der Rechtdage fuhren, weshalb der personliche

376 Rojahn in Schricker, UrhG, §43 Rn. 36; so auch: Spautz in Md&hring/Nicolini, UrhG, §43 Rn. 13;
Haberstumpf, Hdb. d. Urheberrechts, Rn. 453; Rehbinder, Urheber als Arbeitnehmer in Beitrége z.
Urheber- u. Medienrecht, S. 37 (50); Kral3er, Urheberrecht in Arbeits-verhaltnissen in FS f. Schricker,
S. 77 (88); Ulmer, Urheber- u. Verlagsrecht, S. 405; Steinberg, Urheberrechtliche Klauseln, S. 93; Z6lIner,
ZfA 1985, S. 451 (455); aA.: v. Gamm, UrhG, §43 Rn. 2; Bollack, GRUR 1976, S. 74 (75f.); Rieg,
GRUR 1994, S. 425 (428 f.); Wandtke, Die Rechte der Urheber im Arbeits- u.Dienstverhdltnis, Rn. 189.

377 Spautz in Mohring/Nicolini, UrhG, § 43 Rn. 13.

378 Schricker, UrhG, 841 Rn. 4u. 8§42 Rn. 1.
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Anwendungsbereich der Norm erdrterungsbediirftig ist.>”® § 43 UrhG gilt seinem Wortlaut
nach fur Urheber in Arbeits und Dienstverhditnissen. Durch den Begriff des
Arbeitsverhaltnisses werden die arbeitnehmerahnlichen Urheber weder ausdriicklich ein- noch
ausgeschlossen, da in Literatur und Rechtsprechung sowohl ein weiter as auch ein enger
Arbeitnehmerbegriff vertreten werden. Fir eine Anwendbarkeit der Norm, zumindest auf
einen Tell der arbeitnehmerdhnlichen Personen, spricht dagegen der Begriff des
Dienstverhdltnisses, da mit diesem auch Dienstvertréage im Sinne des § 611 BGB gemeint sein
konnten>*  Der Wortlaut des 8§43UrhG ist demnach im Hinblick auf die
arbeitnehmerahnlichen Urheber neutral. Sinn und Zweck des § 43 UrhG ist es, das besondere
Konfliktverhdltnis zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu regeln. In der amtlichen
Begrindung heifdt es dazu, dass eine Einschrankung des Urheberrechtsschutzes gerechtfertigt
ist, da der Arbeitnehmer aufgrund des Arbeitsverhdltnisses wirtschaftlich abgesichert ist und
der Arbeitgeber das unternehmerische Risiko tragt. Die Regelung tragt damit dem im
Arbeitsrecht geltenden Grundsatz Rechnung, dass dem Arbeitgeber das Recht am
Arbeitsergebnis gebiihrt.®** § 43 UrhG soll demnach einen angemessenen Ausgleich zwischen
dem Urheberrecht des angestellten Werkschdpfers und dem Recht des Arbeitgebers am
Arbeitsergebnis  schaffen.  Fraglich ist, ob das Verhdtnis zwischen einem
arbeitnehmerahnlichen Urheber und seinem Auftraggeber vergleichbar ist und eine
Einschrankung des Urheberrechtsschutzes rechtfertigt.

Das Rechtsverhdltnis ist zunéchst insoweit vergleichbar, als der arbeitnehmeradhnliche
Urheber einem Arbeitnehmer vergleichbar schutzbedurftig ist. Dieser Umstand spricht aber
eher dafir, eine Anwendbarkeit von 8§43 UrhG auf arbeitnehmerdhnliche Urheber zu
verneinen, da diese Vorschrift nicht dem Schutz des Arbeitnehmers dient.** Entscheidend fiir
eine Anwendbarkeit des § 43 UrhG kann vielmehr nur sein, ob der jeweilige Urheber einem
Arbeitnehmer vergleichbar wirtschaftlich abgesichert ist. Dies lehnt die herrschende Meinung

379 Im Arbeitnehmererfindungsrecht wird eine Anwendbarkeit des ArbnErfG auf arbeitnehmeréhnliche
Personen Uberwiegend abgelehnt. Bartenbach/Volz, ArbnErfG, 81 Rn.24f.; aA.. Volmer/Gaul,
ArbnErfG, § 1 Rn. 68.

380 So Vinck in Fromm/Nordemann, UrhG, § 43 Rn. 2.

381 Vgl. dazu alg.: Sack in Muinchener Handbuch z. Arbeitsrecht, 4. Kapitel.

382 Rojahnin Schricker, UrhG, § 43 Rn. 18.
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fir den arbeitnehmerahnlichen Urheber ab.*® Vinck vertritt dagegen die Meinung, dass es
entscheidend darauf ankommt, ob zwischen dem Urheber und dem Besteller ein Dienst- oder
ein Werkvertrag vorliegt.®" Liegt ein Dienstvertrag vor, so ist nach Vinck §43UrhG
anwendbar.**> Neben dem Wortlautargument spricht weiterhin firr eine Anwendbarkeit, dass
die Stellung des Dienstnehmers wirtschaftlich gesehen sicherer ist a's die eines Unternehmers.
Im Gegensatz zum Unternehmer wird der Dienstnehmer bereits fUr die Erbringung der
vereinbarten Leistung und nicht erst fir die Herbeifihrung eines bestimmten Erfolges
entlohnt. Der Unternehmer tragt das Unternehmerrisiko und die Vergutungsgefahr, der
Dienstnehmer nicht.** Dienst- und Arbeitnehmer sind demnach wirtschaftlich gesehen
durchaus vergleichbar.®’

Entscheidend fir die Anwendbarkeit des §43UrhG ist demnach, ob der ar-
beitnehmerdhnliche Urheber aufgrund eines Dienstvertrages tdtig wird. Ein Dienstvertrag
liegt immer dann vor, wenn ein Urheber nur eine Leistung als solche und nicht die
Herbeifiihrung eines vereinbarten, gegenstandlich fassbaren Arbeitsergebnisses schuldet.®®
Dies kann auch durch den Ausschluss einer Erfolgsgarantie herbeigefiihrt werden.®® Bei
Bildurhebern ist es kaum denkbar, dass diese im Rahmen ihres Vertragsverhétnisses nicht
verpflichtet sein sollen, ein konkretes Arbeitsergebnis zu erbringen. So erhélt ein Fotograf in
der Regel erst sein Honorar, wenn er die gewtinschten Fotos abliefert und ein Designer, wenn
das Design fertiggestellt wurde. Ein Ubergang vom Werk- zum Dienstvertrag kann aber
aufgrund eines Ausschlusses der Erfolgsgarantie vorliegen. Ein solcher Ausschluss der
Erfolgsgarantie ist in den einschldgigen Muster- und Tarifvertrdgen nicht zu finden. Man
konnte alerdings erwégen, in der Abnahmepflicht des Bestellers einen Ausschluss der

Erfolgsgarantie zu sehen. Von einer Abnahmepflicht ist insbesondere im Bereich der

383 Rojahn in Schricker, UrhG, 843 Rn. 18; v. Olenhusen, Freie Mitarbeit, Rn. 224; Sack in Minchener
Handbuch z. Arbeitsrecht, § 100 Rn. 28; Spautz in Mohring/Nicolini, UrhG, 843 Rn. 2; aA.: Vinck in
Fromm/Nordemann, UrhG, § 43 Rn. 2; Kroitzsch in Méhring/Nicolini, UrhG, § 79 Rn. 3.

384 Vinck in Fromm/Nordemann, UrhG, § 43 Rn. 2.

385 A.A.:. BT-Drucks. 14/6433, Regierungsentwurf, zu Nr. 8 (8§ 43).

386 LG Minchen |, CR 1988, S. 556.

387 Maligebliches Differenzierungskriterium ist die personliche Abhangigkeit. Schaub, Arbeits-
rechtshandbuch, 8 9 Rn. 1.

388 Sprauin Palandt, BGB, Einf. v. § 631 Rn. 8.

389 Edenfeldin Erman, BGB, § 611 Rn. 14.
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Designleistungen, aber auch der bildenden Kiinste die Rede. So enthélt zum Beispiel §6. 4
des Vergutungstarifvertrages Design SDSt/AGD folgende Regelung:

Die Gestaltungsfreiheit des Designers darf durch das Vertragsverhaltnis nicht eingeschrankt
werden. Der Auftraggeber kann die Abnahme der bestellten Arbeiten nur unter den in den
Werkvertragsbestimmungen des Burgerlichen Gesetzbuchs (88 631 ff. BGB) genannten
Voraussetzungen ablehnen.

Diese Regelung zeigt bereits, dass die ,, Abnahmepflicht* des Bestellers in der Regel nicht
Uber die in 86401 BGB statuierte Pflicht hinausgeht. Eine Abnahmepflicht im Sinne des
§ 6401 BGB kann keinen Ausschluss der Erfolgsgarantie darstellen und zu einem Ubergang
des Werk- zum Dienstvertrag fuhren, da die Abnahmepflicht gem. § 640 | BGB gesetzliche
Besonderheit des Werkvertragesist.

Als Zwischenergebnis ist demnach festzuhalten, dass Bildurheber in aller Regel aufgrund
eines Werkvertrages tétig werden und 8 43 UrhG auf diesen Personenkreis nicht anwendbar

ist, es s&i denn, sie befinden sich in einem Arbeitsverhaltnis.>®

Die zwingenden Regelungen
des Urhebervertragsrechts konnen folglich auch durch tarifvertragliche Regelungen, auf die

im Weiteren noch eingegangen wird, nicht abbedungen werden.>**

3. Tarifvertrage

Besonderheiten im Vergleich zu den selbsténdig tétigen Urhebern kdnnen sich durch
tarifvertragliche Regelungen ergeben. Mit der Einfihrung des §12aTVG schuf der
Gesetzgeber die Maoglichkeit, auch fur arbeitnehmeréhnliche Personen Tarifvertrage
abzuschliel3en. Tarifvertrage fur arbeitnehmerdhnliche Personen, die berufsbedingt auch mit
der Herstellung von Bildmaterial befasst sind, sind der Vergitungstarifvertrag Design
SDSt/AGD vom 1. Februar 2002 und der Tarifvertrag fur arbeitnehmerdhnliche freie
Journalisten und Journdistinnen an Tageszeitungen vom 12. Oktober 2000. Beide
Regelwerke enthalten Urheberrechts- und Vergitungsklauseln.

390 Die Rechtsfolgen, die aufgrund einer Anwendbarkeit von 8§ 43 UrhG herbeigefiihrt werden kénnen, werden
deshalb erst im Zusammenhang mit den Arbeitnehmerurhebern erértert.

391 Steinberg; Urheberrechtliche Klauseln, S.96; die aber eine Anwendbarkeit von 8§43 UrhG auf
arbeitnehmerdhnliche Urheber ganzlich ablehnt.
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a) Zulassigkeit von Urheberrechtsklauseln in Tarifvertragen

Bevor die Urheberrechtsklauseln der oben genannten Tarifvertrége konkret auf ihre
Zulassigkeit und ihre Rechtsfolgen untersucht werden, muss geklért werden, ob Regelungen
Uber Urheber- und Leistungsschutzrechte Uberhaupt Gegenstand eines Tarifvertrages sein
konnen. Gem. 811 TVG kann en Tarifvertrag die Rechte und Pflichten der
Tarifvertragsparteien regeln und Rechtsnormen enthalten, die den Inhalt, den Abschluss und
die Beendigung von Arbeitsverhaltnissen sowie betriebliche und
betriebsverfassungsrechtliche Fragen ordnen.** Der schuldrechtliche Teil bezieht sich auf das
Verhdtnis der Tarifvertragsparteien zueinander und nicht auf die einzelnen
Arbeitsverhdtnisse®* Urheberrechtsklauseln kénnen daher nur Bestandteil des normativen
Teils eines Tarifvertrages sein und as sogenannte ,Inhaltsnormen” den Inhalt eines
Arbeitsverhaltnisses regeln.

Inhalt eines Arbeitsverhdltnisses sind die daraus abgeleiteten Leistungen und Ver-
pflichtungen. Da die Leistung auch in der Einrdumung von Nutzungsrechten an einem
urheberechtlich geschitzten Werk und in den sonstigen zul&ssigen Rechtsgeschéften Uber das
Urheberrecht gem. 8§ 29 11 UrhG bestehen kann, kdnnen Urheberrechtsklauseln grundsétzlich
Gegenstand eines Tarifvertrages sein.**

b) Vergutungstarifvertrag Design SDSt/AGD

Der Vergiitungstarifvertrag Design SDSYAGD vom 1. Februar 2002°% gilt fir Unternehmen,
die im Bereich des Designs tatig sind und fur die be ihnen beschéftigten
arbeitnehmerghnlichen Designer. Zum Design gehort gem. 8§ 1. 2. 1 des Tarifvertrages zum
einen der Bereich der visuellen Kommunikation (Fotodesign, Grafikdesign und Text) und
zum anderen der Bereich der Formgebung (Modedesign, Produktdesign und Textildesign).

Der Aufgabenbereich eines Unternehmens muss sich gem. 8§ 2. 3 des Tarifvertrages nicht

392 Regelungen Uber die Rechte und Pflichten der Tarifvertragsparteien werden als schuldrechtlicher Teil des
Tarifvertrages bezeichnet, Rechtsnormen Uber die genannten Gegenstdnde a's normativer Teil. Vgl. z.B.:
Dutz, Arbeitsrecht, Rn. 490.

393 Diitz, Arbeitsrecht, Rn. 493.

394 Hubmann, RdA 1987, S. 89 (90); Steinberg, Urheberrechtliche Klauseln, S.69; Herschel, UFITA 94
(1982) S. 35 (41 1.); Rojahn, Der Arbeitnehmerurheber, S. 44.

395 Abgedruckt bei Hillig, Urheber- u. Verlagsrecht, 10 f.
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Uberwiegend auf Design-Leistungen erstrecken, um die Voraussetzungen der
Tarifgebundenheit zu erflllen. Tarifgebunden sind auf der anderen Seite die
arbeitnehmerahnlichen Designer dieser Unternehmen. Der Begriff des arbeitnehmerahnlichen
Designers gem. 8 3 des Tarifvertrages stimmt im Wesentlichen mit dem Begriff der arbeit-
nehmeréhnlichen Person des §12aTVG Uberein. So gehdrt ein Designer zu den
arbeitnehmerdhnlichen Personen gem. §3.2 des Tarifvertrages, wenn er aufgrund eines
Dienst- oder Werkvertrages fur ein Unternehmen tétig ist, wirtschaftlich abhangig und
vergleichbar einem Arbeitnehmer sozial schutzbedirftig ist und die geschuldete Leistung
personlich und im Wesentlichen ohne Mitarbeit von Arbeitnehmern erbringt.**® Da Designer
kiinstlerische Leistungen erbringen, besteht fir diesen Personenkreis gem. 8 12 alll TVG die
Besonderheit, dass das Merkmal der wirtschaftlichen Abhangigkeit bereits erfillt ist, wenn
dieser fur seine Leistung von einem Unternehmen im Durchschnitt der letzten zwolf Monate
mindestens ein Drittel des Entgelts erh@lt. Darauf nimmt 8 3. 3. 2 des Tarifvertrages Bezug.
83.1 des Tarifvertrages grenzt den Personenkreis dann insoweit ein, als die Personen
Designer sein mussen. Als Designer gilt danach, wer seine Einkinfte aus Erwerbs- und
Berufstétigkeit Uberwiegend aus einer gestaltenden Tétigkeit in den Bereichen Fotodesign,
Grafik/Kommunikationsdesign, etc. bezieht.

aa) Urheberrechtsklauseln

Der Vergitungstarifvertrag Design enthdlt in 85 urheberrechtliche Sonderbestimmungen,
welche im Folgenden auf ihre Zul assigkeit und Rechtswirkungen untersucht werden sollen.®*’

85.1: Werke im Snne von 8 2 Abs. 1 UrhG genief3en Urheberschutz, wenn sie individuelle
Werke in dem Snne darstellen, dass sie das Ergebnis der eigenen geistigen Schépfung sind.
Zur Bestimmung dieser Schutzfahigkeit sind keine anderen Kriterien anzuwenden,
insbesondere nicht qualitative oder &sthetische. Dies gilt fur alle Werkkategorien
gleichermalen.

396 8§31l des Tarifvertrages stimmt wortwortlich mit 8 12 aNr. 1 TV G Uberein.
397 Schmidt, Urheberrecht und Vertragspraxis des Grafikdesigners, S. 197 f.; geht als einziger Autor, soweit
ersichtlich, auf die Regelungen des Tarifvertrags Design (in der damaligen Fassung vom 10. Juni 1981)

en.
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8§5.1 legt fest, dass die Individualitdt eines Erzeugnisses fur den urheberrechtlichen
Werkbegriff gem. 8211 UrhG ausreichend und eine besondere Gestaltungshohe nicht
erforderlich ist. Die Regelung entspricht sinngemal3 8 69 alll UrhG und ist dadurch motiviert,
dass insbesondere Designleistungen aufgrund mangelnder Schopfungshthe oftmals

3% it zwar

urheberrechtlich nicht geschiitzt werden. Wie oben bereits dargestellt worden ist
eine Entwicklung erkennbar, wonach ene besondere Gestaltungshéhe nicht mehr
Voraussetzung fur den urheberrechtlichen Werkbegriff sein soll. Die Rechtsprechung halt
aber weiterhin an diesem Merkmal fest. 8 5. 1 wiederholt demnach nicht lediglich die ge-
setzliche Regelung, sondern legt diese darlber hinaus entgegen der Rechtsprechung aus.
Fraglich ist, ob eine Definition des urheberrechtlichen Werkbegriffs noch von der Autonomie
der Tarifvertragsparteien gedeckt ist.

Zunachst ist festzuhalten, dass die Tarifvertragsparteien nicht befugt sind, von
zwingendem Recht abweichende Regelungen zu vereinbaren®® Bei einem einsditig
zwingenden Gesetz kann dagegen zugunsten des Arbeitnehmers, bei (tarif-) dispositiven
Gesetzen auch zu Lasten des Arbeitnehmers durch Tarifvertrag abgewichen werden.*®
Fraglich ist, ob 8 211 UrhG zwingend oder dispositiv ist. Dispositives Recht enthdt eine
Erméchtigung zur privatautonomen Regelung und tritt nur subsidiar in Kraft, wenn die
Vertragsparteien von ihrer Kompetenz keinen Gebrauch gemacht haben.*” Das Urheberrecht
ist Eigentum im Sinne von Art. 14 GG.*® § 2 11 UrhG normiert, welche Voraussetzungen ein
urheberrechtlich geschitztes Werk erfillen muss und enthélt demnach die Voraussetzungen
fur das Entstehen eines Eigentumsrechts. Da die Rechte und Pflichten an materiellen und
immateriellen Giitern innerhalb einer Rechtsordnung einheitlich ausgestaltet sein miissen®®,
handelt essich bei § 2 II UrhG um zwingendes Recht. Problematisch ist allerdings, dass 8§ 5. 1
nicht gegen 8 2 Il UrhG verstofdt, sondern diesen ,nur® entgegen der Rechtsprechung auslegt.
Da 8 2 11 UrhG allerdings noch konkretisierungsbedurftig ist, ist insoweit die Auslegung der
Rechtsprechung maligeblich. 85. 1 verstélit demnach gegen die zwingende Regelung des

398 Vgl.S. 21f.

399 Wiedemann, TVG, Einl. Rn. 357; Kempen/Zachert, TV G, Grundlagen Rn. 204.

400 Wiedemann, TVG, Einl. Rn. 357. Tarifdispositive und dispositive Gesetze unterscheiden sich dadurch,
dass von tarifdipositiven Normen im Gegensatz zu dispositiven Normen nur durch Tarifvertrag nicht aber
durch Betriebsvereinbarung oder Arbeitsvertrag abgewichen werden kann.

401 Rohl, Allgemeine Rechtdehre, S. 532.

402 Schricker, UrhG, Einl. Rn. 12.

403 Schwab, Zivilrecht, Rn. 48.
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8211 UrhG. Ein Verstol3 gegen vorrangiges Recht fuhrt zur Nichtigkeit der einzelnen
Regelung.*®* Eine nur relative Wirkung der Regelung zwischen den Tarifgebundenen scheidet
demzufolge aus. Da der Vergltungstarifvertrag auch ohne die Regelung des §5.1 noch
sinnvoll bleibt*®, bleibt dieser insgesamt wirksam. Anstelle der nichtigen Regelung gilt die
gesetzliche, aso § 2 11 UrhG im Sinne der Rechtsprechung.

Bedenklichist § 5. 2 des Tarifvertrages, welcher lautet:

8 5. 2: Vorschlage des Auftraggebers oder sonstige fordernde Maf3nahmen begriinden ein

Miturheberrecht nur dann, wenn dies ausdriicklich vereinbart wird.

Die Regelung macht das Entstehen eines Miturheberrechts von einer dahingehenden
ausdricklichen Vereinbarung abhangig und weicht damit von 8 8 | UrhG ab. Gem. 8§ 81 UrhG
sind mehrere Personen dann Miturheber, wenn sie ein Werk gemeinsam geschaffen haben,
ohne dass sich ihre Anteille gesondert verwerten lassen. Die Miturheberschaft setzt
demzufolge eine gemeinschaftliche und einheitliche Werkschdpfung voraus. Zu klaren ist
demnach, ob die Miturheberschaft aufgrund einer tarifvertraglichen Regelung von einer
ausdriicklichen Vereinbarung abhéngig gemacht werden kann, ob also das Entstehen der
Miturheberschaft von dem Willen der Vertragsparteien abhéangen kann. Dann misste es sich
bei 881 UrhG um eine (tarif-)dispositive oder eine einseitig zwingende und nicht um eine
zweiseitig zwingende Vorschrift handeln. 8 8 1 UrhG normiert die Voraussetzungen fur das
Entstehen eines Miturheberrechts, also das Entstehen eines Eigentumsrechts. Da die Rechte
und Pflichten an materiellen und immateriellen Gitern innerhalb einer Rechtsordnung
einheitlich ausgestaltet sein miissen®®, handelt es sich bei § 81 UrhG um zwingendes Recht.
881 UrhG ist auch eine zweiseitig zwingende Vorschrift, da sie nicht, wie das
Kindigungsschutzgesetz, dem Schutz enes Vetragspartners allein  dient.  Als
Zwischenergebnis ist demnach festzuhalten, dass § 5. 2 des Vergitungstarifvertrages Design
gegen 881 UrhG verstolit. Die Regelung des Tarifvertrages ist damit nichtig. Da der Ta

404 Lowischin MinchHATbR, § 252 Rn. 121.

405 Die Teilnichtigkeit eines Tarifvertrages richtet sich nicht nach §139BGB, da wegen des
Rechtsnormcharakters eines Tarifvertrages nicht auf den hypothetischen Parteiwillen abgestellt werden
kann. Entscheidend ist vielmehr, ob dieser ohne die unwirksame Bestimmung noch eine sinnvolle und in
sich geschlossene Regelung enthdlt. Lowisch in MUnchHArbR, § 252 Rn. 61; Wiedemann, TVG, 8§81
Rn. 246; Daubler, Tarifvertragsrecht, Nr. 163.

406 Schwab, Zivilrecht, Rn. 48.

119



rifvertrag auch ohne die Regelung in 8 5. 2 sinnvoll bleibt, bleibt dieser jedoch insgesamt
wirksam. Es gilt die gesetzliche Regelung der Miturheberschaft. Vorschlage des
Auftraggebers und sonstige fordernde Mal3nahmen begriinden also dann ein Miturheberrecht,
wenn sich die einzelnen Beitradge nicht gesondert verwerten lassen und das Werk gemeinsam

geschaffen worden ist.

85.3: Der Designer hat das Recht, seine Arbeiten mit einer Urheberbezeichnung zu
versehen, soweit der Vertrag mit dem Auftraggeber keine abwei chende Vereinbarung enthalt.

Diese urheberpersonlichkeitsrechtliche Regelung stimmt mit den gesetzlichen Vorschriften
Uberein. Gem. § 13 S. 2 UrhG hat der Urheber ein Recht auf Namensnennung, welches gem.
§2911 iVm §391UrhG durch Vereinbarung eingeschrankt werden kann.””’ §5.3 des
Tarifvertrages setzt demnach keine Uber das Urheberrechtsgesetz hinausgehende Rechtsfolge,
tragt aber zur Klarstellung der Rechtslage bei.

8 5. 4: Mit der Ablieferung der Arbeiten durch den Designer und mit der Entrichtung des
Entgelts fur die Einrdumung der Nutzungsrechte hat der Auftraggeber die Nutzungsrechte

(8 31 Urheberrechtsgesetz) im vereinbarten Rahmen erworben.

8 5. 4 regelt die Einrdumung von Nutzungsrechten an den Auftraggeber und verweist dabei
ausdricklich auf 8§31 UrhG. 85.4 normiert, dass der Auftraggeber die Nutzungsrechte
erworben hat. Die Regelung stellt damit eine sogenannte quasi-dingliche Rechtseinréumung
dar, wodurch die dingliche Rechtslage unmittelbar verandert wird. Fraglich ist zunéchst, ob
verfligende Regelungen noch von der Tarifautonomie der Vertragsparteien gedeckt sind. Dies
ist in der Literatur umstritten.*® Gem. § 1HS2 TVG miisste § 5. 4 des Tarifvertrages den

407 Vdl. S. 114f.

408 Fur eine Zulassigkeit von verfligenden Regelungen in Tarifvertragen sind Herschel, UFITA 94 (1982),
S. 35(43f.); Rehbinder in Beitrage zum Urheber- u. Medienrecht, Der Urheber als Arbeitnehmer,
S. 37 (46); Rojahn in Schricker, UrhG, 843 Rn. 47; Vinck in Fromm/Nordemann, UrhG, §43 Rn. 3;
Hesse, AfP 1987, S. 562 (565). Dagegen: Léwisch/Rieble, MUnchHArbR, § 260 Rn. 16; Hubmann, RdA
1982, S.89(91); Vogel, Kollektives Urhebervertragsrecht in FS f. Schricker, S. 117 (131); Steinberg,
Urheberrechtliche Klauseln, S. 97 f.; Rojahn, Der Arbeitnehmerurheber, S. 45 f.; Wandtke, Die Rechte der
Urheber im Arbeitss u. Dienstverhdltnis, Rn.249; ders. in GRUR 1999, S. 390 (394); Déaubler,
Tarifvertragsrecht, Nr. 924.
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Inhalt von Arbeitsverhdtnissen regeln. Inhalt eines Arbeitsverhaltnisses sind insbesondere die
Hauptleistungspflichten des Arbeitnehmers und Arbeitgebers. Die oben genannte Regelung
des Tarifvertrages bezieht sich auf die Hauptleistungspflicht eines beauftragten Designers, da
seine Arbeitdeistung darin besteht, ein Werk zu erstellen und seinem Auftraggeber
entsprechende Nutzungsrechte an diesem einzuraumen. Indem sich § 5. 4 aber nicht darauf
beschrankt, den Designer zur Einrdumung der Nutzungsrechte zu verpflichten, sondern bereits
Uber die Rechte des Designers verflgt, geht diese Regelung tber eine bloRe Ordnung des
Inhalts von Arbeitsverhdtnissen hinaus. Zum Inhalt eines Arbeitsverhdtnisses gehort nicht
die Erfullung der sich daraus ergebenden Pflichten. Verfliigende Regelungen kénnen demnach
nicht Gegenstand eines Tarifvertrages sein. Zum gleichen Ergebnis kommt auch Hubmann.*®
Seiner Ansicht nach kénnen Tarifvertrage keine Rechtseinraumung bewirken, da die Parteien
des Verfiligungsgeschéfts allein durch den Tarifvertrag nicht feststehen und einer
Rechtseinrdumung damit das Bestimmtheitsgebot entgegensteht. Diese Begrindung ist
allerdings abzulehnen, da es ausreicht, wenn die Parteien bestimmbar sind. Bestimmbar sind
die Parteien in Verbindung mit dem einzelnen Arbeitsvertrag. AulRerdem ist die Bestimmbar-
keit der Parteien bereits Wirksamkeitsvoraussetzung fur das Verpflichtungsgeschéft und keine

Besonderheit des Verfiigungsgeschafts.*

Nach Hubmanns Ausfihrungen wéren dann bereits
verpflichtende Regelungen unwirksam. Das sachenrechtliche Bestimmtheitsgebot erfordert
auch vielmehr, dass die Sache'™ oder im Urheberrecht das Werk bestimmt ist. Gem.
8 40 UrhG konnen auch kinftig erst zu erstellende Werke bestimmbar sein.

Herschel vertritt dagegen die Meinung, dass die Tarifvertragsparteien aufgrund einer

Zustandigkeit kraft Sachzusammenhangs erméchtigt sind, verfiigende Regelungen zu

409 Hubmann, RdA 1987, S. 89 (91), so auch Vogel, Kollektives Urhebervertragsrecht in FS f. Schricker,
S. 117 (131); Wandtke, Die Rechte der Urheber in Arbeits- u. Dienstverhdltnissen, Rn. 249; ders. in
GRUR 1999, S. 390 (394).

410 So auch Hesse, AfP 1987, S. 562 (565); einen Verstol3 gegen den Bestimmtheitsgrundsatz lehnt auch
Rehbinder in Beitrage zum Urheber- u. Medienrecht, Der Urheber als Arbeitnehmer, S. 37 (46) ab,
dlerdings mit einer anderen Begrindung. Danach gelte der Bestimmtheitsgrundsatz nur fir
rechtsgeschéftliche Verfligungen, nicht aber fir Gesetze im materiellen Sinne, wie das Tarifrecht. Wer von
diesem Gesetz betroffen sei, entscheide sich durch die Tarifbindung konkreter Arbeitsverhdltnisse.
Dadurch bringt Rehbinder zum Ausdruck, dass die Parteien sehr wohl bestimmt sind, weil sie bestimmbar
sind. Im Ubrigen missen auch Gesetze hinreichend bestimmt sein. Dies gilt um so mehr, wenn sie, wie
Rehbinder annimmt, durch V orausverfigungen in Rechte der Arbeitnehmer eingreifen.

411 Baur/Stirner, Sachenrecht, 8 4 Rn. 17.
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vereinbaren.**?

Grundsétzlich ist zwar anzuerkennen, dass sich das Modell einer Kompetenz
kraft Sachzusammenhangs nicht auf das Verwaltungs- und Verfassungsrecht beschrénkt. In
diesem Zusammenhang liegen aber bereits ihre V oraussetzungen nicht vor. Voraussetzung fur
eine Zustandigkeit kraft Sachzusammenhangs ist, dass sich eine Materie a) nicht befriedigend
regeln l&sst, ohne dass eine Materieb), fur die keine Normgebungskompetenz besteht,
miterfasst wird. Die Verpflichtung des Urhebers, seinem Auftrag- oder Arbeitgeber Nut-
zungsrechte einzurdumen, ist aber gerade auch ohne eine gleichlautende Verfiigung Uber das
Nutzungsrecht sinnvoll. Darauf beruht das Prinzip der Trennung von Verpflichtungs- und
Verfligungsgeschaft.*® Das gilt um so mehr, als Tarifvertrage vorrangig dem Schutz von
Arbeitnehmerinteressen dienen. Andere Autoren, die ebenfalls eine Zuldssigkeit von
verflgenden Regelungen in Tarifvertrégen beflrworten, liefern keine Uberzeugende oder auch
gar keine Begrindung fur ihre Auffassung. Widerlegt wird vielmehr nur, dass verfigende
Regelungen in Tarifvertrégen wegen eines VerstoRes gegen den Bestimmtheitsgrundsatz
unzulassig waren.*** Daraus folgt aber nicht, dass Verfiigungen in Tarifvertrdgen zulassig
sind.

Verfigende Regelungen wie 85. 4 des Vergutungstarifvertrages sind demnach wegen
Uberschreitung der Tarifmacht unzuldssig. Fraglich ist, welche Rechtsfolge bei einer
Uberschreitung der Tarifmacht eintritt. Da der Erlass von verfligenden Regelungen nicht mehr
von der in Art. 9111 GG und § 11 TVG normierten Tarifautonomie gedeckt ist, ist 8§ 5. 4 des
Tarifvertrages grundsétzlich nichtig, es sei denn 8§85.4 konnte gem. 8 140 BGB in eine
verpflichtende Regelung umgedeutet werden.*”® Das setzt voraus, dass das nichtige
Rechtsgeschdft den Erfordernissen eines anderen Rechtsgeschéfts entspricht und dass
anzunehmen ist, dass dessen Geltung bei Kenntnis der Nichtigkeit gewollt sein wirde. Da
eine verpflichtende Regelung des Arbeitnehmers, seinem Arbeitgeber Nutzungsrechte
einzurédumen, in Tarifvertragen zuldssig ist, ist die erste Voraussetzung der Umdeutung
erfullt. Weiterhin misste auch anzunehmen sein, dass eine Umdeutung in eine verpflichtende

Regelung von den Tarifvertragsparteien gewollt sein wirde, da ansonsten in unzuléssiger

412 Herschel, UFITA 94 (1982), S. 35 (43f.).

413 Das Trennungsprinzip gilt auch fiir Geschéfte tber Urheberrechte. Schricker, UrhG, Vor. 88 28 ff. Rn. 58.

414 So Rehbinder in Beitrage zum Urheber- u. Medienrecht, Der Urheber als Arbeitnehmer, S. 37 (46); Hesse,
AfP 1987, S. 562 (565).

415 So Steinberg, Urheberrechtliche Klauseln, S. 106; zum gleichen Ergebnis kommt Hubmann, RdA 1987,
S. 89 (91), ohne den Begriff der Umdeutung zu verwenden.
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Weise in die verfassungsrechtlich garantierte Tarifautonomie eingegriffen wiirde*® Die
Verpflichtung eines Designers, seinem Auftraggeber mit Ablieferung der Arbeiten und mit
abgegoltener Vergutung die vereinbarten Nutzungsrechte einzurdumen, bildet die causa fur
die dingliche Rechtseinrdumung. Es ist daher anzunehmen, dass die Tarifvertragsparteien zu-
mindest eine verpflichtende Regelung wollen wirden.

Fraglich bleibt noch, ob §5.4 des Tarifvertrages als verpflichtende Regelung Uber
8 31 UrhG hinausgeht und wie die Verweisung auf 8 31 UrhG zu werten ist. Zunéchst ist
festzustellen, dass der Regelungsinhalt von 8 5. 4 insoweit tUber § 31 UrhG hinausgeht, als die
Norm zum einen eine Verpflichtung des Designers begrindet und zum anderen den Zeitpunkt
der Verpflichtung festlegt, namlich ,mit Ablieferung der Arbeiten und Entrichtung des
Entgelts’. In 8311 UrhG heildt es dagegen lediglich, dass der Urheber einem anderen
Nutzungsrechte einrdumen kann. Die Norm begrindet also keine Verpflichtung. Dies gilt
auch fur diein § 31V UrhG normierte Zweckubertragungsregel, welche zur Auslegung von
bereits bestehenden Vertragsverhdtnissen heranzuziehen ist. Die Verweisung in 8 5. 4 des
Tarifvertrages kann entweder konstitutive oder deklaratorische Wirkung haben. Bel
konstitutiven Verweisungen gelten die Rechtswirkungen der Norm, auf welche verwiesen
wird, unmittelbar zwischen den Tarifgebundenen. Deklaratorische Verweisungen haben
dagegen bloRen Hinweis- und Informationscharakter.*” Eine Entscheidung dariiber, ob es
sich hier um eine konstitutive oder deklaratorische Verweisung handelt, kann dahinstehen, da
8§ 31 UrhG, insbesondere IV und V im gesamten (kollektiven) Urhebervertragsrecht und im
Arbeitsverhaltnis Rechtswirkungen entfalten. Genau genommen spricht man auch nur bel der
Ubernahme dispositiven Gesetzesrechts von einer Verweisung. Deshalb taucht bei der
Bezugnahme in §85.4 des Tarifvertrages auf 8 31 UrhG auch nicht die Frage auf, ob
Verweisungen as unzuldssige Delegation der  Normsetzungsbefugnis  der
Tarifvertragsparteien zu bewerten sind.*® Es ist anzunehmen, dass die Tarifvertragsparteien
mit der Bezugnahme auf 8§ 31 UrhG auf die Zweckibertragungsregel hinweisen wollten, da

der Auftraggeber gem. 85.4 des Tarifvertrages die Nutzungsrechte im ,vereinbarten

416 Aus diesem Grund hat z.B. das BAG in einem Urteil vom 13. 11. 1985, AP Nr. 136 zu Art. 3 GG, eine
Umdeutung einer Tarifnorm abgelehnt, welche wegen VerstoRes gegen den Gleichheitssatz nichtig
gewesen ist.

417 Wiedemann, TVG, § 1 Rn. 195.

418 Vgl. dazu Wiedemann, TVG, § 1 Rn. 198.
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Rahmen* erworben hat. Die Vereinbarungen zwischen einem Designer und seinem

Auftraggeber sind aber in einer Vielzahl von Féllen noch auslegungsbeduirftig.

§5.5: Dem Designer verbleiben in jedem Falle die Zustimmungsrechte nach dem
Urheberrechtsgesetz. Insbesondere kann die Uber den vereinbarten Rahmen hinausgehende
Weiter Ubertragung ausschliefdlicher oder einfacher Nutzungsrechte an Dritte nur mit seiner
Einwilligung erfolgen.

Eine nach dem Urheberrechtsgesetz erforderliche Zustimmung darf nicht ohne wichtigen

Grund verweigert werden.

Die Zustimmungsrechte nach dem Urheberrechtsgesetz sind die Rechte des Urhebers aus den
88 34, 35 UrhG, welche gem. §34V S. 2 und § 3511 UrhG abdingbar sind. Danach kénnen
Nutzungsrechte nur mit Zustimmung des Urhebers an Dritte Ubertragen werden, es sei denn,
der Inhaber des Nutzungsrechts und der Urheber haben Abweichendes vereinbart. Im
Gegensatz zur gesetzlichen Regelung normiert die oben genannte Klausel des Tarifvertrags
die Unabdingbarkeit dieser Zustimmungsrechte, welche gem. 8§ 4 TV G eine unmittelbare und
zwingende Wirkung hat. Die Tarifgebundenen kénnen demnach im Arbeitsvertrag nichts
Abweichendes vereinbaren.**® Dagegen bestehen keine Bedenken. § 5. 5 des Tarifvertrages
geht auch noch insoweit Uber die Regelung in den 8834, 35UrhG hinaus, as die
Zustimmung nur aus wichtigem Grund verweigert werden darf und nicht, wie in
8§341S.2UrhG normiert, wider Treu und Glauben. Die Voraussetzungen fur eine
Verweigerung der Zustimmung sind demnach nach dem Tarifvertrag enger und damit
auftraggeberfreundlicher. Da auch §341S.2UrhG gem. 8§34V S. 2 UrhG abdingbar ist,
kann in einem Tarifvertrag zuungunsten des arbeitnehmerdhnlichen Designers von dieser
Regelung abgewichen werden.

8 5. 6: Ohne Einwilligung des Designers durfen die von ihm abgelieferten Arbeiten weder im
Original noch bel der Vervielfaltigung verandert oder entstellt werden.

419 Abweichende Abmachungen vom Tarifvertrag sind im Arbeitsvertrag gem. § 4 111 TV G nur dann zulassig,
wenn sie fir den Arbeitnehmer giinstiger sind. Da die Zustimmungsrechte gem. der 88 34, 35 UrhG dem
Schutz des Urhebers dienen, werden Abweichungen in aller Regel unglinstiger und damit unzul&ssig sein.
Das Gunstigkeitsprinzip ist auch im Urhebervertragsrecht anzuwenden. Wandtke, Rechte der Urheber im
Arbeits- u. Dienstverhdtnis, Rn. 248.
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Diese Klausel stimmt inhaltlich mit § 391 HS1 UrhG Uberein, wonach der Inhaber eines
Nutzungsrechts das Werk, dessen Titel oder Urheberbezeichnung nicht andern darf.
8391 UrhG ist abdingbar (HS 2). Die Abdingbarkeit in einem Arbeitsverhétnis zwischen
Tarifgebundenen wird allerdings durch § 5. 6 des Tarifvertrages verhindert. Fraglich ist, ob
gem. § 39 Il UrhG Anderungen trotzdem zul&ssig sind, wenn der Urheber seine Einwilligung
nach Treu und Glauben nicht versagen kann. Da in 8 5.5 des Tarifvertrages ausdriicklich
darauf hingewiesen wird, dass eine Zustimmung des Urhebers nicht ohne wichtigen Grund
verweigert werden darf, ist davon auszugehen, dass die Tarifvertragsparteien diesen Aus-
nahmetatbestand bewusst nicht zum Inhalt des Tarifvertrages machen wollten.

bb) Vergutungsklauseln

Eine ausfuhrliche Klausel, welche die Vergltung des arbeitnehmerahnlichen Designers regelt,
findet sich in 8 7 des Tarifvertrages. Dem Designer steht danach eine Gesamtvergutung fur
seine Leistung zu, welche sich durch Addition aus der Vergitung von Entwirfen, der
Vergutung fur die Einrdumung des einfachen oder ausschlief3dlichen Nutzungsrechts und der
Vergutung fur sonstige Leistungen errechnet. Fir die Vergitung von Entwurfsarbeiten wird in
87 des Tarifvertrages ein Stundensatz von 70 € zugrunde gelegt. Die Vergitung fur die
Einrdumung von Nutzungsrechten bestimmt sich dadurch, dass Faktoren vergeben werden,
zum einen fur ein einfaches oder ausschliefdliches Nutzungsrecht und zum anderen fir das
Nutzungsgebiet, die Nutzungsdauer und den Nutzungsumfang. Diese Faktoren werden addiert
und bilden den Gesamtfaktor. Dieser Gesamtfaktor wird mit dem Zeitaufwand aus den
Entwurfsarbeiten multipliziert. Anhand einer Vergitungs-tabelle bestimmt sich dann die
jewellige Vergitung.

Interessant ist weiterhin 87.9 des Tarifvertrages. Danach haben Vorschlage des
Auftraggebers oder sonstige fordernde Mal3nahmen keinen Einfluss auf die Hohe der
Vergutung.

cc) Geschmacksmuster schutz

Auffallig ist, dass der Vergltungstarifvertrag Design keinerlel Regelungen enthdlt, die sich
auf den Geschmacksmusterschutz von Designleistungen beziehen. Insbesondere
Nordemann/Heise weisen darauf hin, dass nur 25% der Leistungen eines Grafik-,
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Kommunikations-, Mode-, Textil- und Produktdesigners urheberrechtlich geschiitzt sind.*®
20 % sollen dagegen geschmacksmusterféhig sein, werden aber nach der Einschétzung von
Nordemann/Heise nur in 2% der Fale wirklich as Geschmacksmuster angemeldet. Im
Bereich des Fotodesigns sollen jedoch 95% aller Arbeiten as Lichtbildwerke gem.
§ 21 Nr. 5 UrhG urheberrechtlich geschiitzt sein.*! Ob diese Zahlen der Realitét entsprechen,
muss hier offen bleiben. Fest steht aber, dass der Geschmacksmusterschutz fir Designleis-
tungen eine wichtige Rolle spielt und in keinem Fall unberiicksichtigt bleiben darf.**? Bevor
eine Empfehlung daftr abgegeben werden kann, ob und welche geschmacksmusterrechtlichen
Regelungen in einen Tarifvertrag fur Design-Leistungen aufzunehmen sind, muss die
geschmacksmusterrechtliche Rechtslage in  Auftragsverhdltnissen zwischen einem
arbeitnehmerahnlichen Designer und seinem Auftraggeber untersucht werden. Dabel ist
sowohl das Geschmacksmustergesetz aber auch das Gemeinschaftsgeschmacksmusterrecht zu

berticksichtigen.
aaa) Rechtslage im Geschmacksmusterrecht

Nach der Reform des Geschmacksmustergesetzes im Marz 2004 regelt § 7 11 das Verhdltnis
zwischen einem angestellten Musterschdpfer und seinem Arbeitgeber. Danach steht das Recht
an dem Geschmacksmuster dem Arbeitgeber zu, wenn ein Muster von einem Arbeitnehmer in
Auslibung seiner Aufgaben oder nach den Weisungen seines Arbeitgebers entworfen wird,
sofern vertraglich nichts anderes vereinbart wurde. § 2 GeschmMG a F. lautete dagegen: Bei
solchen Mustern und Modellen, welche von den in einer inlandischen gewerblichen Anstalt
beschéftigten Zeichnern, Malern, Bildhauern usw. im Auftrag oder fur Rechnung des
Eigentimers der gewerblichen Anstalt angefertigt werden, gilt der letztere, wenn durch
Vertrag nichts anderes bestimmt ist, als der Urheber der Muster und Modelle. Im

420 Nordemann/Heise, ZUM 2001, S. 128 (133 f.).

421 Nordemann/Heise, ZUM 2001, S. 128 (137); selbst wenn man einen Schutz as Lichtbildwerk ablehnt, ist
eine Fotografie immer noch in den meisten Féllen als Lichtbild gem. § 72 UrhG geschiitzt.

422 Vgl. dazu auch Gaul, NJW 1986, S. 163 (167): ,, Das Geschmacksmuster bietet die beste Absicherung des
Designs, daneben ist auch der Urheberschutz mdglich, aber bei Industriedesign meist nicht erreichbar.”
Maalien, Designers Manual, S. 145f. Zu Recht weist Schmidt, Urheberrecht u. Vertragspraxis des
Grdfikdesigners, S. 165; aber darauf hin, dass die Eintragung eines Geschmacksmusterrechts zugunsten
eines Grafikdesigners in der Praxis hdufig daran scheitert, dass der Grafikdesigner nicht hinter dem
Ricken seines Auftraggebers die Eintragung vornehmen kann. Der geschmacksmusterrechtliche Schutz sei
demnach kein Ersatz fUr das Urheberrecht.
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Urheberrecht ist der Urheber gem. § 7 UrhG dagegen immer der Schopfer des Werkes. Im
Hinblick auf § 2 GeschmMG a. F. war unklar, ob das Recht an Muster*?® originar in der
Person des Auftraggebers entsteht” oder ob die Norm nur eine gesetzliche
Urheberschaftsvermutung enthdlt, welche zu einem derivativen Rechtserwerb des
Auftraggebers fiihrt*®. Fir einen derivativen Rechtserwerb sprach zunéchst der Wortlaut der
Norm®*®, da der Auftraggeber nur als der Urheber , gilt* und die Norm nicht festlegte, dass
dieser der Urheber ,ist“.*” Da §2 GeschmMG a F. den Begriff ,Urheber* und nicht

, Rechtsnachfolger* %

verwendete, hédtte man aufgrund des Wortlauts aber auch einen
origindren Rechtserwerb annehmen konnen. Der Wortlaut der Norm war demnach nicht
eindeutig. Die Beflrworter eines derivativen Rechtserwerbs begriindeten ihre Auffassung
weiterhin mit der urheberrechtlichen Grundlage des Geschmacksmusterrechts. Da im
Urheberrecht das Schopferprinzip gilt, kdnne das Recht am Muster auch nur in der Person des
Musterschopfers entstehen.*”® AuRerdem kénne nicht im Falle eines Doppelschutzes das
Recht am Muster unmittelbar auf den Unternehmer Ubergehen, das urheberrechtliche
Werknutzungsrecht aber nur durch eine Rechtsiibertragung.** Nirk/Kurtze wandten dagegen
ein, dass das Geschmacksmusterrecht zwar eine urheberrechtliche Grundlage habe, Urheber-
und Geschmacksmusterrecht aber wesensméldig verschieden seien. Dieser wesensmaldige

Unterschied rechtfertige einen originaren Rechtserwerb.***

423 Vor Anmeldung handelt es sich bei dem Recht am Muster lediglich um ein Anwartschaftsrecht, welches
nach der Anmeldung zum Vollrecht erstarkt.

424 So Nirk/Kurtze, GeschmMG, § 2 Rn. 20; Gaul, NJW 1986, S. 163 (166); und die dtere Rechtsprechung
RGZ 154, S.309(315); wobel Gegenstand dieser Entscheidung alerdings eine Erfindung war;
offengelassen von RGZ 163, S. 112 (116). So jetzt auch noch Eichmann/v. Falckenstein, GeschmMG,
3. Auflage, 8§ 7 Rn. 24.

425 So v.Gamm, GeschmMG, §2 Rn.5; Eichmann/v. Fackenstein, GeschmMG, 82 Rn.2;
Gerstenberg/Buddeberg, GeschmMG, § 2 S. 81 f.; Kur, FSf. Schricker, S. 503 (517).

426 8711 GeschmMG n. F. ist insoweit eindeutiger gefasst. Danach steht das Recht an dem Geschmacksmuster
dem Arbeitgeber zu. Die Vorschrift ordnet daher einen nur derivativen Rechtserwerb an. A.A.
Eichmann/v. Falckenstein, GeschmMG, 3. Auflage, § 7 Rn. 24.

427 §7 UrhG normiert namlich dagegen, dass Urheber der Schopfer des Werkes ,,ist”.

428 Das Geschmacksmustergesetz verwendet ndmlich z.B. in 8 7 | sowohl den Begriff ,Urheber* a's auch den
des, Rechtsnachfolgers®.

429 v. Gamm, GeschmMG, § 2 Rn. 5; Eichmann/v. Falckenstein, GeschmMG, § 2 Rn. 2.

430 Gerstenberg/Buddeberg, GeschmMG, §2 S. 81 f.

431 Nirk/Kurtze, GeschmMG, § 2 Rn. 20.
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8 711 GeschmMG ist insoweit nun eindeutiger gefasst. Danach steht das Recht an dem
Geschmacksmuster dem Arbeitgeber zu. Er ist also Rechtsnachfolger und nicht Urheber. Die
Vorschrift ordnet daher einen nur derivativen Rechtserwerb an.*** Dagegen spricht auch nicht,
dass insbesondere aufgrund der europarechtlichen Entwicklung das Geschmacksmusterrecht
nicht mehr als wesensgleicher Unterbau des Urheberrechts angesehen werden kann.*** Das
Urheber- und das Geschmacksmusterrecht sind zwei eigensténdige Schutzrechte. Fir einen
origindren Rechtserwerb koénnte man zwar die in aller Regel niedrigere Schopfungshdhe
anfuhren. Im Gegensatz zu einem Urheber wird ein Musterschopfer in geringerem Malie
personlich mit dem Werk verbunden sein. Daraus folgt aber nur, dass ein Urheber
schutzbedirftiger ist als ein Musterschopfer. Die Annahme eines origindren Rechtserwerbs
des Arbeitnehmers hétte fur einen Musterschopfer zur Folge, dass diesem keine
Designerpersonlichkeitsrechte zustehen koénnen.*** Gegenstand des Designerpersinlich-
keitsrechts ist namlich das geschiitzte Werk in seiner Verbindung mit dem Werkschopfer.*
Nicht nachvollziehbar ist deshalb die Behauptung von Nirk/Kurtze, beim origindren Erwerb
des Anwartschaftsrechts durch den Arbeitgeber stellten sich keine besonderen Fragen.**® Das
Designerpersonlichkeitsrecht ist zwar nicht explizit im Geschmacksmustergesetz geregelt,
lasst sich aber aus dem allgemeinen Personlichkeitsrecht ableiten.”®” Begriindet wird die
Anerkennung eines Designerpersonlichkeitsrechts mit der urheberrechtlichen Grundlage des
Geschmacksmusterrechts.*® Das ist nach heutiger Auffassung zwar nicht mehr haltbar, da
Urheber- und Geschmacksmusterrecht zwei eigenstandige Schutzrechte sind, wie oben
dargestellt worden ist. Trotzdem schitzt das Geschmacksmustergesetz eine asthetische
Leistung, welche nicht nur einen Vermogenswert besitzen kann, sondern auch einen
personlichen Wert. Diese personliche Beziehung des Musterschopfers zu seinem Werk,
welche starker und schwécher ausgepragt sein kann, wird im Rahmen des
Designerpersonlichkeitsrechts geschitzt. Fur die Annahme eines Designerpersonlich-

432 A. A. Eichmann/v. Falckenstein, GeschmMG, 3. Auflage, § 7 Rn. 24.

433 Vgl. dazu die Ausfiihrungen oben auf S. 21 f.

434 Gegenstand des Designerpersonlichkeitsrechts sind das Recht auf Anerkennung der Urheberschaft, das
Recht auf eine Urheberbezeichnung und das Recht auf Urheberbenennung im Musterregister. Vgl.:
Nirk/Kurtze, GeschmMG, § 2 Rn. 35f.

435 Nirk/Kurtze, GeschmMG, § 2 Rn. 32.

436 Nirk/Kurtze, GeschmMG, § 2 Rn. 24.

437 Eichmann/v. Falckenstein, GeschmMG, 3. Auflage, Allg. Rn. 57; v. Gamm, GeschmMG, Einf. Rn. 15.

438 Nirk/Kurtze, GeschmMG, § 2 Rn. 31

128



keitsrechts spricht auf3erdem, dass selbst das Patentrecht personlichkeitsrechtliche Elemente

aufweist.*

Auch in dem reformierten Geschmacksmustergesetz und in der Verordnung tber
das Gemeinschaftsgeschmacksmuster lassen sich Elemente des Designerpersonlichkeitsrechts
finden.**® Gem. § 10 GeschmMG und Art. 18 der Verordnung hat der Entwerfer das Recht,
vor dem Amt und im Register as Entwerfer genannt zu werden.

N&hme man nun an, gem. 8§ 7 1| GeschmMG wiirde der Auftraggeber origindr das Recht
am Muster erwerben, so kénnten nur ihm auch die Designerpersonlichkeitsrechte zustehen.
Ein solches Ergebnis kann nicht interessengerecht sein, da Personlichkeitsrechte grundsétzlich
nur in der Person entstehen kdnnen, die ein Werk selbst geschaffen hat. Aus diesem Grund ist
im Zweifel ein derivativer Rechtserwerb des Auftraggebers anzunehmen. Daflr spricht
mittlerweile auch entscheidend der Wortlaut der Norm. Gem. § 7 1| GeschmMG kann durch
Vertrag Abweichendes vereinbart werden.

Klarungsbedurftig ist weiterhin, ob § 7 Il GeschmMG ein Arbeitsverhéltnis voraussetzt
oder die Norm auch auf arbeitnehmerahnliche Vertragsverhaltnisse Anwendung findet. Fir
eine Anwendbarkeit von § 7 1l GeschmMG auch auf arbeithehmeréhnliche Musterschopfer
spricht im Vergleich zu 8 43 UrhG, dass ein Geschmacksmuster in der Regel eine geringere
Schopfungshdhe aufweist als ein urheberrechtlich geschitztes Werk und damit eine
Einschrankung der Rechte der arbeitnehmerdhnlichen Musterschopfer rechtfertigt. Des
Welteren ist nicht entscheidend, dass der Gesetzgeber den Begriff ,, Arbeitnehmer® und nicht
auch ,, Arbeitnehmerahnlicher verwendet hat. Es kommt vielmehr darauf an, dass die Person
ein Muster in Ausiibung seiner Aufgaben oder nach den Weisungen des Arbeitgebers
entworfen hat. Grundlage des Aufgabenbereichs des Arbeitnehmers bzw. des Weisungsrechts
des Arbeitgebers kann auch ein Vertrag Uber eine ,freie Mitarbeit” sein. Rechtfertigend ist
weiterhin anzufthren, dass der Arbeitgeber auch in einem freien Mitarbeiterverhdtnis das
wirtschaftliche Risiko tragt. 8 7 11 GeschmMG ist demnach auch auf arbeitnehmerdhnliche

Personen anwendbar.**

439 So z.B. der Anspruch auf Erfinderbenennung gem. § 63 PatG.

440 Verordnung (EG) Nr.6/2002 des Rates vom 12. Dezember 2001 Uber das
Gemeinschaftsgeschmacksmuster.

441 Eichmann/v. Falckenstein, GeschmMG, 3. Auflage, § 7 Rn. 19. Eine Anwendbarkeit von 8 2 GeschmMG
a F. auf arbeitnehmerdhnliche Urheber wurde von der Literatur mit einem pauschalen Verweis auf die
Literatur zu 8§ 43 UrhG oder ohne Begriindung abgelehnt. Eichmann/v. Falckenstein, GeschmMG, § 2
Rn. 5; Nirk/Kurtze, GeschmMG, § 2 Rn. 13; v. Gamm, GeschmMG, § 2Rn. 7.
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Wie schon erwédhnt, wird auch im Geschmacksmusterrecht ein Designerper-
sonlichkeitsrecht anerkannt, obwohl es gesetzlich nicht verankert ist.**? Inhaltlich lehnt sich
das Designerpersonlichkeitsrecht stark an die im Urheberrechtsgesetz  normierten
Urheberpersonlichkeitsrechte an. Diskutiert wird Uber das Veroffentlichungsrecht, das Recht
auf Anerkennung der Urheberschaft, das Recht auf Angabe des Namens, das Recht auf
Urheberbenennung im Musterregister und das Anderungsverbot. Grundsitzlich ist das
Designerpersonlichkeitsrecht schwécher ausgeprégt, da ein Muster in aler Regel von
geringerer schopferischer Qualitéat ist und die personliche Beziehung eines Musterschopfers
zu seinem Werk demnach als nicht so eng zu werten ist. Fraglich ist also, welche der oben
genannten Rechte zum Schutze der Personlichkeit eines Musterschopfers erforderlich und
damit Inhalt des Designerpersonlichkeitsrechts sind. Daran anschlief3end ist zu kldren, ob
diese Rechte im Rahmen eines Arbeitsverhdtnisses gem. 8 7 11 GeschmMG stillschweigend
auf den Auftraggeber Ubertragen werden.

Essentieller Bestandteil des Urheberpersonlichkeitsrechts ist das Recht auf Anerkennung
der Urheberschaft und davon abgeleitet das Recht auf Nennung des Namens. Da dieses Recht
die personliche Beziehung des Schopfers zu seinem Werk als solche anerkennt, ist es
Grundvoraussetzung fur ale anderen Rechte, die aus dem Personlichkeitsrecht abgeleitet
werden konnen. Das Recht auf Anerkennung der Urheberschaft und damit auch das Recht auf
Nennung des Namens® gehdren aus diesem Grund zum Inhalt des
Designerpersonlichkeitsrechts.*** Insbesondere das Recht auf eine Urheberbezeichnung kann
aber, wie beim Schopfer eines urheberrechtlich geschitzten Werkes, aufgrund eines
ausdricklichen Verzichts abbedungen oder durch eine entgegenstehende Branchenibung

ausgeschlossen sein.** Da Gegenstand des Geschmacksmusterschutzes vor alem Indust-

442 Elemente eines Designerpersonlichkeitsrechts sind mittlerweile in 8 10 GeschmMG n. F. normiert. Danach
hat ndmlich der Entwerfer gegentiber dem Anmelder oder dem Rechtsinhaber das Recht, im Verfahren vor
dem Deutschen Patent- und Markenamt und im Register als Entwerfer benannt zu werden.

443 Eichmann erkennt mittlerweile ein Recht des Designers auf Designerbenennung und -bezeichnung nicht
mehr an, da die Benennung und die Anbringung einer Bezeichnung in der Regel uniblich sai.
Eichmann/v. Falckenstein, GeschmMG, 3. Auflage, Allg. Rn. 59, 60.

444 Eichmann/v. Falckenstein, GeschmMG, 81 Rn.76/77; wobel dieser einen Anspruch auf
Urheberbezeichnung allerdings nur anerkennt, wenn er dem Urheber vertraglich eingerédumt worden ist. So
auch Nirk/Kurtze, GeschmMG, § 2 Rn. 36/37; Kur, FS f. Schricker, S. 503 (524 f.). Allg. zum Recht auf
Anerkennung der Urheberschaft v. Gamm, GeschmMG, Einf. Rn. 15

445 Vgl. S. 113f.; v. Gamm, GeschmMG, § 5 Rn. 13.
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rieentwirfe sind, ist das Recht auf Anbringung einer Urheberbezeichnung in aller Regel
aufgrund einer entgegenstehenden Branchenlibung ausgeschl ossen.

Gem. 8121 UrhG hat der Urheber das Recht, zu bestimmen, ob und wie sein Werk zu
verdffentlichen ist. Das Verdffentlichungsrecht hat auch im Geschmacksmusterrecht eine
besondere Bedeutung, da eine neuheitsschadliche Verdffentlichung des Musters durch einen
Dritten dem Musterschopfer geschmacksmusterrechtlichen Schutz vollkommen versagen
kann. Das Verdffentlichungsrecht steht demnach grundsétzlich auch dem Musterschopfer
zu. 0

Weiterhin besteht im Urheberrecht ein Anderungsverbot gem. § 39 | UrhG fiir den Inhaber
eines Nutzungsrechts. Danach darf dieser das Werk, dessen Titel oder Urheberbezeichnung
nicht andern, wenn nichts anderes vereinbart ist. Auch das Anderungsverbot findet nach
allgemeiner Ansicht Anwendung im Geschmacksmusterrecht.*’

Zu Klaren ist, ob neben den Nutzungsrechten auch die oben genannten Rechte aus dem
Designerpersonlichkeitsrecht gem. 8 7 11 GeschmMG auf den Auftraggeber Ubergehen. Das
Recht am Muster setzt sich zusammen aus den Uberwiegend vermogensrechtlichen und
personlichkeitsrechtlichen Aspekten. Grundsétzlich findet deshalb auch ein Ubergang der
personlichkeitsrechtlichen Elemente des Rechts am Muster statt. Da der Rechtstibergang aber
nur derivativer Natur ist, verbleibt der Kernbereich des Designerpersonlichkeitsrechts beim
Schopfer. Der Kernbereich des Designerpersonlichkeitsrechts  ist  wie  beim
Urheberpersonlichkeitsrecht uniibertragbar. Nicht Ubertragbar ist aus diesem Grund das Recht
auf Anerkennung der Urheberschaft*®, da dieses Recht die Grundlage fiir ale weiteren
Rechte aus dem Designerpersonlichkeitsrecht bildet. Ubertragen wird aber das Recht auf eine
Urheberbezeichnung, das Verdffentlichungsrecht und das Recht, Anderungen des Werkes zu
verbieten, soweit nichts Abweichendes vereinbart worden ist. Die Ubertragbarkeit liegt
begrindet in der besonderen Zweckbindung eines geschmacksmusterféhigen Musters und
einer in aler Regel entgegenstehenden Branchentibung.

Schaffen mehrere Personen gemeinsam en Muster, so kann auch im Ge
schmacksmusterrecht ein Fall der Miturheberschaft vorliegen.** Die Miturheberschaft ist
mittlerweile ebenfalls vom Reformgesetzgeber ausdriicklichin 8 71 S. 2 GeschmM G geregelt

446 v. Gamm, GeschmMG, § 5 Rn. 12; Eichmann/v. Falckenstein, GeschmMG, § 1 Rn. 75.
447 v. Gamm, GeschmMG, § 5 Rn. 15; Eichmann/v. Falckenstein, GeschmMG, § 1 Rn. 79.
448 Eichmann/v. Falckenstein, GeschmMG, § 1 Rn. 78; v. Gamm, GeschmMG, § 2 Rn. 17.
449 Nirk/Kurtze, GeschmMG, § 3 Rn. 50.
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worden. Danach steht mehreren Personen das Recht auf ein  Geschmacksmuster
gemeinschaftlich zu, wenn diese gemeinsam das Muster entworfen haben. Wie im
Urheberrecht finden auf Miturheber die Regeln Uber die Gesamthandsgemeinschaft
Anwendung. Dies gilt auch im Geschmacksmusterrecht in aller Regel schon deshalb, weil die
Miturheber mit der gemeinsamen Werkschopfung einen gemeinsamen Zweck verfolgen und
damit eine Gesellschaft des burgerlichen Rechts sind. Eine Gesellschaft des birgerlichen
Rechts ist gem. § 719 BGB eine Gesamthandsgemeinschaft. Im Ubrigen sind die Grundsitze
der Bruchteil sgemeinschaft anzuwenden.**°

Aufgrund der Verordnung (EG) Nr.6/2002 des Rates Uber das Gemeinschafts-
geschmacksmuster, welche am 6. 3. 2002 in Kraft getreten ist, besteht neben dem nationalen
geschmacksmusterrechtlichen Schutz die Maoglichkeit, en Gemein-
schaftsgeschmacksmusterrecht zu erwerben. Das Gemeinschaftsgeschmacksmusterrecht gilt
unmittelbar und einheitlich innerhalb der gesamten Gemeinschaft.**

Zunéchst ist in der Verordnung Uber das Gemeinschaftsgeschmacksmuster in Art. 14 11
ausdricklich die Miturheberschaft geregelt. Danach steht mehreren Personen, die ein
Geschmacksmuster  gemeinsam  entwickelt haben, das Recht auf das
Gemeinschaftsgeschmacksmuster gemeinsam zu. Wie im Urheberrecht sind demnach im
Gemeinschaftsgeschmacksmusterrecht  die  Grundsdtze der Gesamthandsgemel nschaft
anzuwenden. Wird ein Geschmacksmuster in einem Arbeitsverhdtnis geschaffen, so findet
sich in Art. 14111 der Verordnung eine dem 8§71l GeschmMG vergleichbare Regelung.
Danach steht dem Arbeitgeber das Recht auf das Gemeinschaftsgeschmacksmuster zu, wenn
ein Geschmacksmuster von einem Arbeitnehmer in Ausiibung seiner Aufgaben oder nach
Weisungen seines Arbeitgebers entworfen worden ist, sofern vertraglich nichts anderes
vereinbart wurde oder sofern die anwendbaren innerstaatlichen Rechtsvorschriften nichts
anderes vorsehen. Die Vorschrift ordnet an, dass dem Arbeitgeber das Recht auf das
Gemeinschaftsgeschmacksmuster  zusteht und bewirkt demnach einen derivativen
Rechtslibergang. Im Gegensatz zu der in 8§ 2 GeschmMG a. F. gewahlten Formulierung ist
Art. 14111 diesbeziglich eindeutiger gefasst. Weiterhin ist interessant, dass der
Rechtsiibergang nicht nur bei Dienstwerken stattfindet, also wenn ein Arbeitnehmer das Werk

in Ausitibung seiner Aufgaben geschaffen hat, sondern auch wenn er nach den Weisungen

450 v. Gamm, GeschmMG, § 3 Rn. 6.
451 Erwg.gr. (5) der VO (EG) Nr. 6/2002.
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seines Arbeitgebers gearbeitet hat. Dabei ist es gleichgtiltig, ob die Gestaltung des Musters zu
seinem Pflichtenkreis gehért oder nicht.*?

Ausdricklich sind in der Verordnung Uber das Gemeinschaftsgeschmacksmuster auch
Elemente eines Designerpersonlichkeitsrechts normiert. Gem. Art. 18 hat namlich der
Entwerfer wie der Anmelder oder der Inhaber des eingetragenen Gemeinschafts-
geschmacksmusters das Recht, vor dem Amt und im Register als Entwerfer genannt zu
werden. Im Falle einer Miturheberschaft kann die Nennung des Entwerferteams an die Stelle
der Nennung der einzelnen Entwerfer treten. Der Entwerfer hat allerdings keinen
selbstandigen unmittelbaren Anspruch gegeniiber dem Amt, sondern nur einen Anspruch

gegeniiber dem Anmelder und Rechtsinhaber.*

bbb) Was misste ein Tarifvertrag zum geschmacksmusterrechtlichen Schutz von

Designleistungen regein?

Um den geschmacksmusterrechtlichen Schutz von Designleistungen zu regeln, sollte dem
Tarifvertrag eine Regelung vorangestellt werden, welche die Voraussetzungen fir eine
Geschmacksmusterfahigkeit erlautert. Eine solche Regelung kann nur Klarstellungszwecken
dienen, da sie sich an die gesetzlichen Vorgaben halten muss. Dies gilt umso mehr, as die
V oraussetzungen der Musterfahigkeit mittlerweile durch den Reformgesetzgeber ausdriicklich

geregelt worden sind. Sie konnte folgendermal3en lauten:

Erzeugnisse im Sinne von § 1,2 GeschmMG sind geschmacksmusterfahig, wenn sie neu
sind und Eigenart haben. Neu ist ein Muster dann, wenn die seine Eigenart begrindenden
Merkmale inlandischen Fachkreisen weder bekannt sind, noch bekannt sein konnten. Ein
Muster hat Eigenart, wenn sich der Gesamteindruck, den es beim informierten Benutzer
hervorruft, von dem Gesamteindruck unterscheidet, den ein anderes Muster bei diesem

Benutzer hervorr uft.

452 Das ist im Urheberrecht anders. § 43 UrhG erfasst nur die Werke eines Arbeitnehmers, die in Erfullung
einer arbeitsvertraglichen Pflicht geschaffen worden sind. Werke, die zwar fir den Arbeitgeber erstellt
worden sind, aber auRerhalb der arbeitsvertraglichen Pflichten liegen, fallen nicht darunter. Rojahn in
Schricker, UrhG, § 43 Rn. 25.

453 So die Begriindung zu § 10 des Referentenentwurfs fir ein Geschmacksmusterreformgesetz.
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Gem. 8711 GeschmMG findet ein derivativer Rechtserwerb des Arbeitgebers statt. Da der
Wortlaut der Norm allerdings nicht ganz eindeutig ist und die Rechtsfolgen auch in Literatur
und Rechtsprechung nicht als vollig geklart bezeichnet werden konnen, sollte die Rechtsfolge
eines nur derivativen Erwerbs ausdriicklich in einen Tarifvertrag aufgenommen werden. Eine
solche Regelung dient im Wesentlichen Klarstellungszwecken. Daneben muss auch die
Geltung fur arbeitnehmerdhnliche Designer ausdricklich in  den Tarifvertrag
mitaufgenommen  werden, da nach der Uberwiegenden Ansicht in der Literatur zu
8§ 2 GeschmMG aF. und auch zu 8§ 7 |1 GeschmMG diese Regelung auf arbeitnehmerdhnliche
Personen nicht anwendbar ist. Die Regelung konnte sich an 8711 GeschmMG bzw.

Art. 14 111 der Verordnung tiber das Gemeinschaftsgeschmacksmuster anlehnen*:

Wird eine geschmacksmusterféahige schopferische Leistung von einem arbeitnehmer ahnlichen
Designer in Austibung seiner Aufgaben oder nach den Weisungen des Auftraggebers

entworfen, so steht das Recht am Muster dem Auftraggeber zu.

Des weiteren wéare es sinnvoll, die Voraussetzungen eines Miturheberrechts des
Auftraggebers ausdricklich zu regeln. Da das Entstehen eines Miturheberrechts nicht in den
Héanden der Tarifvertragsparteien liegt, sondern den gesetzlichen Vorgaben entsprechen muss,

dient diese Regelung nur Klarstellungszwecken.

Dem Auftraggeber und dem arbeitnehmeréahnlichen Designer steht das Recht auf ein
Geschmacksmuster gemeinsam zu, wenn sie das Geschmacksmuster gemeinsam entwickelt
haben. Vorschl&ge des Auftraggebers oder sonstige fordernde Maf3nahmen begrinden nur im
Falle der gemeinsamen Entwicklung ein gemeinsames Recht auf das Geschmacksmuster.

Ebenso empfiehlt sich die ausdriickliche Normierung des Designerpersonlichkeitsrechts, da
dieses zum einen im Geschmacksmustergesetz selbst nicht geregelt und deshalb nicht
allgemein anerkannt ist und zum anderen dessen Inhalt nicht ganz geklart ist.

454 Anregungen liefert auch eine fir eine Betriebsvereinbarung vorgeschlagene Regelung von Gaul, NJW
1986, S. 163 (166): , Eine geschmacksmusterféhige und/oder urheberrechtsféhige schopferische Leistung
eines Arbeitnehmers gehdrt dem Arbeitgeber.”
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Der arbeitnehmerdhnliche Designer wird in seiner personlichen Beziehung zum Werk
geschiitzt (Designer personlichkeitsrecht). UnUbertragbarer Kernbereich des
Designerpersonlichkeitsrechts ist das Recht auf Anerkennung der Urheberschaft. Das Recht
auf eine Urheberbezeichnung, das Veroffentlichungsrecht, sowie das Recht, Anderungen des
Werkes zu verbieten, steht dagegen dem Auftraggeber zu, soweit nichts anderes vereinbart

wird.

Weiterhin misste noch festgehalten werden, dass ein Vergutungsanspruch auch fur

geschmacksmusterfahige Werke entsteht.

Dem arbeitnehmerdhnlichen Designer steht flr ein geschmacksmusterfahiges Werk eine

angemessene Verglitung zu.

c) Tarifvertrag fur arbeitnenmer@hnliche freie Journalisten und Jour nalistinnen an

Tageszeitungen

Der Tarifvertrag fur arbeitnehmerdhnliche freie Journaisten und Journalistinnen an
Tageszeitungen vom 12. Oktober 2000 gilt fur alle Verlage, die Tageszeitungen herausgeben,
und for alle hauptberuflichen freien Journalisten und Journdistinnen, die als
arbeitnehmerahnlich im Sinne des Tarifvertrages gelten. Hauptberuflich tétig ist ein Journalist
gem. 82 des Tarifvertrages, wenn er seine EinkiUnfte Uberwiegend aus journalistischer
Tatigkeit bezieht und diese regelmaliig nicht weniger als DM 750 (383,50 €) betragen. Eine
Definition der arbeitnehmer-ghnlichen freien Journalisten und Journalistinnen enthélt 8 3,
welche mit der des §12aTVG und 83 des Vergutungstarifvertrags Design inhaltlich
Uberei nstimmt.

Der Tarifvertrag Freie Journalisten enthdt in § 13 urheberrechtliche Bestimmungen. In den
ersten drei Absatzen wird konkretisiert, welchen Umfang ein Erstdruck-, Zweitdruck- und
Alleinverdffentlichungsrecht des Verlages hat. Die Regelung unterscheidet sich also von der
Urheberrechtsklausel im Verglutungstarifvertrag Design im Wesentlichen dadurch, dass sie
selbst keine Rechtseinraumung der Urheber vorsieht, sondern sich darauf beschrankt, die

Rechteverteilung zu definieren.®> Ob dem Verlag ein Erstdruck-, Zweitdruck- oder

455 Katzenberger, Elektronische Printmedien, S. 163.
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Alleinverdffentlichungsrecht zusteht, richtet sich gem. 8 101 S. 1 des Tarifvertrages nach dem
Angebot des Journalisten. Enthdlt ein Angebot des Journalisten diese Angabe nicht, so
bestimmt 8101 S. 2, dass der Beitrag dann als zum Zweitdruck angeboten gilt. Der
Zweckibertragungsgrundsatz kommt demnach nicht zur Anwendung.

Beim Erstdruckrecht hat der Verlag gem. 8131 Anspruch auf die Prioritdt der
Veroffentlichung des Beitrags. Danach darf der frele Journalist also den gleichen Beitrag
nicht zum vorherigen oder gleichzeitigen Abdruck in diesem Verbreitungsgebiet anderweitig
anbieten. Die Regelung verweist weiterhin auf 8§ 38111 S. 2 UrhG. Danach ist ein Urheber,
welcher einer Zeitung ein ausschliefdliches Nutzungsrecht an einem Beitrag einrdumt, sogleich
nach Erscheinen des Beitrags berechtigt, ihn anderweit zu vervielféltigen und zu verbreiten,
wenn nichts anderes vereinbart ist. Die Bezugnahme auf die dispositive Vorschrift des
83811l S.2UrhG stellt eine tarifvertragliche Verweisung dar, welche konstitutiv oder nur
deklaratorisch wirken kann. Bel konstitutiven Verweisungen gelten die Rechtswirkungen der
Norm, auf welche verwiesen wird, unmittelbar zwischen den Tarifgebundenen.
Deklaratorische Verweisungen haben dagegen blofRen Hinweis- und Informationscharakter.**°
Eine konstitutive Wirkung der Regelung hétte zur Folge, dass 838111 S.2UrhG im
Arbeitsverhdtnis nicht mehr abdingbar wére. Ein dahingehender Regelungswille der
Tarifvertragsparteien ist zu unterstellen, da ein vorrangiges Ziel dieses Tarifvertragesist, die
Position der arbeitnehmerdhnlichen freien Journalisten zu stérken. Verweisungen werden
tellweise als unzuldssige Delegation der Normsetzungsbefugnis der Tarifvertragsparteien
bewertet, wenn durch diese dynamisch auf eine andere Regelung in einem Tarifvertrag oder
Gesetz Bezug genommen wird. Unterschieden werden dynamische Verweisungen, also auf
Regelungen in der jeweils geltenden Fassung, und statische Verweisungen auf Regelungen in
einer bestimmten Fassung. Ob § 13 | des Tarifvertrages fur freie Journalisten dynamisch oder
statisch auf § 38111 S. 2 UrhG verweist, kann dahinstehen, da mit Wiedemann anzunehmen
ist, dass der Gesetzgeber eine Verweisung auf staatliche Gesetze fir zuléssig erachtet und
damit die Tarifvertragsparteien dementsprechend erméchtigt sind.**” § 38111 S. 2 UrhG gilt
demnach unmittelbar und zwingend zwischen den beiderseits Tarifgebundenen und ist im
Arbeitsverhdtnis nicht abdingbar.

8 1311 und 11l des Tarifvertrages definieren weiterhin den Umfang eines Zweitdruck- und

eines Alleinvertffentlichungsrechts des Verlages. Beim Zweitdruckrecht kann der Journalist

456 Wiedemann, TVG, § 1 Rn. 195.
457 Wiedemann, TVG, § 1 Rn. 201.
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den gleichen Beitrag auch vor der Veréffentlichung in diesem Verbreitungsgebiet anderweitig
anbieten. Ein Alleinveréffentlichungsrecht verhindert dagegen ein anderweitiges Anbieten des
Beitrags vor Verdffentlichung. 8 131V bestimmt dann, dass der Verlag im Zweifel nur das
Recht zur einmaligen Veroffentlichung des Beitrags in den Ausgaben, fur die er angenommen
ist, hat. Diese Regelung schliefdt also zundchst aus, dass der Verlag den Beitrag fur eine
weitere Verdffentlichung in der gleichen Ausgabe oder fir eine andere Ausgabe oder ein
anderes Verlagsprodukt nutzt. Fraglich ist aber, was gilt, wenn Unklarheiten darUber
bestehen, fir welche Ausgaben der Beitrag angenommen worden ist. Dann musste auch hier

der Zweckiibertragungsgrundsatz des §31V UrhG Anwendung finden.**®

Entgegen
8441 UrhG bestimmt 8§13V des Tarifvertrages, dass der Verlag mit dem Erwerb des
Eigentums ein unbefristetes Recht zur Verdffentlichung erwirbt. Da 8441 UrhG ene
dispositive Vorschrift ist, bestehen hinsichtlich der Zuladssigkeit einer solchen Regelung keine
Bedenken.

Zu kléaren wére noch, ob das Erstdruck-, Zweitdruck- und Alleinveréffentlichungsrecht nur
die Printmediennutzung oder auch die elektronische Nutzung®™® umfasst. Dagegen spricht
zunéchst die Verwendung des Begriffs ,,-druck”. Aus dem Wortlaut folgert Katzenberger,
dass sich die Urheberrechtsklausel nur auf die Printauswertung beziehen kann.*® Der
Tarifvertrag stehe aber ener (auch  sillschweigenden)  individualvertraglichen
Nutzungsrechtseinrdumung nicht entgegen, insoweit sei der Journalist in seiner
Rechtseinrdumung nicht auf die dort genannten Nutzungsarten beschrankt. Dem muss
aufgrund des eindeutigen Wortlauts zugestimmt werden. Die Reichweite eines eingerdumten
Nutzungsrechts bleibt damit fir den wichtigen Bereich der elektronischen Nutzung
indvididualvertraglichen Vereinbarungen Uberlassen. Da oftmals eine ausdrtickliche Verein-
barung Uber die elektronische Nutzung von Bildbeitrégen fehlt, ist entscheidend, zu welchem
Zweck die Parteien den Vertrag geschlossen haben. Eine Entscheidung Uber die Reichweite
des Nutzungsrechts aufgrund der ZweckUibertragungstheorie ist in aller Regel mit grof3er
Rechtsunsicherheit verbunden. Im Interesse sowohl der Verlage als auch der Journalisten
wére deshab eine Regelung der elektronischen Nutzung von Beitrégen winschenswert und
im Jahre 2005 auch erforderlich.

458 Vgl. dazu ausfihrlich oben S. 76 f.
459 Z.B.: CD-ROM, Internet.
460 Katzenberger, Elektronische Printmedien, S. 167.
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813VI bezieht sich auf das Namensnennungsrecht des Urhebers. Danach ist der
Urheber/die Urheberin bei Bildbeitrdgen anzugeben, wenn nichts anderes vereinbart ist.
8 13 VI wiederholt danach im Grunde die gesetzliche Regelung des 8 13 S. 2 UrhG.

Der Tarifvertrag enthdlt weiterhin in 8 7 eine Regelung Uber Honorare fur Bildbeitrage.
Die Honorare richten sich zum einen nach der Auflage der Tageszeitung und zum anderen
danach, ob der Journalist dem Verlag ein Erstdruck- oder Zweitdruckrecht eingerédumt hat.
Der freien Vereinbarung unterliegen gem. 8 7 d) Honorare fir Alleinrechtbilder, Titelfotos,
Fotomontagen, Farbaufnahmen und Zeichnungen. Wird ein Bild fur ein Archiv angekauft, so
unterliegt das Honorar fur den Erwerb gem. §7€) der freien Vereinbarung. Fur jede
Vertffentlichung eines Archivbildes bestimmt 8§13V S. 2, dass dem Urheber ein
Abdruckhonorar im Sinne von § 7 a) und b) zusteht, es sei denn, dieses wurde beim Ankauf

bereits durch ein Pauschal-Abdruckhonorar mitabgegolten.
d) Anwendbarkeit der 88 32 f. UrhG

Fraglich ist, ob die Neuregelungen der 88 32 f. UrhG zur Stérkung der vertraglichen Stellung
von Urhebern auch auf arbeitnehmerdhnliche Urheber Anwendung finden. Dies hétte zur
Folge, dass ein arbeitnehmerahnlicher Urheber trotz Vereinbarung einer Vergitung im Freien-
Mitarbeitervertrag oder Werk-/Dienstvertrag einen Anspruch auf eine angemessene
Vergitung durch ene dahingehende Vertragskorrektur erhdlt (8321 S. 3 UrhG).
8§32 1V UrhG bestimmt zunéchst, dass tarifvertragliche Vergitungsregeln den Anspruch des
Urhebers auf Korrektur des Nutzungsvertrages gem. 8 321 S. 3 UrhG verdrangen. V orausset-
zung ist, dass der jeweilige Tarifvertrag personlich und sachlich auf das jeweilige
Rechtsverhdtnis zwischen Urheber und Werknutzer anwendbar und eine Vergitung fur die
konkrete Werknutzung vorgesehen ist.** Der Gesetzgeber hat diese Regelung nachtraglich
eingefuhrt, um die durch Art. 9111 GG verfassungsrechtlich garantierte Tarifautonomie zu
wahren. Arbeitnehmerdhnliche Designer und freie Journalisten konnen demnach keine
Korrektur ihres Werk- oder Mitarbeitervertrages verlangen, soweit sie tarifvertraglich
gebunden sind und fur ihre Leistung eine Vergitung nach dem Tarifvertrag vorgesehen ist.
Fraglich ist, ob bei lickenhaften Tarifvertrédgen und fUr ale dbrigen arbeitnehmeréhnlichen
Urheber der Anspruch aus §321 S. 3UrhG anwendbar ist. Daran kdnnte man zweifeln, da

priméres Ziel der Urheberrechtsreform die Stérkung der vertraglichen Stellung von

461 Wandtke/Grunert in Wandtke/Bullinger, UrhG, § 32 Rn. 25.
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freischaffenden Urhebern gewesen ist. In der Begrindung zum Regierungsentwurf heil3t es

allerdings bereits:

Soweit Nutzungsvertrage auf tarifvertraglicher Grundlage geschlossen werden, bieten die
kollektiv ausgehandelten Rahmenbedingungen in der Regel einen hinreichenden Schutz. Das
gilt nicht in gleichem Malf3e fur arbeitnehmerahnliche Personen nach 8§ 12 a TVG, da deren
rechtliche Sellung schwacher und damit auch die kollektivwertraglichen

Durchsetzungsmdglichkeiten regelméRig erheblich geringer sind.*®?

Der Gesetzgeber wollte demnach die arbeitnehmerdhnlichen Urheber nicht aus dem
Schutzbereich der 88 32f. UrhG ausschlief3en. Unklar ist alerdings, ob dies auch fir
Arbeitnehmerurheber gilt. Darauf wird im Weiteren noch vertieft eingegangen werden. Trifft
einer der genannten Tarifvertrage also zu bestimmten Nutzungsarten keine Regelung der
Vergiitung, so wird der Anspruch gem. § 321 S.3 UrhG nicht verdrangt.*®® Alle tbrigen
arbeitnehmerahnlichen Urheber, die nicht in den personlichen Anwendungsbereich des
Vergutungstarifvertrags Design und des Tarifvertrags fur freie Journalisten fallen, kénnen
demnach den gesetzlichen Korrekturanspruch geltend machen.

Die Vorrangstellung einer tarifvertraglich vereinbarten Vergitung gilt gem.
8§32 alV UrhG auch fir den Anspruch des Urhebers auf eine weitere Beteiligung. Der
Verweis in 8361 S. 3UrhG ist Uberflissig, da die tarifvertraglichen Bestimmungen bereits
den Anspruch auf eine angemessene Vergutung ausschlieffen und damit gemeinsame

Vergutungsregeln von vornherein nicht zur Anwendung kommen.

462 BT-Drucks. 14/6433, 11 4. d).
463 Wandtke/Grunert in Wandtke/Bullinger, UrhG, § 32 Rn. 46.
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[11. Arbeitnehmer ur heber

Dem Urheberrechtsgesetz liegt das Leitbild eines selbsténdig tdtigen Urhebers zugrunde,
obwohl das Werkschaffen im Arbeitsverhdltnis schon lange Uberwiegt. Bel der Schopfung
urheberrechtlich geschiitzter Werke von Arbeitnehmern sind sowohl arbeitsrechtliche als auch
urheberrechtliche  Grundsdtize anwendbar, welche teilweise Kkollidieren. Diesem
Spannungsverhdltnis von Arbeits- und Urheberrecht ist im Urheberrechtsgesetz nur eine
Vorschrift, der 8 43 UrhG, gewidmet. Im Folgenden soll die urheberrechtliche Rechtslage im
Arbeitsverhdltnis, insbesondere unter Beriicksichtigung der einschlégigen Tarifvertrége, der
Besonderheiten im Hochschulwesen und der Neuregelung der Vergltungsregeln untersucht
werden. Der Untersuchung liegt der im Arbeitsrecht herrschende Arbeitnehmerbegriff
zugrunde. Arbeitnehmer sind danach jene, die in personlicher und wirtschaftlicher

Abhangigkeit zu ihrem Arbeitgeber stehen und weisungsgebunden tétig werden.

1. Eigentum

Urheberrecht und Eigentum an dem Werkstiick, in dem sich das Urheberrecht materialisiert,
miissen nicht notwendig zusammenfallen.*®* Zu kléren ist, wer das Eigentum an einem im
Arbeitsverhdltnis hergestellten Werkstiick erwirbt. Dies regelt 8 950 | BGB. Danach erwirbt
im Falle der Verarbeitung oder Umbildung der Hersteller an der neuen Sache das Eigentum.
Nach Uberwiegender Auffassung ist der Hersteller aber nicht in jedem Falle der Schopfer des
Werkes. Maldgeblich ist vielmehr, in wessen Namen und Interesse die Verarbeitung nach der
Verkehrsauffassung vom Standpunkt eines mit den Verhdltnissen vertrauten objektiven
Beobachters erfolgt.*® Dies ist in einem Arbeitsverhdltnis grundsétzlich der Arbeitgeber.*®
Diese richterrechtliche Erweiterung des Herstellerbegriffs tragt dem Grundsatz Rechnung,
dass dem Arbeitgeber das Recht am Arbeitsergebnis gebuhrt. Der Eigentumserwerb des
Arbeitgebers im Rahmen des § 950 | BGB erfolgt originar und damit lastenfrei.*®’

Von dem grundsétzlichen Eigentumserwerb des Arbeitgebers muss allerdings insbesondere
im Bereich der Hochschule in zahlreichen Féllen eine Ausnahme gemacht werden. Der BGH

hatte in der Entscheidung ,, Grabungsmaterialien” darlber zu befinden, wer Eigentiimer des

464 Nur das Eigentums- und nicht das Urheberrecht kann Grundlage eines Herausgabeanspruchs sein.
465 BGHZ 112,S. 243 (249).

466 BGH, NJW 1952, S. 661 (662); BAG, GRUR 1961, S. 491 (492).

467 Bassengein Palandt, BGB, § 950 Rn. 6.
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wissenschaftlichen Nachlasses eines Professors ist.*® Das Gericht sprach den Erben des
Professors das Eigentum zu, da en Hochschullehrer, im Gegensatz zu einem
weisungsabhangigen  Arbeitnehmer, die seiner Universitdt jeweils obliegenden
wissenschaftlichen Aufgaben durch Forschung und Lehre in seinem Fach selbsténdig
wahrnehme. Das folge bereits aus der in Art. 5111 GG verfassungsrechtlich garantierten Frei-
heit von Forschung und Lehre. Die Forschungsarbeit eines Hochschullehrers sei demnach
grundsétzlich nicht darauf gerichtet, dem Dienstherrn Arbeitsergebnisse flr seine Zwecke zur
Nutzung zur Verfigung zu stellen. Im Falle der so genannten zweckfreien Forschung, wenn
die Forschungsarbeit also zum Beispiel nicht Teil eines umfassenden Forschungsprojekts der
Hochschuleist*®, ist der Hochschullehrer und nicht die Hochschule , Hersteller* im Sinne des
8950BGB und damit Eigentimer. Das Herausgabeverlangen der Erben in der
angesprochenen Entscheidung , Grabungsmaterialien“ scheiterte aber an einem dauernden
Besitzrecht der Hochschule im Sinne des § 986 | BGB.*”° Das Recht zum Besitz finde seine
Grundlage in einer dem Professor obliegenden Anbietungspflicht. Aus der dienstvertraglichen
Treuepflicht folge, dass ein Professor der Hochschule seine Forschungsergebnisse anzubieten
habe. Diese Anbietungspflicht kdnne sich dann in ein Recht zum Besitz umwandeln. Bevor
dazu Stellung genommen werden soll, ob und fir welchen Personenkreis im Urheberrecht
eine an die Regelungen im Arbeitnehmererfindungsgesetz angelehnte Anbietungspflicht
besteht*!, ist grundsétzlich zu fragen, ob sich eine Anbietungspflicht tiberhaupt in ein Recht
zum Besitz umwandeln kann. Inhalt dieser sogenannten Anbietungspflicht ist namlich die
Verpflichtung des Arbeitnehmers, seinem Arbeitgeber das Werk zur Verwertung anzubieten,
ihm also entsprechende Nutzungsrechte einzuréumen. Die Anbietungspflicht bezieht sich also
auf die Einrdumung von Nutzungsrechten und nicht auf dingliche Rechte. Da die dingliche
Rechtslage von der urheberrechtlichen zu trennen ist, ist die Umwandlung der
Anbietungspflicht in ein Recht zum Besitz unschlissig. Das ergibt sich auch im Hinblick auf
§ 25 UrhG. Danach hat ein Urheber, der sein Werk verwerten will, nur einen Anspruch auf
Zugang zum Werkstiick und kein Besitzrecht. Besitzrecht und Verwertungsrechte des

Urhebers fallen vielmehr auseinander. Diese Trennung gilt auch fur Besitz- und Nutzungs-

468 BGHZ 112, S. 243 f.

469 Als zweckgebunden wertete der BGH eine Krankenkartei, welche im Wesentlichen der Behandlung der
Patienten diente und damit im Rahmen des Dienstverhdltnisses fur den Klinikbetrieb und nicht fir
wissenschaftliche Forschungszwecke des Chefarzts hergestelIt worden war. BGH, NJW 1952, S. 661.

470 BGHZ 112, S. 243 (258).

471 Dazu wird in dem Kapitel ,, Einrdumung von Nutzungsrechten® ausfuhrlich Stellung genommen werden.
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rechte. Warum sich die Pflicht, dem Arbeitgeber Nutzungsrechte anzubieten, in en
dauerhaftes Besitzrecht umwandeln soll, ist demzufolge nicht einzusehen.*’”> Dagegen ist
weiterhin einzuwenden, dass bel der Annahme, die Anbietungspflicht wirde sich in ein
dauerhaftes Besitzrecht umwandeln, die Tatsache keine Berticksichtigung mehr findet, dass
die Anbietungspflicht grundsétzlich von einer angemessenen Vergitung abhangig ist.

Im Arbetsverhditnis stehen demnach, abgesehen von den Dienstverhdtnissen der
Hochschullehrer, das Eigentums- und das Urheberrecht an einem Werkstiick zwei
verschiedenen Personen zu, - das Eigentumsrecht dem Arbeitgeber und das Urheberrecht
gem. 8 7 UrhG dem Arbeitnehmer. Der Arbeitgeber erwirbt aufgrund des Arbeitsverhdtnisses
auch Nutzungsrechte, worauf im Weiteren noch ausfuhrlich eingegangen wird. Da der
Arbeitgeber nicht in jedem Fale ein ausschlieffliches Nutzungsrecht erwirbt, ist der Fall
denkbar, dass entweder der Urheber seine Rechte aus den 88 15 f. UrhG geltend machen will
oder dieser einem Dritten ein einfaches Nutzungsrecht an dem Werkstiick eingerdumt hat. In
diesem Falle kénnten das Urheber- oder das einfache Nutzungsrecht eines Dritten mit dem
Eigentumsrecht des Arbeitgebers kollidieren. So setzt zum Beispiel die Verviefatigung eines
Werkes voraus, dass der Urheber oder ein Dritter Zugang zu dem jeweiligen Werk hat. Der
Zugang kann zum einen daran scheitern, dass der Urheber oder nutzungsbefugte Dritte das
Werkstiick nicht besitzen oder zum anderen daran, dass der Eigentiimer den Zugang verbietet.

Im Urheberrechtsgesetz regelt 8 25 den Zugang zu Werkstiicken. Danach kann der Urheber
vom Besitzer des Originals oder eines Vervielfaltigungsstiicks seines Werkes verlangen, dass
er ihm das Original oder das Vervielféltigungsstiick zuganglich macht, soweit dies zur
Herstellung von Vervielfaltigungsstiicken oder Bearbeitungen des Werkes erforderlich ist und
dem nicht berechtigte Interessen des Besitzers entgegenstehen. Im Hinblick auf die oben
angedeuteten Probleme bietet § 251 UrhG nur teilweise eine Lésung. Zundchst steht das
Zugangsrecht ausdriicklich nur dem Urheber und nicht auch einem nutzungsbefugten Dritten
zu. Da das Zugangsrecht Ausfluss des Urheberpersonlichkeitsrechts ist, ist es auch nicht auf
Dritte (ibertragbar.*”® Weiterhin kann der Urheber nur vom Besitzer Zugang zum Werkstiick
verlangen. Der Anspruch richtet sich gegen den Besitzer, da nur dieser dazu in der Lage ist,
dem Urheber die tatsichliche Sachherrschaft zu verschaffen. Gleichgultig ist, ob der Besitzer

472 Im Ergebnis ebenso: Schricker, FS f. Lorenz, S. 233 (242); der allerdings ein Besitzrecht der Hochschule
verneint, da fir Hochschullehrer bereits eine Anbietungspflicht nicht besteht, welche sich in ein Recht zum
Besitz umwandeln kdnnte.

473 Spautz in Méhring/Nicolini, UrhG, 8§ 25 Rn. 2; Vogel in Schricker, UrhG, § 25 Rn. 7.

142



Eigen- oder Fremdbesitzer, berechtigter oder unberechtigter Besitzer ist.*’”* Fraglich bleibt
aber, ob der Eigentiimer dem Urheber den Zugang verbieten kann. Wiirde man das bejahen,
so ware das Zugangsrecht in einigen Fallen nicht durchsetzbar und wirde demnach in diesen
Falen leer laufen. Dagegen spricht, dass das Zugangsrecht Ausfluss des Urheber-
personlichkeitsrechts und damit in seinem Kern unlbertragbar und unverzichtbar ist.
§ 251 UrhG schrénkt demnach das Eigentumsrecht ein.*”® Das Zugangsrecht ist weiterhin
zweckgebunden. Gem. 8251 UrhG beschrankt sich das Zugangsrecht darauf, dass der
Zugang zur Herstellung von Vervielfaltigungsstiicken oder Bearbeitungen erforderlich ist und
dem nicht berechtigte Interessen des Besitzers entgegenstehen. 8 25 UrhG gestattet dem
Urheber nur den Zugang zum Werkstick und begrindet gem. 82511 UrhG keinen
Herausgabeanspruch.

Das Zugangsrecht aus 8§ 251 UrhG ermoglicht folglich einem Arbeitnehmerurheber, das
Vervidfdtigungss und das Bearbeitungsrecht auch gegeniber seinem Arbeitgeber als
Eigentimer eines Werksticks durchzusetzen. Alle Ubrigen Verwertungsrechte, wie zum
Beispiel das Verbreitungs- und das Ausstellungsrecht*”®, kénnen einem Arbeitnehmerurheber
alerdings versperrt bleiben. Keinerlei Rechte besitzt ein nutzungsbefugter Dritter gegentber
dem Besitzer oder Eigentimer des jeweiligen Werkstiicks. Obwohl er zum Beispiel aufgrund
des Nutzungsvertrages das einfache Recht besitzt, das Werksttick in Verkehr zu bringen, kann
der Ausiibung seines Rechts das Eigentumsrecht entgegenstehen. Die Rechte eines nut-
zungsbefugten Dritten konnen aber durch eine schuldrechtliche Vereinbarung mit dem
Urheber gesichert werden. So kann zum Beispiel vereinbart werden, dass der Urheber sein
Zugangsrecht ausiibt und dem nutzungsbefugten Dritten das Werkstiick zuganglich macht
oder dieser Verviefaltigungsstiicke fur ihn herstellt, wenn er sich nicht den Besitz fir eine

gewisse Dauer verschaffen kann.

2. Einraumung von Nutzungsrechten

Die Einraumung von Nutzungsrechten in einem Arbeitsverhdtnis ,regelt” 8 43 UrhG.

474 Spautz in Méhring/Nicolini, UrhG, § 25 Rn. 4.
475 Im Ergebnis ebenso Vogel in Schricker, UrhG, § 25 Rn. 9.
476 Esverbleibt allerdings die Mglichkeit, ein Vervielfaltigungsstiick zu verbreiten oder auszustellen.
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a) 8§43 UrhG

Gem. 8§43 UrhG sind die ,Vorschriften dieses Unterabschnitts® auch im Arbeitsverhdtnis
anzuwenden. Damit sind die 8831f.UrhG gemeint, welche die Einrdumung von
Nutzungsrechten und die dafir zu leistende Vergitung regeln. 843 UrhG lasst das
Schopferprinzip auch im Arbeitsverhéltnis unangetastet.*’” Urheber einesim Arbeitsverhaltnis
geschaffenen Werkes bleibt demnach stets der Arbeitnehmer.*”® Dem Arbeitgeber kénnen
lediglich Nutzungsrechte eingeraumt werden. 8 43 UrhG enthélt diesbeziiglich lediglich eine
Auslegungshilfe, welche die Rechtsunsicherheiten der urheberrechtlichen Rechtslage in
Arbeits- und Dienstverhdtnissen in keiner Weise beseitigt. Die Norm ist deshalb immer

wieder in die Diskussion geraten*”®

und in der Literatur mangelt es nicht an Verbesserungs-
vorschlggen. Trotz allem hat der Gesetzgeber mit der letzten Reform des
Urhebervertragsrechts nicht die Chance genutzt, den 8 43 UrhG zu verbessern. Obwohl im
Gesetzesentwurf eine detailliertere Regelung®®® vorgesehen war, entschied sich der
Gesetzgeber dazu, dass geltende Recht beizubehalten. § 43 enthalte eine flexible Losung, die
den Besonderheiten urheberrechtlichen Schaffens in Beschéftigungsverhatnissen Rechnung
trage.”®" Die urheberrechtliche Verwertung von Werken, die von einem Arbeitnehmer ge-
schaffen worden sind, fuhrt allerdings in der Praxis zu zahlreichen Problemen. Nicht
einsichtig ist deshalb, warum der Gesetzgeber den , Arbeitnehmerwerken®” nur eine einzige,
nichtssagende Regelung widmet, obwohl er die ahnlich gelagerte Problematik der

Arbeitnehmererfindungen in einem umfassenden Gesetz regelt. Klar ist zundchst nur, dass

477 BGH, GRUR 1974, S. 480 (481 f.).

478 Andersist dies vor alem in den USA aber auch in Grofritannien, den Niederlanden, Irland und Japan.
Gem. § 201 (b) des amerikanischen Copyright Law erwirbt der Arbeitgeber origindr die Urheberschaft.
§ 201 (b): Works Made For Hire. — In the case of a work made for hire, the employer or other person for
whom the work was prepared is considered the author for purposes of thistitle, and, unless the parties have
expressly agreed otherwise in a written instrument signed by them, owns all of the rights comprised in the
copyright.

479 Z.B.: Rehbinder, Recht am Arbeitsergebnis in Beitrdge zum Urheber- und Medienrecht, S. 11 (291.).

480 BT-Drucks. 14/6433; § 43: (1) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten auch fir einen Urheber, der das
Werk in Erflllung seiner Verpflichtungen aus einem Arbeitsverhéltnis schafft. (2) Im Zweifel erwirbt der
Arbeitgeber oder Dienstherr ausschliefdliche Nutzungsrechte, soweit sie fir die Zwecke seines Betriebs
benétigt werden. 869 b bleibt unbertihrt. (3) Der Urheber hat einen Anspruch aus § 32, soweit die
Nutzung seiner Werke nicht durch Lohn oder Gehalt tatséchlich abgegolten ist.

481 BT-Drucks. 14/8058, zu Nr. 10 (§ 43).
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Inhalt und Wesen des Arbeits- oder Dienstverhaltnisses vorrangig tber die Einrdumung von
Nutzungsrechten an den Arbeitgeber entscheiden. Weiterhin kann, wie oben bereits
erlautert®®, im Arbeitss oder Dienstverhdltnis von den zwingenden Vorschriften der
88 31 f. UrhG abgewichen werden. Im Ubrigen ist die Regelung erdrterungsbediirftig. Da der
Bereich der Hochschule einen in sich abgeschlossenen Themenkomplex mit zahlreichen Be-
sonderheiten gegenliber den Arbeits- und Dienstverhaltnissen im Allgemeinen darstellt, bleibt
er im Folgenden aufRerhalb der Betrachtung und wird in einem eigensténdigen Kapitel
erortert.

aa) Verpflichtung ausdem Arbeitsver hdltnis

843 UrhG setzt zundchst voraus, dass der Arbeitnehmer das Werk in Erfullung seiner
Verpflichtung aus dem Arbeitsverhdtnis geschaffen hat. In Anlehnung an das
Arbeitnehmererfinderrecht spricht man hier von den so genannten Pflichtwerken im
Gegensatz zu den freien Werken.*®® Zu bestimmen ist demnach zuerst, welche Pflichten in
dem jeweiligen Arbeitsverhéltnis konkret bestehen. Mal3geblich hierfir ist zunéachst der Inhalt
des jeweiligen Arbeitsverhdtnisses. Sind die jeweiligen Pflichten des Arbeitnehmers nicht
ausdricklich geregelt, so ist weiterhin auf den Beruf eines Arbeitnehmers abzustellen und zu
kl&ren, was zum typischen Tétigkeitsfeld eines Arbeitnehmers mit diesem Beruf gehort. In der
Literatur werden daneben beispielhaft die betriebliche Funktion eines Arbeitnehmers und eine
bestehende Brancheniibung™®* angefiihrt. Ort und Zeit der Arbeitsleistung sind dagegen kein
geeignetes Kriterium zur Abgrenzung vertraglicher von auf¥ervertraglichen Werken, da
schopferische Leistungen in der Regel unabhangig von Zeit und Ort erbracht werden.*® Das

482 S.S.121f.

483 Schwab, AiB 1997, S.699(705); unterscheidet sogar drei Fallgruppen: 1. Pflichtwerke; 2. Nicht
pflichtgebunden (,bei Gelegenheit") geschaffene Werke und 3. Freiwerke. Bei Gelegenheit geschaffene
Werke sind solche, die innerhalb der Arbeitszeit oder mit Betriebsmitteln des Arbeitgebers geschaffen
worden sind.

484 Rojahn in Schricker, UrhG, 8§43 Rn.22; Wandtke, Die Rechte der Urheber im Arbeitss und
Dienstverhdtnis, Rn. 106.

485 Rojahn in Schricker, UrhG, 8§43 Rn.23; Wandtke, Die Rechte der Urheber im Arbeitss und
Dienstverhdltnis, Rn. 108; Rehbinder, Der Urheber as Arbeitnehmer in Beitrdge zum Urheber- und
Medienrecht, S. 37 (40f.).
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Werk muss alerdings nach Begriindung*®

und vor Beendigung des Arbeitsverhaltnisses
geschaffen werden.*®’

Der BGH hatte zum Beispiel in der Entscheidung , Hummelrechte" dartiber zu befinden,
welche Pflichten einer Ordensschwester obliegen, die in eine kldsterliche L ebensgemeinschaft
eingegliedert war.*® Das Gericht stellte fest, dass die Ordensschwestern einer strengen
Gehorsams- und Arbeitsverpflichtung unterliegen und dass sie ales durch ihre Arbeit
Erworbene dem Kloster zur Vefigung stellen missen. Die arbeitsrechtlichen
Verpflichtungen konnen demnach sehr weitgehend sein. Zu den Verpflichtungen eines
Chefarztes aus dem Dienstverhdltnis gehort zum Beispiel auch die Erstellung einer
K rankenkartei .*®°

Neben den Werken, zu denen ein Arbeitnehmer vertraglich verpflichtet ist, sind noch
solche zu betrachten, die zwar in der Arbeitszeit oder mit Mitteln des Arbeitgebers geschaffen
worden sind, die aber nicht dem Berufshild des jeweiligen Arbeitnehmers entsprechen. So
gehdrt zum Beispiel das Verfassen eines Zeitungsartikels nicht unbedingt zu dem
Aufgabengebiet eines Wirtschaftsjuristen.*® Solche ,bei Gelegenheit* geschaffenen Werke
sind keine Werke, die in Erflllung ener Verpflichtung aus dem Arbets oder
Dienstverhdtnis im Sinne des 8§ 43 UrhG geschaffen worden sind. 843 UrhG ist in diesen
Fallen nicht anwendbar. Ebenso zu beurteilen ist ein Fall, der Gegenstand einer Entscheidung
des OLG Niirnberg war.”! Das Gericht verneinte in dieser Entscheidung die Verpflichtung
eines Museumdsleiters, einen umfangreichen, wissenschaftlich fundierten, urheberrechtlich
geschitzten Museumsfihrer zu verfassen. Eine solche Verpflichtung lasse sich nicht aus dem
zugrundeliegenden Dienstverhdtnis und der konkreten Aufgabenbeschreibung, ,, Aufbau und
Leitung des Freilandmuseums®, ableiten. Das OLG Nurnberg stellte dartiber hinaus auch klar,
dass die Erstellung des streitigen Museumsfihrers auch dadurch nicht zu einer Dienstpflicht
wird, dass der Museumsleiter auf eigene Initiative seinen Tatigkeitsbereich insoweit erweitert
und ein Werk geschaffen hat, dass den Interessen des Dienstherrn dient. Auch sei nicht
entscheidend, ob der Museumsleiter auf Vorarbeiten seiner Untergebenen zuriickgegriffen

und Sachmittel des Dienstherrn in Anspruch genommen habe. Ahnlich beurteilte auch der

486 BGH, GRUR 1985, S, 129.
487 Wandtke, GRUR 1999, S. 390 (392).
488 BGH, GRUR 1974, S. 480 f.

489 BGH, NJW 1952, S, 661.

490 LAG Frankfurt aM., GRUR 1965, S. 50.
491 OLG Niirberg, ZUM 1999, S, 656 f.
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BGH in der Entscheidung ,,Im Rhythmus der Jahrhunderte” die Dienstpflichten einesim Bun-
deswehramt titigen Dezernenten des Arbeitsgebiets Musikwesen.*” Die schopferische
Téatigkeit des Dezernenten an dem Expose und dem Drehbuch zu dem Informationsfilm ,,Im
Rhythmus der Jahrhunderte” habe er nicht in Erftllung, sondern nur bei Gelegenheit der
Erfullung seiner Dienstpflichten vorgenommen. Seine Aufgabe erschopfe sich darin, den Film
zu Uberwachen und das Drehbuch zu begutachten. Mit der Herstellung des Drehbuchs war ein
freler Schriftsteller und mit der Produktion des Films eine externe Firma beauftragt. Die
schopferische Mitarbeit des Dezernenten ging damit Uber den Rahmen seines
Dienstverhaltnisses hinaus.

8§43 UrhG ist ebenfalls auf die Werke nicht anwendbar, die von einem Arbeitnehmer in
der Freizeit unabhangig von Mitteln des Arbeitgebers erstellt worden sind. Erstellt zum
Beispiel ein Fotograf, der bel einer regionalen Tageszeitung beschéftigt ist, einen bebilderten
StadtfUhrer in seiner Freizeit, so handelt es sich bei dem Stadtfihrer um ein sogenanntes freies
Werk. Ob und in welchem Umfang dem Arbeitgeber an freien Werken Nutzungsrechte
eingerdumt werden, wird im Weiteren noch erdrtert werden. Da die Problematik der
Verwertung von freien Werken insbesondere im Bereich der Hochschule auftritt, wird sich
diese Untersuchung zur Erdrterung dieses Problems beispielhaft auf die Werke von Hoch-

schulangehorigen beschrénken. Siehe dazu b) Hochschule.

bb) Einschrankungen aufgrund von Inhalt und Wesen des Arbeits- oder

Dienstver haltnisses

Inhalt und Wesen des Arbeits- oder Dienstverhaltnisses konnen zu einer von 88 31 f. UrhG
abweichenden Nutzungsrechtseinrdumung vom Arbeitnehmer an seinen Arbeitgeber flhren.
Im Folgenden soll dies zunéchst algemein und dann unter Beriicksichtigung der

einschléagigen Tarifvertrdge untersucht werden.
aaa) Allgemein

Grundsétzlich sollen auch im Arbeitsverhéltnis die 88 31 f. UrhG gelten, soweit sich aus dem
Inhalt und Wesen des Arbeitsverhdltnisses nichts anderes ergibt. Das bedeutet, dass einem

Arbeitgeber Nutzungsrechte nur dann zustehen, wenn der Arbeitnehmer sie diesem

492 BGH, GRUR 1972, S. 713 f.
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vertraglich eingeraumt hat. Dies gilt aber nur sekundar. Mal’geblich sind zunéchst vielmehr
Inhalt und Wesen des Arbeitss oder Dienstverhdtnisses. Inhalt eines Arbeits- oder
Dienstverhédtnisses kdnnen zum Beispiel ausdriickliche arbeitsvertragliche Regelungen tber
die Einrdumung von Nutzungsrechten oder sonstige auslegungsfahige Abreden sein. Mit dem
Wesen eines Arbeits- oder Dienstverhaltnisses sind alle sonstigen Merkmale gemeint, die das
Rechtsverhdltnis zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber typisieren. Entscheidend soll dafir
insbesondere der Tétigkeitsbereich des Arbeitgebers, also der Zweck der Tétigkeit des
Betriebes oder Unternehmens sein.**

Fraglich ist, welche Rechtsfolgen sich aus Inhalt und Wesen des Arbeits- oder
Dienstvertrages ergeben konnen. Aufgrund des im Arbeitsrecht geltenden Aus
tauschgedankens ist ein Arbeitnehmer verpflichtet, seinem Arbeitgeber an einem Werk,
welches er in Erfullung seiner arbeitsvertraglichen Pflichten geschaffen hat, Nutzungsrechte
einzuraumen.®®  Schuldrechtliche  Grundlage dieser  Hauptleistungspflicht  des
Arbeitnehmerurhebers ist der jeweilige Arbeits oder Dienstvertrag.*® Dies ist
interessengerecht, da ein Arbeitnehmer verpflichtet ist, fir die Zahlung des vereinbarten
Lohns eine Gegenleistung zu erbringen. Diese Gegenleistung muss sich bei einem
urheberrechtlich geschitzten Arbeitsergebnis auf die Einrd&umung von Nutzungsrechten
erstrecken, da das Eigentum ohne eine entsprechende Nutzungsmdglichkeit fur den
Arbeitgeber wertlos ist. Rehbinder bemerkt dazu richtigerweise, dass Sinn des Ar-
beitsverhdltnisses als Austauschverhdltnis die Nutzung der Arbeitsleistung ist.*® Die
stillschweigende Verpflichtung zur Einr8umung von Nutzungsrechten bei Abschluss des

Arbeitss oder Dienstvertrages kann sich nur auf kinftige Werke beziehen. Gem.

493 Rehbinder, Der Urheber as Arbeitnehmer in Beitrage zum Urheber- und Medienrecht, S. 37 (46);
Wandtke, Die Rechte der Urheber im Arbeits- und Dienstverhdltnis, Rn. 192.

494 Rojahn in Schricker, UrhG, §43 Rn. 38; Rehbinder, Der Urheber als Arbeitnehmer in Beitrdge zum
Urheber- und Medienrecht, S. 37 (44); Sack in MinchHATbR, 8 100 Rn. 35. Pakuscher in FS f. Gaedertz,
Arbeitgeber und Arbeitnehmer im Spiegel des Urheberrechts, S. 441 (455); spricht sich dagegen dafiir aus,
den letzten Halbsatz des § 43 UrhG zu streichen, um eine entschédigungslose Enteignung der Urheber in
abhéngiger Arbeit zu verhindern. Arbeitnehmerurheber und selbsténdige Urheber wéren danach
gleichgestellt.

495 Die Verpflichtung eines Beamten zur Einrdumung von Nutzungsrechten ergibt sich aus den Regeln des
offentlichen Rechts und zwar den 88 35 f. BRRG, 52 f. BBG. Danach ist ein Beamter verpflichtet, sich mit
voller Hingabe seinem Beruf zu widmen. Leuze, Urheberrechte der Beschéftigten im 6ffentlichen Diengt,
Rn. 11.

496 Rehbinder, Urheberrecht, Rn. 331.
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8401 S. 1 UrhG bedarf ein solcher Nutzungsvertrag der Schriftform. Problematisch ist, dass
bei ener stillschweigenden Nutzungsrechtseinraumung die Verpflichtung dazu keine
ausdrtckliche Erwdhnung in dem Arbeits- oder Dienstvertrag gefunden hat. Sinn und Zweck
des 8401 S.1UrhG ist alerdings, den Urheber vor zu weitgehenden Bindungen und

47 Da ein Arbeitnehmerurheber aber zum einen

wirtschaftlichen Verpflichtungen zu schitzen.
seine aus dem Arbeitsvertrag erwachsenden Pflichten absehen kann und dazu noch
wirtschaftlich abgesichert ist, bedarf es keines Schutzes des Arbeitnehmerurhebers durch die
Schriftform des §401 S. 1 UrhG.**® Inhalt und Wesen des Arbeitss oder Dienstvertrages
fiihren gem. § 43 UrhG in aller Regel zu einer Nichtanwendbarkeit von § 40 | S. 1 UrhG.*®
Zu trennen ist auch im Urheberrecht die schuldrechtliche Verpflichtung zur Einrdumung
von Nutzungsrechten und die Verfligung Gber Nutzungsrechte. Ob sich aus dem Inhalt und
Wesen des Arbeits- oder Dienstvertrages auch ergibt, dass ein Arbeitnehmer stillschweigend
Uber Nutzungsrechte zugunsten des Arbeitgebers verfligt hat, ist erdrterungsbedirftig. Da der
Arbeitgeber fir eine wirtschaftliche Nutzung des Werkes darauf angewiesen ist, dass ihm
auch dinglich die entsprechenden Rechte eingeraumt werden, entspricht es dem Zweck des
Arbeits- oder Dienstvertrages, grundsétzlich eine stillschweigende Verfigung des Arbeit-
nehmerurhebers anzunehmen.®® Fraglich ist allerdings, zu welchem Zeitpunkt die Verfiigung
stattfindet. Grundlage der Verpflichtung zur Nutzungsrechtseinrdumung ist der Arbeits- oder
Dienstvertrag und Zeitpunkt der schuldrechtlichen Verpflichtung demnach der Abschluss des
Arbeits- oder Dienstvertrages. Wirde man diesen Zeitpunkt auch fur das Verfligungsgeschéft
zugrundelegen, so wirde der Urheber tber die jeweiligen Nutzungsrechte bereits im Voraus
verfiigen®™, da das jeweilige Werk mit Abschluss des Vertrages in aller Regel noch nicht

fertig gestellt sein wird. Daneben kame noch der Zeitpunkt der Vollendung und Ubergabe des

497 v.Gamm, UrhG, §40Rn. 1

498 Rojahn in Schricker, UrhG, §43 Rn. 44; Rehbinder, Der Urheber as Arbeitnehmer in Beitrdge zum
Urheber- und Medienrecht, S. 37 (44); Spautz in Mohring/Nicolini, UrhG, § 43 Rn. 8; Kral3er in FS f.
Schricker, Urheberrecht in Arbeitsverhdltnissen, S. 77 (93); Zollner, ZfA 1985, S. 451 (462); Sack in
MinchHArbR, 8100 Rn.39 aA.. Vinck, Die Rechtsstellung des Urhebers im Arbeitss und
Dienstverhdtnis, S. 18.

499 Wie oben bereits erortert, stellt § 43 UrhG eine die Nichtabdingbarkeit durchbrechende Spezialnorm dar. S.
Seite 122.

500 RGZ 153, S. 1 (8); BGH, GRUR 1974, S. 480 (483); OLG Hamburg, GRUR 1977, S. 556 (558).

501 So Rojahn in Schricker, UrhG, § 43 Rn. 46; Rehbinder, Der Urheber als Arbeitnehmer in Beitrége zum
Urheber- und Medienrecht, S. 37 (45); Zollner, ZfA 1985, S. 451 (461).
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Werkes an den Arbeitgeber in Betracht.*®> Werden dem Arbeitgeber aber erst mit Vollendung
des Werkes die entsprechenden Nutzungsrechte eingerdumt, so hat dieser wahrend der
Schopfungsphase keine M églichkeit, das (unvollendete) Werk zu nutzen. Bereits wahrend der
Schopfungsphase kann der Arbeitgeber ein berechtigtes Interesse an der Nutzung des Werkes
haben. Diesem berechtigten Interesse des Arbeitgebers kann nur dadurch angemessen
Rechnung getragen werden, dass ihm bereits im Voraus also bel Abschluss des Arbeits- oder
Dienstvertrages entsprechende Nutzungsrechte eingeraumt werden. Sonst wirde es einem
Arbeitnehmer freistehen, die Einrdumung von Nutzungsrechten zu verweigern oder von
beliebigen Bedingungen abhangig zu machen.*® Dieses Ergebnis wére mit dem besonderen
Uber-/Unterordnungsverhaltnis in einem Arbeits- oder Dienstverhaltnis nicht zu vereinbaren.
Folglich gilt der Grundsatz, dass sich ein Arbeitnehmer mit Abschluss des Arbeits- oder
Dienstvertrags zur Einrdumung von Nutzungsrechten an von ihm geschaffenen Pflichtwerken
verpflichtet und gleichzeitig Uber die entsprechenden Nutzungsrechte verfigt.

In welchem Umfang ein Arbeitnehmer seinem Arbeitgeber Nutzungsrechte einréumt,
richtet sich nach Inhalt und Wesen des Arbeits- oder Dienstverhéltnisses. In der Literatur wird
tellweise auf den Betriebszweck504, den jeweiligen Tétigkeitsbereich des Arbeitgeberss05
oder den Zweck der Erstellung des Werkes506 abgestellt. Halt man den Zweck, zu dem das
Werk bel Vertragsschluss erstellt werden sollte, fir mal3geblich, so beurteilt man die
Reichweite eines Nutzungsrechts nach dem Zweckibertragungsgrundsatz des § 31V UrhG.
Gem. §43 UrhG sind die 88 31f. UrhG aber nur anwendbar, soweit sich aus Inhat und
Wesen des Arbeits- oder Dienstverhaltnisses nichts anderes ergibt. Insbesondere das Wesen
eines Arbeits- oder Dienstverhdtnisses kann es aber erfordern, dass ein Werk Uber seinen
urspringlichen Zweck hinaus vom Arbeitgeber genutzt werden kann. Das Wesen eines
Arbeits- oder Dienstverhdtnisses wird entscheidend durch den jeweiligen Betriebs- oder
Unternehmenszweck bestimmt. Man kann aso folgenden Grundsatz formulieren: Vorrangig

502 BGH, GRUR 1974, S.480(483); Vinck, Die Rechtsstellung des Urhebers im Arbeitss und
Dienstverhdtnis, S. 19; so grundsétzlich auch Spautz in Méhring/Nicolini, UrhG, § 43 Rn. 8.

503 Ulmer, Urheber- und Verlagsrecht, S. 404.

504 Rojahn in Schricker, UrhG, § 43 Rn. 51; Kral3er, FSf. Schricker, S. 77 (91); Sack in MinchHArbR, § 100
Rn. 42; Vinck in Fromm/Nordemann, UrhG, § 43 Rn. 3.

505 OLG Hamburg, GRUR 1977, S. 556 (558); Rehbinder, Der Urheber als Arbeitnehmer in Beitrége zum
Urheber- und Medienrecht, S.37(46); Wandtke, Die Rechte der Urheber im Arbeits- oder
Dienstverhdtnis, Rn. 206.

506 Ullmann, GRUR 1987, S. 6 (11).
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wird die Reichweite eines Nutzungsrechts im Arbeits- oder Dienstverhdltnis durch den
jewelligen Betriebs- oder Unternehmenszweck bestimmt. Danach ist anzunehmen, dass der
Arbeitnehmerurheber seinem Arbeitgeber im Zweifel Nutzungsrechte nur insoweit einréumt,
als dies zur Erreichung des Betriebs- oder Unternehmenszwecks erforderlich ist. Nicht mehr
aber auch nicht weniger kann sich aus dem Wesen des Arbeits- oder Dienstverhéltnisses
ergeben.507 Im Arbeitss oder Dienstverhdtnis gilt folglich eine modifizierte
Zweckibertragungsregel. Anderer Ansicht ist Zollner.508 Nicht der mit der Einrédumung
verfolgte Zweck sei fir den Umfang der Ubertragenen Nutzungsrechte mal3gebend, vielmehr
bestimme sich dieser Umfang aus gerechter Abwégung der beiderseitigen Interessen unter
Zugrundelegung der arbeitsvertraglichen Schutz-, Ricksichts- und Férderungspflichten.
Dagegen spricht aber der Wortlaut des 8§43 UrhG, wonach Inhat und Wesen fir die
Reichweite eines Nutzungsrechts entscheidend sein sollen. Das Wesen eines
Arbeitsverhaltnisses wird mal’geblich durch den Betriebszweck bestimmt, aber auch die
Position des Arbeitnehmers im Betrieb oder andere typische Merkmale des Arbeitnehmers
werden dabei berticksichtigt. Das Abwéagungsergebnis der beiderseitigen Interessen hat
demnach mittelbar bei der Ermittlung von Inhat und Umfang der eingerdumten
Nutzungsrechte Einfluss. Geht der Betriebs- oder Unternehmenszweck allerdings nicht tber
den Zweck hinaus, zu dem das Werk urspriinglich erstellt worden ist, so bleibt es bei der
allgemeinen Zweckbertragungsregel des § 31V UrhG.509

Da vorrangig der Betriebszweck Uber die Reichweite eines Nutzungsrechts entscheidet, ist
dieser Begriff im Folgenden zu konkretisieren. Unter einem Betrieb verstent man zunéachst
allgemein eine organisatorische Einheit, innerhalb derer ein Unternehmer allein oder in
Gemeinschaft mit seinen Mitarbeitern mit Hilfe von sachlichen und immateriellen Mitteln

bestimmite arbeitstechnische Zwecke verfolgt.>™° Ein Arbeitgeber kann auch mehrere Betriebe

507 Unklar sind deshalb die Ausfihrungen von Wandtke, Die Rechte der Urheber im Arbeits- oder
Dienstverhdltnis, Rn. 206. Danach sollen nur die Rechte dem Arbeitgeber eingeraumt worden sein, die er
zur Erfillung seiner betrieblichen Aufgaben bendtige. Dieser Grundsatz kénne auch nicht durch , das
Wesen und den Inhalt® des Arbeitsverhdltnisses auBer Kraft gesetzt werden. Aus dem Wesen eines
Arbeitsverhétnisses kann sich alerdings nicht ergeben, dass dem Arbeitgeber Nutzungsrechte eingeraumt
werden, die er zur Erflllung seiner betrieblichen Aufgaben nicht mehr benétigt. Das Wesen eines
Arbeitsverhdltnisses wird némlich entscheidend durch den betrieblichen Zweck bestimmt.

508 Zdllner, ZfA 1985, S. 451 (459f.).

509 So auch Kraler, FSf. Schricker, S. 77 (91).

510 Hueck/Nipperdey, Lehrbuch des Arbeitsrechts (1), S. 93.
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haben. Mal3geblich ist dann der Zweck des Betriebes fir den der Arbeitnehmer tétig ist, da
sonst der Umfang der Nutzungsrechtseinraumung nicht einzugrenzen ware.”™* Deshalb wird
auch auf den Betriebszweck und nicht den Zweck der Tatigkeit des Arbeitgebers allgemein
abgestellt. Der Zweck eines Betriebes richtet sich entscheidend danach, welche
Dienstleistungen oder Waren der Betrieb anbietet und ob er national oder international tétig
ist.

Das KG hatte zum Beispiel in der Entscheidung ,, Gesicherte Spuren” Inhalt und Wesen des
Arbeitsverhdltnisses einer Fotografin bel der Stiftung Preufischer Kulturbesitz und den
Umfang stillschweigend tibertragener Nutzungsrechte zu konkretisieren.>'? Das Gericht nahm
an, dass Zweck des Arbeitsverhdltnisses sei, Lichtbilder fir das Archiv der Stiftung
Preulischer Kulturbesitz und insbesondere fir Zwecke des Museums fur Vor- und
Fruhgeschichte anzufertigen. Diese Bilder wirden nicht nur wissenschaftlichen Zwecken
dienen, sondern wirden von der Stiftung auch kommerziell durch Verkauf von
Ansichtskarten, Diapositiven oder in dhnlicher Weise genutzt. Zu all diesen Zwecken habe die
Fotografin der Stiftung Preufdischer Kulturbesitz stillschweigend Nutzungsrechte Ubertragen.
Diese Nutzungsrechte berechtige die Stiftung Preuf3ischer Kulturbesitz, dem Verfasser eines
Werkes mit dem Namen , Gesicherte Spuren - Aus der friheren Vergangenheit der Mark
Brandenburg* Aufnahmen der Fotografin aus ihrem Archiv zur Verfligung zu stellen.

Ob dem Arbeitgeber ein einfaches oder ausschliefdliches Nutzungsrecht eingeraumt wird,
richtet sich nach dem jeweiligen Betriebszweck und ist demnach immer von den Umstanden
des Einzelfalles abhéngig. Bei der Ermittlung des Betriebszwecks sind aber die besonderen
Interessen des Arbeitgebers in einem Arbeitsverhdtnis angemessen zu beriicksichtigen.
Insbesondere wenn zum Beispiel ein vom Arbeitnehmerurheber geschaffenes Werk zu den
Waren eines Betriebes gehort, wird der Betriebszweck es erfordern, dass dem Arbeitgeber ein
ausschliefdliches Nutzungsrecht eingerdaumt wird. Kann ndmlich auch ein Konkurrent die
513

gleiche Ware, beispielsweise eine Fotografie des Hundertwasser-Hauses als Poster™™, im

511 Rojahn in Schricker, UrhG, § 43 Rn. 53.

512 KG, GRUR 1976, S. 264 f.

513 Ein Poster vom Wiener Hundertwasser-Haus war auch Gegenstand einer aktuellen Entscheidung des BGH
vom 5. Juni 2003 (I ZR 192/00). Das Gericht hatte dartiber zu befinden, ob das Grofthandel sunternehmen
Metro einen gerahmten Druck des Hundertwasser-Hauses ohne Zustimmung der Hundertwasser-Stiftung
vertreiben darf. Dadie Erstellung der strittigen Fotografie nicht von der Schrankenregelung des 8 59 UrhG

gedeckt war, versagte das Gericht der Metro den Vertrieb ohne eine Zustimmung der Hundertwasser-
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Geschéftsverkehr vertreiben, so hat der Arbeitgeber durch das Werk keinen entscheidenden
Wettbewerbsvorteil mehr. Das Thiringer OLG kam aus diesen Grinden in eéinem Urteil vom
8. Mai 2002 zu dem Ergebnis, dass ein Geschaftsfuhrer einer Werbeagentur, der einen
Plakatentwurf geschaffen hatte, der Werbeagentur stillschweigend ein zeitlich unbefristetes,
ausschliefdliches Nutzungsrecht beziglich der Verviefdtigung und Verbreitung des
Plakatmotivs eingeraumt und der Ubertragung von einfachen Nutzungsrechten auf Dritte
zugestimmt hat.>** Auch der Gesetzgeber hat in seinem Regierungsentwurf zur Reform des
Urhebervertragsrechts den Interessen des Arbeitgebers einen hohen Stellenwert eingeraumt.
8§ 43 |1 des Regierungsentwurfs lautete:

Im Zweifel erwirbt der Arbeitgeber oder Dienstherr ausschliefdiche Nutzungsrechte, soweit

sie fiir die Zwecke seines Betriebs bendtigt werden.*

Diese Regelung trégt den beiderseitigen Interessen in angemessener Weise Rechnung. Sie
hdtte dazu beigetragen, Rechtsunsicherheiten zu vermeiden. Danach ist die
Nutzungsrechtseinrdumung, wie in Rechtsprechung und Schrifttum allgemein anerkannt, auf
den Betriebszweck beschrénkt. Im Zweifel hétte diese Regelung allerdings eine gesetzliche
Vermutung zugunsten des Arbeitgebers enthalten. Dieser Vorschlag konnte sich nicht
durchsetzen, so dass es bel der schlichten Regelung des § 43 UrhG geblieben ist.

Bel den im Offentlichen Dienst beschéftigten Dienstnehmern entscheidet nicht der
Betriebszweck, sondern dementsprechend der Behordenzweck Uber den Umfang der
eingeraumten Nutzungsrechte.>*® Im Unterschied zu einem Betrieb fehlt einer Behdrde die
Absicht der Gewinnerzielung, so dass eine gewinnorientierte Nutzung in aller Regel ihrem
Zweck nicht entspricht. Daraus kann man folgern, dass es der Zweck der behordlichen
Tatigkeit grundsédtzlich nicht erfordert, dass dem Dienstherrn ein ausschliefdiches
Nutzungsrecht eingeraumt wird. Anders ist dies allerdings bei den Dienstverhaltnissen von

Beamten. Die Urheberrechte von Beamten unterliegen aufgrund ihrer Pflicht zur vollen

Stiftung. Durch den Vertrieb des Posters werde das Urheberrecht der Hundertwasser-Stiftung am Bauwerk
verletzt.

514 Thiringer OLG, OLG-NL 2002, S. 135 (136).

515 BT-Drucks. 14/6433.

516 Leuze, Urheberrechte der Beschéftigten im offentlichen Dienst, Rn. 63.
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Berufshingabe weitgehenderen Einschrankungen.”’’ Beamte sind deshalb grundsétzlich

verpflichtet, ihrem Dienstherrn ausschliefdiche Nutzungsrechte einzurdumen.>®
bbb) Tarifvertrage

Tarifvertragliche Regelungen werden Inhalt des Arbeitsverhdtnisses, wenn die
Vertragsparteien beiderseits tarifgebunden sind. Gem. § 43 UrhG bestimmen tarifvertragliche
Regelungen deshalb vorrangig den Umfang von Nutzungsrechten,
Urheberpersonlichkeitsrechten und die Hohe der Vergltung. Bildurheber arbeiten
typischerweise im Bereich der Presse. Deshalb sollen der Manteltarifvertrag fir Redakteure
und Redakteurinnen an Zeitschriften (MTV Zeitschriften) vom 30. April 1998 und der
Manteltarifvertrag fir Redakteure und Redakteurinnen an Tageszeitungen (MTV
Tageszeitungen) vom 15. Dezember 1997 untersucht werden. Beide Tarifvertragswerke
enthalten eine Regelung Uber das Urheberrecht, welche inhaltlich kaum voneinander
abweichen. Die Untersuchung wird sich deshalb auf den MTV Zeitschriften beschranken und
nur auf wesentliche Unterschiede aufmerksam machen.

§121 MTV Zeitschriften regelt den Umfang der Urheberrechtsiibertragung.®® Danach
raumt der Redakteur"® dem Verlag das ausschlieRliche, zeitlich, raumlich und inhaltlich
unbeschrénkte Recht ein, Urheberrechte und verwandte Schutzrechte im Sinne des
Urheberrechtsgesetzes, die er in der Erfullung seiner vertraglichen Pflichten aus dem
Arbeitsverhdltnis erworben hat, vom Zeitpunkt der Rechtsentstehung an zu nutzen. In der

Literatur wird dariiber gestritten, ob mit dem Begriff ,raumt...ein* eine Verpflichtung®* oder

517 A.A.: Seewad/Freudling, NJW 1986, S. 2688 (2690 f.).

518 Leuze, Urheberrechte der Beschéftigten im offentlichen Dienst, Rn. 63.

519 Die Formulierung ist irrefiihrend, da das Urheberrecht gem. § 291 UrhG nicht Ubertragbar ist. Es besteht
nur die Mdglichkeit zur Einrdumung von Nutzungsrechten.

520 Das BAG hatte in einem Urteil vom 19. Méarz 2003 zu kléren, ob eine Pressefotografin Redakteurin im
Sinne des Gehaltstarifvertrags fir Redakteurinnen und Redakteure an Tageszeitungen war. Das Gericht
verneinte dies im konkreten Fall. Ein Pressefotograf sei nur dann ein Bildjournalist iSd GTV Redakteure -
TZ, wenn er durch seine Bildbeitrage zur Berichterstattung und Kommentierung in der Zeitung kreativ an
der Erstellung des redaktionellen Teils von Tageszeitungen mitwirke. Rechtlich unerheblich sei insoweit,
ob der Fotograf beim Fotografieren kreativ tétig ist. BAG, ZUM 2004, S. 84 f.

521 So Hubmann, RdA 1987, S. 89 (91); Wandtke, Die Rechte der Urheber im Arbeits- u. Dienstverhdltnis,
S. 112.
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eine Verfligung® gemeint ist. Eine genaue Deutung des Wortlauts der Regelung kann
dlerdings dahinstehen, da verfugende Regelungen wegen einer Uberschreitung der
Tarifmacht unzuldssig und in verpflichtende Regelungen umzudeuten sind.**® Gem.
8121 MTV Zeitschriften verpflichtet sich der Redakteur demnach lediglich dazu, dem Verlag
Nutzungsrechte einzurdumen. Problematisch ist, in welchem Umfang sich der Redakteur zur
Nutzungsrechtseinrdumung verpflichtet. Gem. 8 121 MTV Zeitschriften réumt der Urheber
dem Verlag zundchst allgemein das ausschliefdiche, zeitlich, raumlich und inhaltlich
unbeschrankte Recht ein. Dadurch sollen dem Verlag pauscha ale Rechte eingerdumt
werden.>®* Im Falle der pauschalen Rechtseinraumung wendet die Rechtsprechung aber trotz
des eindeutigen Wortlauts den Zweckiibertragungsgrundsatz an.®*® Fraglich ist, ob die
Grundsétze dieser Rechtsprechung auch fur die Einrdumung von Nutzungsrechten in einem
Arbeitsverhdltnis gelten. Grundsétzlich sind die urheberrechtlichen Befugnisse eines
Arbeitnehmers aufgrund der besonderen Interessenlage im Arbeitsverhdtnis in grof3erem
Umfang einschrénkbar. Da ein Arbeitnehmer wirtschaftlich abgesichert ist und der
Arbeitgeber das unternehmerische Risiko tragt, bestehen grundsétzlich keine Bedenken gegen
eine umfassende Rechtseinrdumung. Die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs gilt folglich
far Arbeitsvertrage grundsétzlich nicht. 8121 MTV Zeitschriften konkretisiert aber im
Weiteren noch den Inhalt des Nutzungsrechts.>® Danach soll das Recht insbesondere eine
Nutzung fir Printmedien, Film, Rundfunk und digitale Medien umfassen. Bezogen auf die
vom Nutzungsrecht umfassten Nutzungsarten hatten die Tarifvertragsparteien somit bereits ei-
nige vor Augen. Um eine abschlief3ende Aufzahlung zu vermeiden, wahlten sie aber die oben
genannte pauschale Formulierung. Dies macht auch Sinn, weil der Tarifvertrag auf eine

Vielzahl von Arbeitsverhatnissen anwendbar sein muss. Erkennbar ist aber der Wille der

522 SoHesse, AfP 1987, S. 562 (565).

523 Vgl. S 131f.

524 Ahnliche Klauseln finden sich auch in Muster-Arbeitsvertragen. So z.B. in einem Muster-Arbeitsvertrag
fur Designer von Maallen/May, Designers Contract, S. 257 f. §9. 1. Der Arbeitgeber hat das aleinige
Recht, sdmtliche Arbeitsergebnisse, die aus der Tatigkeit des Arbeitnehmers fiir den Arbeitgeber entstehen
oder mal3geblich auf Arbeiten, Ideen oder Erfahrungen des Arbeitgebers beruhen, ohne jede sachliche,
zeitliche oder raumliche Beschrankung zu verwerten oder verwerten zu lassen.

525 BGHZ 131, S.8

526 8181 MTV Tageszeitungen entspricht im Wesentlichen 8121 MTV Zeitschriften. In der Regelung des
MTV Tageszeitungen ist allerdings ausdricklich normiert, dass eine Vergitung fur die Nutzung in

sogenannten Pressespiegeln allein dem Redakteur zusteht.
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Tarifvertragsparteien, zumindest die Nutzungsarten zu beschranken. Die Auslegung dieser
Regelung rechtfertigt es, fur die Bestimmung der vom Nutzungsrecht umfassten
Nutzungsarten den Zweckiibertragungsgrundsatz anzuwenden.®®’ Danach konnen Beitrage
nicht fir jegliche Printmedien, sondern nur fir solche des Verlagshauses, verwendet werden.
Auch ist grundsétzlich nicht nachvollziehbar, warum ein Verlag Film- und Rundfunkrechte
benttigt. Diese Rechte werden dem Verlag deshalb nur in Ausnahmefdlen eingeréaumt
werden, wenn Inhalt und Wesen des Arbeitsvertrages, also inshesondere der Tétigkeitsbereich
des Verlages eine Einrdumung rechtfertigen.

Neben einer Regelung lber den Umfang der Nutzungsrechtseinraumung istin 8 12 11 MTV
Zeitschriften®® normiert, dass die Urheberpersonlichkeitsrechte des Redakteurs an seinen
Beitragen unberthrt bleiben. Die Klausel hat demnach lediglich eine klarstellende Funktion.
Da nur das Entstellungsverbot durch 8§ 14 UrhG hervorgehoben wird, kann fir die dbrigen
Urheberpersonlichkeitsrechte, aso insbesondere das Namensnennungs- und das
Veroffentlichungsrecht gefolgert werden, dass der Redakteur eine Einschrénkung dieser
Rechte in begriindeten Fallen hinnehmen muss.

Ebenfalls klarstellend wird in § 12 VIl MTV Zeitschriften®® darauf hingewiesen, dass die
Nutzungsrechtseinrdumung grundsétzlich vergiitungsfrei erfolgt.>® Offen bleibt, ob ein
Redakteur trotz der Regelung in 8 12VII MTV Zeitschriften einen Anspruch auf eine
Anpassung des Arbeitsvertrages gem. 8321 S. 3UrhG oder auf eine weitere Beteiligung
gem. 832aUrhG haben konnte. Die Anwendbarkeit der 8832f.UrhG auf
Arbeitsverhatnisse wird in dem Kapitel ,, Vergitung* untersucht werden.

527 Im Ergebnis ebenso Rojahn, Der Arbeitnehmerurheber in Presse, Funk und Fernsehen, S. 46 f; Hubmann,
RdA 1987, S. 89 (92); Katzenberger, Elektronische Printmedien, S. 142,

528 Dem entspricht § 18 11 MTV Tageszeitungen.

529 Dem entspricht § 18 VI MTV Tageszeitungen.

530 Nach einem Urteil desLAG Kdéln, ZUM 2001, S. 612 f.; ist z.B. die Nutzung eines Beitrags fur die digitale
Ausgabe einer Zeitschrift gem. §12VII MTV Zeitschriften vergutungsfrei, auch wenn sich die
Arbeitspflicht des Redakteurs nur auf die Printausgabe der Zeitschrift erstreckt. Das folgt aus dem
Klammerzusatz: ,, einschliefdlich ihrer digitalen Ausgaben” in 8 12 VII MTV Zeitschriften.
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b) Hochschule, insbesonder e unter Ber icksichtigung der Problematik der rechtlichen

Verwertungvon , freien Werken®

Die Problematik der Verwertung von urheberrechtlich geschiitztem Bildmaterial an

Hochschulen soll an einigen Beispielsfallen verdeutlicht werden.

Fall 1:

Ein Professor der Rechtswissenschaft entwickelt ein Unterrichtsmodul zum Allgemeinen Tell
des BGB. Die Besonderheit dieses Unterrichtsmoduls besteht darin, dass neben dem reinen
Text der Stoff des Allgemeinen Teils des BGB visualisiert wird. Dabei werden die
verschiedensten Visualisierungsmoglichkeiten verwendet.>*' Der Professor beabsichtigt, das

Unterrichtsmodul zu veréffentlichen. Wie ist die urheberrechtliche Rechtslage?

Vorab ist zu kléren, ob und in welchem Umfang das Unterrichtsmodul ein urheberrechtlich
geschiitztes Werk ist. Das Unterrichtsmodul zum Allgemeinen Teil des BGB besteht aus Text
und verschiedenen grafischen Darstellungen, zum Beispiel Comics. Das Unterrichtsmodul
konnte zundchst unabhangig von den verwendeten Bildern als Sprachwerk gem.
82Nr.1UrhG zu den geschitzten Werken des Urheberrechtsgesetzes gehoren. Die
Besonderheit besteht bel dem Unterrichtsmodul darin, dass es einen wissenschaftlichen Inhalt
hat, namlich eine Darstellung der Grundregeln des Allgemeinen Tells des BGB. Da die
wissenschaftliche Lehre und das wissenschaftliche Ergebnis jedermann zugénglich sein muss,
bleiben diese urheberrechtlich frei.>* Das Urheberrecht darf nicht dazu fihren, dass wichtige
wissenschaftliche Erkenntnisse der Forschung oder der offentlichen Diskussion entzogen
werden. Andererseits muss aber auch der Wissenschaftler eine Gewahr dafir haben, dass sein
konkret gestaltetes Werk nicht ohne weiteres von einem Dritten fir dessen Zwecke genutzt
werden kann. Dieser Interessenkollision gilt es angemessen Rechnung zu tragen. Zu diesem
Zweck ist die Unterscheidung von Inhalt und Form eines Werkes heranzuziehen. Der
Werkinhalt als solcher muss aus den oben genannten Grinden urheberrechtsfrei bleiben.
Dagegen ist alerdings der Werkinhalt in der konkret dargebotenen Form dem Urheber-
rechtsschutz zuganglich. Die Form eines Werkes zeichnet sich durch das benutzte Medium

531 An dieser Stelle soll zundchst davon ausgegangen werden, dass der Professor die Bilder selbst erstellt hat
(Grundfall).
532 BGH, GRUR 1991, S. 130 (132).
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(zum Beispiel der Sprache), die konkrete Ausdrucksweise und die Anordnung des
dargebotenen Stoffs aus. Kann der wissenschaftliche Inhalt allerdings aus wissenschaftlichen
Grunden nur in der jeweiligen Form dargeboten werden, ist also eine bestimmte Anordnung
oder die Verwendung von Formulierungen zwingend, so reicht die konkrete Darstellung eines
wissenschaftlichen Inhalts fur einen Urheberrechtsschutz nicht aus, da ein solches Werk keine
personliche geistige Schopfung im Sinne des §211 UrhG  darstellt>®®  Dem
Urheberrechtsschutz zuganglich ist demnach das , Gewebe" eines Werkes, soweit es die
Voraussetzungen des § 2 1 UrhG erfiillt.>** Das Unterrichtsmodul zum Allgemeinen Teil des
BGB ist folglich aufgrund seiner individuellen Anordnung des Stoffs und der individuellen
Ausdrucksweise ein urheberrechtlich geschiitztes Sprachwerk.

Daneben sind zunéchst die verwendeten Bilder unabhangig vom Text als Werke der
bildenden Kunst, Lichtbildwerke, wissenschaftliche Darstellungen oder Lichtbilder
urheberrechtlich geschitzt, soweit sie als personliche geistige Schopfungen qualifiziert
werden kénnen. Keine personliche geistige Schopfung ware zum Beispiel eine Darstellung
der Normenhierarchie in Form einer Pyramide. Im Hinblick auf eine ausfihrliche Darstellung
der Schutzfahigkeit von Bildern wird auf den Allgemeinen Teil verwiesen.

Das gesamte Unterrichtsmodul konnte als Sammelwerk gem. § 41 UrhG urheberrechtlich
geschitzt sein. Dann musste es sich bei dem Unterrichtsmodul um eine Sammlung von
Werken oder anderen unabhangigen Elementen handeln. Zweifelhaft ist alerdings, ob bei
einem Unterrichtsmodul die einzelnen Text- oder Bildbeitrage fur sich, also unabhangig
voneinander stehen. Da das Unterrichtsmodul als Gesamtwerk aber unzweifelhaft eine
personliche geistige Schopfung darstellt und eine strikte Einordnung in den Werkkatalog des
821 UrhG nicht erforderlich ist, kann es dahinstehen, ob es als Werk gem. 8§ 21 UrhG oder
als Sammelwerk urheberrechtlich geschitzt ist.

Urheber des Unterrichtsmoduls ist gem. 8§ 7 UrhG dessen Schopfer, also der Professor. Das
Urheberrecht des Professors konnte aber gem. § 43 UrhG durch den Inhalt oder das Wesen

des jeweiligen Dienstverhdltnisses erheblich eingeschrankt sein und ihn zu einer

533 BGH, GRUR 1985, S. 1041 (1047).

534 Ulmer, Urheberrechtsschutz wissenschaftlicher Werke, S. 3. BGH, ZUM 1991, S. 246 (250). Teilweise
wird auch ein Schutz von wissenschaftlichen Lehren und Ergebnissen gefordert. Vgl. dazu: Rehbinder,
Urheberrecht, Rn.46; der urheberrechtlichen Forschungsergebnissen, die nicht nahe liegen,
urheberrechtlichen Schutz zusprechen will und ihre Nutzung durch die Allgemeinheit im Rahmen des
Zitatrechts und des Grundsatzes der freien Benutzung erméglichen will. So auch Haberstumpf, ZUM
2001, S. 819 (823); Leuze, WissR 2001, S. 156 (165).
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stillschweigenden Einraumung von Nutzungsrechten verpflichten.®® Dann miisste das
Unterrichtsmodul aber in Erflllung einer dienstrechtlichen Pflicht geschaffen worden sein.
Zur Bestimmung der dienstrechtlichen Pflichten eines Professors muss man sich zunéchst
dessen dienstrechtliche Stellung vergegenwértigen. Die dienstlichen Aufgaben der
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer werden in 843HRG und fir Nordrhein
Westfalen in § 45 HG NW geregelt. Danach nehmen die Professorinnen und Professoren die
ihrer Hochschule obliegenden Aufgaben in Forschung und Lehre nach ndherer Ausgestaltung
ihres Dienstverhédtnisses in dem von ihnen vertretenen Fach selbstandig wahr. Das Recht der
selbstandigen Wahrnehmung ihrer Aufgaben gewahrleistet den Hochschullehrern, frei von
jeglicher Weisung zu handeln®® Dazu ist der Gesetzgeber bereits aus Art.5111 GG
verpflichtet, da die Dienstaufgaben in Forschung und Lehre der Wissenschaftsfreiheit
unterfallen und damit frei sind.>* Die Freiheit von Forschung und Lehre garantiert dem
einzelnen Wissenschaftler einen von staatlicher Fremdbestimmung freien Bereich
personlicher und autonomer Verantwortung.>*® Daraus folgt, dass eine inhaltliche Vorgabe, zu
welchem konkreten Thema der Hochschullehrer zu forschen hat, unzuléssig ist. Fraglich ist
des weiteren, ob der Hochschullehrer zur Schaffung urheberrechtlich geschitzter Werke
verpflichtet ist. Wére er dazu verpflichtet, so wére das Unterrichtsmodul zum Allgemeinen
Tell des BGB ein Pflichtwerk im Sinne des 843UrhG. Beschrénkungen der
Wissenschaftsfreitheit sind gem. 8411 S.2HRG nur zuldssig, wenn sie sich auf die
Organisation des Forschungsbetriebes, die Forderung und Abstimmung von
Forschungsvorhaben und auf die Bildung von Forschungsschwerpunkten beziehen. Eine
Einschrankung im Sinne einer Verpflichtung zur Forschung und Schaffung urheberrechtlich

geschitzter Werke ist nach dem Hochschulrahmengesetz nicht vorgesehen und widerspricht

535 Dienstherr ist in Nordrhein-Westfalen das Land. Ein Professor kénnte deshalb gegeniiber dem Land zur
Nutzungsrechtseinrdumung verpflichtet. Ob die Hochschule berechtigt ist, das Werk zu nutzen, hangt
davon ab, ob das Land sein Nutzungsrecht an diese abgetreten hat. Eine Verpflichtung zur Abtretung kann
intern geregelt sein. Man differenziert in diesem Zusammenhang zwischen einem abstrakten und einem
konkreten Dienstherrn. Abstrakter Dienstherr ist das Land Nordrhein - Westfalen, konkreter Dienstherr
eines Hochschullehrers die jeweilige Hochschule. Vgl. Rehbinder, FS f. Hubmann, S. 359 (364) und Fall
4. Hoeren, Ratgeber Multimediarecht fiir die Hochschulpraxis, S. 122; nimmt dagegen ohne Begriindung
an, dass die Hochschule Erwerber der Nutzungsrechte ist.

536 Reich, HRG, § 43 Rn. 2.

537 Vgl. 8§41 HRG.

538 BVerfGE 35, S. 79 (113); BVerfGE 47, S. 327 (367).
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auch dem Grundsatz der Freiheit von Lehre und Forschung. Mit der herrschenden Meinung in
Recht-sprechung®® und Literatur®® ist demnach eine Pflicht des Hochschullehrers zur Schaf-
fung urheberrechtlich geschitzter Werke abzulehnen.

Daneben wird in der Literatur in diesem Zusammenhang immer wieder die Frage
aufgeworfen, ob ein Hochschullehrer zur Verdffentlichung seiner Werke verpflichtet ist.>* In
843 UrhG heilét es aber nur, dass das Werk in Erfillung einer Verpflichtung geschaffen
worden sein muss. Besteht also schon keine Pflicht, urheberrechtlich geschitzte Werke zu
schaffen, so ist fraglich, warum eine Verpflichtung, geschaffene Werke zu publizieren, zu
einer Anwendbarkeit von 8 43 UrhG fihren soll. Zwar wirde eine Publikationspflicht eine
Einschrankung des Urheberrechts eines Hochschullehrers bedeuten, da dieser gem. § 12 UrhG
nicht mehr das Recht hétte, zu bestimmen, ob und wie sein Werk zu verdffentlichen ist. Eine
stillschweigende Ubertragung von Nutzungsrechten folgt daraus aber nicht zwingend.>** Ob
eine Publikationspflicht fur Hochschullehrer besteht und ob diese zuléssig wére, kann fur die
Frage der Anwendbarkeit des § 43 UrhG demnach dahinstehen.

Bel dem Unterrichtsmodul zum Allgemeinen Teil des BGB handelt es sich um ein so
genanntes freies Werk. Da 8§ 43 UrhG auf freie Werke keine Anwendung findet, kommt eine
stillschweigende Nutzungsrechtseinrdumung nicht in Betracht. Fraglich ist aber, ob der
Professor verpflichtet sein konnte, seinem Dienstherrn ein nichtausschliefdiches
Nutzungsrecht zu angemessenen Bedingungen anzubieten. Eine solche Anbietungspflicht ist
im Arbeitnehmererfindungsgesetz in 8§ 19 geregelt. Da friher in 8 42 ArbEG geregelt war,
dass 8 19 ArbEG auf freie Erfindungen von Professoren nicht anzuwenden ist, lehnte eine
starke Meinung in der Literatur eine Anbietungspflicht fir Professoren auch im Urheberrecht
ab. Dieses sogenannte Hochschullehrerprivileg ist mittlerweile im
Arbeitnehmererfindungsrecht zum  7.2.2002 abgeschafft worden. Ziel  dieser
Gesetzesanderung ist es, den Wissens- und Technologietransfer an den Hochschulen zu

539 BGH, ZUM 1985, S. 369 (370); BGHZ 112, S. 243 (252 f.).

540 Rehbinder in FSf. Hubmann, Nutzungsrechte an Werken von Hochschulangehdrigen, S. 359 (365); Ulmer,
Urheber- u. Verlagsrecht, S. 403.

541 Kralder/Schricker, Urheberrecht an Hochschulen, S. 115f.; Leuze, Urheberrechte der Beschéftigten im
offentlichen Dienst und in den Hochschulen, S. 116; Leuze, Die urheberrechtliche Stellung des Professors,
S. 156 (160); Rehbinder in FS f. Hubmann, Nutzungsrechte an Werken von Hochschulangehorigen,
S. 366 f.; Heermann, GRUR 1999, S.468(472); ablehnend u. a Pfliger/Ertmann, ZUM 2004,
S. 436 (439).

542 Im Ergebnis ebenso Haberstumpf, ZUM 2001, S. 819 (825).
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fordern und damit zu mehr Innovation beizutragen.>*® Anlass dieser Neuregelung war die in
der Vergangenheit oft unterlassene Verwertung oder Kommerzialisierung von
Forschungsergebnissen. So betrug das Patentaufkommen an den deutschen Hochschulen unter
2% aler Anmeldungen. Hochschullehrer missen also ihre Erfindungen aufgrund der
Neuregelung ihrem Dienstherrn grundsétzlich zu angemessenen Bedingungen anbieten.

Dieser Rechtsgedanke konnte auch auf das Urheberrecht Ubertragbar sein. In Betracht
kommt eine analoge Anwendung des 8§ 19 ArbEG iVm 8§42 ArbEG auf urheberrechtlich
geschitzte Werke von Professoren. Im Gegensatz zu der , Regelung” des 8§ 43 UrhG hat der
Gesetzgeber im Patentrecht das Verhdtnis von Arbeit- bzw. Dienstnehmer und Arbeitgeber
bzw. Dienstherrn ausfuhrlich und detailliert geregelt. Es wirde sich deshalb grundsétzlich
anbieten, im Urheberrecht auf die Regelungen des Arbeitnehmererfindungsgesetzes
zuriickzugreifen.®* Ullmann lehnt eine Analogie zum Arbeitnehmererfindungsgesetz ab, da
die Sachverhalte nicht vergleichbar seien.> Durch ein Patentmonopol des Arbeitnehmers
oder eines lizenzberechtigten Dritten konne namlich die Produktion des Arbeitgebers
stillgelegt werden. Eine Eigenverwertung des freien Werkes oder die Lizenzvergabe an Dritte
beschranke den Geschéftsbetrieb des Arbeitgebers dagegen nicht, sondern schaffe lediglich
fremden Wettbewerb. Dem ist aber entgegenzuhalten, dass im Falle einer ausschliefdlichen
Nutzungsrechtseinrdumung an einen Dritten der Geschéaftsbetrieb des Arbeitgebers sehr wohl
beschrankt werden kann. Dieses Argument ist folglich nicht geeignet, die mangelnde
Vergleichbarkeit der Sachverhalte zu begrinden. Ein dhnliches Argument liefert auch Kra-
Rer>*® Er meint ebenfals, dass die Wirkungen des Patent- und Gebrauchsmusterrechts
einschneidender seien als digjenigen des urheberrechtlichen Schutzes. Das mag zwar in

praktischer Hinsicht stimmen, da ein eingetragenes Schutzrecht eine gewisse Publizitéts- und

543 BT-Drucks. 14/5975 S. 5.

544  Aktuell machen Pfluger/Ertmann den Vorschlag, eine Anbietungspflicht von Hochschullehrern als neuen
Absatz 2 bei §43UrhG zu verorten. Danach wéren die an einer Hochschule beschéftigten Urheber
verpflichtet, ein im Rahmen ihrer Lehr- und Forschungstétigkeit entstandenes Werk nach § 2 Abs. 1 Nr. 1
der Hochschule — ggf. auch nicht exklusiv — zur Verdffentlichung anzubieten. Wiirde das Werk nicht
binnen einer Frist von zwei Monaten von der Hochschule zur Verdffentlichung in Anspruch genommen,
stiinde ihnen ihr urheberrechtliches Verwertungsrecht wieder unbeschrankt zu. Pflliger/Ertmann wollen die
Anbietungspflicht auf Schriftwerke im Sinne von 8§2Abs. 1Nr.1 UrhG beschranken. Vgl.
Pfliger/Ertmann, ZUM 2004, S. 436 (441).

545 Ullmann, GRUR 1987, S. 6 (9).

546 Kralder in FSf. Schricker, Urheberrecht in Arbeits-, Dienst- und Auftragsverhéltnissen, S. 77 (104).
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Beweiswirkung im Geschaftsverkehr hat.>*” Abgesehen davon, hat aber ein ausschlielliches
Nutzungsrecht eine dem Patentrecht vergleichbare einschneidende Wirkung.

Da die im Arbeitnehmererfindungsgesetz geregelte Anbietungspflicht aber auch nur
Ausfluss der arbeits bzw. dienstvertraglichen Treuepflicht ist™®, kann die Frage, ob
8§19 ArbnEG analoge Anwendung auf urheberrechtlich geschitzte Werke findet,
dahinstehen.>* Entscheidend ist vielmehr, ob die arbeits- bzw. dienstvertragliche Treuepflicht
eine Anbietungspflicht fir das Urheberrecht begriindet. Denn nur dann wére eine analoge
Anwendung des 8 19 ArbnEG zu rechtfertigen. Ein Arbeits- oder Dienstvertrag begriindet
eine besondere gegenseitige personliche Verpflichtung. Fir den Arbeit- bzw. Dienstnehmer
erwachst daraus die Pflicht, Wettbewerbsinteressen des Arbeitgebers bzw. Dienstherrn nicht
zu beeintrachtigen. Fallt also ein freies Werk in den Arbeitsbereich des Arbeitgebers bzw.
Dienstherrn, so ist der Arbeit- bzw. Dienstnehmer gehalten, das Werk nicht
wettbewerbswidrig zu nutzen. Bezugnehmend auf obige Anmerkung bedeutet das, dass die
Eigennutzung zu Wettbewerbszwecken und die Einrdumung eines ausschliefdichen
Nutzungsrechts an einen Wettbewerber treuwidrig wéare. Freie Werke missen aber nicht
unbedingt etwas mit dem Tétigkeitsbereich des Arbeitgebers bzw. Dienstherrn zu tun haben.
Ein Paradebeispiel stellt der angestellte Rechtsanwalt dar, der in seiner Freizeit Romane
schreibt. Warum sollte dieser Rechtsanwalt verpflichtet sein, seinem Arbeitgeber den Roman
anzubieten? Daran andert auch die Tatsache nichts, dass er fur die Erstellung des Romans
gegebenenfalls Mittel des Arbeitgebers, zum Beispiel einen Drucker, benutzt hat. Die
Ausfihrungen zeigen, dass die Treuepflicht nicht grundsétzlich eine Anbietungspflicht fur
freie Werke begriinden kann. Dies liegt auch an der Mannigfaltigkeit freier Werke.

Eine Anbietungspflicht kann demnach nur im Einzelfall nach Abwégung der

0

widerstreitenden Interessen geboten sein®® Im Hochschulbereich wird man eine

547 Das Argument, dass das Urheberrecht die unabhéngige Doppelschopfung aus dem Verbietungsrecht
ausschliefdt und damit nicht absolut monopolisiert, kann nicht entscheidend sein, da Félle unabhangiger
Doppelschépfungen in der Praxis eher selten vorkommen.

548 Bartenbach/Volz, ArbnEG, § 19 Rn. 3.

549 Gegen eine analoge Anwendung spricht die Spezialitdt des Arbeitnehmererfindungsgesetzes. Fir eine
analoge Anwendung LG Minchen, ZUM 1997, S. 659 (665 f.); Rojahn, Der Arbeitnehmerurheber, S. 158.

550 Fir eine Anbietungspflicht in den Félen, in denen die Verwertung der Arbeitnehmerwerke in den
Tétigkeitsbereich des Arbeitgeber-Unternehmens fallt und der Arbeitnehmer eine Nutzung beabsichtigt, ist
Rehbinder, Urheber als Arbeitnehmer in Beitrage zum Urheber- u. Medienrecht, S. 37 (42f.). Ahnlich
Spautz in Méhring/Nicolini, UrhG, § 43 Rn. 12. Grundsétzlich gegen eine Anbietungspflicht sind Vinck in
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Anbietungspflicht des Hochschullehrers gegeniiber seiner Hochschule zum Beispiel bejahen
mussen, wenn das Werk von vornherein fir eine Nutzung durch die jeweilige Hochschule
bestimmt gewesen ist.™®! Wenn also entsprechend der Regelung des § 19 ArbnEG das Werk
in den vorhandenen oder vorbereiteten Arbeitsbereich des Dienstherrn félt. Ein derartiger
Sachverhalt lag der Entscheidung ,, Poldok® des KG zugrunde.>™? Das Gericht hatte in diesem
Fall darliber zu befinden, wem die Nutzungsrechte an einem Nachschlagewerk zustehen, das
ein Honorarprofessor im Rahmen seiner Tétigkeit als Geschéftsfuhrer der Leitstelle Politische
Dokumentation eines Universitétsinstituts herausgegeben hatte. Da die Verdffentlichung von
Nachschlagewerken zu den Aufgaben dieser Leitstelle gehtrte und das Werk damit von
Anfang an fur die Universitédt nutzbar gemacht werden sollte, bejahte das KG sogar eine
Dienstpflicht des Honorarprofessors zur Erstellung eines solchen Sammelwerks und damit die
Anwendbarkeit des § 43 UrhG.>™® Eine Dienstpflicht des Honorarprofessors, ein solches
Sammelwerk herzustellen, ist alerdings abzulehnen. Das setzt namlich eine Verpflichtung des
Hochschullehrers zur Erstellung von Sammelwerken aufgrund seines Dienstvertrages voraus.
Wie oben bereits erlautert, garantiert die in Art. 5111 GG normierte Wissenschaftsfreiheit den
Professoren und Professorinnen das Recht der selbstandigen Wahrnehmung ihrer Aufgaben.
Eine dienstrechtliche Verpflichtung, die sich von Anfang an auf die Erstellung bestimmter
Werke richtet, ist demnach mit der Wissenschaftsfreiheit nicht vereinbar. Trotzdem wirde es
den Interessen der Hochschulen in erheblichem Mal3e widersprechen, wenn ein bereits
geschaffenes Werk, dass unter betréchtlichem Einsatz von sachlichen und personellen Mitteln
des Dienstherrn erstellt worden ist, diesen zur Nutzung nicht zur Verfigung stinde. Diese
Umsténde fuhren im Ergebnis aber lediglich zu einer Anbietungspflicht des Hochschullehrers,
wenn das Werk in den Arbeitsbereich des Dienstherrn féllt.

Zu der Annahme einer Anbietungspflicht fir die Erben eines Hochschul professors und
damit auch fur den Hochschullehrer selbst gelangt auch der BGH in der Entscheidung
, Grabungsmaterialien“.™ Der Hochschulprofessor hatte unter wesentlicher Mithilfe von

Institutsangehdrigen und im Rahmen der Ingtitutstétigkeit eine archédologische

Fromm/Nordemann, UrhG, 8 43 Rn. 3; Kral3er in FS f. Schricker, Urheberrecht in Arbeits-, Dienst- und
Auftragsverhdtnissen, S. 77 (104); Wandtke, Rechte der Urheber im Arbeits- u. Dienstverhdltnis, S. 49 f;
Sack in MUnchHATrbR, § 100 Rn. 66.

551 BGHZ 112, S. 243 (257), Rehbinder, FSf. Hubmann, S. 359 (361 f.).

552 KG, NJW - RR 1996, S. 1066 f.

553 So auch Rojahn in Schricker, UrhG, § 43 Rn. 131.

554 BGHZ 112, S. 243f.
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Grabungsdokumentation erstellt. Eine Anbietungspflicht des Hochschul professors gegentiber
seiner Hochschule folge aus der Treuepflicht des Dienstverhaltnisses. Fir das Bestehen einer
solchen Treuepflicht spreche die zwanzigjahrige Tétigkeit des Hochschullehrers am Institut
fuar  Ur- und Frihgeschichte der Hochschule und der Umstand, dass die
Grabungsdokumentation unter wesentlicher Mithilfe von Institutsangehdrigen und im
Rahmen der Institutstatigkeit erstellt worden sei. Eine Dienstpflicht des Hochschul professors
zur Erstellung urheberrechtlich geschitzter Werke lehnte der BGH zu Recht ab, da der Hoch-
schul professor in freier und eigenverantwortlicher Stellung forsche.>>®

Die aufgefuihrten Entscheidungen zeigen, dass die dienstvertragliche Treuepflicht so stark
sein kann, dass sie eine Anbietungspflicht fir den Hochschullehrer begriindet. Fir die
Annahme einer Anbietungspflicht sprechen zusammenfassend folgenden Umstande: das
Werk stellt sich nicht als genuin wissenschaftliche Leistung dar™®, das Werk wurde unter
wesentlichem Einsatz sachlicher oder personeller Mittel der Hochschule erstellt, das Werk
falt in den vorbereiteten oder vorhandenen Arbeitsbereich des Dienstherrn (entweder des
Landes Nordrhein - Westfalen oder der Hochschule) und eine langjdhrige Zugehdrigkeit des
Hochschullehrers zu einer Hochschule. Besteht fir einen Hochschullehrer eine Anbie-
tungspflicht, so hat er zundchst dem Land Nordrhein - Westfalen die Nutzung des Werkes
gegen ein angemessenes Entgelt anzubieten. Fallt das Werk nicht in den Arbeitsbereich des
Landes, sondern in den Arbeitsbereich der Hochschule, so besteht die Anbietungspflicht nur
gegenuber der Hochschule. Bel der Bestimmung eines angemessenen Entgelts ist kein Betrag
dafir in Abzug zu bringen, dass ein Hochschullehrer personelle und sachliche Mittel der
Hochschule in Anspruch genommen hat.>’

Keine Anbietungspflicht wird in den Féllen bestehen, in denen das jeweilige Werk nicht in
den vorhandenen oder vorbereiteten  Arbeitsbereich der  Anstellungsbehdrde
(Land Nordrhein - Westfalen) oder der Beschéaftigungsbehtrde (Hochschule) fallt. Weiterhin
wird eine Anbietungspflicht abzulehnen sein, wenn ein Werk nicht unter wesentlichem
Einsatz sachlicher oder personeller Mittel der Hochschule erstellt wurde.

Bezogen auf das Unterrichtsmodul zum Allgemeinen Teil des BGB, welches ein
sogenanntes freies Werk darstellt, kann zunéchst festgestellt werden, dass dieses eine genuin

wissenschaftliche Leistung darstellt. Das Unterrichtsmodul soll im Wesentlichen in der Lehre

555 BGHZ 112, S. 243 (249).
556 KG, NJW - RR 1996, S. 1066.
557 Rehbinder, FSf. Hubmann, S. 359 (S. 367 f.).
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eingesetzt werden und falt damit grundsdtzlich auch in den ,Arbeitsbereich®
(Aufgabenbereich) der Hochschule. Zu beachten ist allerdings, dass eine Hochschule in der
Regel keine eigenen Lehrmittel besitzt, sondern diese von den jeweiligen Hochschullehrern
entwickelt oder ausgewahlt werden. Andersist das nur bei einer Fernuniversitét, zum Beispiel
bei der Fernuniversitié Hagen. Die Fernuniversitdt Hagen bietet ein  komplettes
Lehrmittelangebot fir einen Fachbereich unter ihrem Namen an. Anders as bei einem
Nachschlagewerk, welches fur die Leitstelle Politische Dokumentation eines Universitéatsin-
stituts entwickelt wurde, falt das Unterrichtsmodul demnach nicht direkt in den
Arbeitsbereich der Hochschule. Selbst wenn fur die Erstellung des Unterrichtsmoduls
personelle und sachliche Mittel der Hochschule verwendet worden sind, sprechen die zuvor

genannten Umstande im Ergebnis gegen eine Anbietungspflicht.

Ergebnis:

Das Unterrichtsmodul zum Allgemeinen Teil des BGB ist urheberrechtlich geschiitzt. Urheber
ist der Professor, der ausschliefdlich zur Verwertung berechtigt ist und das Unterrichtsmodul
selbstéandig veroffentlichen kann. Weder dem Land Nordrhein - Westfalen noch der
Hochschule werden stillschweigend Nutzungsrechte an dem Unterrichtsmodul aufgrund des
Dienstvertrages eingerdumt. Der Professor ist auch nicht verpflichtet, dem Land oder der
Hochschule ein nichtausschliefdliches Nutzungsrecht zu angemessenen Bedingungen

anzubieten.

Fall 2:
Wie Fal 1, allerdings wird das Forschungsprojekt durch Drittmittel gefordert.

Drittmittel projekte sind gem. 8 251 HRG und § 101 | HG NW solche Projekte, die nicht aus
den der Hochschule zur Verfiigung stehenden Haushaltsmitteln, sondern aus Mitteln Dritter
finanziert werden. Die Durchfihrung solcher Vorhaben ist Teil der Hochschulforschung.
Grundsétzlich gilt auch in diesem Fall, dass das Unterrichtsmodul zum Allgemeinen Teil des
BGB ein freies Werk darstellt, worauf § 43 UrhG nicht anwendbar ist. Eine stillschweigende
Verpflichtung, dem Land Nutzungsrechte einzurdaumen, kommt demnach nicht in Betracht.
Der Professor konnte sich aber gegentber dem Drittmittelgeber zur Einrdumung von Nut-
zungsrechten verpflichtet haben.

Neben den gesetzlichen Pflichten, die im Rahmen der Drittmittelforschung bestehen

konnen, werden in der Regel vertragliche Pflichten mit der Vergabe von Drittmitteln
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verbunden sein. Einer der bekanntesten Drittmittelgeber ist die Deutsche
Forschungsgemeinschaft (DFG). Werden Drittmittel dem antragstellenden Wissenschaftler
und der Hochschule zur Verfigung gestellt, so werden die Verwendungsrichtlinien der DFG
fir Sachbeihilfen als Drittmittel Bestandteil der Bewilligung.>® Andere Drittmittelgeber legen
der Bewilligung ahnliche Regelwerke zugrunde. Die Volkswagen Stiftung hat beispielsweise
sogenannte Bewilligungsgrundsétze, die der Empfanger mit der Annahme der Mittel
anerkennt.

Die urheberrechtliche Rechtdage bei drittmittelgeforderten Forschungsprojekten soll nun
am Beispiel der DFG untersucht werden und auf den Fall 2 Gbertragen werden. In Nr. 13 der
Verwendungsrichtlinien far Drittmittel ist die Verdffentlichung von Forschungsergebnissen
geregelt. Danach legt die DFG Wert darauf, dass Forschungsergebnisse publiziert oder, wenn
daran ein wissenschaftliches Interesse besteht, in anderer Weise der Allgemeinheit zur
Vefigung gestellt werden®® Diese Regelung steht im Einklang mit der
Wissenschaftsfreiheit, da sie lediglich eine Aufforderung zur Veréffentlichung an den
antragsstellenden Wissenschaftler enthalt. Ubertragen auf den Fall 2 bedeutet das, dass auch
im Falle der Drittmittelforderung keine Verpflichtung zur Verdffentlichung des Unter-
richtsmoduls besteht, diese aber wiinschenswert ist. Eine Verpflichtung zur Einrdumung von
Nutzungsrechten an die DFG ist in den Verwendungsrichtlinien fir Drittmittel nicht
enthalten. Auch die Bewilligungsgrundsitze der Volkswagen Stiftung enthalten keine
derartige Klausel. Das alleinige V erwertungsrecht verbleibt folglich beim Professor.

Ergebnis:
Der Professor ist demzufolge nicht verpflichtet, das drittmittelgeférderte Unterrichtsmodul
zum Allgemeinen Teil des BGB zu verdffentlichen oder dem Drittmittelgeber Nutzungsrechte

daran e nzuraumen.

Fall 3:
Der Professor ist Mitglied einer Fernuniversitdt. Das Unterrichtsmodul zum Allgemeinen Teil
des BGB soll im Rahmen des Fernunterrichts an Studenten versandt werden.

558 http://www.dfg.de/forschungsfoerderung/formulare/download/2_02.pdf.
559 Ahnlich die Bewilligungsgrundsitze der Volkswagen Stiftung. Nr. 12. 1: Die Stiftung legt Wert darauf,
dass die Ergebnisse der von ihr gefrderten Vorhaben der Offentlichkeit zuganglich gemacht werden.
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Bel Professoren einer Fernuniversitdt besteht die Besonderheit, dass sich ihre Dienstpflicht
auf die Herstellung von Lehrmaterialien erstreckt.”® Das Unterrichtsmodul stellt aso in
diesem Fall kein freies Werk, sondern ein Pflichtwerk dar. Das fuhrt zu einer Anwendbarkeit
von 8§43 UrhG mit der Folge, dass der Professor dem Land Nordrhein Westfalen als
Dienstherrn stillschweigend Nutzungsrechte an dem Werk einrdumt. Entscheidend fir den
Umfang der Nutzungsrechte ist der Zweck, der mit der Erstellung der Lehrmaterialien
verfolgt wird. Da das Unterrichtsmodul im Rahmen des Fernunterrichts genutzt werden soll,
muss es zumindest zur Versendung an Studenten genutzt werden konnen. Allerdings kann
konkret nur die Fernuniversitdt und nicht das Land Nordrhein Westfalen das
Unterrichtsmodul fir den Fernunterricht nutzen. Deshalb wird das Land seine Nutzungsrechte

an die Fernuniversitét abtreten.

Fall 4

Fall 1 abgewandelt. Ein wissenschaftlicher Mitarbeiter hat fur das Unterrichtsmodul zum
Allgemeinen Tell des BGB verschiedene mittlerweile urheberrechtsfreie Bilder
abfotografiert.®® Diese Fotografien sollen {iberwiegend der Visualisierung des rechtlichen
Stoffs dienen, daneben sollen sie aber auch Gegenstand einer Dissertation des
wissenschaftlichen Mitarbeiters sein. Die Reproduktion der Bilder erfolgte auf Anregung des
Professors und unter Zuhilfenahme von sachlichen Mitteln des Lehrstuhls. Darf der Professor
die Reproduktionen fur das Unterrichtsmodul nutzen? Ist er auch dartiber hinaus zur Nutzung
berechtigt? Konnte er zum Beispiel einer anderen Universitét, die eine der Reproduktionen als

Emblem verwenden mochte, ein Nutzungsrecht (gegen Entgelt) einrdumen?

Im Gegensatz zu Professoren arbeiten wissenschaftliche Mitarbeiter gem. 88531 HRG,
591 S.2HG NW grundsétzlich weisungsabhéngig. In begrindeten Fallen kann ihnen
alerdings auch die selbstdndige Wahrnehmung von Aufgaben in Forschung und Lehre

Ubertragen werden. Dazu gehort die Vorbereitung einer Promotion.®®* Fraglich ist hier

560 Kralder/Schricker, Patent- u. Urheberrecht an Hochschulen, S. 132; Leuze, Urheberrechte der Beschéftigten
im &ffentlichen Dienst und in den Hochschulen, S. 120.

561 Mit der noch herrschenden Meinung in Rechtsprechung und Literatur ist hier anzunehmen, dass
Reproduktionsfotografien Lichtbildschutz geniefRen. Zu den Einwendungen gegen diese Ansicht vgl.
S. 37 f. Nimmt man an, dass fur die Reproduktionen kein Lichtbildschutz besteht, so kann der Dienstherr
diese mangels entgegenstehender Rechte des wissenschaftlichen Mitarbeiters unbeschrankt nutzen.

562 Hoeren, Ratgeber Multimediarecht fiir die Hochschulpraxis, S. 122.
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demnach, ob die Bilder in Erflllung einer Dienstpflicht oder zur Vorbereitung einer
Promotion erstellt worden sind. Trifft ersteres zu, so handelt es sich bei den Bildern um
Pflichtwerke und § 43 UrhG ist anwendbar. Andernfalls sind die Bilder als freie Werke zu
qgualifizieren, fir die hochstens eine Anbietungspflicht bestehen kdnnte. Bei Werken von
Doktoranden, die nicht ausschliefdlich in einem Doktorandenverhdtnis geschaffen werden,
sondern zugleich im Rahmen enes Beschaftigungsverhdltnisses zum Land, ist eine
Zuordnung nicht einfach.>®® Das Problem ist in Rechtsprechung und Literatur bislang noch
ungekléart. Rehbinder bemerkt dazu, dass im Falle des doktorierenden Hochschul personals die
rechtliche Einordnung des Einzelfalles schwierig ist, so dass ausdriickliche Regelungen zur
Klarung der Rechtslage sich aufdrangen.®® Erstellt ein wissenschaftlicher Mitarbeiter
einerseits urheberrechtlich geschitzte Werke, zum Beispiel Multiple Choice Klausuren fir
Medizinstudenten®®, in Erfiillung einer Dienstpflicht und arbeitet er andererseits selbstandig
an seiner Dissertation, so ist eine Einordnung in die Gruppe freie Werke oder Dienstwerke
relativ unproblematisch.

Kann, wie hier und in den meisten Fallen, eine eindeutige Zuordnung nicht vorgenommen
werden, so wird von der Verfasserin folgende Losung vorgeschlagen. Gem.
859111 S.2HGNW soll  wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und  Mitarbeitern  an
Universitéten im Rahmen ihrer Dienstaufgaben auch Gelegenheit zur Vorbereitung auf eine
weitere wissenschaftliche Qualifikation gegeben werden. Das bedeutet zunachst, dass einem
wissenschaftlichen Mitarbeiter in der Regel ein Freiraum zur Vorbereitung einer Promotion
zu gewahren ist. Dieser Freiraum bewegt sich alerdings im Rahmen der Dienstaufgaben und
ist deshab von vornherein begrenzt durch die dem wissenschaftlichen Mitarbeiter
obliegenden Dienstpflichten. Den Dienstpflichten gebthrt gem. 859111 S. 2 HG NW, ,,...im
Rahmen ihrer Dienstaufgaben...“, der Vorrang. Werke von angestellten Doktoranden sind
demnach zunéchst als Pflichtwerke einzuordnen. Dieses Ergebnis ist auch interessengerecht.
Zunéchst sind zwar die jeweiligen Dienstpflichten zu erflllen, mit der Folge, dass ein
wissenschaftlicher Mitarbeiter seinem Dienstherrn stillschweigend Nutzungsrechte am Werk

einraumt. Im Ubrigen verbleibt ihm aber das Recht, das Werk zur Vorbereitung seiner

563 Im Hochschulrecht findet sich keine Regelung. Lediglich in 8§24 HRG ist normiert, dass bei der
Verdffentlichung von Forschungsergebnissen Mitarbeiter, die einen eigenen wissenschaftlichen oder
wesentlichen sonstigen Beitrag geleistet haben, als Mitautoren zu nennen sind. Die Vorschrift lasst keine
Rickschlisse auf die Frage nach der Urheberschaft und der Nutzungsbefugnis zu.

564 Rehbinder, FSf. Hubmann, S. 359 (372).

565 Vgl. LG Kdln, ZUM 2000, S. 597 f.
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Promotion zu nutzen. Ein Versto3 gegen die Wissenschaftsfreiheit eines wissenschaftlichen
Mitarbeiters liegt ebenfalls nicht vor, da sich ein Mitarbeiter mit dem Eintritt in das
Dienstverhéltnis den Dienstpflichten unterordnet und damit auf die volle Ausiibung seines
Rechts auf Wissenschaftsfreiheit verzichtet.

Der wissenschaftliche Mitarbeiter raumt folglich seinem Dienstherrn, dem Land Nordrhein
Westfalen, stillschweigend Nutzungsrechte an den Reproduktionen ein.>® Zu kléren bleibt,
wer die Werke konkret nutzen darf und in welchem Umfang. Es ist namlich anzunehmen,
dass das Land Nordrhein Westfalen in der Regel kein Interesse an der Nutzung der
Reproduktionen bzw. keine Verwertungsmoglichkeiten dafir haben wird. Da fir den Umfang
der Nutzungsrechte entscheidend ist, welchen Zweck der Dienstherr mit der in Auftrag
gegebenen Erstellung des Werkes verfolgte, erscheint es unschliissig, das Land als Nutzungs-
berechtigten anzunehmen. Rehbinder schlégt zur Losung dieses Problems die Differenzierung
zwischen einem abstrakten und einem konkreten Dienstherrn vor.>®” Diese Funktionenteilung
in einen abstrakten und einen konkreten Arbeitgeber finde sich im Arbeitsrecht haufig.
Ubertragen auf den Hochschulbereich bedeutet das, dass das Land abstrakt nutzungsberechtigt
ist und der Lehrstuhlinhaber die Nutzungsberechtigung dann konkret ausiibt.>® Das setzt
alerdings voraus, dass das Land dem konkreten Dienstherrn, hier dem Lehrstuhlinhaber,

seine Rechte abtritt. Derartige Verwaltungsvorschriften, Richtlinien oder sonstige Regelungen

566 Sind die Werke eines wissenschaftlichen Mitarbeiters geschmacksmusterféhig und beabsichtigt der
Dienstnehmer, diese als Geschmacksmuster schiitzen zu lassen, so gat vor der Reform des
Geschmacksmustergesetzes folgendes. Dienstherr eines wissenschaftlichen Mitarbeiters ist das Land
Nordrhein-Westfalen. Da das Land Nordrhein-Westfalen keine gewerbliche Anstalt im Sinne des
§2 GeschmMG a F. ist, war diese Norm nicht anwendbar. Ein Erwerb des Anwartschaftsrechts am
geschmacksmusterféhigen Erzeugnis durch das Land NRW gem. § 2 GeschmMG a. F. schied demnach
aus. Das Anwartschaftsrecht an einem geschmacksmusterféhigen Erzeugnis konnte alerdings durch
Vertrag gem. 8 3 GeschmMG a. F. Ubertragen werden. Fraglich war, ob durch eine stillschweigende
Ubertragung der urheberrechtlichen Nutzungsrechte das Anwartschaftsrecht mitiibertragen wurde. Da
§2GeschmMG a F. eine dtillschweigende Ubertragung aber gerade nicht erfasste, verblieb das
Anwartschaftsrecht beim wissenschaftlichen Mitarbeiter. Dies wird nun durch § 7 I1 GeschmMG anders
geregelt. Danach erwirbt das Land Nordrhein-Westfalen als Arbeitgeber das Anwartschaftsrecht am
geschmacksmusterfahigen Erzeugnis, soweit vertraglich nichts Abweichendes geregelt ist.

567 Rehbinder, FSf. Hubmann, S. 359 (364).

568 Konkret nutzungsberechtigt kann in Einzelféllen auch die jeweilige Hochschule sein. Das Landgericht
Kéln ordnete z. B. einer Universitdt Nutzungsrechte an Multiple Choice Klausuren fir Medizinstudenten
zu, die wissenschaftliche Mitarbeiter erstellt hatten. LG Kdln, ZUM 2000, S. 597 f.
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existieren, soweit ersichtlich, nicht. Unter welchen Umstéanden eine Abtretung der
Nutzungsrechte an den jewells konkreten Dienstherrn stattfindet, ist demnach unklar. Um fir
solche Félle Rechtsklarheit zu schaffen, wére eine Regelung auf Landesebene sehr
winschenswert. Es ist zwar anzunehmen, dass das Land, wenn es kene
Verwendungsmoglichkeit fur ein Werk hat, seine Rechte an den konkreten Dienstherrn
abtreten wird, ob der konkrete Dienstherr allerdings einen Anspruch auf Abtretung hat, ist
unklar. Interessengerecht wéare es, wenn das Land dem konkreten Dienstherrn (auch
stillschweigend) Nutzungsrechte einraumte.

Haberstumpf>®® sieht dagegen den Professor als Erwerber der Nutzungsrechte an. Ein
Direkterwerb des Professors ist allerdings dogmatisch nicht zu begriinden, da auch fir eine
stillschweigende Nutzungsrechtseinrdumung eine vertragliche Beziehung zwischen dem
Urheber und dem Erwerber bestehen muss.

Der wissenschaftliche Mitarbeiter ist daher verpflichtet, dem Land Nutzungsrechte an den
Reproduktionen einzurdumen. Da der Lehrstuhlinhaber im Ergebnis aber konkret
nutzungsberechtigt sein wird, ist zur Bestimmung des Umfangs der Nutzungsrechte darauf
abzustellen, zu welchem Zweck er die Bilder urspringlich anfertigen lief3. Urspringlicher
Zweck ist hier die Visualisierung des rechtlichen Stoffs gewesen. Das Nutzungsrecht muss
demnach die Verwertung fur das Unterrichtsmodul zum Allgemeinen Teil des BGB
umfassen. Da die Reproduktionen aber auch zu dem Zweck angefertigt worden sind, die
Promotion des  wissenschaftlichen  Mitarbeiters  vorzubereiten, muss  dieser
Verwendungszweck ebenfalls erreicht werden konnen. Das Nutzungsrecht kann demnach
kein ausschliefdliches, sondern nur ein einfaches sein. Nicht beabsichtigt war dagegen, eines
der Bilder einer anderen Universitdt zur Verfigung zu stellen. Vom urspringlichen
Vertragszweck ist diese Nutzungsmoglichkeit damit nicht umfasst. Wie oben bereits erlautert,
kann aber auch der Betriebszweck bzw. der Tétigkeitsbereich des Betriebes, also hier der
Tatigkeitsbereich des Lehrstuhls, mal3geblich sein. Dies gilt auch, wenn der Tétigkeitsbereich
des Lehrstuhls Uber die urspriinglich bezweckte Nutzung hinausgeht. Bezogen auf den
Verkauf eines Bildes als Emblem ist allerdings anzunehmen, dass diese Tétigkeit nicht zu den
eigentlichen Aufgaben des Lehrstuhls gehort. Der Professor kann das Bild der anderen
Universitdt also nur dann zur Verfligung stellen, wenn der wissenschaftliche Mitarbeiter ihm

dafir ausdricklich ein Nutzungsrecht eingerdumt hat. Fir die Einrdumung des

569 Haberstumpf, ZUM 2001, S. 819 (827).
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Nutzungsrechts hat der wissenschaftliche Mitarbeiter gem. 8 32 | UrhG einen Anspruch auf
eine angemessene Vergitung.

Neben einer Verwertung der Bilder fur das Unterrichtsmodul zum Allgemeinen Teil des
BGB ist der Lehrstuhlinhaber zu ener Nutzung berechtigt, soweit diese zum
Tatigkeitsbereich des L ehrstuhls gehort.

Ergebnis:

Der Professor ist berechtigt, die Reproduktionen fir das Unterrichtsmodul zum Allgemeinen
Teill des BGB zu nutzen. Darlber hinaus kénnen die Bilder genutzt werden, soweit die
jewellige Nutzungsmoglichkeit zum Téatigkeitsbereich des Lehrstuhls gehdrt. Die Weitergabe
eines Bildes an eine andere Universitét bedarf dagegen der ausdriicklichen Einrdumung eines

entsprechenden Nutzungsrechts.

Fall 5:
Fal 1 abgewandelt. Der Professor beauftragt einen externen Designer damit, Bilder zur

Visualisierung des rechtlichen Stoffs fur das Unterrichtsmodul zu erstellen.

In diesem Fall handelt es sich um ein Auftragsverhdtnis. Die urheberrechtliche Rechtslage im
Auftragsverhaltnis wurde auf den S. 57 f. ausfihrlich besprochen. Handelt es sich bel dem
Auftraggeber um einen Angehorigen einer Hochschule, so gilt nichts Abweichendes. Der
Umfang der Nutzungsrechte bestimmt sich demnach in erster Linie nach dem, was
ausdrticklich zwischen dem Professor und dem Designer vereinbart worden ist. Wurden
ausdrtickliche Vereinbarungen Uber die Einraumung von Nutzungsrechten nicht getroffen, so
entscheidet der Vertragszweck Uber den Umfang der Nutzungsrechte. Im Fall sind die Bilder
erstellt worden, um fur das Unterrichtsmodul verwendet zu werden. Folglich kénnen diese fir
das Unterrichtsmodul genutzt werden. Da in Auftragsverhdtnissen der Vertragszweck im
Ergebnis nicht wie sonst restriktiv ausgelegt wird, ware vom Vertragszweck zum Beispiel

auch die Digitalisierung und Verbreitung Uber das Internet umfasst.

3. Urheber per sonlichkeitsrechte

Arbeitnehmerurheber missen nicht nur eine Einschrénkung ihrer Verwertungsrechte, sondern

auch ihrer Urheberpersonlichkeitsrechte hinnehmen. Teilweise enthalten Arbeits- oder
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Tarifvertrage®®  ausdriickliche  Regelungen  Uber  eine  Einschrankung  der
Urheberpersonlichkeitsrechte eines Arbeitnehmers. Fehlen ausdriickliche Regelungen, so
kann sich eine Einschrankung nach Auslegung des Arbeitsvertrages ergeben, wenn
berechtigte  Interessen des  Arbeitgebers ener  Ausibung des jeweiligen
Urheberpersonlichkeitsrechts entgegen stehen. Eine ausdriickliche Regelung Uber das
Namensnennungsrecht enthdlt zum Beispiel der ,Arbeitsvertrag mit einem angestellten
Mitarbeiter* von Wolfgang Maalken fiir Designer.>™* § 91V des Arbeitsvertrages lautet: Der
Arbeitnehmer erkennt an, dass bei den Designarbeiten und Entwirfen, deren Urheber oder
Miturheber er ist, keine Verpflichtung zur Urheberbenennung besteht. Eine solche Regelung
stellt einen wirksamen vertraglichen Verzicht auf das Recht der Namensnennung dar.’”
Fehlen ausdriickliche Regelungen im Arbeits- oder Tarifvertrag, so ist anerkannt, dass der
Arbeitgeber mit der stillschweigenden Einrdumung der Nutzungsrechte auch das
Verdffentlichungsrecht erhalt.>”® Unabdingbar ist dagegen das Recht des Urhebers auf

Anerkennung seiner Urheberschaft.>

4. Vergutung

Von besonderem Interesse ist fur den Arbeitnehmerurheber, ob er fur die stillschweigende
Einrdumung von Nutzungsrechten aufgrund des Arbeitsverhdltnisses eine gesonderte
Vergitung verlangen kann oder ob diese bereits mit dem Arbeitsohn abgegolten ist.
Herrschend ist die sogenannte Abgeltungstheorie.®” Danach gehort die Einrdumung von
Nutzungsrechten an einem Werk, das in Erfullung einer Pflicht aus dem Arbeitsvertrag
geschaffen worden ist, zur Arbeitdeistung. Diese gilt durch die Zahlung der vereinbarten
Arbeitsvergitung als abgegolten. Nutzt ein Arbeitgeber dagegen ein freies Werk, so muss er
wie jeder andere Werknutzer dafir eine Vergitung zahlen. Das gilt auch, wenn er die ihm
(stillschweigend) eingerdumten Nutzungsrechte Uberschreitet. Denn nur die geschuldete

570 Vgl. zu den urheberpersonlichkeitsrechtlichen Regelungen im MTV Zeitschriften und MTV Zeitungen die
Anmerkungen oben S. 170f.

571 Maalen/May, Designers Contract, S. 257 f.

572 Fur die Zul&ssigkeit eines vertraglichen Verzichts: Rojahn in Schricker, UrhG, 843 Rn.79. A.A.
Kroitzsch in Méhring/Nicolini, UrhG, § 13 Rn. 16.

573 BGHZ 15, S. 249 (258).

574 Rehbinder, Urheberrecht, Rn. 335.

575 Rehbinder, Der Urheber as Arbeitnehmer in Beitrdge zum Urheber- u. Medienrecht, S. 37 (55 f.); KralZer,
FSf. Schricker, S. 77 (96); Balle, NZA 1997, S. 868 (871).
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Arbeitdeistung kann mit der vereinbarten Arbeitsvergitung abgegolten sein. Bei der
erweiterten Nutzung eines Pflichtwerks sowie bei freien Werken hat ein Arbeitnehmer
demnach einen Anspruch auf Sondervergiitung.>”®

Diese Grundsétze sind vielfach kritisiert worden. So riigt zum Beispiel Himmelmann die
vergutungsrechtliche Ungleichbehandlung von Arbeitnehmer-Erfindern und Arbeitnehmer-
Urhebern.””” Im Gegensatz zum Urheberrecht sind die Rechte der Arbeitsvertragsparteien im
Erfinderrecht anders geregelt. So kann ein Arbeitgeber zunéchst durch unbeschrénkte
Inanspruchnahme unabhéngig vom Willen des Arbeitnehmers alle Rechte an einer
Diensterfindung in Anspruch nehmen. Das folgt aus den 8861, 71 ArbnErfG. Gem.
891 ArbnErfG hat ein Arbeitnehmer dann aber auch einen Anspruch auf eine angemessene
Vergitung neben dem Arbeitsohn. Da Arbeitnehmer-Urheber und Arbeitnehmer-Erfinder
vergleichbar seien, fordert Himmelmann, diese vergitungsrechtlich grundsétzlich gleich zu
behandeln. In aller Regel ist aber davon auszugehen, dass sich ein Arbeitnehmer nicht dazu
verpflichten kann, patentschutzfahige Erfindungen zu schaffen und es sich deshalb um eine
Sonderleistung des Arbeitnehmers handelt.>® Eine analoge Anwendung der oben genannten
Vorschriften des Arbeitnehmererfindungsgesetzes ist demnach abzulehnen.

Aufgrund der Reform des Urhebervertragsrechts kénnte sich aber die vergitungsrechtliche
Situation der Arbeitnehmer-Urheber verandert haben. Der Regierungsentwurf vom 26. Juni
2002 enthielt noch eine Anderung des § 43 UrhG. Absatz 3 sollte die Vergitung regeln:

Der Urheber hat einen Anspruch aus 8 32, soweit die Nutzung seiner Werke nicht durch Lohn
oder Gehalt tatsachlich abgegolten ist.

Auch fur Arbeitnehmerurheber und bedienstete Urheber sollte das Prinzip der angemessenen
Vergiitung gelten; Lohn und Gehalt seien dabei aber zu beriicksichtigen.””® Diesen Weg ist
der Gesetzgeber allerdings nicht gegangen. Die Leerformel des § 43 UrhG blieb mit der
Begrindung erhalten, dass §43 eine flexible Losung enthalte, die den Besonderheiten
urheberrechtlichen Schaffens in Beschéftigungsverhdtnissen Rechnung trage. Die von
Rechtsprechung und Lehre entwickelten Grundsétize zu den Vergitungsanspriichen der

576 Rehbinder, Urheberrecht, Rn. 339.

577 Himmelmann, GRUR 1999, S. 897 f.

578 A.A.Himmelmann, GRUR 1999, S. 897 (900).
579 BT-Drucks. 14/6433, zu Nr. 8 (8 43).
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Urheber in Arbeits- und Dienstverhaltnissen sollten unberiihrt bleiben.®® Unklar ist demnach,
ob die §§32f.UrhG fir Arbeitnehmerurheber berhaupt anwendbar sind.*®' Gem.
8321 S.3UrhG kann der Urheber von seinem Vertragspartner die Einwilligung in die
Anderung des Vertrages verlangen, wenn die vereinbarte Vergiitung nicht angemessen ist.
Wirde dieser gesetzliche Korrekturanspruch auch grundsétzlich einem Arbeitnehmer
zustehen, so wirde das zu einer Korrektur des Arbeitsvertrages fihren kénnen. Eine vom
Gesetzgeber geschaffene Moglichkeit zur Korrektur von Arbeitsvertrégen, die nur einer Partei
zusteht, ist aber bedenklich. Im Arbeitsrecht stehen den Parteien grundsétzlich
Arbeitskampfmal3nahmen zur Verfiigung, um auf die andere Partei Druck ausiiben zu kénnen.
Dabel ist der Grundsatz der Kampfparitdt zu beachten. Die Korrekturmoglichkeit des
8321 S. 3UrhG wirde dagegen lediglich den Arbeitnehmern dienen und diesen Grundsatz
verletzen.®® Der Gesetzgeber ist namlich zur arbeitskampfrechtlichen Neutralitét verpflichtet.
Dafur spricht auch die Begrindung des Gesetzgebers, die Regelung des § 43 beizubehalten.
Wenn die von Rechtsprechung und Lehre entwickelten Grundsétze unberihrt bleiben sollen,
dann folgt daraus, dass die Grundsétze der Abgeltungstheorie weiterhin Geltung haben und
eine Korrektur des Arbeitsvertrages ausgeschlossen ist.

An diesem Ergebnis kann man aber aufgrund der weiteren Begriindung zu 8 43 UrhG n.F.
zweifeln.®® Darin heif}t es, dass die in Absatz 3 des Gesetzesentwurfs vorgesehene Regelung
zum Vergutungsanspruch for Urheber in Arbeits- oder Dienstverhdltnissen sich nun in
8§32 Abs. 4und § 32 aAbs. 4 findet. § 32 IV UrhG lautet:

Der Urheber hat keinen Anspruch nach Absatz 1 Satz 3, soweit die Vergitung fur die Nutzung
seiner Werke tarifvertraglich bestimmt ist.

580 BT-Drucks. 14/8058, zu Nr. 10 (§ 43).

581 Die Frage stellt sich nur fir Pflichtwerke, da fir die Nutzung von freien Werken ohnehin das allgemeine
Urhebervertragsrecht und damit auch die 88 32 f. UrhG Anwendung finden.

582 Berger, ZUM 2003, S. 173 (177 f.).

583 Fur eine Anwendbarkeit der 88 32 f. UrhG konnte auch der pauschale Verwels auf die 88 31 f. UrhG in
8 43 UrhG sprechen. § 43 UrhG normiert jedoch, dass diese Vorschriften nur dann anwendbar sind, wenn
sich aus dem Inhalt und Wesen des Arbeitsverhdltnis nichts anderes ergibt. Da in aler Regel eine
Vergutung fir die Arbeitsleistung vereinbart ist, ergibt sich aus dem Inhalt des Arbeitsverhaltnisses aber

gerade etwas anderes.
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Daraus folgt zunachst, dass tarifvertragliche Regelungen Vorrang haben und den gesetzlichen
Korrekturanspruch  ausschlief3en. Ein  Vorrang tarifvertraglicher Regelungen ohne
Korrekturmoglichkeit  folgt zwingend aus der verfassungsrechtlich garantierten
Tarifautonomie. Weiterhin ist der Norm zu entnehmen, dass der Urheber, soweit seine
Vergitung nicht tarifvertraglich bestimmt ist, den gesetzlichen Korrekturanspruch geltend
machen kann. In diesen Féllen misste § 321 S. 3UrhG demnach auf Arbeitnehmerurheber
Anwendung finden. Dafir spricht auch die oben genannte Begrindung. Dazu wird behauptet,
die Regelung des § 32 1V UrhG wére ansonsten unverstandlich und wirde keinen Sinn erge-
ben.® Dagegen wird allerdings eingewandt, §32IV UrhG betreffe die arbeitneh-
merahnlichen Urheber und beziehe sich nur auf die Tarifvertrdge, welche aufgrund des
§12 aTVG erlassen werden.”® Das wére nur damit zu erkléren, dass in der Begriindung des
8§ 43 UrhG nur auf 8 32 1V UrhG verwiesen wird und nicht auf § 321 S. 3 UrhG. Dann wiirde
die Begrindung eine Regelung zum Vergitungsanspruch von Arbeitnehmerurhebern nur in
den tarifvertraglichen Klauseln sehen.

Deutlich geworden ist, dass der Wille des Gesetzgebers in der Begriindung nicht klar zum
Ausdruck kommt, sondern vielmehr widerspriichliche Aussagen getroffen werden. Auf der
einen Seite sollen die bislang entwickelten Grundsédtze der Abgeltungstheorie mal3geblich
bleiben und auf der anderen Seite soll sich eine Regelung zum Vergitungsanspruch nun in
§ 32 1V UrhG finden. Fuhrt 8 32 1V UrhG aber zu einer Anwendbarkeit des § 32| S. 3 UrhG
und damit zu einer Korrekturmoglichkeit des Arbeitsvertrages, so widerspricht das den
Grundsédtzen der Abgeltungstheorie. Da gegen eine Anwendbarkeit der 88 32 f. UrhG im
Gesetzgebungsverfahren erhebliche Kritik vorgebracht wurde, ist davon auszugehen, dass der
Gesetzgeber durch den Verweis auf 8 32 1V UrhG nicht die Anwendbarkeit des gesetzlichen
K orrekturanspruchs beabsichtigt hat.>®°

584 Grobys/Foerstl, NZA 2002, S. 1015 (1016).

585 Ory, JurPC Web.-Dok. 107/2002, Abs. 12; Berger, ZUM 2003, S. 173 (176). Warum sich 8 32 IV UrhG
alerdings nur auf arbeitnehmerdhnliche Urheber beziehen soll, lasst sich der Begrindung nicht
entnehmen.

586 Soim Ergebnis auch Berger, ZUM 2003, S. 173 (177); Ory, JurPC Web.-Dok. 107/2002, Abs. 12. Anderer
Ansicht sind: Hilty/Peukert, GRUR Int. 2002, S. 643 (648); Schricker, GRUR Int. 2002, S. 797 (804).
Unklar Jacobs, NJW 2002, S.1905(1906); der die algemeine Aussage trifft, dass das neue
Urhebervertragsrecht nur sekundér fir Arbeitnehmerurheber gilt, soweit sich aus dem Inhalt oder dem

Wesen des Arbeitss oder Dienstverhdtnisses nichts anderes ergibt. Offen bleibt, ob Jacobs eine
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Um der Regelung des 8 32 1V UrhG einen eigenstandigen Sinn zu geben, erweitert Zirkel
den Anwendungsbereich des §43 UrhG.*®’ Danach soll der Anwendungsbereich des
8 43 UrhG entgegen der bisher h.M. auch auf die erweiterte Nutzung eines Pflichtwerkes und
die nichtpflichtgebundenen Werke ausgedehnt werden. Neben der Moglichkeit, die
Anspriiche aus 8§ 32 UrhG geltend zu machen, hétte dies zur Folge, dass ein Arbeitgeber auch
an nicht-pflichtgebundenen und freien Werken stillschweigend Nutzungsrechte erlangen
konnte. Auch Zirkel ist der Ansicht, dass das neue Urhebervertragsrecht fur Pflichtwerke an
der Abgeltungstheorie festhalt. Zunachst ist ihm auch grundsétzlich darin beizupflichten, dass
fur die erweiterte Nutzung eines Pflichtwerkes und die Nutzung von freien Werken das
allgemeine Urhebervertragsrecht und damit auch die 88 32 f. UrhG anwendbar sind. Es ist
demnach auch unsauber formuliert, wenn man prift, ob der gesetzliche Korrekturanspruch auf
Arbeitnehmerurheber Anwendung findet. Richtiger wéae zu fragen, ob ein
Arbeitnehmerurheber Korrektur des Vertrages verlangen konnte, wenn es um die Nutzung
eines Pflichtwerks geht. § 321 S. 3 UrhG ist demnach bei der Nutzung dieser Werke auch im
Arbeitsverhdtnis anwendbar. Nur ist Zirkel entgegenzuhalten, dass fir eine erweiterte Nut-
zung eines Pflichtwerks und die Nutzung eines freien Werks eine Vergutung im Tarifvertrag
nicht geregelt ist. Es ist deshalb unwahrscheinlich, dass § 32 IV UrhG eine Vergitung fir
diese Nutzung erfassen sollte. Ein daraus abgeleiteter gesetzgeberischer Wille, den
Anwendungsbereich des § 43 UrhG zu erweitern, kann schon aus diesem Grund nicht erkannt
werden.

Neben dem Anspruch aus 8§32 UrhG auf eine angemessene Vergitung gewdhrt das
Urhebervertragsrecht dem Urheber einen Anspruch auf eine weitere Beteiligung gem.
8§32 aUrhG. Diese Regelung entspricht im Wesentlichen dem 8§ 36 a.F., dem sogenannten
Bestsellerparagraphen. Da in der Literatur die Anwendbarkeit des Bestsellerparagraphen in
Arbeitsverhdtnissen allgemein anerkannt war’®, kann ein Arbeitnehmerurheber auch den
Anspruch aus § 32 aUrhG geltend machen.®® Dies entspricht dem Willen des Gesetzgebers,
da dieser mit der Beibehaltung des 8§ 43 UrhG die von der Rechtsprechung und Lehre ent-

Anwendbarkeit des 8321 S.3UrhG auch begaht, wenn es um die Vergltung der Nutzung eines
Pflichtwerkes geht. Ebenfalls nicht eindeutig: Wandtke/Grunert in Wandtke/Bullinger, UrhG, § 32 Rn. 4.

587 Zirkel, WRP 2003, S. 59 (63).

588 Vinck in Fromm/Nordemann, UrhG, § 43 Rn. 4; Spautz in Mohring/Nicolini, UrhG, § 43 Rn. 11; Ulmer,
Urheber- und Verlagsrecht, S. 405.

589 Rehbinder, Urheberrecht, Rn. 339.
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wickelten Grundsdtze zu den Vergutungsansprichen der Urheber in Arbeitss und

Dienstverhaltnissen unberiihrt lassen wollte.>®

590 BT-Drucks. 14/8058, zu Nr. 10 (§ 43).
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V. Miturheber

Wieim algemeinen Teil unter |. 5. bereits erlautert, wird in Auftragsverhaltnissen oftmals ein
Werk gemeinsam geschaffen, so dass Auftraggeber und Auftragnehmer am vollendeten Bild
ein Miturheberrecht erwerben. Gem. §811 S. 1 UrhG steht das Recht zur Vertffentlichung
und zur Verwertung des Werkes den Miturhebern in Gesamthandsgemeinschaft zu. Das
Gesetz ordnet das Miturheberrecht den Miturhebern nicht als Ganzes zur gesamten Hand zu,
sondern lasst ausdriicklich Teile des Urheberpersonlichkeitsrechts, némlich das Recht auf An-
erkennung der Urheberschaft, das Zugangsrecht und das Entstellungsverbot, nicht in das
Gesamthandsgut fallen. Trotz des eindeutigen Gesetzeswortlauts ist umstritten, ob auch die
ausgenommenen urheberrechtlichen Befugnisse der gesamthanderischen Bindung unterliegen
sollen®™* Dies ist im Ergebnis abzulehnen, da die urheberpersonlichkeitsrechtlichen
Befugnisse ihrer Natur entsprechend nur eine natirliche Person und nicht eine Gesamthand
berechtigen kénnen. Dem widerspricht auch nicht die vom Gesetzgeber getroffene Regelung,
das Veroffentlichungsrecht als Tell des Urheberpersonlichkeitsrechts der Gesamthand
zuzuordnen, da eine Austbung der Verwertungsrechte ohne Erstverdffentlichung nicht
maoglich ist. Nur das Veroffentlichungsrecht und die Verwertungsrechte fallen demnach in das
Gesamthandsgut.

Mit der Zuordnung des Verdffentlichungsrechts und der Verwertungsrechte zur
Gesamthandsgemeinschaft ordnet der Gesetzgeber grundsétzlich eine gleichberechtigte

Ausiibung des Miturheberrechts™®

an. Eine derartige Gleichberechtigung widerspricht
alerdings typischerweise den widerstreitenden Interessen in Auftragsverhdtnissen, da ein
Auftraggeber das jeweilige Werk wirtschaftlich nutzen will und ein Auftragnehmer vorrangig
an einer angemessenen Vergitung interessiert ist. Eine gemeinsame Verwaltung und
Auslbung des Miturheberrechts ist in Auftragsverhdtnissen weder praktikabel noch
interessengerecht. 8 8 UrhG erdffnet mehrere Maglichkeiten, die Befugnisse aus dem
Miturheberrecht einer Person zu Ubertragen.

Da Miturheber eine Gesamthandsgemeinschaft bilden, sind auf diese erganzend die

Vorschriften fiir die Gesellschaft des biirgerlichen Rechts (8§ 705 ff. BGB) anwendbar.®

591 Dafir: Sontag, Das Miturheberrecht, S. 29 f. (35). Dagegen: Rehbinder, Urheberrecht, Rn. 171.

592 Im Folgenden wird weiterhin der Begriff ,Miturheberrecht® verwendet, auch wenn die
urheberpersonlichkeitsrechtlichen Befugnisse nicht zum Gesamthandsgut gehoren.

593 Dreier/Schulze, UrhG, § 8 Rn. 12.
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Gem. § 710 S. 1 BGB kann insbesondere einem Miturheber die Geschéftsfihrung Gbertragen
werden. Alleiniger Geschéftsfihrer und Stellvertreter gem. 8§714BGB ist im
Auftragsverhdltnis grundsétzlich der Auftraggeber, da das im Auftrag geschaffene Werk von
vornherein fir seine Verwertung bestimmt ist. Vinck formuliert fir ein im Arbeitsverhéltnis
entstandenes Miturheberrecht, dass regelméaldig nicht davon ausgegangen werden kann, dass
bei einer urhebermaligen Mitbetelligung des Arbeitgebers die Geschéftsfuhrung und
Vertretung der Miturhebergemeinschaft nach aufen von allen Miturhebern gemeinschaftlich
wahrgenommen wird. Es mussen im Gegenteil besondere Umsténde vorliegen, wenn die
Annahme Dberechtigt sein soll, dass dem Betriebsinhaber nicht die alleinige
Geschéftsfuhrungsbefugnis und Vertretungsmacht der Gesamthandsgemeinschaft zustehen
soll.>** Dies gilt grundsétzlich fir alle Auftragsverhaltnisse.

Speziell fur die Verdffentlichung und Verwertung des im Auftrag geschaffenen Werkes ist
gem. § 811 S. 1 UrhG die Einwilligung aller Miturheber erforderlich.>® Beabsichtigt also der
Auftraggeber das im Auftrag geschaffene Werk wirtschaftlich zu nutzen, so bendtigt er
zusétzlich die Einwilligung, aso die vorherige Zustimmung des Auftragnehmers. Eine
Einwilligung wird sich dabei auf eine konkrete Verwertungsart beziehen. Soll dem
Auftraggeber dagegen generell die Moglichkeit eingeraumt werden, das Werk selbstandig zu
verwerten, so kann der Auftragnehmer gem. 881V S. 1UrhG auf seinen Anteil an den
Verwertungsrechten verzichten. 881V S.1UrhG stellt eine Ausnahme von dem in
8 29 UrhG verankerten Grundsatz der Unubertragbarkeit des Urheberrechts dar.

Der Vezicht entspricht am ehesten den Besonderheiten eines Auftragsverhatnisses.
Verzichtet ein Auftragnehmer nicht auf seinen Anteil an den Verwertungsrechten, so miisste
vor jeder beabsichtigten Verwertung seine Einwilligung eingeholt werden. Gem.
8811 S. 2UrhG darf ein Miturheber seine Einwilligung zur Veréffentlichung, Verwertung
oder Anderung zwar nicht wider Treu und Glauben verweigern. § 811 S. 2 UrhG gibt dem
Auftraggeber allerdings nur einen Anspruch auf Einwilligung, welcher im Streitfall eingeklagt
werden muss.>® Eine wirtschaftliche Nutzung zumindest im Rahmen des Vertragszwecks
wird so erheblich erschwert. Gem. 8§ 8 1V S. 2 UrhG ist der Verzicht den anderen Miturhebern
gegenuber zu erklaren. Nicht erfasst vom Verzicht sind die Verwertungsrechte an noch

594 Vinck, Die Rechtsstellung des Urhebersim Arbeits- und Dienstverhdltnis, S. 99 f.
595 Loewenheim in Schricker, UrhG, § 8 Rn. 13.
596 Loewenheim in Schricker, UrhG, § 8 Rn. 14.
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97 An dieser Stelle taucht zum einen

unbekannten Nutzungsarten im Sinne von § 31 IV UrhG.
die Frage auf, ob ein Verzicht auch konkludent erklart werden kann und zum anderen, ob der
Zweckibertragungsgrundsatz  auch auf die Ubertragung eines Anteils an den
V erwertungsrechten anzuwenden ist?

Da der Verzicht den Regeln Uber Willenserklarungen unterliegt und Willenserklarungen
auch konkludent abgegeben werden konnen, ist auch ein konkludent erklarter Verzicht
maoglich. Ein solcher wird in Auftragsverhaltnissen regelmalig anzunehmen sein. Mit dem
Abschluss eines Werk- oder Arbeitsvertrages verpflichtet sich der Auftragnehmer, ein Werk
(gemeinsam mit dem Auftraggeber) zu schaffen, dass vom Auftraggeber begrenzt auf den
Vertragszweck genutzt werden kann. Fehlt es an einem schopferischen Beitrag des Auf-
traggebers, so Ubertrégt der Auftragnehmer diesem stillschweigend entsprechende
Nutzungsrechte. Wenn eine stillschweigende Nutzungsrechtstibertragung bereits bel einer
Alleinurheberschaft des Auftragnehmers angenommen wird, so muss eine stillschweigende
Rechtstibertragung durch einen konludent erklarten Verzicht erst recht im Fale der
Miturheberschaft moglich sein.

Zumindest die Verpflichtung ener stillschweigenden Rechtsiibertragung auf den
Auftraggeber mit Abschluss eines Dienstvertrages kann auch der Entscheidung ,, Ratgeber fir
Tierheilkunde® des BGH entnommen werden.>® Das Gericht hatte in dieser Entscheidung
darlber zu befinden, ob einer Dienstverpflichteten, die zunéchst fir einfache Schreib- und
Hilfsarbeiten bei der Fertigstellung eines Buchmanuskripts eingestellt und bezahlt worden ist,
darUber hinaus jedoch einen wesentlichen schopferischen Beitrag an der Erstellung des
Buchmanuskripts leistete, eine Verglitung nach Mal3gabe des § 8 I11 UrhG zu zahlen ist. Das
Gericht bgjahte den geltend gemachten Beteiligungsanspruch gem. § 8111 UrhG, ohne
abschlief3end zu klaren, wann und wie eine Rechtsiibertragung stattgefunden hat. Mit der
Zahlung des zunéchst vereinbarten Gehalts solle aber eine Ubertragung der
Werknutzungsrechte erforderlich sein.®® Da der BGH die Frage der Rechtsiibertragung
ausdricklich  offen gelassen hat, steht diese Entscheidung der Annahme einer
stillschweigenden Rechtsiibertragung durch konkludent erklérten Verzicht mit Abschluss
eines Werk- oder Arbeitsvertrages nicht entgegen. Gegen die Annahme einer nur

schuldrechtlichen Verpflichtung zur Rechtsiibertragung unter Miturhebern spricht die

597 Rehbinder, Urheberrecht, Rn. 171.
598 BGH, GRUR 1978, S. 244 f.
599 BGH, GRUR 1978, S. 244 (246).
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gegenteilige rechtliche Bewertung bel im Auftrag geschaffenen Werken, an welchen der
Auftraggeber kein Miturheberrecht erwirbt. Wenn bereits bei einer Alleinurheberschaft des
Auftragnehmers eine stillschweigende Rechtstibertragung auf den Auftraggeber bejaht wird,
so muss das erst recht gelten, wenn der Auftraggeber Miturheber ist.

Da der allgemeine ZweckUbertragungsgrundsatz im gesamten Bereich des Urheberrechts
gilt, ist eine stillschweigende Rechtslibertragung durch konkludent erklarten Verzicht des
Auftragnehmers allerdings begrenzt auf den Zweck des zugrunde liegenden Werk- oder
Arbeitsvertrages.

Eine Vergiitung ist nach Mal3gabe des § 8 111 UrhG zu berechnen.®®

600 BGH, GRUR 1978, S. 244.

181



C. Zusammenfassung der wesentlichen Ergebnisse

1. Bilder kénnen vorwiegend urheberrechtlich geschiitzt sein. Daneben sind Bilder auch dem
Geschmacksmuster- und Markenrechtsschutz zuganglich.

2. Fotografien werden durch den Lichtbildschutz in ungerechtfertigter Weise privilegiert. Zu
fordern ist deshalb ein Mindestmalld an personlicher geistiger Leistung fir den
Lichtbildschutz. Die Reproduktionsfotografie fallt aus diesem Grund aus dem Schutzbereich
des § 72 UrhG heraus.

Auftragsver haltnisse —freie Ur heber

3. Obwohl ein enormer Regelungsbedarf im Urhebervertragsrecht besteht, hat der
Gesetzgeber auch mit der Reform des Urhebervertragsrecht keine umfassenden
Neuregelungen geschaffen. In der Praxis ist man deshalb weiterhin gezwungen, sich an
Mustervertrdgen zu orientieren. Die untersuchten Mustervertrége berticksichtigen allerdings
weder die Besonderheiten des Vertragsgegenstands ,Bilder” noch die widerstreitenden
Interessen in Auftragsverhaltnissen in angemessener Weise.

4. Entscheidend fiir die Auslegung von Nutzungsvertragen ist der in 8 31V UrhG normierte
Zweckibertragungsgrundsatz. Muss der Vertragszweck durch Auslegung ermittelt werden, so
ist der Umstand, dass ein Werk im Auftrag erstellt worden ist, angemessen zu
berticksichtigen. Der Umstand, dass es sich um eine Auftragsproduktion handelt, kann ein
von der ansonsten eher restriktiven Auslegung abweichendes Ergebnis herbeifiihren.

5. Mit der EinrBumung von Nutzungsrechten an Werken, welche dem Markenschutz
zuganglich sind und auch als Zeichen fir Waren oder Dienstleistungen verwendet werden
sollen, erteilt ein Urheber in der Regel die stillschweigende Zustimmung zur
Markenei ntragung.

6. Mit dem Abschluss eines Nutzungsvertrages an Werken, welche geschmacksmusterféhig
sind, wird in der Regel ebenfalls stillschweigend ein Vor- oder Optionsvertrag geschlossen.
Nach Fertigstellung des Werkes und dessen Anmeldung steht dem Auftraggeber dann gem.
8 11 GeschmMG das ausschliefdliche Recht auf Nachbildung des Musters zu.
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Arbetnehmer ahnliche Urheber

7. Entscheidend fur die Anwendbarkeit des § 43 UrhG ist, ob der Urheber aufgrund eines
Dienst- und nicht eines Werkvertrages tatig wird.

8. Der Vergutungstarifvertrag Design ist aus mehreren Griinden zu kritisieren. Zunéchst ist
festgestellt worden, dass 5.1 und §5.2 nichtig sind. 85.4 ist in eine verpflichtende
Regelung umzudeuten.

Zu bemangeln ist weiterhin, dass der Vergltungstarifvertrag Design keine ge-
schmacksmusterrechtlichen Regelungen enthdlt, obwohl der Uberwiegende Teil der
Designleistungen nur die Voraussetzungen des Geschmacksmusterschutzes erfillt. Deshalb
enthalt diese Arbeit einen Vorschlag dafir, welche geschmacksmusterrechtlichen Regelungen
Inhalt eines Tarifvertrags fir Designleistungen werden kénnten.

9. Rechtslage im Geschmacksmusterrecht:

Gem. 8711 GeschmMG findet ein derivativer Rechtserwerb des Auftraggebers statt.
8711 GeschmMG setzt kein Arbeitsverhditnis voraus. Die Norm gilt auch fir arbeit-
nehmerdhnliche Urheber. Der Rechtserwerb des Arbeitgebers erstreckt sich auch auf
Designerpersonlichkeitsrechte. Nur der Kernbereich des Designerpersonlichkeitsrechts, dazu
gehort das Recht auf Anerkennung der Urheberschaft, ist untibertragbar.

10. Der Tarifvertrag fur freie Journalisten an Tageszeitungen ist im Gegensatz zum
Vergltungstarifvertrag Design algemeiner formuliert. Es fehlt insbesondere eine
Konkretisierung der Reichweite eines Nutzungsrechts.

11. Die 88 32 f. UrhG finden auf arbeitnehmerahnliche Urheber Anwendung.

Arbetnehmer ur heber

12. Im Arbeitsverhéltnis stehen, abgesehen von den Dienstverhatnissen der Hochschullehrer,
das Eigentum und das Urheberrecht an einem Werkstiick in der Regel zwel Personen zu. Das
Eigentumsrecht dem Arbeitgeber und das Urheberrecht dem Arbeitnehmer. Um Befugnisse
aus dem Urheberrecht durchsetzen zu kénnen, hat der Urheber gegeniiber dem Eigentiimer
einen Anspruch auf Zugang zum Werksttick. Unbefriedigend ist, dass dieser Anspruch nicht
auf einen nutzungsbefugten Dritten Ubertragen werden kann. Die Rechte eines nutzungsbe-
fugten Dritten konnen aber durch eine schuldrechtliche Vereinbarung mit dem Urheber

gesichert werden.
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13. Die Leerformel des 8§ 43 UrhG ist auch nach der Reform des Urhebervertragsrechts in
ihrer urspriinglichen Fassung erhalten geblieben.

14. Mit Abschluss des Arbeits- oder Dienstvertrages verpflichtet sich ein Arbeitnehmer zur
Einrdumung von Nutzungsrechten an von ihm geschaffenen Pflichtwerken und verflgt
gleichzeitig Uber diese. Der Umfang eines Nutzungsrechts wird im Arbeitss oder
Dienstverhdtnis vorrangig durch den jeweiligen Betriebszweck bestimmit.

15. Aufgrund der MTV Zeitschriften und Tageszeitungen werden dem Verlag pauschal
umfassende Nutzungsrechte eingeraumt. Diese pauschale Rechtslibertragung wird fir die vom
Nutzungsrecht  umfassten ~ Nutzungsarten  durch  eine  Anwendbarkeit  des
Zweckibertragungsgrundsatzes begrenzt.

16. Hochschule:

Ein Hochschullehrer ist aufgrund seiner Wissenschaftsfreiheit nicht zur Schaffung
urheberrechtlich geschitzter Werke verpflichtet. Werke von Hochschullehrern sind freie
Werke. Im Einzelfall kann fur diese allerdings eine Anbietungspflicht bestehen.

Eine Verpflichtung zur Einrdumung von Nutzungsrechten an einen Drittmittelgeber besteht in
der Regel nicht.

Wissenschaftliche Mitarbeiter arbeiten grundsétzlich weisungsabhangig. lhre Werke sind
deshalb grundsétzlich Pflichtwerke, es sei denn, es handelt sich um solche, die der
Vorbereitung einer Promotion dienen. Werke, die nicht ausschliefdlich in einem
Doktorandenverhdltnis, sondern auch im Rahmen eines Beschéftigungsverhéltnisses zum
Land geschaffen werden, sind Pflichtwerke.

Dienstherr des Hochschulpersonals und damit abstrakt nutzungsberechtigt ist in Nordrhein-
Westfalen das Land. Da das Land in der Regel keine Verwendungsmoglichkeit fur Werke
Hochschulangehdriger hat, wird es seine Rechte an den konkreten Dienstherrn abtreten.
Konkreter Dienstherr kann die Hochschule, das Institut oder der Lehrstuhlinhaber sein, dem
der Hochschulangehorige zugeordnet ist.

17. Der gesetzliche Korrekturanspruch gem. 8 321 S. 3 UrhG findet keine Anwendung, wenn
es um die Vergitung fir die Nutzung eines Pflichtwerkes geht. Insoweit gilt eine
Nutzungsrechtseinrdumung mit dem Arbeitslohn as abgegolten. Der Anspruch auf eine
weitere Beteiligung gem. 8 32 aUrhG kann dagegen auch fir die Nutzung eines Pflichtwerks

geltend gemacht werden.
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Miturheber

18. Insbesondere in den Fallen, in denen ein Auftragnehmer Entwiirfe seines Auftraggebers
umsetzt, kann an der Umsetzung ein Miturheberrecht von Auftragnehmer und Auftraggeber

entstehen.
19. Der Umstand, dass ein Bild im Auftrag erstellt worden ist, fuhrt in der Regel zu der

Annahme, dass der Auftragnehmer konkludent auf seinen Anteil an den Verwertungsrechten

verzichtet.
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Anhang 1
Bild-Nutzungsvertrag

Ein Vertragsvor schlag

Zwischen dem Urheber Herrn/Frau

und dem Auftraggeber Herrn/Frau

wird folgender Bild-Nutzungsvertrag geschlossen:

8§ 1: Nutzungsgegenstand

Der Urheber gewahrt dem Auftraggeber die Nutzung folgenden/r Bildes/er (genaue Beschreibung
des/r Bildeg/r):

1)
2)
3)

8 2: Vertragszweck
(Zu welchem Zweck soll das Bild genutzt werden? Z.B.: Presse, Werbung, Merchandising,
Kunstverlag)

8§ 3: Art des Nutzungsrechts
Der Urheber réaumt dem Auftraggeber das einfache/ausschliefdliche Nutzungsrecht an oben
bezei chnetem Nutzungsgegenstand ein. (Unzutreffendes bitte streichen).

Im Zweifel erwirbt der Auftraggeber ein ausschliefdliches Nutzungsrecht.

§ 4: Nutzungsarten

Das dem Auftraggeber eingerdumte Nutzungsrecht umfasst folgende Nutzungsarten:
1 Verwendung fur eine CD-ROM
1 Aufnahme in eine Datenbank
"1 Bildbearbeitung

"1 Verwendung im Internet



1 Verwertungsformen im Werbesektor: Plakat-, Katalog-, Flyer-, Zeitschriften-,
Zeitungswerbung, Websites, TV, Verpackung, sonstige:
(Unzutreffendes bitte streichen)

1 Verwendung als Logo fur folgende/s Unternehmen:

1 Verwendung fur Kunstkalender, Postkarten, Buchillustration,
sonstige:
(Unzutreffendes bitte streichen).

1 Abdruck in folgendem/n Printmedium/en (genau bezeichnen):

"1 Merchandising:

Fir welche Produkte und/oder Dienstleistungen soll das Bild verwendet werden:

1 sonstige:

§ 5: Raumlicher und zeitlicher Umfang

Das Nutzungsrecht wird raumlich beschrénkt auf das Gebiet: /

wird réumlich unbeschrankt erteilt.
Das Nutzungsrecht gilt fur den Zeitraum vom bis /

gilt zeitlich unbeschrankt.
(Unzutreffendes bitte streichen)

§ 6: Markenrecht
Der Auftraggeber ist berechtigt, eine Bildmarke eintragen zu lassen. Die gem.

85111 S. 3 MarkenG erforderliche vorherige Zustimmung wird hiermit erteilt.

8§ 7: Geschmacksmusterrecht

Der Auftraggeber ist zur Eintragung von Geschmacksmustern berechtigt. Das vor der Anmeldung
entstehende Anwartschaftsrecht wird hiermit auf den Auftraggeber Ubertragen. Das
Anwartschaftsrecht geht ohne weiteres mit der Fertigstellung des Werkes auf den Auftraggeber
uber.



§ 8: Urheber per sonlichkeitsr echt

Dem Urheber steht das Recht auf Anerkennung der Urheberschaft zu. Das Recht auf eine
Urheberbezeichnung, das Veroffentlichungsrecht sowie das Recht, Anderungen des Werkes
verbieten zu kénnen, steht dagegen dem Auftraggeber zu, soweit nichts anderes vereinbart wird.

Abweichende Vereinbarung:

8 9: Vergiitung
Der Urheber hat Anspruch auf eine angemessene Vergitung. Die Vergitung des Urhebers

orientiert sich an gemeinsamen Vergitungsregel n.

§ 10: Miturheberrecht
Haben Auftragnehmer und Auftraggeber die Bilder gemeinsam geschaffen, so verzichtet der
Auftragnehmer im Falle eines Miturheberrechts auf seinen Anteil an den Verwertungsrechten

gegen eine angemessene Vergitung.

(Ort, Datum, Unterschrift) (Ort, Datum, Unterschrift)






Personliche Daten:
Name:

Geburtsdatum:
Geburtsort:

Schulausbildung:
1982-1986
1986-1996

Universitat:
Oktober 1996

01. 09. 99 - 28. 02. 2000

17.11. 2001
01. 03. 2002 - 31. 07. 2003

23. 02. 2005

Referendariat:

01. 09. 2003 - 24. 10. 2005

24. 10. 2005

Nebentéatigkeit:
15. 01. 2002 - 31. 05. 2002

L ebenslauf

Anja Bohm
18. Mai 1976
Menden (Sauerland)

Albert Schweitzer Grundschule, Menden
Stadt. Walram-Gymnasium und Stadt. Heilig-Geist-

Gymnasium, Menden

Beginn des Studiums der Rechtswissenschaft an
der Ruhr-Universitat Bochum

University of Nottingham, Erasmus-Stipendium
Absolvierung der ersten juristischen Staatspriifung
Promotionsvorbereitung bei Prof. Dr. Klaus F. Rohl
zum Thema:

.Bildurheberrechte und gewerbliche Schutzrechte in
Auftragsverhéltnissen®

Promotion zum Dr. jur. an der Ruhr-Universitét-

Bochum

Juristischer Vorbereitungsdienst am Landgericht
Aachen

Absolvierung der zweiten juristischen Staatsprufung

Rechtsanwaltsgesellschaft

PricewaterhouseCoopers Veltins in Dusseldorf



01. 09. 2002 - 31. 07. 2003

01. 04. 2004 — 31. 08. 2005
Berufstatigkeit:
seit dem 01. 11. 2005

Sonstiges:

Wissenschaftliche Hilfskraft am Lehrstuhl fur
Rechtsphilosophie und Rechtssoziologie von Prof.
Dr. Klaus F. ROhl (Ruhr-Universitat Bochum)

Trianel European Energy Trading GmbH in Aachen

Justitiarin bei der Fa. Trianel European Energy
Trading GmbH in Aachen

Veroffentlichung in der Festschrift fur Klaus F. R6hl,
Baden-Baden 2003:
,vVom Entwurf zum Bild in der Rechtsdidaktik — ein

urheberrechtliches Problem*



	A. Allgemeiner Teil: Bildurheberrechte und gewerbliche Schutzrechte
	Urheberrecht
	Persönliche geistige Schöpfung
	Geistiger Gehalt
	Wahrnehmbare Formgestaltung
	Persönliches Schaffen
	Schöpferischer Eigentümlichkeitsgrad

	Werke der bildenden Künste
	Reine Kunst
	Comic-Figuren
	bb) Tierfiguren
	cc) Computerkunst

	Angewandte Kunst
	Gestaltungshöhe
	bb) Logos
	cc) Werbegrafiken


	Lichtbildwerke
	Darstellungen wissenschaftlicher oder technischer Art
	Entwürfe und deren Umsetzung
	Schutzfähigkeit des Entwurfs
	Schutzfähigkeit der Umsetzung
	Miturheberschaft


	Leistungsschutzrecht
	Geschmacksmusterrecht
	Erzeugnis
	Neuheit
	Rückblick: Eigentümlichkeit
	Eigenart

	Markenrecht
	Schutzfähigkeit
	Absolute Schutzhindernisse
	Grafische Darstellbarkeit
	Konkrete Unterscheidungseignung
	Freihaltebedürfnis


	Gewerblicher Rechtsschutz auf europäischer Ebene

	B. Besonderer Teil: Die Rechtslage in Auftragsver
	Freie Urheber
	Einräumung von Nutzungsrechten
	Vertragsinhalt
	Lizenzvertrag
	bb) Illustrationsvertrag
	cc) Merchandising-Vertrag
	dd\) Richtlinien für Abschluss und Auslegung vo�
	ee\) Allgemeine Geschäftsbedingungen
	ff) Zwischenergebnis

	Auslegungsgrundsätze, insbesondere unter Berücks
	Nutzungsart
	Digitalisierung
	bbb) Online-Nutzung
	ccc) Werbung
	ddd) Merchandising
	eee) Kunst- bzw. Buchverlag
	fff) Presse
	ggg) Sonstige

	bb) Allgemeine Regeln und Anhaltspunkte zur Bestimmung des Vertrags˜zwecks
	Auftragsverhältnisse
	bbb\) Weitere relevante Umstände

	cc) Inhalt und Umfang von Nutzungsrechten anhand typischer Vertrags˜zwecke
	Presse
	bbb) Werbung
	ccc) Merchandising
	ddd) Verlagsbereich

	dd\) Einfache und ausschließliche Nutzungsrecht�
	§ 38 UrhG \(Presse\)
	bbb) Vertragszweck
	ccc) Auftragsarbeit



	Anmeldung und Eintragung gewerblicher Schutzrechte
	Vergütung
	Vereinbarte Vergütung
	Angemessene Vergütung
	Gemeinsame Vergütungsregeln
	Vereinigungen von Urhebern und Vereinigungen von Werknutzern
	bbb\) § 36 I S. 2 UrhG

	bb\) Übliche und redliche Vergütung

	c) Weitere Beteiligung des Urhebers

	Urheberpersönlichkeitsrechte

	Arbeitnehmerähnliche Urheber
	Arbeitnehmerähnliche Personen
	Anwendbarkeit von § 43 UrhG auf arbeitnehmeräh�
	Tarifverträge
	Zulässigkeit von Urheberrechtsklauseln in Tarifv�
	Vergütungstarifvertrag Design SDSt/AGD
	Urheberrechtsklauseln
	bb\) Vergütungsklauseln
	cc) Geschmacksmusterschutz
	Rechtslage im Geschmacksmusterrecht
	bbb\) Was müsste ein Tarifvertrag zum geschmack�


	Tarifvertrag für arbeitnehmerähnliche freie Jour
	Anwendbarkeit der §§ 32 f. UrhG


	Arbeitnehmerurheber
	Eigentum
	Einräumung von Nutzungsrechten
	§ 43 UrhG
	Verpflichtung aus dem Arbeitsverhältnis
	bb\) Einschränkungen aufgrund von Inhalt und We�
	Allgemein
	bbb\) Tarifverträge


	Hochschule, insbesondere unter Berücksichtigung �

	3. Urheberpersönlichkeitsrechte
	4. Vergütung

	IV. Miturheber

	C. Zusammenfassung der wesentlichen Ergebnisse
	Auftragsverhältnisse – freie Urheber
	Arbeitnehmerähnliche Urheber
	Arbeitnehmerurheber
	Miturheber

	DECKBLAT.PDF
	Bildurheberrechte und gewerbliche Schutzrechte
	Anja Böhm


	VORWORT.PDF
	Vorwort

	NUTZUNGS.PDF
	Zwischen dem Urheber Herrn/Frau _____________________________

	LEBENSLA.PDF
	Name:Anja Böhm

	Nutzungsvertrag.pdf
	Zwischen dem Urheber Herrn/Frau _____________________________

	Nutzungsvertrag.pdf
	Zwischen dem Urheber Herrn/Frau _____________________________

	LEBENSLA.PDF
	Name:Anja Böhm


